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12. Plenarsitzung des Landtages Rheinland-Pfalz 
am 21. März 1956 

Die Sitzung wird um 9.38 :Uhr durch den Präsidenten 
des Landtages eröffnet. 

Präsident Wolters: 

Meine 'Damen und Herrenl Die 12. Sitzung des Land­
tages von Rheinland-Pfalz ist eröffnet. Die Beisitzer der 
heutigen Sitzung sind die Abgeordneten Wolf und Sax­
ler. Die Rednerliste führt der Abgeordnete Wolf. Ent­
schuldigt für die heutige Sitzung infolge Erkrankung 
oder aus dienstlichen.Gründen sind die Abgeordneten 
Brune, Frau Dr. Gantenberg, Hertel, Martenstein, Dr. 
Rösler, Stübinger und Frau Wolf. 

Auf der Tribüne .unseres Hauses darf ich als Gäste be­
grüßen die Werkjugend der chemischen Fabrik Dr. Ra­
schig aus Ludwigshafen. 

(Beifa!l des Hauses.) 

Meine Damen 1.md Herren'! Ich darf zuvor noch eine 
kurze geschäftliche Mitteilung machen. Ich schlage dem 
Hause vor, daß wir morgen nachmittag zunächst das' 
Gesetz über den Finanzausgleich verabschieden und 
anschließend daran das Finanzministerium, die Finanz­
ve!·waltung und den Außerordentlichen Haushalt zu­
sammenhängend behandeln. Das Haus ist damit einver­
stancien. 

Ich darf dann die Redner dringend bitten, sich an die 
vorgesehene Redezeit zu halten, damit der Ablauf der 
Tagesordnung im ganzen gewährleistet ist. 

Wir fahren nunmehr in unserer Beratung fort. Ich rufe 
auf den 

Einzelplan 03 - Ministerium des Innern -

Die Berichterstattung des Haushalts-. und Finanzaus­
schusses erfolgt durch Herrn Abgeordneten Detzel, dem 
ich hier1'Tlit das Wort erteile. 

Abg. Detzel: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Haus­
halts- und Finanzausschuß hat nicht ohne Grund seine 
Etatberatung .mit dem Haushalt des Innenministeriums 
begonnen. Dieses klassische Verwaltungsministerium 
bietet in besonderem Maße Gelegenht!it, sich mit grund­
sätzlichen Fragen zu beschäftigen, die für den Gesamt­
haushalt Geltung haben und von Bedeutung sind. Be­
vor ich auf diese einzelnen Debatten eingehe, darf 'ich 
von yorneherein feststellen, daß auch der Haushalt des 
Innenministeriums der allgemeinen Tendenz folgt, sich 
auszuweiten, daß aber .die Erhöhungen als zwangsläu­
fig bezeichnet werden müssen, wie ich später noch aus­
führen werde. Auch die Aufwärtsentwicklung im Perso­
nalbestand scheint noch nicht zum Abschluß gekorrimen 
zu sein. Die Stellenmehrung ist aber in erster Linie auf 
eine beachtliche Er-höhung der Polizeikräfte zm·ückzu­
führen. Diese wiederum hat ihre Ursache in dem gestei­
gerten Straßen- und Kraftfahrzeugverkehr. Es handelt 
sich hier also um einen echten Mehrbedarf an Personal, 
der bei der gegebenen Überlastung <ier Polizei auch 
bei Beachtung strengster Grundsätze der Sparsamkeit 
nicht vermieden werden konnte. 

·zu Beginn der Haushaltsberatung ließ sich der· Haus­
halts- und Finanzausschuß durch seinen Vorsitzenden 
über die Arbeit der sogenannten Stellenplankommission 
berld1ten. Dieser die- Haushaltberatung vorbereitende 
Unterausschuß kam zu keinem abschließenden Ergeb­
nis, da die außerordentlich schwierige und komplizierte 
Materie in der der Kommission :;;:ur Verfügung stehen­
den kurzen Zeit ihrer Problemstellung nach noch nicht 

einmal systematisch erfaßt, geschweige denn der er­
wünschten Klärung zugeführt werden konnte. Der Aus­
schuß war sich deshalb darüber einig, daß sich die Stel­
lenplankommission nach den Etatberat1.m,gen wieder zu­
sammensetzen soll, um .sich erneut mit der gestellten 
·Aufgabe intensiv zu befassen. · 

' ' 
Meine Damen und Herren! Im Zusammenhang· mit der 
Beratung der Stellenpläne <hat sich der Ausschuß auch 
mit d~r Bereinigung des l.3ler-Gesetzes ein·gehend be­
faßt. Alle Mitglieder des Ausschusses .'waren überein­
stimmend der Auffassung, daß das Gesetz durch di:e Ent­
wicklung überholt und· eine Gesetzesänderung dringend 
am Platze sei. I11sbesondere wurde hierbei auf den Miß­
stand. hingewiesen, daß die Statistik alle 13ler Beamten, 
die noch nicht in ihrer früheren Stellung untergebracht 
sind oder die anderweitig beschäftigt werden, als noch 
nicht untergebracht im Sinne des Gesetzes zählt. Daß 
sich aus diesem völlig falschen Bild keine vernünftige, 
den heutigen Verhältnissen Rechnung tragende Hand­
habung <;Jes Gesetzes ergeben kann, versteht sich von 
selbst. · 

Hinsichtlich der ,Beihilfegrundsätze war sich der Aus­
schuß darüber einig, daß die Richtlinien dringend einer 
Änderung bedürfen. Es ist nach Meinung des Ausschus­
ses nicht zu übersehen, daß sich auf diesem Gebiet Miß­
stände und Ungerechtigkeiten ergeben haben, die der 
Abhilfe bedürfen. Nach Meinung des Ausschusses gilt es, 
dor-t zu helfen, wo wirklich Hilfe am Platze ist. Anderer­
seits gelte es aber, Bagatellfälle auszuschließen und der 
Selbsthilfe des einzelnen den gebotenen Spielraum zu 
la$sen. Meine Damen und Herren, wenn trotz dieser Er­
kenntnis kein diesbezüglicher Antrag eingebracht wird, 
so deshalb, weil beim Bund bereits neue Richtlinien aus­
gearbeitet sind, die allerdings erst mit der neuen Be­
soldungsordnung i_n,Kraft gesetzt werden sollen. 

Bei der Beratung des Kapitels 0303 - Bezirksregierun­
gen - , entwickelte sich im Ausschuß •eine .Grundsatz­
debatte w.egen der A'UISgliederung der Regierungsforst­
ämter und· die Eingliederung in den Einzelplan des 
Ministeriums für . Landwirtschaft, Weinbau und For­
sten. Eine einmütige Auffassung des Ausschusses zu 
dieser Frage war nicht zu erzielen. Es wurde -daiher im 
Rahmen der Beratungen des Etats des Innenmk1iste­
ri'UJmS beschlossen, die BeratUng zu diesem Punkte ge­
trennt zu behandeln und nicht im Rahmen des Etats 
eines ·der beteiligten Ministerien. Der Ausschuß hat 
später dann mit Mehrheit der vorg·esehenen Neurege-
lung zugestimmt. · 

Denn, meine Damen und Herren, haben die Kapit~l 08 
bis 11 - Polizei und Gendarmerie - eine ausführliche 
Debatte ausgelöst". Der Herr Innenminister hat zu Be­
ginn dieser Debatte den Ausschuß davon verständigt, 
daß sich d·ie Kriminalität in den letzten 5 Ja·hren s tän­
di_g aufwärts entwickelte, wobei. die Zunahme der Ju­
gendkrirn.inalität besonders unangenehm auffiel. Der 
Herr Minister hat dem Aussch.uß wetter davon berich­
tet, daß die jährliche Zunahme der Verkehrsunfälle 
zwar mit dem zunehmenden Kraftfah.rzeugverke hr ro­
sammenhänge, aber ein erschreckendes Ausmaß ange- • 
nommen habe. 
Meine Damen und Herren! Allein · diese beiden Tat­
-sachen beweisen mit aller Deutlichkeit, daß sich das 
Aufgaben- und Arbeitsgebiet der ' Polizei und Gendar­
merie nicht nur erheblich erweitert. sondern daß im­
mer größere Anforderungen auch ·an den einzelnen 
Polizeibeamten gestellt werden müssen. 

Der Ausschuß hat daher die vorgeschlagenen Stellen­
mehrungen und Stellenhebungen einstimmi.g gebilligt 
und insbesondere die Verbesserung der Stellenrelation 
im mittleren Dienst gutgeheißen. 
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(Oetz.el) 

Bei der Beratung des Stellenplanes der Polizei hat der 
Her·r Innenminister den Ausschuß auch davon unter­
richtet, daß es immer schwerer falle, Beamte aufs Land 
zu bringen. Bei der Aussprache zu dem aufgeworfenen 
Problem wurde im Ausschuß die Meinung vertreten, daß 
die vom Innenminister festgestellte T~tsache nicht ver~ 
wunderlich sei, wenn man berücksichtige, . daß die auf 
c;!em Lande stationierten Beamten nicht nur unangeneh­
mere Lebensbedingungen in Kauf nehmen müssen, son­
dern darüber hinaus durch das derzeit geltende Orts­
klassensystem auch noch schiech ter besoldet werden. Die 
Beratung des Besoldungsgesetzes wird Gelegenheit ge':' 
ben, zu diesem außerordentlich wichtige~ Problem Stel­
lung zu nehmen. 

Mit besonderem Interesse hat sich der Ausschuß mit der 
Förderung des Krankenhausbaues beschäftigt und mit 
Genugtuung von der Mitteilung des Ministeriums 
Kenntnis genommen, daß im Norden des Landes ein be­
sonderer Mangel nicht festgestellt werden könne, daß 
dagegen aber in der Pfalz heute noch die vorhandene 
Bettenzahl bei weitem nicht ausreiche. Das Ministerium 
hat zugesichert, daß durch Verhandlungen, insbesondere 
mit den pfälzischen Städten, das Problem des Kranken­
hausneubaues bzw. der Erweiterung d er Krankenhäuser 
mit 'aller Intensität in Angriff genommen werden soll. 
Im übrigen, meine Damen und Herren, glaube ich auf 
die Verlesung von Zahlen verzichten zu dürfen. Sie sind 
Ihnen allen.bekannt. Was ich angesprochen habe, waren 
einige wichtige grundsätzliche Debatten im Rahmen der 
Haushaltsberatung. Ich darf Sie deshalb namens des 
Haushalts- und Finanzausschusses bitten, dem Einzel­
plan 03 - Innenministerium - mit den sich aus der 
Drucksoche 11/89 ergebenden Änder:ungen zuzustimmen. 

(Beifall im Hause.) 

Prasident Woltei-s: 
Ich danke dem H errn Berichterstatter filr seine Ausfüh­
rungen. Die allgemeine Aussprache ist eröffnet. Ich bitte 
die Fraktionsredner, därauf zu achten, daß die Redezeit 
von 45 Minuten für jede Fraktion nicht überschritten 
wird. 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Roth von der Fraktion 
der SPD. 

Abg. Roth: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Zahlen haben zwar immer eine Bedeutung und mit 
Zahlen kann man oft recht viel und manchmal aber auch 
nur wenig beweisen. Soweit es sich aber um Zahlen bei 
dem Etat des Innenministeriums handelt, habe ich nicht 
die Absicht, bei meiner Betrachtungsweise über den 
Einzelplan 03 mich auf diese Zahlen ein:z:ulassen. 
Ich möchte vielmehr zu dem Stellung nehmen, was sich 
sowohl in den einzelnen Zahlen wie in der Gesamt­
summe von rund 85 Millionen DM, wie sie der Einzel­
plan .03 ausweist, in sachlicher Hinsicht widerspiegelt. 

, Es kann dabei heute wiederum darauf hingewiesen wer­
den, daß alles das, was auf der ersten Seite des 
Haushaltsplanes des Innenministeriums als dessen In­
halt von Kapitel 1 bis 21 in sachlicher Beziehung ver..: 
zeichnet ist, uns a ls eine tragende Säule der gesamten 
Regierungs- und Verwaltungstätigkeit des Landes ent­
gegenleuchtet. Wenn nun dieser Etat auch noch zeitlich 
in der Mitte unserer Gesamtberatungen steht, wird die 
Bedeutung der Aufgaben des Innenministeriums und 
seiner nachgeol·dneten Behörden und Diens tstellen nur 
noch unterstrichen. Um so mehr steht aber auch die Er­
füllung dieser Aufgaben im Scheinwerferlicht der Öffent­
lichkeit. Innenminister und Vorstände der einzelnen 

Verwaltungsbehörden, ob unten, in der Mitte oder oben, 
sollten eigentlich nur Persönlichkeiten sein, die ein gro­
ßes Maß der auf sie.zukommenden Kritik nicht nur er­
tragen können, sondern daraus auch die erfolgverspre­
chenden Folgerungen ziehen. Der Herr Innenminister 
Dr. Zimmer ist uns als eine Persönlichkeit bekannt, die 
über diese Eigenschaften verfügt. Es wäre nur noch zu 
wünschen, daß er diese auch auf alle diejenigen über­
tragen könnte, die in seinem Auftrag handeln. 
So, meine D.amen und :Eierren, befinde ich mich mitt en 
in dem Spannungsfeld, das ausgelöst wird durch die Be­
griffe: Selbstverwaltung, staatliche Auftragserfüllung 
und Staatsaufsicht auf der einen Seite wid das anderer­
seits diejen~en umfaßt, die durCh all die :z:u erfüllen­
den Aufgabet"'l berührt oder - man kann es besser zum 
Ausdruck bringen - durdi. die einzelnen Behörden be­
treut werden. Wer jahrelang inmitten dieses Span­
nungsfeldes berufüch tätig ist, kann vielleicht Anspruch 
darauf erheben, etwaige Mängel oder besser gesagt 
Kontaktfehler zu erkennen, wenn man nicht ganz teil­
nahmslos an den Dingen vorbeigeht. 
Um was handelt es sich dabei? Wird der Bürger zum 
Beispiel Verständnis dafür aufbringen, daß er von einer 
Dienstsbelle unter ~erem eip.en.Bescheid erhält, der ihm 
etwas. zusagt., der ihn zum Angehörigen einesibestimmfon 
Personenkreises bestimmt, und eine andere Behörde 
wenige Tage danach, sogar. aus dem gleichen Hause, 
einen Bescheid erteilt, der das Gegenteil besagt. Ich 
bitte Sie, keinen Verdacht zt.i hegen. Es ist dies nicht im 
Bereiche der oberen ode.r mittleren Verwaltilng gesche­
hen, sondern ganz unten:. Gott sei Dank verfügen wir ja 
noch über e twas anderes, das im Bereiche des Innen­
ministeriums sichtbar wird, die Rechtsaufsicht, die dann 
in der Lage ist, unter Umständen solche Mängel auszu­
büge:ln. Man könnte nun trotzdem fragen: Wie ist es 
eigenUich möglich, daß bei ein und derselben Behörde 
eine solche uneinheitliche Entscheidung getro:ffen wird? 
Wenn man. c:h!n Sachbearbeitern nachgeht, so wird man 
feststellen, daß sie beide beweisen können, daß sie recht 
haben, und zwar einfach deshalb, weil jeweils von ihrer 
Fachbehörde her Weisungen erteilt wurden, die ihnen 
nun einmal recht geben. Daraus entwickelt sich diese 
Behördentmeinheitlichkeit, die ein demokratischer Staat 
am allerwenigsten vertragen kann. Ich glaube, ich brau­
che nicht näher darauf einzugehen, um was es sich dabei 
handelt. Es hande1t sich hier lediglich um die Anerken~ 
nung eines Flüchtlings und der daraus entstehenden 
Ansprüche, also einmal Sozialamt und zum anderen 
.Ausgleichsamt. Zwei verschiedene Dienststellen im glei­
chen Hause haben verschiedene Ansichten auf Grund 
verschiedener Weisungen oder Ausführungsbestimmun­
gen usw. Es gibt ähnliche Dinge auf dem Wohnraumbe­
wi.rtschaftungsgebiet. Da darf ich auch sagen , daß es 
einem ausgebombten Bürger in einer zerstörten Stadt 
schwer fallen wird, Verständnis .dafür aufzubringen, 
d aß , wenn er sich sein Haus wieder ·aufgebaut hat, dort 
eingezogen ist und dann nach einigen Tagen e,inen Be­
scheid bekommt, daß er eigentlich zu Unrecht eingezo­
gen sei, und zwar deshalb, weil er die Einweisungs·ver­
fügung noch nicht im Besitz hätte, und ermahnt wird, 
dabei aueh gleich seinen entsprechenden Obolus zu ent­
richten. Das geht noch gut1 wenn der Bürger nur er­
mahnt wird. Wenn ihm aber gar erst mitgeteilt wird, 
daß er sich im Unrecht befände und eventuell sogar 
Maßnahmen zu erwarten hätte, dann wird im Bereich 
dieses Spannungsfeldes etwas ausgelöst, was wir nicht 
wünschen können.. Aber auf denjen.ig~ der da mitten 
drin sieht, auf den kommt so etwas wid Ähnliches im­
mer wieder, man möchte be.inahe sagen alle Tage zu . . 

Meine Damen und Herren l Das kann sowohl unten wie 
bei de'r Mittelinstanz als wie auch ganz oben passieren. 
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Erfreulicherweise haben wir durch die Neufassung ver­
schiedener Gesetze in den letz~en Jahren eine gewisse 
Einheitlichkeit erreicht. Aber wir sind bei weitem noch 
nicht d,ort, wo wir eigentlich sein müßten nach zehn 
Jahren. Noch gibt es zu viele Vorschriften, die auf alte, 
weit zurückliegende Bestizrunurigen1 Gesetze. und Vor­
schriften hinweisen. Es kommt nicht selten vor, daß 
auch von der Mittelinstanz und von anderen Behörden 
auf Yorschrifte~ hingewiesen wird, die in einer Zeit ent­
standen sind, in der man mit demokratischem Recht 
nichts zu tun haben wollte. 

.Ich möchte dtazu noch einen. Bescheid erwähnen, der 
mich nicht gerade erfreut hat. Da wird einem Bürger 
mitgeteilt. daß die Fra:ge der Privatschulen geregelt 
sei durch eine Verordnung des bayerischen Inn.enmmi­
sters aus dem Jq.hre· 1935. Was dieser Bür::ger in der 
heutigen Ze.it damit anfangen soll, weiß ich" nicht: Das 
wird bei ihm liegen; vielleicht hat er Verständnis dia­
für aufgebracht. Jedenfalls sollten solche ulll'd ähnliche 
Vorschriften einfaCh nicht mehr da sein. 

Das war es, was mich veranlaßt hat rru sa•gen, der 
Herr Innenminister m<ichte bei den Persönlichkeiten, 

"denen er Auftrag erteilt hat, daral\lf hinwirken, daß 
sie sich einmal alles ansehen und versuchen .sollen, die 
Dinge zu beseitigen, die beseitigt werd,en müssen. 
Wenn ich da-bei von dem Spannungsfeld ausgegangen 
bin, das sich aus den Begriffen ergföt - auf der einen 
Seite SeLbstverw.iltung u·nd a·uf der. anderen Seite 
StaatsatW;ichtsbehörde -, so, um 2JU sagen, daß n-0ch 
bestehend~ Mängel .Zui; um Zwg ausgemerzt werden . 
müssen. Ich richte d·ie Bitte an den Herrn Innenmini­
ster, doch darauf :ru achten, daß zwei Gesichtspunkte 
innerha1b der Verwalturng bi-s nach oben hin beachtet 
werden oollten: 1. die Behördeneinheitlichkeit und 
2. die Entscheidungsfreudigkeit, d. h. daß überall dort, 
wo an den Vorslland einer ·Behörde etwas herankommt, 
dieser ·auch unter allen Umständen den Mut aufbrin­
gen muß, 2iu entscheLden, .ganz gleichgültig, wie sich 
das.nun im einzelnen aU'liwil'kt. Er muß eine Entschei­
dung treffen und darf diese Aufgabe nicht auf andere 
abschieben. 
Ich habe auch kein Verständnis dafür, wenn sich eine 
Aufsichtsbehörde· daidurch entlasten will, daß sie. die 
Anträge, die von einer Gemeinde auf sie zukiommen, 
nun einfach an die höhere Aufsichtsbehörde weiter­
gibt, um von dort Rückendeckung zu erl:ualten, wenn 
es sich darum handelt, eine Verantwortung zu tiber­
nehmen. Ich will. damit nicht sagen, daß der zur Ent­
sch·eiodung ve1:1Pflichtete Beamte sich nicht auch mit an­
deren Persönlichkeiten der höheren Stelle unterhalten 
darf oder kann, aber keinesfalls darf d ie Entscheidung 
an die übergeordn·ete Stelle abgeschoben werden, nur 
weil man glaubt, die Verantwortung se{ in dem einen 
oder anderen F~le zu groß. 

Ich gebe eine Anregung, die sowohl für dias Innen­
ministerium als auch für die ·Mittelinstanz, ja sogar 
bis zur landrätlichen Verwaltung Geltung -hraben 
dürfte, daß nämlich Beamte, die mit der Aufsicht zu 
1un haben, sich von Zeit zu Zeit in eine Gemeinde oder 
in ·eine Stadt begeben sollen, um sich do-rt mit den 
maßgebenden Leuten zu unterhalten und somit schließ­
lich zu erkennen, welche individuellen Mängel da nun 
vorliegen:. Sie können dann V'iel besser entscheiden, 
wenn in einem Schriftsa~ die eine oder andere Frage 
an sie herangetragen wird. Das kostet ein paar Leute 
mehr. Das Bundesministerium filr gesamtdeutsche Fra-
1gen in Bonn übt dras schoo 'sehr lange. Wir haben uns 
immer gefreut, wenn die Vertreter geklommen sinid, 
nicht um zu kontrollieren, sondern um sich 'mit uns 
über die einzelnen Fragen zu verständi-gen. Diese An-

re,gung, ·wenn sie auch aus •kritischen Bemerkungen · 
heraus entstanden ist, dürfte ein Beitrag dazu sein, 
um das ßlles zu förd.'erii, was wir Sozia:ldemokra ten 
vom dern<lkratischen Staat erwarten. 
Nun komme ich zu einem Kapitel, das im Bereich des~_ 
Inn.enmfnisteriums einen besonderen Raum einnimmt. 
Ich habe dariaiuf verzichtet, au;f die in den 21 Kiaipiteln 
bezeichneten einzelnen Aufgaben einzugehen. Die Spre­
cher der SPP werden nachher auf besondere Dinge zu 
sprechen kouunen. Ich möcllte mich nur noc:h. der Poli-
zei zuwenden. Wir haben vorhin gehört, daß -sowohl 
die Krim.iÄalität wie auch die kleinen Vergehen in ei­
n:em Übeii:maß zu:genoim.men haiben, daß der Bürger 
mit Recht Anspruch darauf .erheben darf, mehr als 
bisher ·g~tzt zu werden. Ich habe vor mir eine 
Diarstellung liegen, die -besagt, daß die Verkehrsun.:. 
fälle von 1951 bis 1955 von 16 921 auf 33 500 angestie- , . 
.gen sind. Warum das so ist, ist allen denen geläufig, . 
die sich draußen bewegen müssen, die heutige Struk­
tur' des Verkehrs kennen und wissen, daß es sogar 
Menschen gibt, vor allen Dingen j'llll§e Leute, die sich 
aus Übermut einen Wagen mieten und oft schwarz 
damit losfahren. Meistens kommt es dann zu einem 
Un1g1ück, wobei vielfach ni-cht die Möglichkeit besteht, 
etwas .zu 1beweisen. ' 
DQs sind Vorgänge, die iu.n,sere Polizei sehr in AnspDuch 
nehmen, denn sie ist es, die darauf Bedacht nehmen muß 
- auch d~e restliche Verwaltungs-polizei •bei den Gemein­
den ·wirkt dabei mit -, die Maßnahmen dnlrchzuführen, 
die .der Verkehr nun einmal fordert. Aus allen diesen 
Gründen möchten wir wünschen, daß d·iesem Aufga­
f:>enbereich !besonderes Augenmertk gewidmet wind. 
Ähnlich liegt es bei der Kriminalität. Auch die hat 
sich in den let'Zten Jahren wesentlich erhöht. Ich darf 
auf $en besonderen Umstand hinweisen, d en alle 
diejenigen kennen, die in einer Stadt wohnen, wo es 
nicht nur eine, -sondern gleich drt!i fremde Garnisonen 
gilbt. Ich wiil da.mit nichts gegen die Soldaten rund die 
Angiehör-igen dieser Garnisonen sag~n, sondern möchte 
nur feststellen, daß zwangsläufig aus dieser Ansamm­
luug von Menschen es z-um 'GedI"änge kommt. Es ;.vird 
nicht .selten auch provoziert, sei es von Ahgehörigen · 
der einen ZUI" anderen Garnison oder von einem 
Staat-sangehörigen zum anderen, sei es wn jugend­
lichen iDeutschen, jedenfalls kommt es zum Krach und . 
zu Schlägereien und allerlei sonstigen dummen Din- ._ 
gen. lp. einzelnen Städten hat man sich um irgendwel­
che Abwehrmaßnahmen Gedanken gemacht. Bei uns 
und in Pirmasens ist es so, daß die Kommandeure 
der Garnisonen mit dem Oberbürgermeister und dem 
Landrat alle Monate einmal zusammenkommen, · um 
sich mit ihnen über die Prob~eme zu unterhalten. 
Da.bei wel-cien .auch die Straßenverhältnisse bespro­
chen, so zum Beispiel, daß die schweren Lastzüge 
von aufgebrochenen Straßen ferngehalten werden . 
müssen und alle diese Fragen. Trotz dieser wohlmei­
nenden Besprechungei::i. ·reicht es nicht aus., die Gefah­
ren abzuwenden. Es besteht deshalb Veranlassung, in 
>den gefähl1d.eten Städten die Polizei entsprechend aus­
Z'Ußllatten und besonders ausZ1ubilden, damit die Be­
amten in der La:ge sind, sich mit den anderen zu un­
terhalten und wenn sie einen Fremden festnehmen 
wollen, :mit -diesem fertig :ru werden. Soweit die ·P oli-
zei .im al1gemeinen. · . 
Nun gibt es I}och einen ·besonderen Fall, <ien ich nicht 
deswegen vortrage, um der Polizei im allgemeinen an 
den Wagen zu fahren., sondern nur erwähne, um an­
dere in Schutz zu nehmen.. Sie kennen alle die mehr 
oqer wenilger berühmte Gemeinde Neumühle in der 
Pfalz. Sie ist bekannt qurch verschied-ene Prozesse:Es 
sah schon beinahe so aus, als ob die Men~chen, die 
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dcrt wohnen, nun alle schlechte · Kerle seien, alle 
suspekt seien für die übrige Öffentlichkeit; wenn ir­
gendetwas geschehen ist, dä.nn mußte es unbedingt 
ein Newnühler .gewesen sein. Man hat sogar im Laufe 
der Zeit versucht, die dort '\vohnenden Menschen noch 
tiefer in Komplexe hineinzumanövrieren .. Aber es 'ist 
nun einmal der Mensch, der auch hier in Erscheinung 
tritt und der sich selbst geholfen hat. Es ga.b Gott sei 
Dank Persönlichkeiten 'Und Behörden, die ihnen bei­
gestanden sind und die dortigen Verhältnisse zum 
Besseren, ja zum Er'foJ.g führten. · 

Diese Gemeinde Neumiihle hat 500 Einwohner. Es ist 
die größere Anzahl ihrer Bevöllkerung, von der man 
heute sagen kann, daß sie sich ehrlich und redlich 
ernährt 'Und .aucll willens ist, sich in die Ordniing des 
Staates einzufügen. So etwas wir,d a~r gestört, wenn 
zum Beispiel aus einem besonderen Anlaß gleich 50 
Polizeibeamte auf dieses kleine Dörfchen losgelasseri 
wel'den, um nun e-inen zu suchen, der etwas verbro­
chen hat. 

(Abg, Bögler: haben soll!) 

- Ich danke für d ie Verbesserung; es ist s<>: verbrochen 
haben soll. Nachdem bei irgendeiner Wechselstuil;>e ein 
Einbruch verübt worden war, sollte der Täter gesucht 
werden. Die Ermittlun.gen er.gaben, daß ein Mann mit 
einer verkrüppelten Hand auf irgendeiner Bank Fran­
ken usw. umgewechselt hatte. Es wurde noch mehr 
fe~tgestellt. -Dies war Veranl:assung genug, weil mar; 
w11.1ßte, odaß in der Gemeinde Neumühle zwei Mä;nner 

'mit einer verkrüppel ten Hand wohnen, ohne weitel·es 
eine Razzia a1.1f diese Gemeinde durchzuführen. Ich 
haibe hier dje einzelnen Zeitungsausschnitte vor mir 
liegen. Es würde zu lange da:Uern, sie 1m ein'Zelnen 
vorzulesen. Sie können es aber nachlesen; in der 
Frankfurter Rundschau wird zum Beispiel geschrieben: 

Ein ganzes Dorf nacll Bankräubern durchsucht! 55 
Beamte der Gendarmerie und Kriminalpolizei 
K.aisersl1autern u.mstellten in diesen Tagen das 
westpfälzische .Dorf Neumühle und durchkämmten 
die Gemeinide. Sichere Spuren deuteten darauf hin, 
daß die Bankräuber dort ihren Untenschlupf gefun­
den haben sollten. Ein Bündel mit Hundert-Mark­
scheinen konnten Beamtinnen der Kriminalpolizei 
im Brustausschnitt einer Neumühlerin sicherstellen. 

Das wil'd auch noch einmal in einer anderen Zeitling 
wieder.gegeben. Als nun die Leute dem Statttsanwalt 
bzw. dem Untersu~ungsrichter vorgeführt wurden, j 
stellte sich heraus, daß kein Anhaltspunkt dafür be- .... i 
stand, daß in der Gemeinde Neumühle die Verbrec;!her 
zu suchen waren. 

Es bestäti-gte sich aber noch viel mehr. Nämlich einige 
Tage später wurde der echte Räuber, der kein Neu­
mühler war, in Luxemburg gefaßt, und so konnte <lie 
Tat aufgeklärt weroen. Aber der Schaden, der unter 
Umständen durch diese Razzia und Maßnahme ange­
richtet werden konnte, dürfte größer sein als .schließHch 
der Nutzen einer polizeilichen Ermittlung. Deshalb 
möcbiten wir bitten, daß gerade auf solche Orte und 
vor allen. Dingen auf solche Personenkreise, die so all­
gemein etwas anrüchig sind, mehr Rücksicht genommen 
wird dann:, wenn man glaubt, nun eine Ermi.ttlung 
dorthin starten zu müssen. Meine Damen und Herren! 
Das liegt nicht nur im Interesse der Polizei, sondern 
das liegt vor allen Dingen auch im Interesse d1eser 
Bürger, die schließiich auch Menschen sind, auch dann 
noch, wenn sie einmal aus versci'iieden.en Umständen 
heraus allgemein zu Yerbrechem gestempelt wurden. 

(Abg. Völker: Geringfügiger Widerstand \11-urde 
leicht gebrochen dabei!) 

- Auch das ist natürlich noch zum Ausdruck gekom­
men; es wird hier in den einzelnen Zeitungsausschnit-
ten wiederg~eben. · 

(Abg. Völker: Sonntag morgen!) 
Der Herr Innenminister ist auch durch einen Bericht 
davon unterrichtet, und er wird nachher darauf einge­
hen. Wenn der Widerstand gebrochen wurde, so ist das 
bezeichnend dafür, daß auf der anderen Seite steht, 
daß man 55 Polizeibeamte dafür einsetzen mußte und 
schließHch geglaubt hatte, das gesamte Dorf Neumühle 
werde in Auflehnung und Widerstand gerat en. Aber es 
zeigte "Sich gerade das Gegenteil; es beweist, daß die 
Betroffenen in diesem Vorgang eine große Ungerech­
tigkeit sahen und im e!nzeln.en - was selbstverständ­
lich ist - sich als Menschen dieser Maßnahme wider­
selzten. Dabei sollen keinesfalls dem polizeilichen Er­
mittlungsverfahren Schranken gesetzt werden; aber es 
darf niemals in diesem Ausmaße, und es darf niemals 
in dieser Form erfolgen. Denn dafür sieht das Gesetz 
eigentlich schon - und das ist in unserem Polizeiver­
waltungsgesetz in § 1 und 2 deutlich zum Ausdruck 
gebracht - Grenzen vor, und diese Grenzei;i einzuhal­
ten, muß die Aufgabe jedes einzeloen und vielleicht 
auch einmal die Aufgabe des Staatsanwaltes besonders 
sein, wenn der Auftrag an. die Polizei ergehen sollte, 
Ermittlungen vorzunehmen. Meine Damen und Herren! 
Es kommen ja noch mehr Redner der SPD zu Wort. 
Ich möchte meine Ausführungen abschließen mit dem 
Zitat· eines Philosophen, der nicht aus Deutschland, 
sondern aus einem anderen Lande stammt und der zu 
Ausgang des Mittelalters folgendes schrieb: 

Das höchste Ziel einer Regierung ist, nicht zu herr­
schen, noch durch Furcht zu -wnterdrücken, noch Ge­
horsam zu verlangen, sondern im Gegenteil jeden 
1v1enschen von Furcht zu bef:-eien. daß„er L'l größt­
möglicher Sicherheit leben kann. 

Mit anderen Worten, sein natürliches Recht auf seine 
Existenz und auf Arbeit, die weder ihm noch anderen 
schaden, zu stärken·. -

Und dieses Zitat - ich will es nicht ganz vorlesen -
schließt 'mit folgenden 'worten 'ab: 

Das Individuum darf auch nie das Gefühl haben, 
mit den Augen der Eifersucht und der Ungerech­
tigkeit beobachtet iu werden. Tatsächlich, das wahre 
Ziel jeder Regierung soll die Freiheit sein. -

(Bravo! bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, das gilt und 
trifft auch zu für unsere Verhältnisse im einzelnen. So 
sollten \Vir leben, so sollten wir handeln, und so sollten 
wir Selbstverwaltung, Staatsaufsicht und schließlich 
auch die staatliche Auftragsausführung ansehen. 

(Sehr gut? bei der SPD.) 
' 

Wenn ich dazu einige kritische Bemerkungen machte -
ich darf es noch einmal sagen - so sollen sie als An­
regung dazu dienen, um noch zu verbessern, was be­
reits gebessert wurde. 

(Beifall im Hause.) 

Prä.sident Wolters: 

Das Woct hat Herr Abgeordnet~r Reinhard von der 
Fraktion der FDP. 

Abg. Reinhard: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Von älte­
ren Kollegen habe ich mir berichten lassen, daß nicht 
nur wie in diesem Jahr, sondern auch in den Jahren 
vorher der Etat des Innenministeriums nicht allein an 
erster Stelle im Terminplan der Haushaltsberatungen 
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gestanden habe, sondern daß auch bei seiner Beratung 
alle grundsätzlichen Fragen, die mit der Verwaltung 
zusammenhängen, erörtert worden seien. Diese Tat­
sache mag bei einer ersten Überlegl,lllg als zumindest 
nicht erstrebenswert für das Innenministerium erschei­
nen, weil der Wille aller Mitglieder des Haushalts- und 
Finanzausschusses, eine Ausweitung, insbesondere des 
Verwaltungsapparates, unter allen Umständen: zu ver­
meiden, zu dieser Zeit doch noch wohl sehr ausgeprägt 
ist, während er im Verlauf der späteren Beratungen 
und durch die anhaltende und fortschreitende Erkennt­
nis unabweisbarer Erfordernisse etwas abgeschwächt 
wird. Bei einer eingehenden Betrachtung dieser Ver­
fahrensweise des Hohen Hauses wird man aber erken­
nen müssen, daß sie wohl. zu Hecht besteht; denn wenn 
wir im Bereich des Bundes von Innenpolitik sprechen, 
so können wir nicht nur an den Aufgabenbereich des 
Bundesinnenministeriums denken, sondern ein Haupt­
gew icht liegt doch wohl auch auf der Politik der Län­
der, und im Bereich der Länder dürfen wir mit dem 
Begriff Innenministerium nicht nur die Polizei im 
weiteren Sinne verbinden, sondern wir müssen in glei­
chem Maße an die Funktion dieses Ministeriums als 
Aufsichtsbehörde der Selbstverwaltungskörperschaften 
denken. Mit Recht werden deshalb bei der Beratung 
des Einzelplanes 03 Erörterungen über grundsätzliche 
Fragen angestellt, weil die dabei gewonnenen Erkennt- -
nisse auf alle Bereiche der Verwaltung bis hin zu der 
kleinsten Gemeinde, ja sogar bis hin zu dem Verhält­
nis des einzelnen Bürgers zu der Verwaltung schlecht".' 
hin, ihren Einfluß ausüben. Ich will eine !!Olch grund­
sätzliche Frage herausgreifen. 

Meine Damen und Herren! Es ist nicht meine Absicht, 
lange Erörterungen darüber anzustellen. Es handelt 
sich nämlich um die Frage der Verwaltungsverein­
fachung, über die schon ·allzuviel geredet und geschrie- ' 
ben worden ist und in der meiner Ansicht nach tat­
sächlich allzuwenig erreicht worden ist. Das ist kein 
Vorwurf gegen irgend jemand oder gegen irgendeine 
Stelle; denn icll weiß, w ie sehwer es is.t, hier etwas zu 
ändern, weil ich sehe, daß selbst die eifrigsten Ver­
fechter einer sparsamen Verwaltung dann in Harnisch 
geraten, wenn gerade ihr Amt, ihr Zolla:mt, ihr 
Amtsgericht oder ihr Landratsamt sogar, aufgehoben 
werden soll. In maßloser Ubertreibung i.md Überbewer­
tung der Bedeutung eines Behördensitzes für das Wirt­
schaftsleben einer Stadt wird so getan, als ob der Ver­
lust dieser Behörde nun den Untergang der Stadt oder 
des Städtchens mit sich bringen würde. Ich glaube aber 
auch, man soll den Nutzen solcher kleiner organisato­
rischer Korrekturen nicht überschätzen. Er steht mei­
nes Erachtens in keinem rechten Verhä ltnis zu der 
Beunruhigung in der Bevölkerung, 

(Abg. Dr.' Habighorst: Sehr wahr!) 

die dadurch ausgelöst wird. Eine gründliche und ein­
sclineidende Entlastung des Haushaites wird jedenfalls 
damit nicht erreicht. 

(Abg. Dr. Habighorst: Sehr richtig!) 

Diese könnte nur eintreten, wenn mit einer Verwal­
tungsvereinfachung - hier aber im Sinne einer totalen 
Änderung der Organisation - ein großzügiger Abbau 
von Staatsaufgaben erreicht werden könnte; die Mög­
lichkeiten, Staatsaufgaben abzubauen,· sind aber gering. 
Meirie Damen und Herren! Wir bekennen uns alle.zum 
sozialen Rechtsstaat. Wir wollen ihn vertiefen und be­
festigen. Seine Verwirklichung macht aber Institutio­
nen notwendig, an die man in früheren Zeiten nicht 
gedacht hat und nicht zu denken brauchte: Kriegsopier­
versorgung, Lastenausgleich, ungezählte Aufgaben, die 
man efwa auf den Sammelbegriff „Wiederaufbau" 

bringen könnte, a lles AllLgaben, die jedenialls heute 
noch keiner der nach der Verwaltungsreform Rufenden 
missen .möchte. Die allgemeine Entwicklung unserer 
sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse und die Not­
wendigkeit, die Kriegsfolgen zu beseitigen, lassen den 
Abbau der Verwaltung heute einfach noch nicht zu. 
Hoffen und sorgen wir deshalb, daß sich unsere sozia­
len und_ wirtschaftlichen Verhältnisse so entwickeln, 
daß der jetzt mit Recht noch laute. Ruf n ach der Für­
sorge des Staates allmählich verstummen kann, und 
eine 'Reorganisation Wird dann leichter sein. Bis dahin 
loben wir den ge~ade von dem Herrn Innenminister 
eingeschlagenen Weg, der darin besteht, durch eine 
gründliche Aus- und Fortbildung der Beamten eine 
Leistungssteigeri..L.rig zu erzie!e..11., die es ermöglic.~t ei­
nen Teil der neu hinzukommenden Aufgaben aufzu­
fangen. Dieser Methode liegt zweifellos auch ein öko­
nomi,sches Prinz.ip zugrunde, das zwar in den Zahlt'?n 
unseres Haushaltsplanes keinen besonderen Ausdruck 
findet, dessen Wert und Bedeutung m an aber nicht 
unterschätzen sollte. · 

Wi.r richten trotzdem an den Herrn Minister die Frage, 
ob dieser erfolgversprechende Weg„nicht noch weiter 
und intensiver beschritten werden sollte, ob die E in­
richtung der Fortbildungslehrgänge und der Akade- _ 
mien ausreicht, das gewünschte Ziel zu erreir.hen. Wir 
fragen auch insbesondere, ob die jetzige Art der Aus­
bildung der· Staats- ·und Kommunalbeamten des mitt­
leren Dienstes noch zweckmäßig erscheint. Zur Zeit 
werden sie in Lehrgängen ausgebildet, deren Teil­
m:hme den Anwärtern durch Freistellung vom Dienst 
an ein oder zwei Tagen in der Woche ermöglicht wird. 
Wer aber den Umfang des Lehrstoffes l$:ennt, der weiß, I 
daß in den Lehrgängen nur Anregungen gegeben wer­
den können, daß aber die Erarbeitung des in der' P r ü­
fung verlangten Wissens eine intensive Vorbereitung 
des Prüflings neben seiner achtstündigen Arbeitszeit in 
den Abend- und Nachtstunden erfordert, die nur An­
wärter mit einer robusten Konstitution ohne Schaden 
überstehen. Wir regen deshalb die Einrichtung einer 
Verwaltungsschule für diese Zwecke an und verwei­
sen auf die guten Erfolge der Finanzschule :i::denkoben. 
Wir geben diese Anregung, weil wir der Überzeugung 
sind, daß sich eine intensive Nachwuchsförderung nicht 
nur in der Wirtschaft - wo sie schon l;mge B rauch ist -, 
sondern auch in der Verwaltung bezahlt macht. 
Meine Damen und Herren! Aus meinen Darlegungen 
könnte man nun den Schluß ziehen, daß das Innen­
ministerium dank seiner eingeleiteten .Maßnahmen, die 
eine Leistungssteigerung zum Ziele haben, ohne Ver­
mehrung seines P ersonalbestandes hätte auskommen 
müssen. Das ist leider nicht d er Fall. 

Ich sage leider, und ich möchte damit das Bedauern 
darüber aussprechen, daß e ine so starke Vermehrung 
der Polizei - denn auf sie entfällt der größte Teil der 
neuen Stellen - notwendig war. Ihre Rechtfertigung 
finden diese Stellenvermehrungen aber in de~ zeit­
bedingten ·starken Erweiterung des Aufgabenbereiches 
der Vollzugspolizei und in der noch nicht ausreichen­
d en Anpassung des EinzelvollzugOO:ienStes an die vor 
allem durch die Technik gewandelten Verhältnisse. Die 
Erweiterung des Aufgabenbereiches beruht wohl in 
erster Linie auf einer fortschreitenden Motorisierung 
des Straßenverkehrs und als Folge davon der starken 
Häufung der Straßenverkehrsunfälle. Wer sich .einmal 
einen Einblick in den Dienstbetrieb zum Beispiel einer 
Gendarmeriestation verschafft; der erkennt, daß die 
Beamten überwiegend mit der Bearbeitung von Ver­
kehrsunfällen und -delikten b eschäftigt sind, und daß 
die darüber hinaus noch zur Verfügung stehende Zeit 
mit Aushilfeersuchen usw. ausgefüllt werden muß. Es 
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erhebt sich die Frage, wo die Erledigung der eigent­
lichen polizeilichen Aufgabe der vorbeugenden Gefah­
renabwehr bleibt. lch will nur einige nennen: Wo bleibt 
die so notwendige Lebensmittelüberwachung oder -
was mir noch wichtiger erscheint - der Vollzug d<i?S Ju­
gendschutzgesetzes 1 
Wir sind davon überzeugt, daß diesen Erscheinungen 
nicht durch weitere Stellenvermehrungen gesteuert 
werden kann, sondern daß vielmehr die Stellen, wie 
sie im Polizeiverwaltungsgesetz ihren Niederschlag ge­
funden haben, ausreichend sind. Notwendig sind viel­
mehr Maßnahmen organisatorischer Art, wie sie jetzt 
bei der Einrichtung der Gendarmeriegroßstationen ge­
plant sind, und notwendig ist vor allem eine Verbesse­
rung der technischen Hilfsmittel. Ich möchte hier nicht 
reden von einer Verbesserung des Nachrichtennetzes 
oder einer Ausweitung des Kraftwagenparkes, denn 
auf diesem Gebiet ist in den letzten Jahren sehr viel 
getan worden. Aber wenn die Angaben von Vertretern 
der Polizeiorganisationen zutreffen, die mir bei einer 
kürzlichen Besprechung gemacht wurden - ich selbst 
kann es nicht gut glauben -, dann wäre unsere Bitte 
sehr bescheiden und ginge dahin, die Polizei in aus­
reichendem Maße mit Taschenlampen, Unfallwarn­
lampen und derlei kleinen, aber notwendigen Dingen 
auszustatten. 

Meine Damen und Herren! Wie Sie wissen, lagen bei 
den Beratungen des Haushaltsplanes in reichem Maße 
Wünsche und Anträge auf Stellenplanverbesserungen 
vor. Nicht nur die Polizei, sondern auch andere Be- 1 
amtengruppen glauben, daß der Um.fang ihrer Dienst­
aufgaben sowie die bildungs- und ausbildungsmäßigen . 
Erfordernisse mit den vorhandenen Stellen in keinem 1 · 
richtigen Verhältnis mehr stehen, um diese Dienst­
aufgaben in befriedigender Weise zu erfüllen. Ich 
glaube, daß die~e Ansicht und die daraus resultieren-
den Wünsche in der Hauptsache aus einer gewissen 

·Notwehr geboren sind und einen Notweg darstellen, 
um einer unzureichenden Besoldung zu entgehen. Nach­
dem nun erfreulicherweise das Besoldungsgesetz von 
Rheinland-Pfalz vorliegt, erscheint es mir zweclonäßig, 
daß eine gründliche Erörterung dieser Materie bei den 
Beratungen des Besoldungsgesetzes stattfindet, soweit 
diese Wünsche bei der jetzigen . Beratung keine Be­
rücksichtigung finden konnten. ' 
Meine Damen und Herren, noch ein ·anderes Kapitel. 
Die Sachausgaben des Ministeriums, und hier insbe­
sondere die Titel 204 - Unterhaltung der Gebäude -
und 205 - Kleinere Um- und Erweiterungsbauten -, 
haben gegenüber dem Vorjahr eine beträchtliche Aus­
weitung erfahren. Wir erkennen an, daß im Bereich 
der inneren Verwaltung ein echter Nachholbedarf be­
steht. Wenn wir die Dienstgebäude, die den Krieg 
überstanden haben, mit modernen Gebäuden verglei­
chen, dann wünschten wir sogar, daß eine schnellere 
Angleichung zwischen alt und neu möglich wäre. Die­
ser Wunsch trifft insbesondere für einige Landrats­
ämter 'in der Pfalz zu, die in ihrer räumlicheh und bau- . 
llchen Ausgestaltung weder mit der zeitgemäßen Ge­
staltung von Diensträumen noch mit der beträchtlichen 
Ausweitung der Verwaltungsaufgaben Schritt halten 
konnten. Dieser Wunsch wird aber besonders dann 
dringend, wenn wir erfahren, daß in absehbarer Zeit 
die Dienstgebäude der pfälzischen Landratsämter in 
das Eigentum der Landkreise überführt werden sollen. 
Wenn der Herr Innenminister im Rechnungsjahr 1956/57 
an die Verwendung der in Titel 204 und 205 ausgewie­
senen Mittel herangeh't, so möchte ich ihm als pfälzi­
scher Abgeordneter zurufen: Vergessen Sie die Pfalz 
nicht, Herr Minister! 

(Frau Abg. Dauber: Besonders Kaiserslautern!) 

Ich darf bei diesem Zuruf auf die Bedingungen hin­
w~isen, die das Land an die Ubernahme von Land­
straßen II. Ordnung stellte und darf die Vermutung 
aussprechen, daß die pfälzfsdlen Landkreise hierbei 
gelernt haben. 

Meine Damen und Herren 1 Lassen Sie mich noch kurz 
einen anderen Etattitel ansprechen. Ich meine den Ti­
tel 316, der die. kommunale und staatspolitische Schu­
lung für den ehrenamtlichen Gemeindedienst betrifft. 
Ich glaube, man sollte überlegen, ob der angesetzte Be­
trag ausreichend ist. Gewiß, es sind im Etat auch noch 
andere Mittel für staatsbürgerliche Schulung der ver­
schiedensten. Personengruppen vorgesehen. Wenn wir 
aber anerkennen - und das müssen wir wohl -, daß 
die Gemeinde die Keimzelle des Staates ist, dann müs­
sen wir uns um die FruChtbarkeit gerade dieser Keim­
zelle sehr kümmern. Es genUgt meines Erachtens nicht, 
daß wir die breite Öffentlichkeit am politischen Ge­
schehen interessieren, ihr Interesse am politischen Le­
ben wecken und vertiefen, sondern wir müssen mehr 
und mehr dazu gelangen, daß das Ehrenamt in der 
Gemeinde wieder mehr' zur Geltung kommt, daß es 
wieder zur Ehre wird und nicht zur Last, wie es heute 
vielfach angesehen wird, Erst dann, wenn erreicht ist -
und dazu ist meines Erachtens eine gründliche Schu­
lung notwendig -, daß das Amt des Gemeinde- oder 
Stadtrates von allen Gewählten ausgeübt wird ohne 
persönliche Erwartung und ohne das Ziel, bestimmte 
Gruppeninteressen zu vertreten, und Richtschnur für 
alle.nur das allgemeine Wohl ist und die Bereitschaft, 
Verantwortung zu tragen, werden die demokratischen 
Einrichtungen in der Gemeinde und auch die übrigen 
demokratischen Einrichtungen des Staates bei der All­
gemeinheit die Achtung und Anerkennung finden, die 
sie verdienen. 
Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich noch ein 
Gebiet aus dem Aufgabenbereich des Innenministeriums 
streifen, das es wirklich ·verdient, von dieser Stelle aus 
angesprochen zu werden. Ich meine den Brandschutz. 
Hier hat sich in d'en letzten Jahren eine Entwicklung 
vollzogen, die man ohne Übertreibung als vorbildlich 
bezeichnen kann. Hier wurden so beachtliche Fort­
schritte und ein so sichtbarer Erfolg erzielt, daß sie 
eine Anerkennung verdienen. Man braucht sich nur 
daran zu erinnern, wie noch vor wenigen Jahren vor 
allem in den kleinen Landgemeinden mit fast vorsint­
flutlicben ~räten bei den Übungen und auch im Ernst­
fall operiert wurde, und man konnte es den Feuer­
wehrmännern und der Bevölkerung nicht verübeln, 
wenn sie bei den Übungen mit einem spöttischen Lä­
cheln und im Ernstfall mit .zorniger Wut diese Unzu­
länglichkeiten quittierten. Heute dagegen finden wir 
auch in den kleineren Gemeinden Schutzgeräte modern­
ster Bauart, die nicht nur den Eifer der ehrenamtlichen 
Feuerwehrmänner anregen, sondern auch der Bevöl­
kerung das Gefühl vermitteln, daß ihr Eigentum im 
Notfall e rfolgreich geschützt werden kann und wird. 

Diese Wandlung der Verhältnisse in so kurzer Zeit 
war aber nur möglich durch eine planmäßige Lenkung 
der Gemeinden durch da.s Innenministerium bei gleich­
zeitiger Gewährung erheblicher Zuschüsse des Landes. 
Dafür wollen wir unseren Dank aussprechen, und wir 
verbinden diesen Dank mit der Bitte, auch zukünftig 
auf diesem Gebiet in dieser Weise weiter zu ar­
beiten. Denn es sind hier noch weitere Möglichkeiten 
gegeben. Insbesondere die Wasserversorgung der klei­
nen Landgemeinden ist noch unzureichend. Nicht nur im 
Interesse eines wirkungsvollen Brandschutzes, sondern 
auch im Interesse der Hygiene sollten die alten Haus­
und Dorfbrunnen bald der Vergangenheit angehören. 
Welch einen fördernden Einfluß bei solchen Maßnah-
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men aber die Hinweise und die Beratung der Auf­
sichtsbehörde und eine fühlbare finanzielle Unterstüt­
ZUDg <ler Gemeinden ausüben, dafür ist der Erfolg bei 
der Moderriisierung des Brandschutzes ein gutes Bei­
spiel. 
Meine Damen und Herren! Der Rahmen, der die Auf­
gaben des Innenministeriums umscli.ließt, ist groß. Ich 
will es mir versagen, auf das ·Gesundheitswesen, auf · 
das Veterinärwesen und aue anderen Aufgaben einzu-

. gehen, sondern ich möchte abschließend dem Herrn 
Innenminister und allen ihm unterstellten Verwaltun­
gen den Dank der Freien Demokraten aussprechen für 
die geleistete Arbeit und mit diesem Dank die Bitte 
verbinden, mit den für das Rechnungsjahr 1956/57 be­
reitgesteilten Ivlittein in gleichem Maße erfolgreich zu 
wirken zum Wohle der Bevölkerung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Wolters: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter van Volxem von der 
Fraktion der CDU. -

Abg. van Volxem: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Be­
handlung des Einzelplanes 03 des Innenministeriums 
erscheint als die geeignete Gelegenheit, sich mit der 
Frage auseinanderzusetzen, .ob. in der inneren Ver­
waltung, die ja noch den Kern unserer gesamten Ver­
waltung bildet, die gebotene Sparsamkeit waltet. Diese 
Frage wird ja auch imrrier wieder bei der Behandlung 
des Etats aufgeworfen. Neben der oberflächlichen Kri­
tik, die sich in Schlagworten wie „aufgeblähte Verwal­
tung" äußert, gibt es doch eine berechtigte Sorge; diese 
berechtigte Sorge um die Sparsamkeit und die Wirt­
schaftlichkeit der Verwaltung wird für den Gesetzgeber 
bei der Verabschiedung des Haushaltes zu einer ern­
sten Pflicht. 
Ein Kriterium der Sparsamkeit und der zweckmäßigen 
Organisation, der richtigen Aufgabenverteilung zwi­
schen Staat, Gemeindeverbänden und Gemeinden ist ein 
Vergleich mit den anderen Ländern der Bundesrepu­
blik. Der Herr Innenminister hat diesen Vergleich 
kürzlicl;J. erarbeitet auf Grund des Materials des Stati­
stischen Bundesamtes. Er hat in einem Rundfunkvor­
trag dieses Material und das Ergebnis der Untersu­
chungen der Öffentlichkeit zur Kenntnis gebracht. Da­
bei wurde die unterschiedliche Aufgabenverteilung in 
den einzelnen Ländern zwischen . Staat und Gemein­
den ausgeg1ictien dur_ch die Z1.,1sammenfassung der Ver­
waltungsausgaben von Staat, Gemeinden und Ge~ 
meindeverbänden in den einzelnen Ländern. Das Er­
gebnis zeigt, daß Rheinland-Pfalz nicht nur unter dem 
Bundesdurchschnitt liegt, sondern daß es sogar am 
günstigsten abschneidet. Auf 10 000 Einwohner kom­
men bei uns 199 Bedienstete der Verwaltung gegen­
über einem Bundesdurchset.initt von 223. Bayen1 hat 
224, an der Spitze liegt Baden-Württemberg mit ·239. 
In diesen Zahlen braucht sich keineswegs eine Spar­
samkeit iu äußern, die die ErfÜllung der gestellten 
Aufgaben einschränkt. Sie kann - und das ist· wahr­
scheinlich - begründet sein in einer sehr zweckmäßigen 
Verteilung der Aufgaben zwischen Gemeinden 'und 
Staat. Bedauern müssen wir eigentlich nur' das ge­
ringe Echo, das diese Ausführungen des M,i.nisters in 
der Öffentlichkeit und auch in der Presse gefunden 
h~b~n. Ich glaube-, wenn die Erhebungen des Statisti­
schen Bundesamtes ungünstig für unsere Gemeinden· 
und für unsere staatliche Verwaltung ausgefallen wä­
ren, würden sie längst der breiten Öffentlichkeit be­
kannt sein. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Es ist auch bedauerlich, daß ein ro positives Faktum, 
das soviele Mißverständnisse zwischen Bürger und 

· Staat ausräumen k.ann, .untergeht in dem Streit um 
die Länderneugliederung. Vereinfachung und Verbes­
serung der Verwaltung bleiben eine ständige Aufgabe. 
Mit Anerkennung muß hier der Beitrag hervorge- . 
hoben werden, den der Landkreistag geleistet -bat 
durch die Einset2lllllg eines Aussd1.usses von Verwal­
tungsprakti:kem und Verwaltungsspezialisten. Dieses 
Grem:tum hat eine Fülle von Anregungen erarbeitet, 
die der Verwaltung dienen können. Diese Kleinarbeit, 
die auch in der staaUkhen und lwmmunalen Verwal­
tung ständig betrieben wird, ist ein entschieden frucllt­
barerer Beitrag als ein noch so häufiges Gerede von . 
der Verwaltungsreform. ·Dieser häufi~ mißverstandene 
und milldeµtete Begriff bl~iert geziadezu, wenn er 
mm_ billigen Scltl.agw.ort 'Wird, das gute Verhältnis 
zwischen Staatsbürger und Verwaltung. Ich glaube, 
daß vex-Schwommene Vorstellun.gen von einer Ver­
waltungsreform, verbunden mit der Erwartung .großer 
finanzieller Ersparnisse, geradezu einem deutschen 
PC11Jjade das Q>gitatorisclie Stammkapital liefern könnte. 
Meine Damen und Herren! Ein Katasteramt mehr oder 
weruger ist doch noch. keine Verwaltungsreform. 

(Albg. Hachenberg: Sehr richti.gf) 

Eine , Verwaltungsreform nimmt ihren Anfang · nicht 
in · Grumbach oder in Hillesheim. Sie spielt sich 
doch in einer ganz anderen Größenordnung ab. Als 
~enstand einer Verwal~refonn könnte man sich 
das Verhältnis der Bundesbehörden auf der Landes­
ebene denken. Das könnte einmal Gegenstand einer , . 
Verwaltungsreform sein. Verwaltungsreform geht im­
mer sehr n<l!he schon an den Begr.üf der Staatsreform. 
Man muß sich also gegen den Mißbraucll des Wortes 
we~den, weil das Wort „Refonn" in Verbindung mit 
dem Funktionieren unserer Verwaltung doch im Volke 
die Vorstellung erweckt, d:aß in unserer Verwaltung 
etwas nicht stim~t. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Wir d<ürfen demgegenüber doch feststellen, daß ~ 
Rheinland-Pfalz, fußend auf den guten preußischen 
und bayrischen Verwaltungstraditionen., jedes Experi­
ment und jeder Bruch vermieden wurde und daß 
unsere diesbezügliche Gesetzgebung nur eine sinn­
volle Weiterentwicklung bedeutet. Ich bestreite nicht, 
daß die Konsolidierung des Landes einmal dle Fra.ge 
aufwerfen wird, ob die l.V!ittelinstanz unserer Ven.....al­
tung in unserer· Größenordnung noch die Bedeutung 
hat, wie sie sie in Staaten wie Bayern und ·Preußen 
gehabt hat. Man wird auch einmal darüber disku­
tieren und ernstlich an die Frage herantreten müssen, 
ob im Nordteil des Landes, ähnlich w ie es in der 
Pfalz immer schon der Fall war, soziale Einrichtungen 
a.uf eLTlen Bezirksverband ·übertragen we rd-en können 

(Abg. Bauer: Das gäbe w:ieder einen neuen 
Apparat!) . 

- Ich sa.ge ja, man wird darüber diskutieren -können. 
Ich stelle das ja nkht als Fordenmg auf. Das sind im­
merhin Gegenstände einer Um.gliederung der Ver­
waltung, über die man ernsthaft reden kann. 

. (.A.bg. Glahn: Also doch Reform, 00.rum geht es!) 

Das ist meines Erachtens - aber wir wollen uns 
darüber nicht streiten - noch keine Ve+waltungs­
reform, wen es ein zu kleines Teilstück :ist. 

(.A.bg. Cla-us: Aber darcaws könnte eine werden!) 

Meine Damen und Herren! Ich komme zu einem an­
deren Kapitel. Die überfällige Besoldungsneuregelung 
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ist durch die Regierungsvorlage in ein akutes Stadium 
getreten. Es darf hier die Hoffnung .geäußert werden, 
daß künftige Etatverhandlungen sich weniger mit :An­
trägen au:f Stellenhebungen zu befassen haben. Solche 

·Stellenhebungen sollen in Zukunft nur -aus rein sach­
lichen Gründen erfolgen. So begreiflich das streben 
nach besseren Aufstiegsmöglichkeiten ist, einzelne 
Stellenhebungen als Ersatz für eine generelle Besol­
dun.gsa:ufbesserung entbehren aber jeder Logik. 

{Abg. iDr. Habighorst: Sehr wahr!) 

Denn was kann sich schon ein Inspektor dafür mufen, 
wenn ein Kollege in 'Ciie Stelle eines Oberinspektors 
einrückt. 

Gegenüber dem mit der Besold'Uogsneuregelung zu 
erwartenden Ansturm der Interessierten müssen wir. 
a.uch feststellen, daß sich der Gesetzgeber nur von rein 

· sachlichen Gesichtspunkten leiten lassen kann und er 
sich nie in die Rolle eines Turif- oder Verhandh.mgs­
partners herabziehen lassen darf. Im Zusammenhang 
mit der Besoldungsneuregelung muß auch - dei: Herr 
Berichterstatter hat schon d arauf hingewiesen - das 
System der Beihil:fegewährung einer Überprüfung un­
terzogen werden. 

(Sehr wahr! bei der CDU.) 

Wir haffen gerade bezüglich der Beihilfen, daß eine 
bessere Regelung gefunden wird, als sie zur Zeit in 
Geltun.g ist. 

Die Beamten unseres Landes, das möchte ich hier an­
erkennend feststellen, sind in ihrer überwiegenden 
Anzahl positiv und überzeugt zum demokratischen 
Staat ein·gestellt. Aber ein Erlebnis der letzten Tage 
läßt mich hier doch ein ernstes Wort reden. Ein junger 
Assessor, der in einer p0litisclnm Partei tätig ist, 
wt.irde von seinem Vorgesetzten darauf hingewies-e:n,­
daß er damit eigentlich seine Berufsaufgaben beein­
trädJ.tigen würde. 

(Zurufe bei der SPD: Hört, hört!) 
Das gibt mir Veranlassung, ei.p.mal über das Verhältnis 
des Beamten zu den politischen Pai,-teien zu sprechen. 
Ich betonte ja schon, daß die Einstellung gegenüber 
dem demokratischen Staat zu keiner Beanstandung 
Anlaß gibt. Aber in dem Verhältnis zu den politischen 
Parteien bestehen doch vielfach noch Mißverständnisse. 
In dem besonderen Verhältnis, in dem der Beamte zum 
Staate steht, könnte es verständlich sein, daß das Da­
zwischentreten einer anderen Kraft, einei: politischen 
Partei für ihn nur als eine Störung,' als ein Fremd­
körper, empfunden wil'd. Für manche scheint die po­
litische Neutralität tatsächlich die Verkörperung echten 
Berufsbeamtentums zu sein. Demgegenüber muß m:m 
e>ber feststellen, <laß es einen Unterschied zwischen der 
Idee einer Staatsform gibt und ihrer permanenten 
Verwirklichung in tragenden Kräften. Die tragenden 
Kräfte der modernen Demokratie sind die demokrati­
schen politischen Parteien. 

(Sehr gut! und Beifall bei der CDU.) 

Man muß eben unterscheiden zwischen zwei ganz 
verschiedenen Tatbeständen, zwischen dem treue·n 
Dienst im demokratischen Staat und. dem Mittragen 
dieses Staates durch die Arbeit in den politischen 
Pai:teien. Ich muß es of.fen aussprechen, daß das Feh­
len eines so bedeutenden und so wertvollen Teile;o., 
wie es die Beamtenschaft darstellt, eine bedauerns­
werte Lücke und Schwächung in unserem politischen 
Leben bedeuten wiirde. 

(Beifall im Hause.) 

·Nun zum Kapitel Polizei. Die Stellenvermehrung bei 
der Pol~el, besonders bei der Gendarmerie, sind ein 
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typisches Beispiel, daß ein An.wachsen des Personal­
bestandes zwangsläufig bedingt ist durch eine Erwei­
terung des Aufgabenbereiches oder als Folge gesetz­
licher Bestimmungen. Die· Sicherheit der Staatsbürger 
und die Oi:dnung im öffentlichen Leben, also die Auf­
gaben, bestimmen den Umfang des S tellenplanes der 
Polizei. Uns scheinen die Personalvermehrungen, ins­
besondere bei der Gendarmerie, begründet zu sein. 
Selbst wenn d1e Gründe unerfreulich .~_ind - die stei· 
gende Kriminalität "wurde schon genannt, desgleichen 
die mangelnde· Moral vieler Verkehrsteilnehmer -, so 
erfordert schon allein die jährliche Neuzulassung von 
5() 000 Kraftfahrzeugen in •unserem Lande eine ent­
sprechende Verstärkung der Polizei, um den Verkehr 
auf den Straßen nicht zu einem ChaO$ w en:l.eif zu 
lassen. · 

(Abg. Sassenroth: Eine Vei:besserung der Straßen 
erfordert das!) 

- Auch! 
(Abg. Dr. Habighorst: Wir sprechen ja von 

der Polizei!) 

- Sie wissen, Herr Kollege Sassenroth, daß der Straßen­
bau Zeit braucht bei allem guten Willen und daß wir, 
um. den augenblicklichen Verhältnissen Rechnung zu 
tragen, eben eine Verstärkung der Polizei vornehmen 
müssen. Andererseits zejgt aber auch das Beispiel 
der Schutzmaßnahmen gegen die Frostschäden, daß 
durch den Einsatz de1· Polizei . den Straßenträgern. 
Millionenwerte erhalten werden können. 

(Sehr· ricl:J.tigl bei der CDU.) 
Desgleichen ents.Pricht die Vermehrung der Stellen bei 
der Gendarmerie gerade in den Grenzkreisen ein~m 
dringenden Bedürfnis. Das zeigt die hohe Zahl der mo­
naUich in den Grenzkreisen aufgegriffenen Personen, 
von denen sich ein großer Teil durch den Grenzüber­
tritt einer Strafverfolgung für kriminelle Delikte ent­
ziehen will. 
Bedenken.müssen wir allel'dings äußern - hier schließe 
ich mich den Vorrednern an - über den Umfang del" 
Tätigkeit, den die Gendarmeriebeamten besonders im 
Dienst dei: Staatsanwaltschaft und der Gerichte aus­
üben müssen. Falls es noch n icht geschehen ist, möchte 
ich ani:egen, daß das Innenministerium darüber ge­
nauere Erhebungen anstellt. Ich möchte auch Zweifd 
an der Richtigkeit einer Gesetzgebung äußern, d ie d ie 
Gerichte mit Verkehrssachen überlastet und der Polizei 
lediglich die Möglichkeit -dieser kleinen gebühren­
pflichtigen Verwarnung läßt. 

(Abg. Völker: Sehr gut!) 

Zwischen den 2 DM dei: gebührenpflichtigen Verwar­
nung, und der In.gangSetzung eines gerichtlichen Ver­
Wenn auch hier der S~werpunkt bei der Gendarmerie 
stark beansprucht, sollte noch ein Mittelweg zu finden 
sein. : 

(Beifall im Hause.) 

Wir begrüßen auch ~i~ Ansätze im Etat, d ie eine ma­
terielle Verbesserung der Polizeibeamten bedeuten. 
Wenn auch hier der Schwerpunkt bei der Gendarmerie 
liegt, so glauben wir, den Grund darin zu sehen, daß 
der Dienst der Gendarmerie manche besondere Er­
schwernis mit sich bringt. Die S tation!erung auf dem 
Lande bringt nicht nu1· Erschwernisse für die Beamten 
selber, sondern auch manche Entbehrungen für die 
Familien. Wir müssen daran denken - · gernde heute 
beim Aufbau der Bundeswehr - , daß wir die Lauf­
bahn der Polizei und der Ge."1<larmerie attraktiv ge­
stalten . 

Im Titel 101 des Kapitels ll9 sind weitgehende Ver· 
besserungen erfolgt. So weist die Gruppe A Sa 253 
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Stellen weniger auf. Dafür Sind in A 7a 71 Stellen 
und in Gruppe A 5b 53 Stellen hinzugekommen. Das 
ist der Stand n'ach Abschluß der Arbeiten des Finanz­
ausschusses. Heute haben die 3 Fraktionen eine:n dar­
über hinausgehenden Antrag vorgelegt, der den be­
rechtigten Wünschen der Polizei-, Gendarmerie- und 
Kriminalpolizeibeamten weitgehend entge-genkommt 
und den wir im Namen unserer Fraktion begrüßen, 
von dem wir hoffen„ daß damit die · offenkundige 

. Unterbewertung in einzelnen Gruppen ihr Ende findet. 
Wir begrüßen besonders, daß in Kapitel 10 die Gruppe 
TO AIX nun endlich verschwindet. 

Ich kann in·diesem Zusammenhang für meine Fraktion 
erklären, daß uns die Festigung und die Verbesserung 
der sozialen Stellurig der Polizeibeamten ein ernstes 
Anließen ist. 

(Abg. Matthes:· Sehr gut!) 

Ich möchte aber auch hier den Gedanken äußern, daß 
dazu materielle Maßnahmen allein nicht ausreichen. 
Es ist eine Erfahrung - sie hat sich in unserer jüngsten 
Geschichte und in der sowjetzonalen Gegenwart bestä­
tigt -, daß die Achtung und die Würde Cl.ieses Berufs­
standes nur' in einem demokratischen Rechtsstaat ge­
wahrt ist und daß gerade der Berufsstand der Polizei in 
dem sogenannten Polizeistaat auf das niedrigste Gesell­
schaitsnivea u absinkt. Ich muß aber ·auch feststellen, 
daß man die Möglichkeiten, mit der· Polizei den demo­
kratischen Staat zu schützen und zu sichern, in vielen 
Kreisen überbewertet. Bestehen oder Untergang des 
demokratischen Staates hängt von der Bewährung oder 
der:µ Versagen seiner tragenden Kräfte ab. ' 

(Beifall des Hauses.) 

Die Überschätzung der Rolle, die die Polizei dabei spie­
len kann, hat zu einer geschichtlichen Fehlbeurteilung 
bewährter Politiker der Weimarer Zeit geführt. 

(Sehr gut! im Hause.) 

Wir müssen aber auch fordern - und der Herr Innen­
minister muß dem Landtag dafUr die Garantie bieten -, 
daß die Polizei staatsbejahend eingestellt ist. Wir haben 
allerdings keinen Grund, in Rheinland-Pfalz hier Be­
fürchtungen zu äußern. 

Nun komme ich auf das Verhältnis Land-Gemeinde-Ge­
meindeverbände. Dabei stellen wir mit Genugtuung fest, 
daß sich bei der Durchführung des Finanzausgleichs eine 
Akzentverlagerung zu dem eigentlich zuständigen Mini­
sterium des Innern hin vollzogen hat. Der Fin.anzaus­
gleich 'IJlfird eine besondere Würdigung durch einen an­
deren Redner meiner Fraktion erfahren. leb möchte hier 
nur einen Hinweis geben und meine Auffassung vortra­
gen, daß wir nämlich in Zukunft die wachsenden Auf­
gaben der Landkreise stärker beachten müssen. 

(Abg. Weis; Sehr gut!) 

Die besondere Situation der ländlichen Gebiete erfor­
dert heute Einrichtungen, die bisher nur die Städte 
kannten und die auf· dem Lande wegen der Kleinheit 
der Gemeinden nicht in. Angri:ff· genommen werden 
konnten, für die als Träger nur die Landkreise in Frage 
kommen. Das sind vorwiegend kulturelle Einrichtun­
gen. Wir haben ja gesehen, daß die Berufsschulen, die 
an sich nach Tradition und von der Sache her Aufgaben 
der Gemeinde sind, in den Landkreisen nur durch die 
Trägerschaft der Kreise zu verwirklichen waren . .Ähn­
lich ist es mit dem Volksbildungswerk und anderen kul­
turellen Einrichtungen. 

Wir dürfen auch· nicht übersehen, daß die Landkreise 
immer mehr eine Ausgleichsfunktion gegenüber ihren 
Gemeinden a1,lszuüben haben. Ich möchte das nur äu-

' , ßern, d~mit es bei der kommenden Entwicklung des 
Finanzausgleiches eine stärkere Beachtung findet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Einer Klärung bedarf auch dfo Frage, inwtieweit das Land 
einen .festen Kostenanteil an der Erhaltung und am 
Neubau der Kreisverwaltung,sgebäude übernimmt. Die 
Mitbenutzung durch die staatliche Abteilung des Land­
ratsamts läßt dies als geboten erscheinen. Wir brauchen 
bei dieser Regelung nicht unbedingt daran zu denken, 
daß die staatlichen Verwaltungsgebäude in der Pfalz 
nun in kommunalen Besitz übergehen müssen, wenn die 
also Bedachten darin ein Danaergeschenk wittern. Aber · 
für die kommunalen Gebäude in den anderen Landes­
teilen wäre doch anzustreben, daß das Land mit•einem 
festen Kostenanteil sich an der Unterhaltung beteiligte. 
In ähnlicher Richtung zielt auch ein anderer Hinweis, 
nämlich die unterschiedliche Verteilung von staat­
lichen Beamten auf die einzelnen Landratsämter. Hier 
schwankt die Zahl auf 11} 000 Einwohner zwischen 0,6 
Beamten und 3,2 Beamten bei einem Landesdurchschnitt 
von 1,5. Ich verkenne gar nicht, daß in einzelnen Fällen 
besondere Gründe vorliegen mögen, aber es wäre doch 
hier eine gleichmäßigere Verteilung anzustreben. 

Unter dem Titel 306 im Kapitel der Allgemeinen Bewil­
ligungen finden sich Zuschüsse für leistungsschwache 
Krankenhäuser mit 950 000 DM. Hier ist eine Erhöhung 
von 150 000 DM gegent!ber dem Vorjahr erfolgt. Wir 
müssen feststellen, daß gerade auf dem Gebiet des Kran­
kenhauses die kommunalen und auch die privaten Trä­
ger ein großes Aufbauwerk seit dem Ende des Krieges 
geleistet haben. Wir schätzen uns glücklich, daß gerade 
in unserem Land eine große Anzahl von Krankep.häu­
sen'i von karitativen Einrichtungen beider Konfessionen 
getragen· wird. Meine Fraktion ist der Ansicht, daß man 
hier der Liebestätigkeit und dem Dienst am leidenden 
Menschen einen breiten Spielraum lassen soÜ. Wir .ste­
hen allerdings zu der Verpflichtung, daß da, wo die 
Kräfte solcher privaten Krankenhausträger nicht mehr 
ausreichen, der Staat helfend eingreifen muß. Bei der 
Verteilung von Mitteln für leistungsschwache Kranken­
häuser muß berücks ichtigt werden - der Herr Bericht­
erstatter h a t es schon erwähnt -, daß in einzelnen Lan­
desteilen die zur Verfügun~ stehende Bettenzahl noch 
sehr unterschiedlich ist. Der Bezirk Koblenz liegt mit 
etwa 13 Betten auf 1000 Einwohner an der Spitze. Der 
ländliche Bezirk Trier hat etwa 7,5 Betten und dürfte 
damit ungefähr das erforderliche Maß erreicht haben; 
dagegen liegt die Pfalz am Ende mit nur 5,6 Betten pro 
1000 Einwohner. 

{Abg. Dr. Habig)horst: 6,6 v. H. - Abg. Hia.chen­
berg: Das macht der ·gesrunde Men~Chenschlag 

in der Pfalz!) 

Wenn man ·bel'iicksichtigt, daß die Pfalz ein starik 
industriell <iurchsetites und did:itbesiedeltes Gebiet ist, 
wo der Bed.fu~f an 'slch hölJ,er liegt, so begrüßen wir 
es, daß das Innenministerium bei der ZuschUJ(Ygewäh­
rung hier den Schrweripunkt der folgenden Jahre legen 
will. Wir sind natürlich der Ansicht, diaß auch in den 
anderen Landesteilen ,in dem einen oder anderen Falle 
noch geholfen werden muß. Es liegt zu dieser Frage 
ein Antra.g der Fraktion der SPD vor, den Titel 306 
von 950 000 DM auf 2 Millionen DM zu el"höhen. Ich 
möchte dazu nur eine grundsätzliche Bemerkung ma­
chen. Es fällt sehr schwer und es ist· einem fast un­
möglid:i, ·bei Anträgen auf Erhöhung in dieser Größen­
ordnung hier im Plenum ohne jede Vorberatung des 
Haushalts- un.d Finanzau.ssch'Usses eine Stellunrgnaihme 
abzugeben. Wir sind der Ansicht, daß solche Er­
höh'Ungen nur nach Vorberatung im Haushalts- und 
Finanzausschuß an.läßlich der Etatberatung in Frage , 
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1van Volxem) 
kommen können. Wir sind auch der Ansicht, daß gerade 
bei diesem Kapitel, wo es sich nicht um Maßnahmen 
für staatliche Krankenhäuser, sondern um staatliche 
Zuschüsse bei einer Trägerschaft Dritter handelt, ein~ 
la~e Planung vor.hergehen und die Bereitschaft der 
Träger sicher.gestellt werden muß, weil eine plöt.zliche 
Erhöhung keine sinnM>lle Verwendung garantiert. J?en 
Schwerpunkt möchten wir aber diaralllf leg.en, daß es 
uns ganz unmöglich ist, ohne diese Sache im Ausschuß 
mit de'!l Experten auszudiskutieren, hier eine Zu­
stimmung zu einer solchen Erthöh'Wlg zu geben. Das 
gleiche gilt auch zu einem anderen Antrag. 
Unter dem Titel 312 des gleichen Kapitels sind 749 000 
D-MaFk vorgesehen als Ausmerzbeihilfen bei der Be­
kämpfung der Rindertuberkulose. Es wird dem Innen­
ministerium bekannt sein, daß sich an dem bisherigen 
Verteilungsmodus eine meines Erachtens berechtigte 
Kritik entzündet hat. Die bisherige Verteilung auf ein­
zelne Molkereieinzugsgebiete oder jetzt auf einzelne 
Landkreise hat doch sehr den Charakter des Zufälligen. 
Der eine Bauer bekommt eine solche Beihilfe, urid der 
andere bekommt sie nicht. Wb: regen an, daß hier eine 
sinnvollere Verwendung der Ausmerzbeihilfen erfolgt 
und daß sie besser abgestimmt ist mit den veterinär­
ärztlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der Rinder­
tuberkulose und zur Freimachung unserer Rinderbe­
stände von Tuberkulose. 

(Abg. Beckenbach: Es braucht nur mehr Geld zu· sein!) 

- Ja, mehr G~ld, Herr Kollege Beckenbach, darauf 
möchte ich gerade zu sprechen kommen. Der Schwer­
punkt dieser Maßnahmen liegt doch nicht im Innenmini­
sterium, sondern im Landwirtschaftsministerium. Im 
Innenministerium llegen nur die veterinärärztlichen An­
gelegenheiten. Der Titel 312 hat allein acht Untertitel. 
Sie haben in diesem Antrag Nr. 113 gar nicht angegeben 
- vielleicht werden Sie das mündlich tun -, welcher Un­
tertitel diese Erhöhung von 600 000 DM erfahren soll. 

(Abg. Schmidt: Das ergibt sich aus dem Antrag!) 

- Sie werden das begründen, das glaube ich, aber es gilt 
auch hier, daß wir Erhöhungen in dieser Größenord­
n'Uilg nicht ohne Beratung im Haushalts- und Fi­
nanzausschuß zustimmen können. Dort war die Ge­
legenheit, den Antrag zu stellen. Soweit ich mich erin­
nere, ist aber von Ihrer Seite damals kein Antrag ge­
stellt . worden. 

(Abg. Schmidt: Oja, laut und deutlich angekündigt!) 

- Angekündigt, aber nicht diskutiert worden. 
Meine Damen und Herren! Die Bewilligung eines Ein­
zelplanes mit 85 Millionen Ausgaben und einem Zuschuß 
von 72 Millionen ist eine ernste Angelegenheit. Wenn 
auch Titel für Titel im Haushalts- und Finanzausschuß 
sorgfältig geprüft worden ist, so soll es immer noch 
Leute geben, die von der Ausgabefreudigkeit der Parla­
mente und der Abgeordneten reden. Wir mÜS$en hier 
einen solchen Vorwurf ernstlich zurück.weisen. Wer die 
Ausgaben.kritisiert, darf die Aufgaben nicht übersehen. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Was sollten wir denn bei diesem Einzelplan an Auf­
gaben weglassen oder zurückstellen? Sollten wir die 
Gefahren der Volksgesundheit übersehen! Sollten wir 
den ständig wachsenden Verkehr auf den Straßen ohne 
entsprechende polizeiliche Regelung zu einem Chaos 
werden lassen? Sind vielleicht die Aufgaben der Ge­
werbeaufsicht überflüssig? Wollen wir Fleisch konsu­
mieren, ohne die Gewißheit einer sorgfältigen veterinar­
ärz:tlichen Kontrolle? Wollen wir auf die Nahrungsmit­
teluntersuchung ganz im allgemeinen verzichten? Brand-

. schutz, Katasterverwaltung, Landesvermessungsamt -

kann man auf eine dieser Aufgaben überhaupt verzich­
ten? Kann man die Arbeit von zehntausend Landesbe­
diensteten entgegennehmen ohne eine gerechte Besol­
dung oder Vergütung? 

So sind doch die Fragen, die wir uns hier zu stellen 
haben! Ich mödlte hierzu sagen, daß wir im Gegenteil 
eine .Anerkennung aussprechen für. alle, die in der Ver­
waltung und im Ministerium tätig gewesen sind. Ich 
ra'öchte diese Anerkennung audl ausdrücken !n der er­
neuten Bestätigung des Vertrauens meiner Fraktion zu · 
dem parlamentarisch verantwortlichen Minister. 

(BeifaÜ des Hauses.) 

Präsident Wolters~ 

Das Wort hat Herr Abge0rdneter Bauer von der Frak­
tion der SPD. 

Abg. Bauer: 

Herr Prä~ident! Meine Damen und Herren! Nachdem 
mein Kollege Roth. unsere Redezeit so ausgiebig i.n 
Anspruch gen_ommen hat, muß ich mich kurz fassen. 
Ich kann es aber auch deshalb, weil die Ausbeute 
einer kritischen Betrachtung des Etats des Innen­
ministeriums in diesem .Jahr recht mager ist. Wichtig 
erscheint mir -. und idt glaube das wieder tun zu 
müssen -, die Aufmerksamkeit des Herrn Ministers 
wieder einmal auf die Sorgen unseres Behöroennach­
wuch.ses zu lenken, nachdem unsere früheren Vorstel­
lungen keine sichtbaren Ergebnisse gezeigt haben. Im­
mer noch hemmen die Ausbildungsvorschrüten für 
den mittleren und gehobenen Dienst die Förderung des 
Behördennachwuchses. Wir haben kein Verständnis 
dafür, d<j.ß das Ministerium auf diesem Gebiet so un­
beweglich ist. Wie wenig aktiv .das Ministerium hier 
ist, beweist u. a. der Umstand, daß eine Kleine An­
frage des Herrn Kollegen ·wacker zu diesem Thema 
vom 19. Januar bis heute noch nicht beantwortet ist. 
Seitdem ich diese Frage hier zum ersten Male ange­
schnitten habe, sind ganze zwei Jahre ins Landl ge­
gangen, in denen die jungen Leute trotz aller Bemü­
hungen nicht weitergekommen sind. Daß Diensteifer 
und Dienstfreudigkeit dadurch gehoben werden, kann 
man nicht ,gerade sagen. Neuerdings werden die In­
teressenten vom Ministerium damit vertrBstet, daß 
sich der Landesausschuß für' das Prüfungswesen In der 
nächsten Sitzung mit dem Problem befassen wird. Um 
der Unbestimmtheit dieser Vertröstung ein Ende zu 
machen, frage ich den Herrn Minister: Wann tritt der 
Prüfungsaussdluß zusammen? Wann ist die nltchste 
Sitzung? Wann wird die Neufassurig der Bestimmungen 
durch. das Ministerium in Kraft gesetzt? Herr Kollege 
Dr. Christoffel hat gestern morgen auf das Recht der 
freien Entfaltung der Persönlichlteit hingewiesen. Die 
jungen Verwaltungsanwärter haben ~ieses Recht auch, 
und die Arbeitgeber haben darüber hinaus noch eine 
gewisse Treue- und Fürsorgepflicht ihnen gegenüber 

·zu erfüllen. 

Da wir bei Personalangelegenheiten sind, möchte ich 
eine Angelegenheit erwähnen, die zwar nicht von gro­
ßer finanzieller Bedeutung ist, auf deren befriedigende 
Erledigung aber der kleine betroffene Personenkreis 
wartet. Es handelt sich um die Fürsorgerinnen, die in 
jahrelanger Arbeit inz.wischen so alt geworden sind, 
daß sie nicht mehr Beamte werden können. Zum Aus­
gleich hierfür und um eine bessere Altersversorgun~ 
sichet·zustellen, soll das.Ministerium eine entsprechende 
Vorlage Innerhalb von drei Monaten ausarbeiten, die 
eine Besserstellung für dieSe Damen: erstrebt und er­
wirkt. Wir bitten, diese Vorlage innerhalb von drei 
Monaten auch wirklich vorzulegen. 

'·• 
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12. Sitzung, 21. März 1956 Ml 

(Bauer) 

Meine Damen und Herren! Eben wurde die Drucksache 
II/112 verteilt, IJJ.it der die SPD-Fraktion die Erhöhung 
des Titels 306 beim Einzelplan 03, Kapitel 02 bean­
tragt. Es handfilt sich um· die Erhöhung der Zuschüsse 
zur Durchführung von Baumaßnahmen oder zur Mo-

. dernisierung von Krankenhäusern, soweit sie im ge­
sundheitlichen Interesse notwendig werden. Wir be­
antragen Erhöhung dieses Ansatzes von 950 000 DM auf 
2 Millionen DM. Dabei haben wir den besonderen 
Wunsch, daß dieser Mehrbetrag vordringlich in der 
Pfalz verwendet wiro, weil dort die Bettenzahl im 
Verhältnis zur Anzahl d'er Bevölkerung ungünstiger 
ist als in den a..'lderen L~ndesteilen. Herr van Volxem 
hat das eben unterstrichen und bestätigt. Wir bitten 
alle Dam~m und Herren des Hauses, diesem Antrag 
zuzustimmen, obwohl er im Haushalts:- und Finanz-: 
ausschuß nicht beraten worden ist. Die Berechtigung 
und die„ Notwendigkeit der Förderung des Kranken­
hausbaues und der Schaffung neuer Bettenstellen sind 
so bekannt, daß es dazu keiner E,inzelberatung nach 
unserer Auffassung mehr bedarf. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) ' 

Zum Thema der Gewerbeaufsicht kann ich wieder nur 
wie früher betoneU.: daß wir nicht zufrieden sind. Die 
Aufwendungen hierfür betragen zwar mehr als 900 000 
D-Mark, aber die Zahl der Kontrollbeamten ist immer 
noch völlig unzureichend. Wenn es in einem Beiz.rk mit 
über 5800 Betrieben nur vier· Kontrollbeamte. gibt, 
dann ist das eben zu wenig. Die Beamten kommen 
alle paar Jahre nur einmal in die Betriebe, und sie 
können die Aufgabe, die ihnen gestellt ist, regelmäßig 
die Betriebe auf ihre Sichel"heit, auf die Einhaltu::ig 
der Unfallverhütungsvorschrfften,. der Jugendschutz­
bestimmungen, der Arbeitszeit usw. zu kontrollieren, 
ein.fach nicht erfüllen. Ich weiß, daß <iie mit der Er­
füllung dieser Aufgabe verbundene Personalvermeh­
rung schlecht zu den Bemühungen paßt, den Ver­
waltungsapparat zu verkleinern. Hier liegt aber eine 
Aufgabe vor uns, die 5Q wichtig ist, daß einfach mehr 
geschehen muß, vielleicht selbst auf die Gefahr hin, 
d aß in den höheren Regionen der Ministerien einige 
Stellen eingespart werden. Bei 44() Räten der ve:rsdtle­
densten Abstufungen wäre das vielleicht möglich. Ich 
möchte auch sagen dürfen, daß mir die hier gestellte 
Aufgabe mindestens ebenso ·Wichtig ersCheint wie die 
Bekämpfung <ler Rinder-Tbc, für die immerhin zehn 
Tierärzte mehr vorgesehen sind und neu eingestellt 
werden, während man für die Gewet"beau!sicht n ur 
zwei Beamte inehr vorgesehen hat. Im übrigen werden 
wir auf den Antrag wegen der Tuberkulosebekäm.I>­
·fu-ng bei Rindern, bei anderer Gelegenheit zu sprechen 
kommen. 

Der Herr Kollege Reinhard hat vom Feuerlöschwesen 
gesprochen. Das Feuerlöschwesen fin<let erfreulicher­
weise auch im neuen Etat die verdiente und notwen­
dige Förderung. Ich darf -den Damen· und' Herren emp­
.fehl~n, sich in ihren He~matkreisen für die Einrichtung 
von Sterbekassen f'ür die Feuerwehrleute ein:rusetzen. 

· Da$ trägt sehr viel dazu bei, die Freiwilligen an die 
Wehr zu binden. Der Landkreis Koblenz hat die not­
wendige äußere Form einer solchen Einrichtung gegen 
erhebliche Widerstände verteidigt und erkämpft. Die 
entsprechende Satzung ist in der Staats-zeitung Nr. 
1/1956 verötfentlicbt. · . • 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf eine mir un:... 
verständliche bürokratisch·e Maßnahme hinweisen und 
deren Aufhebung anregen. Vielen von Ihnen, meine 
Damen und Herren, werden die kleinen Sterbenot­
gemeinschaften bekannt sein, die bei Sterbefällen die 
Last der Begräbniskosten durch die' Erhebung einer 

kleinen freiwilligen Umlage ~uf -die Schultern der-· 
Gemeinschaft verteilen. Diese Gemeinschaften sind ein 
echter Ausdruck nachbarlichen Zusanunengehörigkeits­
gefühles und niur zu begrüßen. Sie brauchen und ver­
langen keine Unterstützung und Förderung vom Land 
oder anderen öffenUichen Einrichtungen. Deshalb sollte 
man sie in Ruhe lassen. Trotz des simplen Vorganges 
ist irgendwer a.uf den nicht gerade genialen Gedanken 
gekommen, daß es sich bei diesen Geme~schaften - und 
nun lachen Sie bitte nicht - um . Versicherungsunter­
nehmen handelt, die und deren Leistungen statistisch 
erfaßt werden müßten; sie mußten nicht nur Frage­
bogen ausfüllen, sondern auch Jahresberichte anferti­
gen und vorlegen, Bilanz- und PfiichtprÜfungen werden 
wohl noch folgen. Sie hörten gestern, meine Damen und 
Herren., die beweg.te Klage des Herrn Kollegen 
Dn Boc;len wegen der un:sbevorsteh.enden Wohn,un·g>ssta- . 
tistik; Dieser Klage schließe ich mich in vollem Um­
fang an. Auch -die von mir erwähnte Statistik .ist ein 
Eiewe1s <ja.für, daß man alles übertre~ben kann. Ich 
bitte -den Herrn Minister, sich - vielleicht zusammen· 
mit dem Wirtschaftsministerium - für die Beseitigung 
dieser Komplizierung eines einfachen Vorgang~s, für 
die niemand Verständnis hat, einzusetzen. Die Büro­
kratie, die' solche Schikanen ausheckt, hat vergessen, 
daß sie das Volk nicht beherrschen., sondern ihm die­
nen solL 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Und dabei wundert man sich darüber, daß sie immer 
wieder und immer noch von der Bevölkerung -abge­
lehnt, bespöttelt und belächelt wird. Solange unsere 
Bürokratie sich mit solchen Problemen . beschäftigen 
kann, sind alle Reden über Yerwaltungsvereinfachung 
eben nur Reden. Ich kann auch in <ler Schaffung eines 
neuen Par-lamen tes - ".l'ie es etwa der Bezirkstag füi· 
den Nordt.eil des Landes wäre, von dem Herr van 
Volxem redete - wirklich keine Verwaltungsverein-
fachung sehen. · 

Herr van Volxem 'hat das Verhältnis der Beamten zu 
den politischen Parteien sehr· richtig beleuchtet. Aber 
gestatten Sie mir eine Frage, meine Damen und Her­
ren! I st · es nicht in vielen Fällen die Angst vor den 
Folgen eines Beke:ontnisse,s zu irgendeiner Partei, die 
die Beamten abhält, ~ich dazu ru bekennen? WiI wer­
den uns demnächst auch einmal gründlich mit dem 
sogenannten 131 er--Gesetz befassen· müssen, mindestens 
soweit es die Ausgleichszahlungen der Gemein den be­
trifft, die inzwiscli.en keine Berechtigung mehr haben, 

(Sehr richtig! und Beüall bei der SPD.) 

wenn sie überhaupt jemals berechtigt gewesen sind. Die 
Vergangenheit hat gezeigt, daß es brauchbare Leute un­
ter den nach dem Gesetz Unterbringm;1gsberechtig:ten 
fast nicht mehr gibt. Viele Städte und andere Behörden 
haben sich vergeblich dar um bemüht, haben die Stellen 
dann der Not gehorchend mit a.IJ,deren Kräf.Um besetzt 
und müssen trotzdem in die Zehntausende gehende Aus­
gleichszahlungen leisten. Sie werden also dafür bestraft, 
daß sie etwas, was von ihnen gefordert wird, nicht er­
füllen können. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

· Als ob man einen Schreinermeister, der ·einen Sc;hrank 
machen soll, dafür bestrafen kann, daß er kein Holz b e­
kommt! Das ist doch unmöglich! Wir verstehen freilich, 
daß es dem Herrn Finanzminister schwerfällt, auf eine 
so schöne Nebeneinnahme verzichten zu sollen, wie es 
diese Ausgleichszahlungen sind. 

(Abg. Völker: Das ist der Bund; der bezahlt seine 
:Wartegelder damit! - Heiterkeit bei der SPD. -
Abg. Völker: Der Herr Schäffer hat ein einneh-

mendes Wesen.) 

·" .": 
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(Bauer> 
Ich weiß, daß 131er und ehemalige Nazis nicht in allen 
Fällen -identisch sind. Trotzdem kommt mir im Zusam­
menhang mit dem 131-Problem, das, wie gesagt, kein 
politisches mehr ist, sondern nur noch ein finanzielles, 
der Gedanke an die sogenannten Entnazifizierungsge­
schädigten, auf deren Treiben wir den Herrn Minister 
schon wiederholt aufmerksam gemacht haben. Kürzlich 
waren sie wieder in Trier zusammen. Ich möchte hoffen, 
daß der Herr Minister darüber unterrichtet ist. Zur 
Charakterisierung des Niveaus nur ein Beispiel! Es 
wurde dort die Frage aufgeworfen, wo der Herr Bun­
destagsp.räsiden t Gerstenmaier gewesen sei, als sie, die 
dort versammelten Entnazifizierungsgeschädigten, sich 
die Knochen haben kaputtschießen lassen. Sehen Sie, 

·meine Damen und Herren, das ist der Ton der „Alten 
Kämpfer", den wir doch nicht wieder einreißen lassen 
sollten. Ich bitte den Herrn Minister wieder - wi~ ich es 
schon früher getan habe -, das Treiben dieser Kreise 
aufmerksam beobachten zu lassen und zu unterdrücken, 
soweit es offenkundig um die Verbreitung und Erha~­
tung altererbten Nazigedankengutes geht. Die Führung 
in diesem Kampf müssen unsere Minister haben. 
Nun, meine Damen und Herren, ein Letztes. Ich will 
nicht die Diskussion vom Montag noch einmal aufrollen. 
Aber gestatten Sie mir, meiner tiefen Enttäu'schung dar­
über Ausdruck zu geben, daß auch der Herr Innenmini­
ster Dr. Zimmer in einer CDU-Versammlung in Betzdorf 
erklärt hat, daß die Regierungsumbildung in Düsseldorf 
eine Gemeinheit gewesen sei. Meine Damen und Herren! 
Wenn so etwas am grünen Holze geschieht, was soll 
dann am dürren geschehen? 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Sie sehen, meine Damen und Herren, es war nicht viel; 
und doch: Wir alle könnten ruhiger und unbesorgter in 
die Zukunft sehen, wenn alle diese Bedenken unbegrün­
det wären. Hoffen wir, daß ebenso, wie sich der Apparat 
von Jahr zu Jahr mehr entwickelt, auch die heute vorge­
tragenen Sorgen gegenstandslos werden. 

(Beifall bei der SPD.} 

Präsident '"''olters: 
Das Wort hat Herr Abgeordnetel' Lotz von der Frak­

tion der FDP. 

Abg. Lotz: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mein Frak­
tionskollege Reinhard hat die Meinung meiner Frak­
Uon Ihnen hier schon vorgetragen. Lassen Sie micll 
noch einige Gedanken anfügen. Eben ist von unset·em 
Kollegen van Volxem das Wort „Verwaltungsreform" 
als billiges Schlagwort bezeichnet worden. Je nachdem, 
wie man es aufnimmt, ist es <las auch. Herr Dr. Habig­
horst hat mit „Sehr wahr!" geantwortet. In unserem 
Rundfunkgespräch, d as ungefähr drei Wochen rurück­
liegt, haben Sie selbst, Herr D1·. Habighorst, noch von 
der Verwaltungsreform gesprochen, und zwar verbun­
den mit einem Personalabbau. 

(Abg. Dr. Habighorst: Herr Walther hat in Aussicht 
gestellt, daß wir damit beschäftigt werden!) 

- Schön, dann sind wir in diesem Punkt einig. Mir 
ist im Augenblick nicht ganz geläufig., welche Gedan­
ken der Landkreistag an den Herrn Ministerpräsiden­
ten und die Herren Minister - ich habe das aus einer 
Meldung entnommen - 'herangetragen hat, um den 
Gedanken -der Verwaltungsvereinfachung - wenn man 
es etwas besser ausdrücken oder etwas abschwächen 
will - langsam nun doch in Gang zu bringen. Man 
wllte sich allmählich einmal Gedanken darüber 
machen, ob wir nicht eine bessere Form des Verwal- · 
tungsaufbaues finden könnten - nicht für den Augen·-

blick, aber doch ftir die fernere Zukunft -, der mit 
Einsparungen verbunden ist, gleichgültig, ob das Land 
bestehen bleibt oder ni~t. _Wenn das ' Land bestehen 
bl.eibt, kann es ihm zugute l<ommen., wenn es aufgelöst 
wird, könnte es den Nachfolgeländern zugute kommen. 
Nun darf ich noch einige Worte zu den vorliegenden 
Anträgen sagen. Meine Damen und Herren von der 
SPD! Die beiden Anträge sind sachlich völlig gereCht­
:Certigt. Man könnte für diese Dinge noch weit mehr 
ausgeben, als die Ansätze ausweisen und auch als in 
Ihrem Wunsch bei den bei<Ien Anträgen zutage tritt. 
Der Haushalts- und Fina~us!lchuß hat sich lange mit • 
diesem Problem herumgeschlagen. Wenn man jetzt 
aber zwei Dinge aus diesem Gebiet herausnimmt, dann 
wird zwangsläufig noch eine ganze Reihe von andere11 
Dingen, die gleichwertig zu veranschlagen sind, auf 
uns zukommen, und wir würden dann auch dort um 
eine Erhöhung nicht herumkommen. Da das aber im 
Augenblick nicht mö.glich ist. - wir müssen vielmehr 
hoffen, im nächsten Jahr wie in den vergangenen Jah­
i·en auch diese Beträge weiter aufstocken zu können -. 
sehen wir uns leider nicht in der Lage, d'iesen beiden 
Anträgen zuzustimmen. 

Der von den drei Fraktionen gemein sam vorgelegt~ 
Antrag wird von uns begrüßt. Er schafft endlich ein ­
mal bei einer Stufe der Polizei klare Verhältnisse. Ich 
freue mich, daß die Lel;>~nsdauer einiger Polizeibeam­
ter doch länger is t, als das Innenministerium seiner­
zeit a·ngenommen hatte; denn mir ist bei der gleichen 
Antragstellung vor e'inem Jahr gesagt worden, daß 
diese Sparte von Polizeibeamten - nämlich die Be­
zirkskommissare - aussterben würde. Aus <iiesem 
Grunde h atte man im vorigen Jahr diesem Antrag 
nicht stattgegeben. Wir freuen uns, 'daß diese Beamten, 
die man quasi zu den Oberbeamten zählt, endlich ein­
mal in die richtige Einstufung hineinkommen und daß 
andererseits damit auch den Obermeistern bessere 
Aufrückungsmöglichkeiten gegeben werden. 

Sodann liegt Ihnen noch der Antrag Ililll der Frak­
tion der FDP vor. Es ist eine Anregung, daß das In­
nenministerium einen Gesetzentwurf für eine Umge­
gemeindung vorlegen soll. Wir bitten Sie, diesen An­
trag anzunehmen . . 

Nun darf ich .aber zum Schluß noch eine Bitte an den 
Herrn Innenminister richten. Wir haben h ier davon 
gesprochen, daß die demokratischen Parteien die tra• 
genden Kräfte unseres Staates sind. Andererseits sind 
wir uns bei den Beratungen in diesC'm Haus darübe1· 
einig geworden, daß die Entnazifizierung zu einem 
Abschluß gekommen ist. Vielleicht könnte man das 
Wort „Alte Kämpfer" sogar für die Zukunft wegfallen 
lassen und dafür diejenigen, die immer noch nichts 
gelernt haben, als „Neue Kämpfer" bezeichnen; denn 
damit würde dieser Personenkreis wirklich treffen­
der gekennzeichnet, weil zu den „AJten Kämpfern" 
auch solche gehört haben, die heute als Idealisten um­
gelernt haben und an unserem heutigen Staat wieder 
tatkräftig mitarbeiten. Wir kennen den Herrn Innen­
minister :und seine Denkart und wissen, wie ·er :f'tlr die 
Demokratie eintritt, u nd deshalb hat es uns um so mehr 
verwunder.t, daß wir nunmehr in einer CDU-Zeitung 
folgendes le3en mußten: 

, ~r rheinland-pfälzische Innenminister Dr. Zim­
mer kommentierte vor dem Kreisparteitag der CDU 
den· Sturz der Regierung Arnold' mit der Feststel­
lur!g, daß „eine Reihe von Persönlichkeiten der 
FDP, die im NS-Staat eine Rolle spielten, wieder 
an die Macht kommen wollten" und daß sich die 
SPD diesen Leute n angeboten habe. „Noch niemals" 
so rief der Minister a'us, !!ist in einem demokrati-
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sehen Staat eine Re.gierung in so gemeiner Wei.se · 
gestürzt worden!" Daß mit einer so <loppelgesichti­
gen FD:E» eine Koalition in der Bundesregierung 
nicht länger mehr fortzusetzen war, sei die CDU 
ihrer Ehre und ihren Wählern schuldig gewesen. 

Ich will..auf den'letzten Satz nicht. eingehen, er stimmt 
-auch nicht; denn bis heute. hat die CDU-Fraktion des 
Bundestages darüber ja noch nicht beschiossen. 

- Was uns aber merkwürdig berührt, ist folgendes: Wenn 
der Herr Innenminister wirklich aus gutem Gewissen 
heraus diese Dinge gesagt hat ·- und der Herr Innen­
minister hat ja gestern, was mich sehr gefreut hat, er­
klärt, daß bei seiner Person eine Trennung des Partei-· 
mannes und des Innenministers nicht stattfinde, 

(Zuruf der SPD: Wieso denn?) 

- nein, das ist so, und wir haben uns sehr darüber gefreut, 
daß der Herr Innenminister Dr. Zimmer diese Erklärung 
gestern abgegeben hat, weil auch wir der Meinung sind, 
daß man die Dinge so konkret nicht trennen kann, und 
hier in dieser Zeitung wird der Herr Innenminister ja 
auch nicht als Parteifreund angekündigt, sondern als der 
Innenminister des Landes Rheinland-Pfalz - und wenn 
der Herr Innenminister also wirklich Kerintnis davon 
hätte, daß dort in Nordrhein-Wes,tfalen eine Reihe von 
NS-Leuten eine neue Macht ergreifen woUter,t, dann 
würden wir den Herrn Innenminister doch sehr bitten, 
uns einmal die Namen dieser Leute zu nennen. Wirken­
nen unsere Leute, die dort - man bezeichnet sie jetzt als , 
„jüngere Leu_te" - nun einmal etwas getan haben, was 
der eine so und der andere so ansehen kann. Ich will auf 
diese Dinge gar nicht eingehen. Ich bitte Sie aber, einmal 
zu überlegen, wie alt d·ie Leute im Jahre 1933 gewesen 
sind, die heute 36 und 38 Jahre alt sind. Meine Damen 
und Herren, wenn hier davon gesprochen wird, daß 
FDP-Leute, die in der NS-Zeit eine Rolle spielten, heute 
wieder an die Macht kommen wollten, so muß man doch 
dabei folgendes bedenken: Selbstverständlich gibt es bei 
unseren Freunden eine ganze Reihe von Leuten, die im . 
Dritten Reich irgendeiner Organisation angehört haben; 
wenn man aber, meine Damen und Herre'n, die Dinge so 
sehen will wie Herr Innenminister Dr. Zimmer, dann 
müßte ich allerdings folgende Frage stellen: Der Herr 
Globke, der Herr Forschbach, der Herr Bräutigam, die 
Bundesminister Kraft und Oberländer, - -

(Zurufe der SPD und wachsende ironische Heiter-
keit bei der SPD, Beifall bei der"SPD.) 

- meine Damen und Herren, wir brauchen den Beifall 
nicht dazu, sondern wir wollen die Din/e wirklich so 
sehen, wie sie sind! Wir wollen gegen die ·einzelnen 
Leute gar nichts sagen; wenn sie heute ihre Arbeit für 
den demokratischen Staat tun, dann ist für uns alles das 
vergessen, was früher vielleicht einmal geschehen ist. 
Das haben wir in diesem Hause wiederholt zum Aus­
druck gebracht, und das möchten wir auch heute wieder 
zum' Ausdruck bringen. Man kann es aber nicht so ma­
chen, daß man sagt: „Wenn Ihr · solche Leute habt, 
dann sind das Nazis, wenn aber bei uns Leute ein­
getreten sind, dann sind das mittlerweile die besten De­
mokraten geworden. So kann man es doch nicht machen, 
und' deshalb, Herr Innenminister, die herzliche Bitte an 
Sie, solche Redewendungen nicht mehr zu gebrauchen -
und ich muß sie ja als wahr unterstellen; weil es ~ine 
CDU-Zeitung ist, in der das gestanden hat, we1;m es eine 
andere Zeitung gewesen wäre, dann hätte ich das, wie in • 
diesem Fall, noch nicht einmal so ernst genommen - und 
weiter die herzliche Bitte von uns, daß endlich Schluß 
gemacht wird damit, daß man Menschen - auch jüngere 
Leute - gleich als NS-Leute und Nazis diffamiert, wenn 
s1e vielleicht früher einmal in der Hitlerjugend waren 
und nun im politischen Leben unserer Bundesrepublik 

eine andere Anschauung haben. Meine Damen und Her­
ren, wenn hier so viel von Demokratie und demokrati­
schen Parteien gesprochen wird. dann sollten wir uns 
überlegen, ob solche Dinge nicht geeignet sind, bei den 
Leuten, die unserer politischen Arbeit noch fern stehen, 
etWas hervorzurufen; was dann heißt: Verzicht auf 
Mitarbeit! Diese Deute halten sich dann viel1eicht erst 
rech.t fern Ünd tun nicht mit. Deshalb unsere herzliche 
Bitte, daß solche Dinge und solche Redewendungen 
sich in Zukunft' nicht wied~holen mögen. 

(Beifall bei SPD und FDP. - Abg. Hachenberg: Also 
der Streit im eigenen Hause isf w~eder da!) 

Präsident Wolters: 

Das Wort hat Herr Innenminister Dr. Zimmer. 

Innenminister Dr. Zimmer: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
zur diesjährigen Etatberatung keine vorbereitete Etat­
rede halten - ich hoffe, zu Ihrem Vergnügen! -, son­
dern ich möchte lediglich auf die Kritik und auf die 
Anregungen und die Wünsche und Fragen eingehen, 

·die im Laufe der Debatte zutage getreten sind. An die 
Spitze stellen darf ich einen Punkt, der von verschie-
denen Rednern angesprochen worden ist, so bereits 
vorgestern von Herrn A·bgeordneten Gla.hn. Ich 
würde mich auch gewundert haben, wenn die dies­
jährige Etatberatung ohne Erwähnung dieses Begriffes 
über die Bühne gegangen wäre, nämlich ohne Erwäh­
nung der oogenannten „Verwaltungsreform". 

Ich muß dazu einige Worte sagen, aber ich kann mich 
deshalb kurz fassen, weil - wie die älteren Herren Kol­
legen wissen - ich bereits vor drei Jahren dazu an 
dieser Stelle Ausführungen · gemacht habe, und zwar 
am· 24. März 1953, die bis heute noch Geltung haben 
und noch nicht überholt sind. Ich habe meinen dama­
ligen Ausführungen iugrunde gelegt die Ermittlun- . 
gen und Erhebungen, die wir in früheren Jahrzehnten 
über den Bestand der Verwaltungsbehörden angestellt 
haben, und zwar den Bestand an Personal und an Auf„ 
gaben. Weil Herr Abgeordneter Glahn nWl das Wort 
„Postkutsche" in die Diskussion geworfen hat, möchte 
ich d•azu einiges sagen. 

Ich frage zunächst: Was ist nach unserer Auffassung 
zunächst keine Verwaltungsreform? Das ist zum Bei-­
spiel die Entrümpelung, von der. man allenthalben viel 
AufSehens gemacht hat. Wir haben audl bei uns ent­
rümpelt - und. zwar gründlich entrümpelt -, ohne-daß 
wir uns auch nur einen .A,ugenblick eingebildet hät­
ten, das sei eine Verwaltungsreform oder auch nur ein 
Anfang dazu. Entx:funpelung ist nach unserer Auffas­
sung die Bereinigung von alten Akten, die Klarstellung 
über die noch in Geltung befindlichen Vorschriften 
und alles, was zur Erleichterung der .Arbeit der Be­
amten dient. Das schon als V~rwaltungsreform be­
zeichnen zu wollen, wäre eine Vernebelung des Tat­
b.estandes oder sogar noch mehr, nämlich eine Irrefüh­
rung der Öffentlichkeit. 
Zum zweiten bezeichnen wir ebenfalls nicht als Ver­
waltungsreform die fortlaufend notwendige Verbesse­
rung der Büroeinrichtungen in d ieser oder jener Hin­
sicht, obwohl diese Dinge sehr wichtig sind und durch­
aus zur Ersparung und Vereinfachung dienen können. 

. Sie werden deshalb vielfach in diesen Begriff mit ein-
bezogen, aber wir betrachten diese Dinge vom Innen­
ministerium aus, aus rein sachlichen Erwägungen her.'.. 
aus, trotzdem nicht als Verwaltungsreform. Verwal­
tungsreform ist - wie das schon von verschiedenen 
R,ednern angedeutet Wurde - etwas anderes . . Verwal­
tungsreform wäre ein systematischer, unter großen 

·~J 
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staatspolitischen Gesichtspunkten vorzunehmender Ab­
bau von Staatsaufgaben, aber nicht unter Verlagerung 
auf die Kommunalverbände - denn auch sie siiid öf­
fentliche Hand -, sondern au:f die - sagen wir - Ver­
bände der freien Gesellschaft oder sogar auf den ein­
zelnen. Es würde sich also handeln um die Entstaat­
lichung eines großen Bereiches der öffentlichen Tätig­
keit. 

Was haben wir dem · gegenüber festzustellen? Wir ha­
ben dem gegenüber die Tatsache festzustellen, daß un­
aufhörlich seit Jahrzehnten eine beinahe mit Natur­
gewalt sich vollziehende Verstaatlichung des öffentli­
chen Lebens stattgefunden hat. Ich habe bereits bei 
früheren Gelegenh!!iten darauf hingewiesen, daß diese 
Notwendigkeit zum Teil entwicklungsgeschichfüch und 
soziologisch bedingt in allen Staaten vorangeschritten 
ist, daß sie aber auch zum Teil bei uns eine Folge des 

' zweifachen Zusammenbruchs von 1918 und 1945 gewesen 
ist. Die Folgen dieser bei.den Zusammenbruchskatastro­
phen sind ohne weiteres an dem Bestand und an den 
Aufgaben unserer Behörden abzuli;!sen. Viele Behörden 
haben heute und in den kommenden Jahren lediglich 
noch zu arbeiten an der materiellen und ideellen Li­
quidation der Katastrophe, die uns der Nationalsozia­
lismus hinterlassen hat. 

(Sehr richtig! bei der CD1,J.) 

Ein Bundestagsabgeordneter hat einmal von der Hyper­
trophie der Gesetzgebung gesprochen. Es genügt aber 
nicht, wenn man davon spricht, sondern man muß das 
konkret bezeichnen: Welches Gesetz ist denn bisher 
überflüssig gewesen! Und die Kommunalverbände? 
Die staatlichen Behörden der unteren und mittleren 
Instanz? Bitte, meine Damen und flerren, gehen -Sie 
als Abgeordnete einmal hindurch durch diese Behör-

- den und durch die Büros! Sie werden dann feststellen, 
daß alle Aufgaben, die dort erledigt werden, und zu 
deren Erledigung Angestellte, Arbeiter und Beamte 
nötig sind, zum größten Teil auf Bundesgesetzen und 
.zum geringeren Teil auf Landesgesetzen beruhen. 

Damit haben wir den auch von dem Herrn Kollegen 
Reinhard bereits angedeuteten Ausgangspunkt gefun­
den: Abbau der Aufgaben oder weni~stens nicht neue 
Zuweisung von Aufgaben durch den Gesetzgeber. Wir 
können hoffen., daß in den kommenden Jahren gewisse 
Sparten der Liquidation auslaufen, zum Beispiel das zu­
letzt mit Recht erwähnte 13ler-Gesetz. Das würde zwn 
'B.eispiel ein Wegfall einer kleinen- Liquidationsteilniasse 
seiri, die bisher eine ganze Reihe von Beamten bean­
sprucht hat. Also das ist nicht Verwaltungsreform, was 
ich eingangs gesagt habe. Dies hier wäre ein echter An­
satz dafür. 

Die organisatorische Verwaltungsreform wäre eine Um-· 
gliederung der Behörden in Richtung auf eine zweck­
mäßige fu..'1kticnelle Erfül!1J.ng der anstehenden Aufga­
ben. In diesem Zusammenhang hat der Herr Abgeord­
nete Glahn die Frage aufgeworfen bezüglich der Mittel­
instanz, ein Thema, das seit dem.Tahrel917,seit derbe­
rühmten Denkschrift von Herrn Drews, überhaupt nicht 
mehr zur Ruhe gekommen ist. Darüber gibt es beute 
eine ganze Fachbibliothek von Vorschlägen, Referaten, 
Denkschriften usw. Ich empfehle Ihnen, gelegentlich die 
dazu erschienene Fachliteratur sich einmal anzusehen, 
wenn Sie sich selbst in das Problem vertiefen wollen. Ich 
kann natürlich hier, auch nicht andeutungsweise, darauf. 
eingehen. Immerhin möchte ich Ihnen eine Zahl nennen; 
die Ihnen 9J.e Problematik dessen, was Sie zu prüfen 
fordern, andeutet. 
Wir haben in aÜen deutschen Ländern heute die Mittel­
instanz mit Ausnahme von Schleswig-Holstein. Baden-

----·--- ~ ·------ ---

Württemberg hatte keine und hat sie neu eingeführt und 
scheidet deshalb insoweit aus einem Vergleich aus. Wir 
selbst haben den Baden-Wür1;tembergern dabei noch mit 
Rat und Tat zur-Seite gestan9en. Wenn der Wegfall der 
Mittelinstanz ohne weiteres als Verwaltungsvereinfa­
chung oder -reform zu betrachten wäre, dann hätte 
Schleswig-Holstein' jetzt seit '10 Jahreri' Zeit gehabt, das 
zu tun. Ich wei'ß, daß Schleswig-Holstein eine gute Ver­
waltung hat. Sie wissen, ich habe sehr viel Verbindung 
in Bonn mit den Verwaltungsexperten aus allen Län­
aern. Ich kann nur sagen, daß mir von Schleswig-Hol­
stein immer nur sehr fähige Beamte begegnet sind. Aus 
der zitierten Statistik, die übrigens nicht meine Statistik 
ist,' sondern eine 'Statistik des Bundesamtes, also sicher 
nicht für unsere Zwecke hergestellt ist, geht hervor, daß 
Schleswig-Holstein, das also keine Mittelinstanz hat, auf 
10 000 Einwohner 233 Dienstkräfte beschäftigt. Der Bun­
desdurchschnitt 'beträgt 223, und wir liegen bei 199 an 
unterster Stelle. Ich sage es nicht wegen des letzten und 
auch nidtt deshalb, weil damit das Problem scllon be­
antwortet wäre. Ich möchte nur sagen, wie wirklich pro­
blematisch die ganze Angelegenheit ist, schon unter dem 
Gesichtspunkte der finanz.iellen Ersparnis. Aber ent­
scheidend ist ja die staatspolitische Frage. Sie ist bei vie­
len Fachkonferenzen ge~tellt worden. Ist es aus staats­
politischen Gründen 'Wichtig, eine Mittelinstanz zu ha­
ben? Dazu darf ich Sie '\/'erweisen auf Spezialkonferen­
zen, die mit den führende11 Fachleuten Deutschlands 
hierüber stattgefunden' haben. Den Damen und Herren, 
die sich dafür interessieren~ stelle ich gerne das Ergebnis 
dieser Beratungen zur Vedügung. 

Herr Abgeordn~ter Glahn hat von der Postkutsche 
gesprochen. Er sprach also von-der Biedermeierzeit, so 
will ich einmal sagen, oder vom Ausgang des 19., An­
fang des 20. ,Jahrhunderts im Hinblick auf die Abgren­
zung der Kreise, die damals Anfang des vorigen Jahr­
hunderts geschaffen worden sind. 

Meine Damen und Herre,n! Wir brauchen gar nicht zu­
rückzugehen bis zur Mitte des vorigen Jahrhunderts. Ich 
habe vor mir liegen eine Aufstellung des Landratsamtes 
Altenkirchen. Das Landratsamt Altenkirchen hatte 1914 
einen Personalbestand von 12, 1931 einen Personalbe­
stand von 83 und 1952 einen solchen von 250 Beamten, 
Angestellten und Arbeitern. 

Hier ist das Spiegelbild einer -geradezu revolutionären 
Wandlung der öffentlichen Gewalt auf der Kreisebene, 
genauso bei den Städteni, Aufgaben, die im wesentlichen 
durch Geset.,gebung auf P,iese Körperschaften zugekom­
men• sind. Dieses Landratsamt hat heute eine höhere 
Kopfzahl als mein eigenes Minlsterium. Der Haus­
halt des Landkreises Altenkirchen hatte 1902 einen Be~ 
trag eingeseti.t von 146 000Mark,1931, also rund 3(}Jahre 
später, schloß der Haushalt ab mit 3,8 Millionen Mark, 
1952 mit ·6,1 Millionen DM, 1955 mit 7,8 Millionen DM. 

Meine Damen und Herren! Hier ist eine Fundgruoe für 
Staatswissenschaftler, Soziologen und Politiker, diesen 
Dingen nachzugehen, wieso eine solche ungeheure Wand­
lung vor sich gehen konnte. Ich habe schon bei meinen 
allgemeinen Bemerkungen die doppelte Ursachenreihe 
erwähnt, nämlich die allgemeinen entwicklungsge­
schichtlichen, wie sie überall in der Welt sind, und die 
zusätzlichen in Deutschland au:f Grund der Katastro­
phen, die eine ungute politische Führung über unser 
deutsches Volk gebracht hat. 

(Abg . . Cfa.us: Wenn wir von Preußen vom .Jahre 
1902 für den heutigen Bezirk des Landes Rhein­
land-Pfalz ausgehen, dann werden wir wahr­
scheinlich zu ähnlichen Feststellungen k·ommen 

wje in Altenkirchen{) 
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- Ich habe Altenkirchen nur als Beispiel angeführt. Lei­
der ist es so, daß .sehr viele statistische Unterlagen ver­
lorengegangen sind und uns daher nicht zur Verfü­
gung stehen. ld! selbst habe ja f,rüher als Regierungs­
präsident versucht, mir statistisches Material zu besor­
gen. Auch das blieb · leider sehr lückenhaft. Ich bin 
aber sehr gerne bereit, bei anderer Gelegenheit auf 
Einzelheiten hierzu noch einzugehen. 
Ich darf nun auf die einzeln~ angesprochenen Pro­
bleme kommen. ·von den verschiedenen Herren Red­
nern ist die Frage der Beamtenschaft und des Be­
hördennachwuchses angesprochen w:orden. ·Der Herr 
Kollege Bauer hat seinem Unmut Ausdruck gegeben -
das möchte ich vorwegnehmen -, weil er immer noch 
die Steuerung für den Behördennachwuchs vermißt 
und weil ihm eine Antwor-t noch nicht erteilt worden 
ist auf ein Schreiben vom 19. Januar. Da ich für meina 
Behörde gradestehen muß, kann ich hier nur erklären, 
·daß mir gesagt wuroe, es sei vereinbart warnen, eine 
Beantwortung des Schreibens solle vorerst nicht er-. 

· folgen in Zusammenhang damit, daß seit Mitte Januar, 
wie Sie wissen 
1. mein ständiger Stellvertreter bettlägerig in der Kli­

nik liegt, der diese gesamten Dinge in persönlicher 
Bearbeitung hat, und • 

2. der Leiter der Persooalabt.eilung außerdem in' die-
ser Zeit viel mit Krankheiten zu tun hatte. 

Sie werden verstehen,i. <laß ich es sehr bedauere, wenn 
derartige Dinge nicht eine flüssige Erledigung finden. 
Es ist mir mitgeteilt worden, daß der Zusammentritt 
des Landesprüfungsausschusses verschoben worden ist, 
weil es das besondere Anliegen des Ministerialdirek­
tors Dr. Krauthausen war, daß er in diesem Ausschuß 
persönlich präsidieren wollte. 
Der allgemeine Vorwurf, Herr Kollege Bauer, dürfte 
unzutreffend sein. Nach meinen Unit~rlagen sind wiT 
bi.sher das einzige Land, das eine solche .P,rüfungsord­
nung für <fü~ Beamten - ich nehme an, Sie haben sich 
versprochen, nicht des mittleren, sondern des gehobe­
nen Dieo•stes - zustande gebracht hat. Ich glaube, wir 
brauchen uns von keinem Land hier in den Schatten 
stellen zu lassen. Ich möchte Ihnen über das Ergebnis 
unserer bisheri~n Arbeit au{ dem Gebiete deshalb 
einiges einmal sagen. 
Nach . den Unterlagen haben sich seit dem Inkraft­
treten dieser Ausbildungs- und Prüfungsordnung vom 
26. August 1953, die bisher immer noch 'C\le· ers te und 
einzige 'ihrer Art in Deutschland ist, bei den Bezirks­
prüfungsauss~üssen Koblenz, Ludwigshafen, Mainz 
und Trier insgesamt 602 Beamtenanwärter, Aufstiegs­
beamte und Angestellte der Prüfung für den gehobe­
nen Verwaltungsdienst unterzogen. Von diesen 60·2 
haben 489 = 81,2 v. H.., die Prüfung bestanden. 113 
haben die Prüfung nicht bestanden. 
Nun kommt eine sehr interessante Aufschlü-sselung, 
die Sie intQressieren wird. Von 43 Prüflingen mit Abi­
tur haben die Prütung bestanden 6 init gut, 3<l mit be­
friedigend, 7 mit ausreichend. Die DurchschnittsnOte 
war also, a·r~thmetisch ausgerechnet, 3,6. Nicht bestan­
den haben. 2 Prüflinge = 4,4 v. H. 154 Prüflinge hatten 
die mittlere Reife. 120 - 77,9 v. H- haben die Prüfung be­
standen, und zwar 1 mit Auszeichnun~ 13 mit gut, 59 
mit befriedigend, 47 mit ausreichend. Durchschnittsnote 
2,9. Nicht bestanden .' haben 34 Priiflinge = 22,1 v. H. 
Wenn man überlegt, daß ein Abiturient die Schulbank 
in den meisten Fällen 6 oder 7 Jahre länger gedrückt 
hat, und zwar die höhe re Schulbank, a ls ein Volks­
schüler und mehrere Jahre länger als ein Prüfling mit 
mittlerer Reife, dann ist dieser Unterschied nicht allzu 
verwunderlich. Jetzt kommt aber das Inter-essanteste. 

1. 

, 
403 Prüflinge, . also bei weitem die Mehrheit, waren 
Schwer, 'die nur Volksschulbildung· hatten. Von ihnen 
haben bestanden 326 = 8(),9 v. H. Nun kommt etwas · 
sehr . Erstaunliches. Von ihnen haben 7 mit lobenswert . 
bestanden, · · · · 

{Hört-Hört-Rufe und Beifall im Hause.) 

· von <l'en beiden anderen Gruppen hatte keiner mit 
lobenswert bestanden. Sie sehen, daß hier ein unge- ' · 
heurer ·Arbeitseifer und Zielstrebigkeit, verbunden mit 
einer natürlichen Begabung 'Und Auffassungsgabe d ie­
ses Ergebnis offenbar erzielt hat. 40 bestanden mit 
gut, 153 mit befriedigend und nur 126 mit ausreichend. 
Dt.1:rchschnittsnote :a,9. Die Durchscb.nittsnote Lag also 
nur knapp unter der der Abiturienten. · 

(Hört-Hört.-Rufe im Hause.) 
Ich glaubte Ihnen das nicht vorenthalten zu sollen, 
und s~ge das deshalb, damit unsere ,Dienststellen er- , 
muntert werden, in Zukunft unter keinen Umständen 
von dem Prinzip abzugehen, daß Schüler mit guter 
Volksschulbildung durchaus für den gehobenen mitt­
leren Dienst in Frage kommen. · 

(Beifall im Hause.) 

Zur Frage der ·Zul~ beWährter und für die Über­
nahme in das Beamtenvel'hältni-s geeigneter Angeste-11-
ter ist zu bemerken, daß das Ministerium sich bemüht 
hat, die alten übernommenen Zuk1ssungsvorschr i.ften · 
aufzulockern. ·Darüber gibt es in Einzelfällen Be- · 

· sch.werden, u:m:l Sie wissen, welche gegensätzlichen 
Intere,gsen sich hier .gegenüberstehen. Wir versuchen 
hier, einer:i mittleren Weg zu finden, der den Inter­
essen !beider Teile Redl!tlunig trägt. 

(Abg. Völker: Herr Minister~ .PrGflmgsbestimmun­
gen für die Angestellten müssen noch. geschaffen 
werden, von'der Gehaltsgruppe VIII nach VII!) 

- Ja, das kann ich Ihnen so ohne weiteres nicht zusa­
gen. Idl kann Ihnen nur ~sagen: Prüfung! - Hier 
können ja die Angestellten auch geprüft und zugelas­
sen weroen. -Nur däe Zulassung war bisher an enge· 
.Kautelen .gebunden wegen der Voiibedi.n.,,t<JUn.g, daß ent­
·sprechen<;;te "Planstellen da sein mußten. An d~esem 
Punkt wollen wir einsetzen und· versuchen, hier. eine 
Lockeru.ng herbei.zJu.führen. 

(Abg. Völker: Sie halben mich .falsch verstanden!) 
Ich möchte natürlich. saigen, daß die kommende Sozial­
reform uns zwingt, auch hier neue Wege zu gehen, 
damit wir künftig in größerem Umfange als bisher 
gieei.gl'leten jüngeren Angestellten die J.1.öglkhlkeit ge­
ben können, als Beamte in die Ver.waltun.g übern.om­
men zu werden. ·Die große Schwierigkeit besteht ja be­
kanntlich bei den älteren Angestellten. 
Nun das Zweite, was Herr Kollege Reinhard a n ­
geschnitten hat! 

(Abg. Bauer: Sie mü-ssen noch meine Fra.gen 
beantworten. Ich habe zwei präzise Fra.gen gesllellt!) 

- Ich. antworte Ihnen darauf, daß ich Ihnen die eime 
nicht beantworten kann. Ich kann heute noch. nicht 
sagen, wann der Landesprüfungsausschuß zusammen­
tritt. Ich werde Ihnen · die Mitteilung 21Ukommen las­
sen, weil ich nicht weiß, welche Verabredungen mitt­
lerweile zwischen meinem in der Klinik liegenden Ver­
treter und anderen Herren getroffen worderi. sind . . 
Die zweite Frage, d-ie Sie gestellt !haben -, 

(Abg . .BaJUer: Wann die Bestimmungen in Kraft 
.gesetzt werden, die den jungen Leuten die Zu-

lassung zur Priifung ermöglichen!) 
- Ich hatbe eben gesagt, daß wir dabei sind, hier eine 
Lockerung eintreten zu lassen. Das wind, soviel ich 
weill, mit dem Landesprüfun.gsausschuß beraten wer-
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den. Der Herr Ministerialdirektor hat ausdrücklich 
darum gebeten, dia's selbst in der Hand zu behalten. 
Ich hoffe, daß er in 14 Tagen in der Lage ist, das 
wieder in Angriff zu nehmen. 

(Abg. Bauer: Wieder eine Vertröstung!) 

Ein zweites Kapitel in diesem Zusammenhang: Die 
Fortbildung der Beamtenschaft! Herr Kollege Rein­
hard hat von einer Beamtensclwle gesprochen. Die er­
fordert natürlich sehr viel Geld. Bisher hat mir sol­
ches Geld nicht zur Verfügung .gestanden. Es ist bisher 
auch elgentlkh so gegangen, nämlich ahne Schule. Man 
muß von den Dienstvorgesetzten verlangen und er­
warten - soweit ich weiß, geschieht das -, daß sie Beam­
ten, die sich entweder auf die Prüfung vorbereiien oder 
einen sonstigen Kursus mitmachen, entweder dienstlich 
zeitweise freistellen oder entlasten. Das ist immer üb­
lich gewesen. Ich darf hoffen, daß das auch heute noch 
überall geschieht. Ich bin aber nicht abgeneigt, wenn die 
Voraussetzungen seitens des Landtages und des Herrn 
:Finanzministers geschaffen wer~en, eine solche Verwal­
tungsschule als Geschenk für die Verwaltung gerne ent­
gegenzunehmen. 

Die Fortbikliun.g der Beamtenschaft ist ein ·besonderes 
.Anliegen. Wir haben in den letzten Jahren in· Rhein­
land-P:lialz eine Verwaltungs- :und Wirtschaftsakade­
mie gegründet, die mit ihren Zweiganstalten in Ko­
blenz, Trier, · Kaiserslautern und Mainz bisher ganz 
erfreuliche .Ergebnisse e1'2ielt hat. Diese .Akademie 
wird von Behördenangestellten und auch sehr stark von 
privaten Angestellten in Anspruch genommen. In Kal­
serlautern haben im letzt"en Wintersemester neben 
147 Beamten und 71 Angestellten noch 76 Angehörige der 

• prbraten Wirtschaft tengenommen. In allen Landestei­
len ergibt sich ungefähr das gleiche Bild. Wir haben 
im letzten J:ahr durch unsere bescheidenen Zuschüsse 
das Anlaufen dieser Anstalten ganz gut vorangebracht. 
Ich lege auch besonderes Gewicht auf die ständige 
st.aatspo1itische und fachliche Fortbildung der jünge­
ren Regierungsräte und Assessoren. Ich stimme voll­
kommen dem zu, was Herr Kollege Hertel am Mon­
tag gesagt hat, die Geschichte von 1933 bis 1945 darf 
nicht aus dem Gedächtnis derjenigen,·· die eine Ver­
antwortung tragen, einfach ausgelöscht sein. Eine Be­
urteilung der Gegenwart und eine Steuerung in die 
Zukunft ist für jeden, der öffenfücb. Verantwortung 
trägt, nur möglich, wenn er die Ursachen unseres .ge­
schichtlichen Zusammenbruchs kennt. Deshalb legen 
wir auf die Schulung der Beamten ein ganz besonderes 
Gewicht. . 

Dann etwas zum Thema 13ler, doas .ebenfalls angespro-
chen worden ist! · 

Hier darf ich folgende Zahlen bekanntgeben. Wir ha­
ben zum Schluß des Jahres 1955, was den Besoldungs­
aufwand angeht, 18 v. H. erreicht. Es bleiben also noch 
2 v. H. theoretisch zu schaffen. Auch bei dem Pflicht­
stellenanteil haben wir die 18 v. H. mit dem Ende des 
Jahres erreicht. Aber in mehrfacher Hinsicht sind die 
zur Zeit geltenden Bestimmungen sehr unerfreulich 
und für uns unangenehm. 

(Abg. Bögler: Und auch überholt!) 

Nachdem eine Reihe von Mangelberufen deklariert wor­
den ist, bleibt alles mehr oder weniger auf die zurück­
bleibenden Verwaltungen abgestellt; das sind vornehm­
lich die innere Verwaltung und die Kommunalverwal­
tung. Die Kultusverwaltung ist so ziemlich ganz aus­
geseh1eden. so daß wir Mühe hätten, überhaupt rioch 
die 20 v. H. zu erreichen. Es wird unsere Aufgabe als 
Landesregierung ~ein, hier die Initiative zu ergreüen, 

um diese überholte gesetzliche Anoi:;dnung endlich au­
ßer Kraft setzen zu lassen. 

(Lebhafter Beifall des Hauses.) 

Meine Damen und Herrenl Ich komme zu der Frage 
des Gesundheitswesens. Darüber habe ich schon im 
Ausschuß Aufklärung in versch{edene.n Zusanunenhän­
gen gegeben und insbesondere hervorgehoben, daß zur 
Zeit eine gewisse Unterschiedlichkeit im Lande besteht. 
Sie erklärt sich aber nicht aus der unterschiedlichen 
Betreuung durch uns, sondern aus der verschieden~ 
artigen Struktur der einzelnen Bezirke. Wenn bisher 
die Pfalz bedauerlicherweise im Rückstand ist - wie 
ich Ihnen ganz klar gesagt habe -, dann liegt im we­
sentlichen der Grund darin, daß in der Pfalz zunächst 
einmal die große Zahl der kriegszerstörten Kranken­
häuser wiederau!~baut werden mußte, zweitens 
darin, daß wir große Schwierigkeiten hatten, mit den 
Trägern der Krankenhäuser einig zu werden. 

Es bestehen gute Aussichten, in den nächsten beiden 
Jahren in der Pfalz einen !?Jllten Schriitt vorwärts.zu­
kommen. Es sind Erweiterungen geplant und die Be­
sprechungen in den meisten Fällen so gut wie abge­
schlossen, und zwar handelt es sich um folgendes: 

1. Evangelisches Krankenhaus in Zweibrücken 

Da verhandeln wir schon mehrere Jahre, um zu ei­
ner Einigung über Ausmaß, Art usw. :w kommen. 
HE?rr Oberbürgermeister Roth, Sie sind unterrich­
tet über die Schwierigkeiten, die gerade in Zwei­
brücken bestanden haben. 

(Abg. Ro~h: Man bat uns hängen lassen!) 
2. Elisabeth-Krankenhaus Zweibrücken 
3. Städtisches Krankenhaus Pi_rmasens 
4. Städtische Krankenanstalt Frankenthal 
5. Kreiskrankenhaus Bergzabern 
6. Vinzenzkrankenhaus Landau 
7. Kreiskrankenhaus Kirchheimbolanden. 

Zusammen bedeutet das einen Zuwachs von 350 Bet­
ten. Ich darf hoffen, daß in den nächsten zwei Jahren 
diese Projekte durchgeführt sein werden und somit in 
der Pfalz eine erhebliche Entlastung eintreten wird. In 
diesem Zusammenhang-darf ich Ihnen sagen, daß wir 
seit vier Jahren einen· „revoltierenden" Zehnjahres­
plan über den Bau und Ausbau der Krankenhäuser 
haben. In diesen Plan werden jedes Jahr neue Pro­
jekte einbezogen. Sie werden normalerweise 10 Jahre 
von. uns mitfinanziert und scheiden dann aus dem 
Plan wieder aus, sobald sie über das Schlimmste hin­
weg sind, so daß wir in einigen Jahren über den Berg 
hinweg sein werden. Ich bin gerne bereit, die Einzel­
heiten des Planes dem Ausschuß bekanntzugeben. Er 
läuft so ab, daß wir allen Trägern der Krankenhäu­
ser grundsätzlich Zus;;i.gen machen, aber nur unter der 
Voraussetzung, daß Sie, meine Damen und Herren, als 
Landtag jedes Jahr eine gewisse Summe an Zuschüs­
sen bewilligen. 

In diesem Plan ist vor allem in Betracht gezogen wor-
_den, daß wir auf die Dauer die Träger der Kranken­
häuser sich nicht allein überlassen können. Wir arbei­
ten hin auf eipe tragbare Entschuldung, weil die Häu­
ser in den kommenden Jahren vor großen Problemen 
stehen werden. Ich denke vor allem an das schwierige 
Nachwuchsproblem, das noch in keiner Weise gelöst ist. 
Ich darf .nun.aufd•ie Abteilung! IV - Polizeiabteilung - .zu 
sprechen kommen, die ja die besondere Aufmerksam­
keit des Hohen Hauses und auch des Ausschusses ge­
funden hat. Wir haben im Ministerium nach Abscltluß 
des ersten Vierjahresplanes im Bewußtsein der stän-



12. Sitzung, 21:März 1~56 
,:._~~~~~~~~~~~~~~~~~ 

347 

(Innenminister Dr. Zimmer) 
digen Entwicklung des Verkehrs, in dem wir WlS n()ch 
immer befinden, einen zweiten Vierjahresplan aQ.l.fge­
stellt . . Das, was Ihn~n nunmehr a~. Plan vorliegt, ist 

· das er~ Jahr dieses Vierjahresplanes. Wir haben: d3r­
über Einzelheiten im Ausschuß bekanDJtgegeben; er um-

. faßt vor allem die stärkere Heranziehung und den 
Ausbau der Gendarmerie, die Ve_rbesserung des Stel­

. lenkegels der Gendarmerie, die Verstärkung der Ver­
kehrsüberwachung und schließlich auch die Vers.tär­
kung der BereitsdlaftspoLizei. 
Wir haben in den letzten Jahren Mangel an ausgebilde­
ten Poli:z:eibeamten.'gehabt, weil einmal unter den 13lem 
kaum noch besonders tüchtige Polizeibeamte zu finden 
waren und auf der anderen Seite die Bereitschafts­
polizei. noch nicht heransteht. Wir haben deshalb im 
letzten Jahr aus der früheren Wehrmacht P.olizei­
beamte eingestellt. Wir haben. die Prüfungen sehr 
scharf vorgenommen. Von 1150 geprüften Bewerbern 
haben wir nur 347 einberufen. Sie wollen daraus er­
sehen, daß ein sehr strenger Maßstab angelegt worden 
ist. 
Die Beamten befinden sich zur Zeit in der Ausbil­
dung, di~ ja erfolgen muß, ·und sie werden im Laufe 
des Sommers in d'en Einzeldienst überführt wer<'len. 
Sie haben nun im Haushalts- und Finanzausschuß 
beschlossen, 220 neue· Planstellen für das kommende 
Jahr zu bewilligen. Ich mOChte· hier schon sagen: es 
ist beabsichtigt - zum ersten Male '."', zum Teil die älte­
sten Beamten der Bereitschaftsp<>llizei nunmehr in den 
Elnzel<:lienst einzugliedern. Wir haben bisher mit den 
Bereitschaftspolizeibeamten gute, zum Teil sehr gute 
Erfahrunge,n gemacht, so daß Wir hoffen können, daß 
damit · auch eine qualitative Verstärkung der Polizei 
eintritt. 1.2<> weitere Einberufungen werden wir'dann 
tätigen, und zwar aus den J'ahrgängen 1925 bis 1930, 
im Interesse einer guten Altersschichtung der Polizei. 
Nun hat Herr Kollege Roth, glaube ich, den Fall „Neu­
mühle" ·angeschnitten. Ich darf kurz darauf zu spre­
chen kommen~ Herr Kollege! Der Herr Abgeordnete 
Bögler hatte bereits vor einigen Tagen an mich ein­
gehend über diesen Fall geschrieben. Ich habe auf 

· Grund dieses Schreibens unverzüglich eine Überprü­
fung der Vorgänge angeordnet. Es liegt mir zwar schon 
ein vorläufiger Bericht vor, aber dieser Bericht nimmt 
noch ·keinen Bezug auf die Vorwürfe, die vom Herrn 
Kollegen Bögler' und nunmehr vom Herrn Kollegen 
Roth erhoben worden sind, die im ganzen zwar wohl 
nicht die Rechtmäßigkeit des Vorgehens anzweifeln, 
aber <loch sehr stark die Zweckmäßigkeit des Verfah­
rens und die Art des Vorgehens kritisch unter die 
Lupe nehmen. , 

(Abg. Bögler: Darum handelt es sich!) 
Und unter diesem . Gesichtspunkt kann ich heute hier 
eine abschließende Erklärtlng nicht abgeben. Ich habe 
aber bereits eine Fühlung aufgenommen. Es wird eine 
Überprüfung dieses Verfahrens erfolgen, und ich werde 

1 
Ihnen meine Damen und Herren, dazu eine Erklärung 1 
abgeben; gegebenenfalls wird eine Erklärung in der , . . 
Öffentlichkeit dazu abgegeb~ werden. Ich kann vor­
läufig nur sagen, daß die Polizei .durch mehrere Ver- 1 
dachtsumstände veranlaßt wor<l.en ist, überhaupt zu 1 
diesem Vorgehen zu schreiten, wobei allerdings dahin­
gestellt bleiben muß, inwieweit sie dabei in allen Tei- . 

1

. 
len zweckmäßig verfahren ist. Das wird aber die nä­
here Prüfung ergeben. 
Dann dar! ich. noch auf die Frage der Gewerbeaufsicht 
zu sprechen kommen, die Herr Kollege Bauer an· 
gesprochen hat. Es ist wohl zweckmäßiger, wenn wir 
die W>n Ihnen erhobenen Bemängelungen beim Etat des 
Soz!alministerituns zur Sprache •b ringen. Wir haben die 
PersonaLauf:sicht, aber. die Fach.aufsieht Hegt j1a bekannt-

1ich beim Sozialministerium, und wir haben noch m 
jedem Jahre danach verfahren. Die van Ihnen gerügte 
Maßnahme bezüglich der kleinen Sterbekassen habe 
ich zur Kenntnis genommen. Ich .vermute, daß es sich 
um den Regierungsbezirk Koblenz .handelt. Ich habe so 
einige Gedanken dab?i bekommen. Ich werde die Sache 
nachprüfen und Ihnen Bescheid zukommen lassen. 

Die Entn'azifizierungsgeschädigten-Organ'isation ist uns 
bekannt. Wir verfolgen ihre Tätigkeit sehr aufmerk­
sam. Man kann aber wohl sagen, daß sie in den letzten 
Jahren im allgemeinen in unserem Lande nach mei.rten 
Eindrücken nicht radikaler geworden ist. Es· kann 
sein, daß in einzelnen Orten noch radikale Redens­
arten fallen; aber ich glaube, das ist nicht . bestimmend 
für den gesamten Eindruck. 

Nun hat Herr Kollege , van Volxem eine ganze 
Reihe von Anregungen gegeben, denen nachzugeben 
ich. gewillt bin. Sie haben zum Beispiel hervorgehoben, 
daß es notwendig sei, sich. vom Lande aus bei den 
Neubaukosten im Norden zu beteiligen. Meine Damen 
und Herren! Es besteht ihier ein Unterschied: im Nor­
den des · Landes sind• die Landratsämter kreisei.gene 
Gebäude, im Süden des ·Landes staats~ene Gebäude. 
.ln meinem Haus hat man das seit Jahr und Tag nicht 
für billig gehalten. Wi:r haben deshalb darauf hinge­
wirkt, daß ein Gesetzesvorschlag. ausgearbeitet wird, , 
der eine einheitliche .Behandlung dieser Fra.gen im 
ganzen Laude vorsieht. Bisher war es so, daß der 
Staat diie L3.ndratsämter in der Pfalz ausschließlich 
gebaut hat und im Norden nicht. Infolgedessen traten 
im Norden Beschiwerden hervor: Unser. Vorschlag in 
diesem Gesetz ist, daß tlas Land sich bei Neubauten 
von kreiseigenen Gebäuden mit einem Drittel der Ko­
sten gleichmäßig im .ganzen Lande beteiligen soll unrl 
bei eventuellen Ausbauten ebenfalls mit einem Teil 
der Kosten, wenn - nach VQrberiger Prüfung - ein 
BedR.irf~ für den Ausbau sich ergeben ihat. - Sie 
ha.ben weiter gefordert, daß bei der Bekämpfung der 
Rindertube:rkulose kün:fti.g eihe sinnvollere Verteilung 
der Mittel erfolgen müßte. Nun hat meine Abteilung 
in Verbindung mit dem Landv.irtschaftsmin.isterium 
gerade gegJ,~bt, sinnvoll verteilen q;u sollen, indem 
nach den Einrzugsgebieten der Molkereien jeweils von 
Kreis zu Kreis gesprungen wurde, um auf diese Weise 
die Mittel nicht allzu sehr zu zersplittern. Wir haben 
auf di,esem Gebiete mit dieSer Methode in den letzten 
Jahren doch immerhin erhebliche Erfolge erzielt. kber, 
meine Damen und Herren, wir lassen uns sehr gerne 
eines Besseren !belehren, wenn die landwirtschaftlichen 
Berufe l.l'Ild O:rig:ani-sa.tionen und das Landwirtschafts ­
ministerium uns einen p~aktikable:en Weg zeigen, Wir 
gehen den Weg, der nach Auffassung der Sachverstän­
d?gen am .besten zum Ziele führt; welcher das ist, das 
ist uns im Grunde ganz gleichgiültig. Sie wissen, daß 
die Veterin.äwerwaltung nicht nur die Veterinärpoli­
zei .- nämlich die Seuchenbekä~pfung der Rindertu­
berkulose -, sondern auch im Interesse der Volks­
hygiene die Veterinärhygiene umfaßt, au! die auch 
schon mehrfach hingewiesen worden ist. In der Seu­
chenbekämpfung haben wir - da wir gerade dabei 

. sind - immerhin folgende Fortschritte erzielt: Am 31. 
Januar 1956 •Wlaren dem Tuberkulosebekämpfungsver­
fahren 47,89 v. H. der Rindenbestände m it 51 v. H. der 

· Riipder unseres Landes angeschlossen. Als tll!berkulose­
frei anerkannt waren ·:zmr gleichen Zeit rund 30 v . H. 
der Rinderbestände, in den letzten Jahren - wir be­
kämipfen intensiv erst seit drei Jahren - ein erfreu­
lich-er Fortschritt! Für die Ausmerzung t:uberkulin­
positiver Tiere wuroen im Rechnungsjahr 19·55 500 000 
D~Mark bezahlt, davon 25Q 000 DM aus Landes- und 
250 000 DM aus Bundesmitteln. Nun liegt Ihnen ein An-
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trag vor, der die Mittel erhöhen soll. Ich möchte darauf 
hinweisen, daß im Grünen Plan deswegen bereits 10 
Millionen für Rindcrtuberkulose und 10 Millionen für 
„Abortus Bang" vorgesehen sind. Wir selbst profitieren 
von diesen Mitteln mit je 500 000 DM, und wir glaub­
ten, daß w ir Z'l.lsammen mit diesen Mrttel.n und denen 
des Landwirtschaftsministeriums in der Beseitigung der 
Tuberkulose o r g an i s c h vorwärtskämen. Im möchte 
anregen, daß die Frage endgültig bei der Etatberatung 
des Landwirtschaitsministeriums behandelt wird. Sie 
w issen, daß wir unter volkshygienischen Gesichtspunk­
ten unsererseits disponieren, während das Ministerium 

' für Landwirtschaft mehr unter wirtschaftlichen Ge­
sichtspunkten disponieren muß, daß wir abe.r gemein­

. SC4J.1. diese t1:ittel verplanen und in vollkommener Über­
einstimmung wie bisher auch in Zukunft die Mittel zum 
Einsatz bringen wollen. 

Der Herr Kollege Roth hat im Hiniblick auf die Abtei­
lung III - Kommunalabtiei1ung- grundsätzliche Ausfüh­
rUll'gen gemacht über das Verhältnis Staatsaufsicht und 
·Selbstverwaltung. Er hat auf die N otvvendigkeit der Be­
hördeneinheitlichkeit und die Entscheidungsfreiheit hin- , 
gewiesen und eine Reihe von dankenswerten Anregun~ 
gen gegeben, d ie berücksichtigt werden sollen. Meine Da-: 
men und Herren, ich dai;f S ie bitten, vielleicht gelegent ­
lich, wenn Sie in Ihren Kommunalverbänden tätig sind, 
einmal die ,grundlegenden Erlasse zll'r ·Hand zu neh­
men; die das Ministerium im Frühjahr und. Sommer 
1952 heroosgegeben hat. Der erste Erlaß vom 20. März 
lautet: „Stärkung der Selbstverwaltung" und der 
zweite vom 4. April: „'Olber Rechtsverhältnisse und 
Verantwortlichkeit von dienstlichen Vorgesetzten und 
Untergebenen". In diesen Erlassen werden Sie die 
Grundsätze finden, die, wie ich glaube, in vollkom­
mener 'O'bereinstimn-J.Un.g stehen mit den Grundslitzen, 
die Sie selbst entwickelt haben. Ich ·gebe micll. aber 
keiner Täuschung hin, daß man derartige .c;rrundsätze 
nicht in die Praxis hineindekretieren kann. Sie müssen 
wieder wachsen, weil sie weitgehend aus der Ver­
waltung verscllwunden sind. Als ich 1947 selbst wie­
der in die Verwaltung z:urückkehrte, da habe ich fest­
stellen müssen, daß aus den Behörden sehr weit­
gehend gute alte Verwal~ngstrad.ition verschwunden 
war. z. B. auch das von einem der Herren bemängelte 
Zusammenarbeiten, die Koordinierung der Dienst­
stellen, das Nebeneinanderarbeiten; das Miteinander 
!ehlte. Di.ese selbstverständliche Verwaltungstradi­
tion war weitgehe<nd aus den Behörden verschwunden, 
und es ist unsere Mühe, allmählich wieder dieses 
Selbstverständliche in die Behörden hineinzubringen. 
Es muß unmöglich sein - ich glaube Herr Kollege 
Bauer hat das betont -, daß aus einer Behörde z.wei 
verschjedene Entscheidungen kommen. Hier liegt ein 
Mangel an Zusammenaribeit vor. Ich unterstreiche, 
was Sie gesa,gt haben: man soll Beamte hinausschik­
ken. Vielleicht h aben Sie gelesen, d.aß ich. gesagt haibe: 
Die Staatsaufsicht soll nicht obrigkeitlich aus.geführt 
werden, sondern kollegial im Sinne einer Beratung, 
im Sinne einer Zusammenarbeit, im Sinne der Aus­
sprache; und die obrigkeitliche Staatsaufsicht muß eile 
ultima ratio für sehr seltene Ausnahmefälle bleiben. 
In diesem Zusammenhang hat auch Herr KoUege 
Reinhard Ausführungen über die Bedeutunig des Eh­
renamtes gemacht, die ich nur unterstreichen kann. 
Herr Kollege van Volxem hat einen Fahl von 
einem jungen Assessor erwähnt, der mir b isher nicht 
bekannt war. Ich würde bitten, mir diesen FaU zur 
individuellen Nachprüfung vorzulegen. Wenn er so ist 
- und kh zweifle nicht daran, daß sie ihn richtig wie­
dergegeben haben - , dann kann ich natürlich ein sol­
ches Veirf.a.hren eines Vol'gesetzten nur schärfstens 

mißbilligen; denn ich selbst habe mich als junger 
Asse~sor bereits politisch betätigt. Ich weiß, daß mein 
damaliger Vorgesetzter das ~eh nicht gerne ~ehen 
hat; aber wir haben in . unserer Verfassung den Arti­
kel 127 stehen, und der besagt, daß der Bea."llte Die­
ner der Allgemeinheit ist, daß er aber in vollem Um­
fang dle Freiheit der politischen Betätigung und Ver­
einigungsfreiheit besitzt. 
Ich kann das nur unterstreichen, was Sie gesagt ha­
ben, und in anderem Zusammenhang habe kh das auch 
immer betont, daß ntämJ.ich die Demokratie nicht durch 
die Behörden und erst recht nicht durch d ie Polizei, 
sondern durch die in den demokratischen Parteien or­
ganisierten politischen Kräfte gewährleistet wird . 

Die Frage der Verwarnungsgebühr und ihre Regelung, 
die Sie angeschnitten haben, hat eine sehr gi'oße Be­
deutung. Wir haben uns damals im Bundesrat dage­
gen gewehrt, daß man sie mit 2 D-Mark bemessen hat, 
aber man hat uns damals entgegengehalten: Sie kön­
nen ja nicht den Polizeiwachtmeister zum Richter ma­
chen. Ich stehe au.f dem Standpunkt, das sollte auch 
nicht sein, ich glaube aber mit meinem verehrten Ju­
stizministerkollegen einig zu gehen in meiner Auffas­
sung, wenn man der Polizei für Verwarnungsgebühren 
einen größeren Rahmen geben v.rürde - wie das übri­
gens auch im.Ausland der Fall ist. Wir würden dann 
erstens bei den kleineren Verkehrssündern einen 
schnelleren und größeren Effekt erzielen, zweitens 
würden wir die Dienstfreudigkeit der Polizei· heben 
und drittens - glaub~ ich - würden wir aucli eine Ent­
lastung der Gerichte von den zahllosen Bagatellfällen 
erreichen. 

(Beifall des Hauses.) 
In dfesem Sinne habe ich in der vorigen Woche fast 
'\Vörtlich met'1e ... A„us:führungen in Bonn bei der Ver­
kehrsministerkonferenz gemacht. Wir werden sehen, 
was dabei herauskommt. 
Was nun die Bedeutung der Landkreise angeht, die 
Sie unters.trieben haben, so stimme ich Ihnen 
vollig zu. Vielleicht wird bei der Beratung des Fi­
n<inzausg]eichsgesetzes ~legenheit sein, dazu einiges 
zu sagen. 
Herr Kollege Roth hat noch auf die besondere 
Notlage in-den Garnisonstä,dten hingewiesen. Ich kann 
hier nur, sagen, daß wir in den letzten Jahren zusam­
men mit der Staatskanzlei versucht haben, dort -nicht 
nur eine gute Zusammenarbeit mit den Alliierten, son­
dern insbesondere auch , mit der alliierten Polizei her­
beizuführen. Es haben sehr häufig Aussprachen statt­
gefunden zwJschen den Beamten meines Ministeriums 
und der Staatskanzlei einers.eits und den Alliierten an­
dererseits. Wir sind dankbar dafür, wenn etwaige Pan­
nen; die trotzdem da und dort passieren, uns auf dem 
raschesten Wege zur Kenntnis gebracht werden. Es 
liegt sicherlich in dem guten Willen aller leitenden 
Instanzen, hier Ordnung zu schaffen. 
Meine Damen und Herren, damit bin ich - glaube ich -
au.f die wesentlichsten kritischen Bemerkungen einge­
gangen, die von den verschiedensten Seiten gemacht 
worden sind. Diejenigen, die ich .nicht ausdrücklich 
erwähnt habe, sind ja in die Akten eingegangen und 
sie werden ebenfalls einer besonderen Bearbeitung un­
terzogen; ich werde dann gegebenenfalls mit den be­
treffenden Herren in Verbindung treten. : 

Zum Schluß darf ich auf die Bemerkungen zurück­
kommen, die Herr Kollege Lot!: gemacht hat we­
gen meiner Ausführungen, die ich in Betzdorf an der 
Sieg vor der CDU vorgetragen habe. Ich habe in Beiz~ 
dorf natürlich nicht als Innenminister gesprochen, son­
dern in einer CDU-Versammlung in meiner Eigen-
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sdlaft als Abgeordneter der CDU, was ja schon allein 
durch das . Publikum zum Ausdruck kommt, das dort 
gewesen ist. Ich habe in dieser Versammlung .aller­
dings scharfe Kritik geübt unter dem gesamtdeutschen 
Gesichtspunkt - wie das mir als Cr:>U-Abgeor<ineten 
zusteht - an der Art i.md·Weise, wie Ihre Partei - nicht, 
die FDP des Landes Rheinland-Pfalz, sondern die FDP 
in Düsseldorf - in den letzten Monaten in Nordrhein­
Westfalen vor der Regierungsbildung vorgegangen ist. 
Meine Kritik hat sich auf die Art und Weise erstreckt, 
w~e sich Ihre Partei in Nordrhein-Westfalen verhalten 
hat, und dieses Recht, an Ihrer Partei in Nordrhein­
Westfa~en Kritik zu üben, steht mir in jedem Falle zu. 

(Le.bhafter Beifall bei der CDU.) 

Sehen Sie; ich bin eerecht_ genug, zu unterscheiden 
nach der einen und nach der anderen Seite, und ich 

· habe - teilweise - nur das dort gesagt, was m1r durch 
die berufenen Persönlichkeiten von Nordrhein-West­
falen mitgeteilt worden war. Wenn ich dann hinsicht­
lich der Methode des Vorgehens scharf geworden bin, 
dann nelime ich das auf mich und trage in Konsequenz 
dessen dafür die Verantwortung und in jedem Fall die 
Folgen. Von meiner Kritik an dem Verfahren der FDP 
in Nordrhein-Westfalen nehme ich auch nichts zurück. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU.) 

Präsident Wolters: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Latz von der Frak­
tion der FDP. 

Abg. Lotz: 

Herr Präsident! Meii:ie Damen und Herrenl Wir bestrei­
ten dem Herrn Innenminister gar nicht das Recht, daß 
er als Parteifreund auf Parteiversammlungen ·spricht: 
daß er Kritik übt, interessiert uns auch nicht weiter. Wir 
bitten nur, Verständnis dafür zu haben, wenn wir ab 
und zu einmal Kritik üben oder wenn wir uns bei Ab­
stimmungen so oder so verhalten-, genauso, wie wir 
Ihnen das auch zubilligen. 
Herr Minister, worauf ich bei meinen Ausführungen 
Wert gelegt habe, ist ja etwas ganz anderes. Aus Ihren 
soeben gemachten Ausführungen habe ich entnommen -
ich habe es mitgeschrieben -, daß Sie Ihre KenntQ.is der 
Dinge aus berufenem Munde aus Nordrhein-Westfalen 
haben. Schönl Ihre Parteifreunde in Nordrhein-West­
falen haben Ihnen also mitgeteilt, daß hier NS-Leute 
sind, die wieder an die Macht wollen. Das steht in· dem 
Zeitungsartikel wörllich zu lesen. Dagegen hat sich un­
sere Kritik gerichtet. Und, Herr Minister, Sie müSsen 
sidl darüber im klaren sein, was das heißt. Ich darf Sie 
dann bitten, uns mitzuteilen, an welche Namen .Sie ge­
dacht haben, denn es ist ja im Augenblick SO, daß der 
stellvertretende Ministerpräsident in Nordrhein-West­
falen vorh~r auch Minister im KAbinett Arnold war, und 
daß auch einige andere dieser Leute vorher stellungen 
innehatten, die mit dem Kabinett Arnold in Verbindung 
standen. Herr Minister, Sie könnten durch diese Äuße­
rung bewirken, daß man zu dem Prinzip käme: Haust 
Du meinen Nazi, hau' ich Deinen Nazi! Von uns ist aber 
so etwas nicht gewollt. Wir haben ~inen Strich unter 
diese Dinge gezogen. Wir sind mit Ihnen jederzeit bereit, 
gegen Leute vorzuge~n, die rückfällig werden, sobald 
sich in unserer Demokratie irgendwo derartige Ansätze 
zeigen, selbst, wenn es sich dabei um Leute von uns 
handeln würde. Ich nehme auch an, daß Sie dasselbe tun 

· würden, wenn es sich um Leute von Ihrer Seite handeln 
würde. Aber hier hat sich etwas ganz anderes gezeigt, 
Herr Minister. Hier hat man aus Vifrärgerung über ir­
gend.einen Schritt gehandelt, für den man vielleicht 
auch von der anderen Seite her :Verständnis hal Wir 

haben dieses Verständnis, und wir haben mich für an:.. . ·: _. 
1 

· · dei;e Dinge . Verständnis, man lernt ja schließlich auch : .. 
dazu, aber das, was die Jungen noch lernen müssen, das 
mti.ßten die Alten eigentlich schon haben! --

(>Leichte Heiterkeit des Hauses und Zurufe.) 
L-!.i„ 

Wir haben unsere Kritik ganz" allein auf den einen Satz· -.:·. ~ 
bezogen, fu dem Sie sich wieder einmal der Worte „Nazi" 
und '„NS-Le.ute" bedient haben. Herr Minister, hier 
stimmt etwas nicht„ hier gehen Ihre Ausführungen an 
dem Kern der Dinge vorbei. Wenn Sie etwas derartiges 
sagen, dann nennen Sie uns bitte die Namen. Wenn es .. 
stimmt, was Sie sagen, dann sind wir bereit; mit Ihnen 
gegen diese Leute vorzugehen. Stimmt es aber nich.t, 
Herr l\.finister, dann haben S~e etv;as gesagt, was me.L'"ler - · ~ .. . ·. 

· Ansicht nach der Demokratie auf die Dauer abträglicher "· 
ist als alles andere, wenn wir· nämlich imnier ..,v.ieder in 
den Fehler verfallen, uns auf den Standi)Ußkt zu stellen.: · , .{ ·· ~ 
Wenn es·d.er andere tµt, dann ist er ein Nµi, wenri die- · · ~ 
selben Leute aber zu mir kommen, dann sind es keine 
Nazis. So kann man auf die Dauer nicht verfahren, Herr 
Minister, und von Ihnen hätten wir das am allerwenig­
sten erwartet. 

"'· • '' 

(Beifall bei der FDP.) 
.:· .!. 

Präsident Wolters: 

, ·· 
' -~ 

, , -- · .. · 

Meine Damen und Herrenl Weitere Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. Wir haben zwei Entschlleßungsanträge 
vorliegen. Die Entschließungsanträge werden im allge­
meinen nach der dritten Beratung zur Abstimmung ge­
stellt. Ich halte · es aber für zweckmäßig, daß wir die 
vorliegenden Entschließungsanträge jetzt erledigen, zu-
mal ich der Auffassung bin, daß der Entschließungs- , .• "t· 
antrag der Fraktion der FDP kein echter Entschlie-· 
ßun.gsantrag im Sinne einer Entschließung ist, sondern 
ein echter Sachantrag. Entschließungsantrag der Fraktion 
der FDP Drucksache II/111. Ich würde Ihnen vorschla-
gen; daß 'wir diesen Entschließungsantrag dem Haupt­
ausschuß zur Erledi$1ng überweisen. Das Haus ist damit 
einverstanden. 
Ich darf sodann zunächst abstimmen lassen über den 
Antrag des Haushalts- und Finanzausschusses, Druck-
sache II/89. Wer dem Antrag des Haushalts- und Fi­
nanzausschusses zustimmt, den bitte ich um das Hand­
zeichen! - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltung! Der 
Antrag ist angenommen gegen die Stimmen der Frak­
tion der SPD. 
Idl rufe· auf das Kapitel 1, das Kapitel 2, und lasse bei 
Kapitel 2 zi,tnäcbst abstimmen über die Änderungs­
antrag Drucksache II/105, gemeinsamer Antrag der drei 
Fraktionen, der ·eine E;rhöhung des Ansatzes für kommu­
nale und und staatspolitische Schulung für den ehren­
amtlichen Gemeindedienst sowie Schulung des Beam­
tennachw1,lchses der Gemeinden und Gemeindeverbände 
auf 50 000 DM vorsieht. Wer diesem Antrag zustimmt~ 
den bitte ich wn das Handzeichen! - Die Gegenprobe! 
- Ich stelle die einstimmige Annahme fest." 
Ich lasse ab~timmen über den Ände rungsantrag Druck­
sache Il/112, Antrag der Fraktion der SPD, Erhöhung 

•,: 

.• 

-~ ·„_. :-: 

...... 

der Zuschüsse zur Durchführung von Baumaßnahmen · • · 
oder Modernisierung von Krankenhäusern, soweit sie im · · · 
gesundheitlichen Interesse notwendig sind, auf 2 Mil-

~ lionen DM. Wer dem Antrag der Fraktion der SPD • 
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen! - Die 
Gegenprobe] - Der Antrag ist mit Mehrheit abgelehnt. 
Ich lasse abstimmen über den Änderungsantrag Druck­
sache 11/113, Antrag der Fraktion der S:PD, Erhöhung 
der Mittel für die Tuberkulosebekämpfung der Rinder 

~ auf 2 Millionen DM. Wer dem. Antrag .zustimmt, den 
bitte ich 1,lln das Handzeichen! - Die Gegenprobe! - Der 
Antrag ist mit Mehrh.eit abgelehnt. 

.. 



35{) Stenographische Berichte des Landtages von Rh~inland-Pfalz, III. Wahlperiode 

Ich rufe auf Kapitel 3, 4, 5, 6, 7, 8 und 9 und lasse bei 
Kapitel 9 abstimmen über den gemeinsamen Ände­
rungsantrag dei:- drei Fraktionen des Hauses. Es handelt 
sich um die Anzahl der Gendarmeriebeamten. Wer dem 
Antrag Drucksache II/110 zustimmen will, den bi.tte ich 
um das Handzeichen! - n+e Gegenprobe! - Ich stelle die 
einstimmige Annahme fest. 

Ich rufe auf Kapitel 10, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 17, 18, 19, 20 
und 21 und lasse zum Schluß abstimmen über den Ent­
schließungsantrag der Fraktion der SPD, Drucksache 
II/117. Zu diesem Entschließungsantrag hat das Wort 
Herr AbgeÖrdneter Schmidt von der Fraktion der SPD. 

Abg. SchQrldt: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir haben 
bereits im Haushalts- und Finanzausschuß unsere Mei­
nung dahingehend bekundet, daß wir den hier vorge­
sehenen Wechsel, das heißt die Herausnahme der Re­
gierungsforstämtei:- aus dem Etat des Innenministeriums 
und die Einordnung in den Etat des Ministers für Land­
wirtschaft, Weinbau und Forsten nicht zu unterstützen 

. vermögen. Der Herr Innenminister hat vorhin darauf 
hingewiesen, daß die Mittelinstanz staatspolitisch not­
wendig sei. 

Sie wissen, daß wir zu der Frage rglauben zurück­
ko!l'Uilen zu müssen, wenn, wie ich vo11gestern ange­
kündigt habe, eine Entscheidung über Artikel 29 des 
Grundgeset'les erfolgt ist. Aber solange ·Mittelinstanzen 
bestehen, solange müssen diese Mittelinstanzen nach 
unserer Meinung in vollem Umfange wirksam bleiben. 
Man kann heute nicht Teile dieser Mittelinstanzen 
hera·usbrechen, im übrigen aber das System als solches 
beibehalten. Denn das Herausbrechen von Teilen führt 
daz.u, daß .die kle1ne Ver-waltw"'lgsreiorm nC"~C 'Ver-„·.""a!­
twl.gsausgaben bedingt, während die alte Verwiiltung 
durch das Herausnehmen nicht reduziert wird, son­
dern nach alten Erfahrungen ihre alte VerwaUungs­
besetZll.lng in vollem Umfange beib~ält. 

(Zuruf bei der CDU: Es hat sich doch gar nichts 
geändert!) 

- Wenn man mfr das bestreitet, dann darf !eh auf die 
Auseinandersetzungen im Haushalts- und Finanzaus­
schuß hinweisen zu der gleichen Frage und zu einer 
zweiten Frage, wo auf meine ausdI"ückliche Frage­
stellun:g: wie wird sich das kostenmäßig auswirken, 
man nicht bestreiten konnte, daß die von mit vertre­
tene Auffassung .gerechtfertigt ist. Wer Erfahrungen · 
mit Verwaltungspraxis hat, wird das auch nicht be­
streiten können. 

Wir halten aus diesen Erwägungen eine Herausnahme 
der Regierungsforstämter aus der Mittelinstanz so­
lange mindestens nicht für vertretbar, als die gesamte 
Mittelinstanz nicht einer Prüfung unterzogen worden 
ist. Wir sind der Meinung, daß das, was ·bisher die 
Regierungsforstämtei:- bei den Mittelinstanzen zu be­
treuen hatten, die Tätirgkieit der Forstbehprden unse­
res Landes nicht im gerin.gsten nachteilig beeinflußt 
hat. Ein sachlichei:- Grund für den Wechsel ist unseres 
Erachtens nicht gegeben. Streitigkeiten zwischen den 
beteiligten Ministerien oder Geltungsabsichten einzel­
ner Minister sollten uns hier, wo wir die Dinge finan- . 
ziell zu beurteilen haben, gai:- nicht interessieren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Wolte.rs: 

Meine Damen und Herren'! Ich lasse über den Ent­
schließungsantrag abstimmen. Wer dem Entsch.l.ie­
ßungsiantrag der Fraktion der SPD, Drucksache IL'll7, 

ZU1$timmt, den bitte ich um das Handzeichen ! - Bitte 
auszählen! - Die Gegenprobe! -
Der Antrag ist mit Mehrheit angenommen. 

(Beifall bei der SPD.) 

,Meine J:>amen und Herren Ich lasse abstimmen über 
den Einzelplan 03 in zweiter Beratung, Wer dem Ein­
zelplan 03 in zweiter Berat'Ung "Z;Ustimmt. den bitte ich 
um das Handzeichen! w Die Gegenprobe! - Stlmment­
ha l twJ.g ! -

Angenommen bei 2 Stim.menthaltungen gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD. 
Damit ist dle Ein:zrelberatung od.es Haushalts des Mini­
steriums des Innern abgeschlossen. Die Weiterbera-

. tungen .beginnen heute nachmittag um H.20 Uhr. leb 
bitte um pünktliche Anwesenheit, da wir heute nach­
mittag noch einen großen Plan zu verabschieden ha­
ben. Die Sitzung ist unterbrochen. 

Unter b r ech u n g der Sitzung: 12.50 U.h r . 

Wiederbeginn der Sitzung: 14.28 Uhr . 

Vizepräsident Bögler: 

Die Sitzung ist wieder eröffnet. Zur Beratung kommt 

Haushaltsplan 07 w Ministerium für Landwirtw 
scbaft, Weinbau und Forsten. 

Berichterstatter ist 'Herr Abgeordneter Wetzel; ich er­
teile ihm das Wort. 

Abg. Wetzei: 

Herr Präsident! Meinre Damen und Herren! Der Haus­
halts- und Finanzausschuß unseres Landes hat in sei­
nen Sitzungen vom 31. Januar, 2. und 3. Februar den 
Einzelplan 07 einer gmind.Uchen ü.berar,beitun,g unter­
zogen. ·Die in den Sit2Jungen des Haushalts- und Fi­
nanzausschusses gefaßten Abänderungsbeschlüsse lie­
gen dem Hohen Hau.se in dei:- Drucksache II/93 vor. 
Als Beridltersta tter halte ich mich für verpflichtet, 
Ihnen zu den einzelnen Abänderungen nähere Ausfühw 
rungen zu machen. Bei derl Einnahmen ist im Kapitel 
01 w Ministerium w der Einnahmetitel 4-0 - Beitrag der 
Jagdverwaltung zu .den Person<al- und Sachausgaben 
der Obersten Landesjagdbehörde ~ der Ansatz um 
11 000 DM erhöht worden. Die Begründung dieser Er­
höhung ergibt sich aus den Änderungen bei Kapitel 34 
- Jagdverwaltun•g -. Weitere Änderungen in den Ein­
naih.men sind nicht ei:-folgt. Bei den Ausgaben ist bei 
Titel 101 - Besoldung - zu bemerken, daß sich hier­
über eine längere Aussprache ergab, und zwar drehte es 
sich hiei:- um die Hebwig der Stelle des Hi\ushaltssach­
bearbeiters des Ministeriums. Es waren inoo!em Mei­
nungsverschiedenheiten im Ausschuß, als man auf dem 
Standpu111kt stand, die Sachbearbeiterstellen aller Mini­
sterien seien glelchmäßig zu heben. Es wuroe aber 
dann durch das Ministerium selbst klargelegt, daß der 
Posten des Haushaltssachbearbeiters beim Landwirt­
schaftsministerium unbedingt in eine gehobene Stelw 
Jung kommen müsse, und dementsprechend hat sich 
dann der Ausschuß entschlossen, die Stelle A 3b in 
eine Regierungsratsstelle A 2ic2 umzuwandeln. 
Es wui:-de noch darüber gesprochen, daß man den an-

. dei:-en Ministerien die Empfehlung geben solle, in 
Erwägungen -darüber einzutreten, auch ihre Haushalts­
sachbearbeiter im neuen Etat entsprechend gleichzu­
ziehen. Eine Stelle der Gruppe A 2c2, die den Haus­
haltssachbearbeiter der Forstabteilung betrifft, ist in 
eine Kästchenstelle umgewandelt worden, das heißt, 
nach Abgehen dieses Beamten wird die Ste lle wieder 
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als efne A 2d-S,telle geführt. Es sin4 daher - wie aus 
der Drucksache hervorgeht - an Stelle von 5 6 Regie­
rungsratsstellen und an Stelle von 3 4 Amtmannsstellen 
eingeführt worden. 
Bei Titel 106 - Untenstützungen - · wurde eine Er­
höhung um 2.()Q DM und bei Titel 107 - Beihilfen - eine 
solche von 3400 DM vorgenommen, um eine AnpaS'Sung 
an die geänderten Verhältnisse herbeizuführen. Bei 
Titel 850 - Anschaffung von Kraftfahrzeugen - fand 

. eine Erhöhung von ll 000 DM statt, und zwar aus dem 
Grunde, weil in Kapitel 34 - Jagdverwaltung - der 
Etatansatz für die Anschaffung eines Kraftfahrzeuges 
bei Titel 850 gestrichen worden .ist, um Nm hierher z.u 
übernehmen. · 

· Bei dem Kapitel Allgemeine Bewilligungen wurde bei 
Titel 57' - Bundesmittel zur Auszahlung der Milch­
prämie z.ur Bekämpfung der Tb.c - eine Erhöhung um 
250 0-00 DM auf 500 0-00 DM vorgenommen. Bei Titel 
301 wurde eine Erhöhung um 20 000 DM vorgenommen, 

' und zwar zur Förderung der Seuchenbekämpfung, ins­
besondere zur Bekämpfung der Schweinebrucellose, 

·außerdem wurde z.ur Förderung der Bieneru:ucht bzw. ' 
zur Bekämpfung der Bienenseuche eine Erhöhung von 
10 000 D-M bewilligt. Be~ Titel 303 - Förderung des 
Weinbaues - erfolgte eine Erhöhung um 70 000 DM auf 
360000DM. Dieser Betrag soll verwandt werden zur Stüt­
zung des Ahrrotweinbaues bzw. für Forschungsaufgaben 
zur Bekämpfung des Roten Brenners. In der Erläuter~g 
zu Titel 303 soll der Zusatz aufgenommen werden: 

ZulSchuß für die deutsche Weinwerbung »und zum 
Bau des Hauses des Deutschen Weines". 

Im Ausschuß fand eine längere Ausspradle wegen der 
Errichtung des Hauses des Deutschen Weines statt. Der 
Ausschuß war der Meinung, daß durch die Bemerkung 
in der Erläuterung zu Titel 303, der Sadte von -seiten 
des Haushalts- und Firianzausschu$SeS vorerst Genüge 
getan sei; er hat jedoch der Regierung empfohlen, nadl 
Vorplanung dieses Hauses erneut an den Ausschuß her­
anzutreten, falls das Land gehalten sei, zur Durchfüh­
rung dieses Pvojektes weitere Mittel überplanmäßig 
bereitzustellen. 
Bei Titel 307 - Milchprämien zur Bekämpfung d er 
Rindertuberkulose - ergab sich eine längere Aus-

. sprache. Es wurde allgemein anerkannt, daß diese Mit­
tel den größten Nutzeffekt erzielen. Aus diesem 
Grunde stimmte der Ausschuß einstimmig dem Antrag, 
den Ansatz von 1,5 Million auf 3 Millionen DM zu 
erhöhen, zu. In der Erläutenmg war somit auch ein e 
Erhöhung des Ansatzes von 0.,01 DM pro kg Milch au! 
0,02 DM pro kg Milch vorzunehmen. Meine Damen und 
Herren, ich darf hierbei feststellen - und das war auch 
die Meinung des gesamten Ausschusses -, daß durch 
diese Leistung das Land Rheinland-Pfalz wiederum 
erheblich mehr tut als die anderen Bundesländer und 
daß wir auf dem Gebiet der Bekämpfung der Rinder­
tuberkulose an de1· Spitze aller Bundeslänöer stehen. 
Bei Titel 317 - Zuschüsse für die Einrichtung von 
bäuerlichen Gemeinschaftsanla-gen - beschloß der Haus­
halts- und Finanzausschuß, den Text wie folgt zu 
ändern: 

„Zuschüsse ·für die Einrichtung vion bäuerlichen Ge­
meinschaftsanla:gen unter Berücksichtigung der 
strukturellen Verhältnisse." 

Es roll damit zum Ausdruck gebradlt werden, daß 
bei der Verteilung .dieser Zuschüsse au,f d'ie ä~ren 
Gebiete bevorzugt Rücksicht zu nehmen sei. Bei· Titel 
319 - Zinsverbilligungen für Darlehen und Zuschüsse 
zur Sicherung des Bestandes der. Höfe nach der :H:öfe­
ordnung - wurde in der Erläuterung der Zusatz ein­
gefügt: „und z.ur Durchführung der Aussiedlung". Zu 
Tnel 321 - Allgemeine Zinsverbilli'gungen - wurde im 

ProtokoLl festgehalten, daß das Ministerium die Zins­
verbifü.gung bis zur Dauer von 5 Jahren ausdelmen 
soll, und zwar deshSlb, weil eine Zusage für ein Jahr 
kaum einen Anreiz bietet, bei der Anlegung eines . 
Jungviebstallj?S von dieser Zinsveroilligung Gebrauch 
zu machen. · · 

Bei Kapitel 06 - Landeslehr- und Versuchsanstalt Op­
penheim - wurde bei Titel '52 - Schulgeldeinnahme -
der Schulgeldsatz für die Schüler von 50 DM· auf 30 
D-Mark herabgesetzt, um den Schulgeldsatz mit den 
anderen Landeslehranstalten gleichzuziehen. Die Lan­
deslehranstalt in Oppenheim hatte nämlich als frühere 
hessische Anstalt noch den alten Schulgeldsatz von 50 
D-Mark in ihrem seitherigen. Ansatz. Bei Kapitel OB -
Landwirtschaftsschulen und Beratungsstellen - wurde 
bei Titel 101 - Besoldung - unter der Gruppe A 4c2 
die Stellen der Lehrerinnen für landwirtschaitliche 
Haushaltskunde von 36 auf 50 erhöht und der Geld­
ansatz dementsprechend. von 2 051 400 DM auf 2 135 400 
D-Ma.rk hetaufgesetz.t. Das geschalh deshaLb, weil be­
reits im vorigen Jahr der Haushalts- und Finanzaus­
schuß darauf hingewiesen hatte, daß es unbedingt er­
forderlich sei, den Haushaltslehrerinnen dieselben 
Startmöglichkeiten zu geben wie allen übrigen, und 
weil wir feststellen konnten, daß gerade durch die 
schlechtere Besoldung dieser Beruf ein Mangelberuf 
geworden ist. Wir glaubten deshalb, diesem Antrag in 
diesem Etatjahr entsprechen zu sollen. Ebenso wurden 
die An_sätze bei den Titeln 103 und 104_ abgeändert, wie 
Sie, bitte aus der Drucksache ersehen wollen. 

Bei Titel 317 wurde ein Zuschuß in Höhe von 30 °000 
D-Mal"k cz:ur ·Förderurug der Landjugend eingesetzt. Der 
Ausschuß erkannte diese Notwendigkeit voll an, nach­
dem die fandwirtsc;haftlichen Organisationen für d iese 
Zwecke bereits erhebliche Mittel aufwenden. Bei Titel 
600 - Zuschüsse zum Bau von landwirtschaftlichen 
Schulen - empfahl der Haushalts- 'und Finanz.ausschuß 
dem Ministerium, diese Mittel nach einer Dringlich­
keitsskala zur Verteilung zu bringen. Es wurde hier­
bei für Q.as laufende Jahr folgende Reihenfolge ver­
einbart: 1. .Schule Altenkirchen, 2. Schule Bergzabern, 
.3. Schule Alzey, 4. Schule Wolfstein. 
Als neues.Kapitel wurde die Lehr- und Versuchsanstalt 
für Imkerei in Mayen aufgenommen. Der neue Etat 
ist in seiner Gesamtheit der Drucksache beigefügt. Die 
Aufstellung ist erfolgt nach den Grundsätz.en, wie sie 
für alle Lehranstalten üblich sind. Danach werden die 
Personal7 und Sachkosten vom Land übernommen, 
während die Unterhaltungskosten zu Lasten der Be­
rufsorganisationen gehen. Bei Kapitel 10 .:. Stammge­
stüt Zweibrücken - wurden bei Titel 23 - Kör- und 
Deck~eld - die Ansätze von ~ ·-auf 40 DM bzw. von 
60 auf 50 DM ermä,ßigt in der Erkenntnis, daß die al­
ten Ansätze als zu hoch anzusehen seien. 
Zu Kapitel 29 - Regierungsforstämter - entspann skh 
eine längere Debatte, und zwar deshalb, weil ver­
schiedene Mitglieder des Haushalts- und Finanz.aus­
schusses der Auffassung waren, daß durch die Aus­
klammerung der Regierungsforstämter aus dem Innen­
ministerium der Anfang damit gemacht werde, die Mit­
telinstanz. auszuhöhlen. Der Ausschuß hatte beschlos­
sen. daß zu diesem Kapitel sowohl das · lnnenministe-· 

· rium w ie auch das Landwirtschaftsministerium zu hö­
ren · sei. Die beiden Ministerien hatten reichlich Ge­
legenheit, ihre Meinung vor dem Ausschuß zu vertre­
ten. Auch die Akten des Kabinetts wurden zugezogen. 
Die in dem Kabinettsbeschluß festgelegten Bemerkun­
gen wurden z.ur Verlesung gebracht. Nach einer länge­
ren Aussprache und nach Kenntnis nahme des Kabinetts­
beschlusses trat der Ausschuß in.eine Abstimmung ein, 
wobei sich 8 Stimmen. für die Belassung der Regie-
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rungsforstämter im Etat des Ministeriums für Land­
wirtschaft, Weinbau und Forsten - wie es der Regie­
rungsvorschlag vorsieht - ergaben, während 5 Abge­
ordnete dagegen stimmten bei 2 Stimmenthaltungen. 
Das Kapit~l 29 wurde dann ohne Änderung so, wie Sie 
es hier im Voranschlag vorfinden, angenommen. 

:e;r-:K;pitel 30 - Forstämter - wurde bei Titel 21 -
Einnahmen aus der Jagd - der Ansatz von 270 000 DM 
auf 550 000 DM erhöht. Ehe diese Erhöhung vorgenom­
men wurde, entspann sich eine längere Debatte. Einige 
Mitglieder des Aussdlusses waren der tlberzeugung, 
daß durch eine stärkere Verpachtung von Staatsjagden 
höhere Einnahmen herbeigeführt werden könnten, die 
im Etat erscheinen müßten. Als Gegenmeinung wurde 
die Frage aufgeworfen, ob durch eine solch~ erweiterte 
Verpachtung nicht eine Erhöhung der Wildschäden be­
fürchtet werden müsse. Bel der Abstimmung wurde 
alsdann beschlossen, daß dieser Titel von 270 000 DM 
auf 550 000 DM zu erhöhen sei. Das Ministerium war 
zuerst anderer Meinung, hat sich aber nachher diesem . 
Beschluß angeschlossen. Der Ansatz wurd,e also von 
270 000 DM auf 550 000 DM erhöht, urid es wurde im 
Protokoll festgehalten, daß der Minister gehalten sein 
soll, alles .zu veI'SUchen, um diesen Ansat:z' zu erreichen. 
daß illm aber kein Vorwurf gemacht werden solle, 
wenn er ihn nicht erreicht. 

Bei Kapitel 33 - Fischereiverwaltung - wurde bei Titel 
402 der Ansatz von 35 000 DM auf 40 000 DM erhöht 
und bei Kapitel 34 - Jagdverwaltung - wurde der An­
satz bei Titel 223 - Beitrag der Jagdverwaltung zu,' den 
Personal- und Sachausgaben der obersten Landesjagd­
behörde und der höheren Jagdbehörde - von 34 300 DM 
auf 65 300 DM erhöht. Ich habe eingangs bereits darauf 
hingev.iesen, daß sich diese Erhöhung bei den . ..allge­
meinen Einnahmen vorn wieder unter dem Titel be­
merkbar macht, indem wir ihn von 37 500 DM auf 
·48 500 DM erhöht haben. Bei Kapitel 35 - Forsteinrich­
tung - ist zu bemerken,- daß alle Änderungen bei die­
sem Kapitel notwendig wurden, weil der Ausschuß sich 
den Anträgen anschloß, alle im Staatswald beschäftig­
ten Arbeitskräfte in ein ordentliches Beamten- oder 
Angestelltenverhältnis zu überführen. 

Bei Kapitel 40 - Landeskulturverwaltung - wurde bei 
Titel 101 - Besoldung - eine Hebung einer St.elle aus 
Gruppe A 4bl in A 3b vorgenommen. Längere Debat­
ten entspannen sich zu den Titeln 200, 203, 215 und 318. 
Es wurde darüber Klage geführt, daß die Kulturämter 
aus Mangel an Mitteln bei diesen drei Etatposten man­
che Arbeiten im ablaufenden Etatjahr liegen lassen 
mußten. Uin 'dies in Zukunft zu verhindern, wurden 
die in der Drucksache ll/93 niedergelegten Erhöhungen 
vorgenommen. Bei Titel 302 wurde ein Zusatz aufge-
nommen: 

„b) Darlehen für landwirtscha.ftliche Siedlungen, 
Flüchtlingssiedlungen, Bodenrefonn. Bei Abschnitt 
b dürfen Ausgaben m Höhe der Einspanmg qei Ab­
schnitt a geleistet werden". 

Neu aufgenommen wurde der Titel 306 - Mittel ~Zins­
verbilligung für dle· Aufstockung von landwirtschaft­
lichen Betrieben außerhalb der SiedlUD!gsmoaßnahmen -. 
Der .Ausschuß war der Ansicht, daß durch diese Bereit­
stellimg von 3QO 000 DM nunmehr dJe Beibörden in der 
Lage seien, bei der Aussiedlung von einheimischen 
Landwirten durch die zinsverbilligten iMittel Erleich­
terungen zu schaffen, denn im allgemeinen Wird im 
Land darüber Klage geführt, daß ivon seiten des Lan­
des für die Flüchtlinge alles getan werde, während für 
die Söhne der einheimischen Landwirte :?JU wenig ge­
schehe. Der Allsschuß glaubte, durch die Beredtstellung 
dieser ·Mittel diesen Klagen abhelfen zu können. 

Meine Damen und Herren, ich komme nun zum Schluß 
meiner Berichterstattung, nämlich zu dem letzten Ka­
pitel, das die Wasserwirtschaft betrifft. In Erkenntnis 
der groß~ Bedeutung der Wasserwirtschaft in unse­
rem Lande, das die Gebiete mit den geringsten Nie­
derschlägen im Bundesgebiet umfaßt, . glaubte der 
Aussclliuß, die hierzu vorgebrachten Wünsche weitest­
gehend erfüllen zu müssen. 

Zur · Sewältigunig ider an.fallenden Arbeiten wru:rde 
desoolb bei Titel 101 - Besoldung - eine StellenhebWllg 
von 5 ·Regierungsobenbauinspektoren und 1 Regie­
rungsbauinspektor vorgenommen. Das erforoert natür­
lich eine Ans.a.tzhebung im Etat von 608 500 DM auf 
651500 DM. 
Bei Titel 2Hi wuroen ebenfalLs die Reisekosten um 
10 000 DM el'lhöht analo.g meiner Bemerkungen zu den 
_Reisekostenansätzen bei der Kulturverwaltung. 

Bei den Titeln 300, 301 und 302 wurden die Ansätze 
um insgesamt l 250 000 DM erhöht. Der Ausscb.'llß 
glaubte damit im Rahmen de5 Möglichen auch dieser 
Abteilung gerecht geworden zu sein. 

Ich hab~ mlch bemüht, so kurz als möglich bei meiner 
Berichterstattung -zu Werke zu gehen, 'Ilm all den Red­
nern der einzelnen Fraktionen recht lange Gelegenheit 
zu geben, ihre persönlichen Wünsche vorzutragen. 

Im Auftrage des Haushalts- und Finanzausschusses darf 
ich Sie bltten, dem Einz.elplan und der Drucksache II/93 
Ihre Zustimmung geben zu wollen. 

(Beüall des Hauses.) 

Vize.präsident Bögler: 

Ich danke Herrn Abgeordneten Wetzel für seine Be­
richterstattung und eröffne h:l.ermit <lie Besprechung. 
Ich darf das Haus datauf aufmerksam •machen, daß 
einer Ver~inbarung im Ältestenrat entsprechend den 
einzelnen Fraktionen eine Redezeit von 80 Minuten zur 
Verfügung steht. Ich hoffe, das Haus· ist damit einver­
standen, daß ich die Redezeit einhalte. - Dem wird zuge­
stimmt. :.. Das Wort hat zunächst Herr Abgeordneter 
Müller von der Fraktion der SPD. 

Abg. l\lilller,' Walter: 

He:rr Präsident! Meine b amen und Herren! Ich habe 
heute zum ersten Male die Gelegenheit , hier in diesem 
Hohen Hause zu sprechen. Die Landwirtschaft und der 
Weinbau sind durch ihre ~hr . schwierigen Arbeits­
bedingungen Wirtsch.a:ftsz.wei,ge, dle im Gesichtspunkt 
der Gesamtwirtschaft gesehen, das Schlu.ßlicllt dar­
stellen~ Der Arbeitstag beg.in!!lt im vielen Monaten 
morgens um 4 Uhr und endet abends um 9 oder 10 Uhr. 
Allein daran können wir erkennen - ganz abgesehen von 
.der finanziellen Seite -, wie weit die Entfernung gegen­
über anderen Wirtschaftszweigen ist. Hinzu kommt noch, 
daß die Landwirtschaft und der Weinbau diejenigen 
unserer Wirtschaftszweige im Rahnien unserer Gesamt­
wirtschaft sind, die ganz wid gar auf Qedelh wid Ver­
derb von der Natur abhängen. Dies haben.wir gerade in 
diesem Jahr durch die Frost- und Hochwasserschäden 
sehr deutlich zu spüren bekommen. 
Besonders der Weinbau ist bei solchen Naturereignissen 
sehr schwer in Mitleidenschaft gezogen, um so schwerer, 
da bei e in.er Mißernte der· Rebstock dieselbe sorg­
fältige Pflege benötigt, wie. bei einer normalen. Dies 
bedeutet einen schweren Eingrüf in die Substanz der 
Betriebe. Die Frostschäden wirken sich in diesem Jahr 
ganz besonders hart aus, da wir im vergangenen Herbst 
einen Frühfrost hatten, bei dem die Reb.en noch im Saft 
standen. Die Holzreife wurde dadurch verzögert und die 
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Rebe ging ohne genügenden Schutz in den Winter. Wir 
. dürfen den Feststellungen unserer Wissenschaft ruhig 
Gehör sclienken, wenn sie die Schäden als katastrol)bal 
bezeicbnen. · 

Aus diesen Grfu).den wäre es wichtig, daß man den ge­
samten Weinbau restlos in das Landwirtschaftsgesetz 
mit eiri.baui. Was nützen uns Grüner· Bericht und all 
diese Dinge, wenn ein so wichtiger Lebenszweig-der Ge­
samtlandwirtschaft nicht berücksichtigt wir.d. 

Ich glaube, um dieser schwierigen Lage, in der sich die 
Landwirtschaft und der Weinbau zur Zeit befinden, 
Herr zu werden, müssen wir zwei Punkte berücksich­
tigen: 

l. die generelle Flurbe1·einigung im ganzen Lande. Es 
wäre die größte Verpflichtung des Staates, diesem 
Punkt seine ganze Aufmerksamkeit zu widmen. Was · 
nützen uns Zuschüsse, Kredite, wenn wir nicht in ab­
sehbarer Zeit dem Ziele näherkommen, unsere Land­
wirtschaft und Weinbau wieder krisenfest zu machen. 
Es ist :für uns Bauern bestimmt keine befriedigende 
Lösung, wenn man immer aui Staatshilfen angewie­
sen ist. 

Diese Dinge abzuändern, wären der Landesregierung 
und Bundesregierung möglich, wenn sie bereit·wären 
die altep. Überlieferungen der Ministerialbürokrati~ 
über Bord zu werfen und mit neuen, den modernen 
Verhältnissen entsprechenden Gesichtspunkten Agrar­
politik zu machen. 

Ein wesentlicher Punkt zl.U' Durchführung der Flurbe­
reinigung in diesem Lande ist die Besetzung ·der Kul­
turämter mit gut ausgebildeten Fachkräften, die zah­
lenmäßig so viel sein müssen, daß die Umlegung 

· reibungslos vonstatten gehen kann. Während der Be­
ratungen im Haushalts- WJ.d Finanzausschuß wurde 
oft die Äußerung gemacht, daß es bei den Beamten der . 
Kulturämter an 'dem nötigen Nachwuchs.fehle. 
Hier muß ich dem Herrn Minister, der heute .nachmit­
tag nicht bei uns ist, eine Empfehlung geben. Ich 
glaube, daß es eine vordringliche Aufgabe ist fest­
zusteJ..Jen, woran es liegt, daß man bei unser~ Ju­
gend nicht gewillt i!St,· diesem Beruf sich zu wid­
men. Der Herr Minister als Mitglied der Landesregie­
rung ist bestimmt in der Lage, diese Dinge seien sie 
finanzieller oder sonstiger Art, dem Hohen Hause vor­
zutragen und dadurch Abhilfe zu· schaffen. Ich bin 
davon überzeugt, wenn man genügend Lehrstellen zur 
Verfügung stellen würde, hätten wir diesen hohen Be­
darf heute nicht. 

Zur Durcnführung selbst werden Sie mir meine Da­
men ·und Herren, sagen, Üm sidi dieser A~llgabe wid­
men zu. können, ist der Widerstand der Bauern in 
einzelnen Gebieten noch sehr stark. Sicher gibt es 
Widerstände. UQd gerade sie sind zu überwinden, 
wenn man von seiten des Staates soviel Mittel zur 
Dul'<nführung der Flurbereini.guDg zur Verfügung 
stellt, daß auf den einzelnen Betrieb nicht mehr als 
10 v. H. der Gesamtkosten fallen. Dabei müssen wir 
die Betriebsgrößen in unserem Lande berück;sichtigen 
die in der Hauptsache zwischen 2 und 5 Hektar liegen'. 
Den größten Widerstand gegen die Flurbereinigung 
haben wir im Weinbaugebiet. Und dies, meine ·Damen 
und Herre.n, nicht ganz mit Unrecht. Herr Ministerial­
direktor, n ehmen Sie mir es bitte nicht übel, wenn 
ich hier etwas sage, was meiner Meinung nach in den 
Arbeitsbereich Ihres Ministerhi.ms fällt. Diese Wider­
stände gegen die Flurbereinigung im Weinbau haben 
wir deshalb; weil man von seiten der Forschungsan­
stalten und der Staatsdomänen bis zur Stunde nicht 
in der Lage ist, den Winzern konkrete Vorschläge zu 
machen, nach diesen und jenen Gesichtspunkten ihre 

. ~- · "Hili 

Weinberge anzulegen.' Auch ist es ein großer Fehler, 
·daß man von seiten der Behörden unserer Wissen­
schaft oft nicht die nötige Beachtung schenkt. Ich 
denke hierbei an die Unterlagsfragen in unserem 
Lande. 

2.. Ein weiterer Hauptpunkt ist die Wirtschafts- und 
~-arktlage für Erz.eug~ aus Landwirtschaft und 
Weil:;lbau. Hier müßte die Regierung grund~ä17ilich 
bereit sein, ihre Wirtscl:iaftspolitik zu ändern, wenn 
wir m absehbarer Zeit die Krisenfestigkeit erreichen 
wollen. Die Erzeugnisse der Landwirtschaft, speziell · 
im Weinbau, dürfen nicht länger diesen großen Kon­
junkturscl:lwankunigiim al!Sig,esetzt sein. Wir Bauern 
müssen in den: Betriebent planen können. Das ist nur· 
möglich, ~nn· wir eine einigermaßen stabile Preis­
politik h~ben.. Wenn damit auch eine entscheiden.de 
Frage der Bun-OeSV1Tirt.Schaftspolitik angesprochen ist; 
so haben wir auch in diesem Hause die Pflicht, aus 
den besonderen Verhältnissen dieses Landes heraus 
ganz besonders dringlich eine solche weitschauende 
und S<)lide Agrarpolitik zu fördern. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte -
hier gleich den Abänderunisantrag Nr. II/118, den Sie 
alle vorliegen haben, l:!egründen. Wir haben in den Be­
ratungen des Einzelplans 07 Kapitel 08 den Tite~ 3,17 
neu geschaffen: Landeszuschuß zur Förderung der Land­
jugend, und 30 000 DM ein.gesetzt. Dieser Betrag ist viel 
zu gering, wenn wir .uns vorstellen, daß alleih die 
Durchführung des Berufswettkampfes 60 000 DM be­
nötigt Die Herren Kollegen, die gestern zum Kultus­
etat gesprochen haben, wiesen mit Nachdruck '.darauf 
hin, daß es von größter Wichtigkeit sei, gerade den Aus-

. bifdungsgrad der ländlichen Bevölkerung auf das. höch-
ste Niveau zu bringen. 

Aus diesem Grunde bitte ich Sie, dem vorliegenden An­
trag der SPD-Landtagsfraktion, Drucksache II/118, Ihr e 
Zustimmung zu geben_. · 

(Beifall im Hause.) 

Vizepräsident Bögler: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Peters von der Frak­
tion d~r.CDU. 

Abg. Peters: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Etat 
des Ministeriums für Llndwirtsch.aft, Weinbau und 
Forsten ist im Ha'll5hal ts- und Finanzausschuß einge­
hend beraten worden. Es sind Ihnen eben von meinem 
K-ollegen Wetzel die Zahlen bekanntgegeben worden, 
SQ daß ich nur noch zu einzelnen Sachgebieten Stellung 
ne.ha:nen werde, ·und hier greife ich eini$e förderungs­
würdige landwirtsChaftliche Probleme heraus. In ~He-

r sem J'a.hr sind d iese P ro.ble.n1e auch Zl.ir11 ersten. rvLa.l 
in dem Grünen ~tjcht des Bundesemährungsministe-

1

. riums angeführt, wobei die Maßnahmen zur Milderung 
der festgest~llten Disparität in der Lan~wirtsch.aft be-
kanntgegeben werden. . , • 

Man darf wohl sagen - alle Parteien des Bundestages 
haben cli~ auch bestätJ,gt - ,' daß die vorgesehenen 
Maßnahmen eine Hilfe für die Landwirtschaft bedetl­
ten, die ·mancher Bauer nach dem vorhergegangenen 
Milchpreisgezänk nicht erwartet hätte. Die ganze Un- · 
ruhe unter der sonst so konservativen L andwirbschaft · 
wäre nicht gekommen, wenn die Bundesregierung nur 
einen Teil der jetzigen ·Maßnahmen schon bei der so­
genannten Sofoi-thilfe im ver>gangenen Jahre verwiI'k­
licht hätte. 

(Vere~nzelter Be1fall im Hause.) 

. \-· 
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Ich darf aber zur Freude des bäuerlichen Berullsstan­
des feststellen, daß hier in Rheinland-Pfalz kein Milch­
streik stattgefunden .hat, wofür ich auch den .Gewerk­
schaften als .Bauer - wnd das ist mein Beruf - hier vor 
diesem Haus.e meli.nen Dank aussprechen möchte. 

(Beifall des Hauses.) 

Zuden hat sicll dieses Hohe Haus· bei der 4. Sitzung 
am 20. September 1955 zu den sachlich begründeten 
Ausführungen meines Kollegen Hache®eI!g' für die 
WiederhersteUung des f.i:üheren Nord-Süd-Preisgefäl-
les von 2 Pfennig .pro Liter Trinkmilch im La·nde 
Rheinland-Pfalz ausgesprochen. Damals hat Herr Mi­
nister Stü.binger, .der bei der Sitzung anwesend war, 
zugesagt, sich ·bei de1· Bundes1<0gier-„m,g weiter für 
diese gerechte Forderung einzusetzen. Ich. möchte nur 
wünschen, daß er uns demnächst von ejnem Erfolg be­
richten kann. Denn bei dem Dieselkraftstoff besteht ja 
auch ein Nord-Süd-Preisgefälle von 2 bis 4 Pfennig je 
kg zu ungunsten der Bauern hier in unserer Gegend. 
Ich möchte aber noch bei der Milcl+ bleiben, bei deren 
Debatte, wie man sagt, schon manchem die Milch sauer 
geworden bz;w. übergelaufen ist und im Laufü der Zeit 
noch überlaufen wird, und zwar sowohl beim Erzeuger 
wie beim Ve11braucher wie aber auch bei den amtlichen 
Stellen, die sich damit zu beschäftigen haben ; denn der 
Milchpreis ist für den Ba·uem noch. n icht in Ordnung. In 
dem erwähnten Grünen Bericht ist einwandfrei fest­
gestellt, daß es den land·wirtschaftlichen Betrieben mit 
dem größten GrünlandanteH, also den Betrieben der 
Höhengebiete, wirtBch.aftlich am schlechtesten· .geht. 
Dabei muß jeder wissen, daß in unserem typisch klein­
bä·uerlichen Land mit großem Grünlandanteil und star­
ker Veredelungsvrirtschaft das bäuerllche Einkommen 
noch wesentlich unter der untersten Grenze. liegt, die 
nach dem Grünen Bericht errechnet wurde. Mit ande­
ren Worten, in den Höhengebieten und Mittelgeb!r.gs ­
Lagen unseres Landes ist eine geradezu et'Schreckende 
Unterbilanz, die s ich im Lebensstandard unserer bäuer­
lichen familie bedroh.lieh au1Swirkt, vorhanden. 

Zudem muß festgestellt werden, daß dieser Bericht die 
bäuerlichen Verhältnisse. unseres Landes mit einer 
durchschnittlichen Betriebsgröße von 4 b is 5 Hektar 
nicht genügenld .berücksichtigt hat. Es wird Aufgabe 
des Landes, insbesondere des Landwirtschaftsroiniste­
riwns, sein, alles dairanzusetzen, für den nächsten Be­
richt die Unterlagen zu erarbeiten, damit unserer be­
sonderen Lage aiuch Rechnung getragen wird. Leider 
ist es so: je schöner dle Landschaft, u m so ärmer der 
Bauer! -

(Sehr richtig! im Hause.) 

Auch die Getreide-Hackfrucht-Betriebe ohne Weide­
land, die viele Fremdarbeiter beschä,ftigen und zum 
kaufmännischen. Rechnea. ge2wungen sind, haben vie­
lerorts festgestellt., daß iih.nen als Rente nur a'US dem 
MilchviehstaJl der Mist als Humusversorgez: des Ackers 
übrig bleibt. "Ich möchte Ihnen hier keine Milcherzeu­
gungskalkulation aufmachen, da sie nichts mit dem 
Etat des Landes z:u tun hat, aber ich möchte an dieser 
Stelle feststellen, daß der Durchschnitt der Ri.ndvieh­
bestänide in Ul'llSerem Lande bei den Kleirubetrieben bei 
3 bis 6 Tieren liegt. .Dort hat die Bauersfr.aiu die 
schwere und nicht immer angenehme Stallarbeit zu 
verrichten. Ich ·glauibe, wenn man vom Milch•preis al•s 
ei.n:em soa:ialen Preis spricht, daß dieser eher beim 
Milcherzeuger als beim Milchverbraucher liegt. 

(Abg. Dr&cher: Das Unsoziale meinen Sie!) 

Für die Durchführun.g der Schulmilchspeisungen hat 
. der Bund 6 Millionen DM zur Verfügung gestellt mit 
der Aufla.ge, daß sich die Länder mit d-er gleichen 

Summe ,beteiligen möchten. Sobald die genauen Richt­
linien ·bekanntgegeben wel'd.en, wird sich der Haus­
hal-ts- und Finanzausschuß noch mit dem Nachtrags­
haUISlhalt des Landes ~en dieses Problemis und we­
gen anderer Förderungsmaßnahmen aus dem Grünen 
Bericht, die eine Beteiligung der Länder vora'll.s­
schicken, .zu beschäftigen haiben. Ich zweifle nicht dar­
an unld setze das Vertrauen in dieses Hohe Hau-s, daß 
ein solcher Nachtrag die Zustimmung des Landtages 
finden wird. 

Im Etat ist für die Tbc-Bekämpfung der Rindvieh­
bestände ln.it Zust immung aller Fraktionen des Land­
t.agies ein Betrag von 2 Pfennig pro Liter Milch aus 
amtlich anerkannten föc-freien Beständen eingesetzt 
worden. Wir sind uns wohl alle .bewußt, daß es ein 
h<ilier Betrag ist, den das Land Riheinland-Pfalz dafür 
aufbringt. Die Alusg;abe ist aber wegen der Volksge­
sundheit nicht zu umgehen und steht in keinem Ver­
hältnis xu den Beträgen, die der einzelne Bauer für 
die Sanierung seiner Rindviehbestände aufzubringen 
!hat. Dazu gesellt sich noch das Schreckgespenst des 
Abortus Bang, der •Bruce.Uose, mit deren Bekämpfung 
sich der Landtag demnächst leider auch noch zu befas-
sen haben wird. ' 

Ich möchte aber jetzt schon die Landwirtschaft darauf 
aufmerksam machen, da:ß es .., da die tbc-fl'elen Be­
stände von Monat 7lU Monat anrwadl.sen - dem Lande 
im ·kommenden Jahre kaum möglich sein wird, den 
Hygienepreisbeitra.g in der Höhe von 2 Pfennig pro 
Liter Milch noch aufrechtzuerhalten. Dann wird man 
jedoch mehr mit festen Zuschüssen für Au.smerzungs­
beihilfen und Schaffung von tbc-freien Milcheinzugs­
.gebieten rechnen m..üssen. Auch die Ausmerzbei.hilfe 
zur Sanierung der Bootände muß künftig allen Betrie­
ben im gieichen Ausmaß zur Verfügung gestellt w er­
den. 

(Abg. Dröscher: Sie haben vorhin unseren Antrag 
abgelehnt!) 

Ich hoffe, daß die erhöhten Zuschüsse des Bundes und 
auch des La,ndes es möglich machen; denn Herr·Mini­
ster Dr. Zimmer hat uns heute morgen mitgeteilt, daß 
für diese Sache festgebunden schon 5,5 Millfonen Iür 
Tbc-Bekämpfung und 0,5 Million für Abortus--Bang­
Bekämpfu.ng eingesetzt werden sollen. Jetzt komme 
ich daraui, weS1halb ich heute morgen Ihrem Antrag 
niCht zustimmen konnte, · weil wir nämlich auf dem 
Standpunkt stehen, daß wir mit der bisiherigen Rege­
lung der Ausmerzungsbeihilfen nicht einverstanden 
sind. 

(Abg. Dröscher: Aber Sie brauchen doch mehr 
. Geld!) 

Wir haben es deshalb auf die 2 Pfg. für die Milch gelegt, 
weil wir auf dem Standpunkt standen~ daß das die ge-
rechte Verteilung ist. · · 

(Abg. Dröscher: Das i.angt doch nichti - Bei!alI 
bei der CDU,) 

Bei dem bisherigen schwerPunktmäßigen Einsatz haben 
sich in den unberücksichtigten Gebieten - beispielsweise 
bei mir im Kreise Mayen - erhebliche Härtefälle er­
geben, die zu der Mutmaßung Anlaß gaben. daß man 
höherenorts die erheblichen finan:dellen Belastungen, 
die der Bauer nicht zuletzt im Interesse der Gesamtbe­
völkerung aui slch nimmt, nicht erkannt hat. 

Die Tbc-Freiheit der Rin.derbestände muß sich aber 
möglichst bald und dann in zunehmendem Maße auch' so 
auswirken, daß der Milchtrinker, d. h. die Bevölkerung, 
auf Grund der Kurzerhitzung eine qualitativ -bessere 
Milch erhält. Dies wird sicherlich zu einem größeren 
Trinkmilchverbrauch führen und der Stadt und dem 

, 
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Land dienen. Wie ich höre, sind dieserhalb bereits 
Schritte im Landwirtschaftsministerium unternommen 
worden, und wir hoffen, daß demnächst nur noch Trink­
milch aus tbc-freien Beständen angeboten werden 
kann. Doch genug davon, sonst wird uns die Milch doch 
noch sauer! 

Nun zur Landeskulturverwaltung! Im Etat sind dafür 
zirka 12 Millionen DM vorgesehen. Zufolge der Maß­
naru;en des Grünen Berichts werden vom Bund noch 
einige Millionen dazu kommen. Ich darf im Zusammen­
hang mit meinem Antrag immer wieder sagen: Wenn 
der Grüne Bericht in seinen Ausführungen durchkommt 
und verwirklicht wird, dann müssen wir uns darüber 
einig werden, daß wir diese Ansätze noch machen müs­
sen. Es zeigt sich ein großes Bestreben, die Flurbereini­
gung noch schneller durchzuführen. Auch das große In­
teresse, daß man von seiten der Bauern und Winzer 
dieser Arbeit entgegenbringt, kann man nur begrüßen. 
Wir bitten die Landesregierung, das Personal zu ver­
mehren und somit die Arbeit noch zu verstärken. 

Im vergaQgenen Jahr sind zwei neue Kulturämter, und 
zwar in Kaiserslautern und in Birkenfeld, errichtet wor­
den. Ein weiterer Antrag von Bitburg liegt vor. Wir 
hoffen, daß auch er verwirklicht werden kann. Dabei ist 
auf die Aufstockung der Betriebe zu Vollbauernstellen 
sowie auf die Auflockerung des Dorfes durch Aussied­
lung der größte Wert zu legen. Es ist natürlich klar, 
daß die seit Generationen hier im Westen übliche Real­
teilung mit ihrer zur Unwirtschaftlichkeit verurteilten 
Flurzersplitterung nicht in einem Jahr beseitigt werden 
kann. Es wäre dabei zu begrüßen, wenn noch schärfere 
Bestimmungen ausgearbeitet würden, damit di.e neuzu­
sammengelegten Flächen nicht mehr zerstückelt werden 
können. 

In diesem Sinne ist die Höfeordnung nur zu begrüßen. 
So werden die von ·Bund und Land gegebenen Gelder 
noch lange nützlich angewandt bleiben. Bei der Erbtei­
lung - in der Höfeordnung ist ja vorgesehen, daß keine 
Erbteilung stattfinden darf in der Form von Land -
wirkt es sich besonders ungünstig· für den künftigen Be­
wirtschafter aus, daß der Grund und Boden nicht mehr 
nach dem Ertragswert aus der landwirtschaftlichen. 
Nutzung, sondern vielerorts, durch Landmangel bedingt, 
nach einem erhöhten Verkehrswert ja sogar als Kapital­
anlage bezahlt wird. Millionen solch überhöhter Ver­
kaufserlöse aus Landerbteilungen wandern somit jähr­
lich vom Land in die Stadt urid schwächen die Finanz­
kraft des auf der Scholle gebliebenen Bauern unge­
heuerlich. 
Die Zinsen für die Kapitalaufnahme bringt der Bauer 
zur Not noch auf, aber die Abtragung der Schuld, auch 
auf Jahre gesehen, bringt er nicht fertig. Nach dem Grü­
nen Bericht ist die Landwirtscl:taft mit 7 Milliarden DM 
verschuldet, was von vielen Seiten unverständlicher­
weise noch als normal angesehen wird. Man berechnet 
dabei wohl den angegebenen Wert des Grund und Bo­
dens, aber nicht den Wert seiner Verzinsung; denn das 
beste Beispiel für die Verzinsung in der Landwirtschaft 
sind doch die eigenen Pachteinnahmen des Landes aus 
seinen Staatsdomänen. 14 Höfe mit 717 Hektar Acker, 
472 Hektar Weiden, mit Einnahmen und Ausgaben von 
zirka 80 000 DM gehen im Etat mit plus-minus-null auf. 
Das ist die Verzinsung in der Landwirtschaft. 

So sind die Zuschüsse zur Flurbereinigung und die Zins­
verbilligung für die Besitzbefestigung angebracht und 
gerechtfertigt. Das ermöglicht die Voraussetzung für 
die Mechanisierung in der LandWirtschaft, führt zu 
einer besseren Lebenshaltung auf dem Lande und gibt 
für dle Zukunft die Gewähr, die Erzeugung des täg­
lichen ~rots im inlande zu sichern. Es gibt jedoch in tin-

serem Lande einzelne Kreise, besonders in Birkenfeld, 
im Oberwesterwald und in anderen Gegenden, wo durch 
besondere Umstände bedingt viele Äcker brachliegen. 
Die L~dsiedlung Rheinland-Pfalz hat, ich glaube, es . . · 
sind über 2000·Hektar dieser Stückländereien aUfgekauft. 
Die starren Bestimmungen über die Landsiedlungsbe­
schränkungen, die bei der Landsiedlung auch bei einer 
Aufstockung von Bauernbetrieben angewandt werden 
müssen, die weit unter der Grenze der selbständigen 
Ackernahrung liegen, halten die meisten Bauern von 
dem Erwerb des Landes ab. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Wenn es auch eine Hauptaufgabe der Landsiedlung ist, 
durch Vergrößerung von Kleinbetrieben und durch Neu­
ansiedlung die Zahl der voll lebensfähigen bäuerlichen 
Familienöetriebe in unserem Lande zu vermehren, so 
darf das Bedürfnis kleinerer Betriebe nach Landzulage, 
auch wenn diese Betriebe nicht auf Ackernahrungsgröße 
zu bringen sind, nicht außer acht gelassen werden. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Ich begrüße es deshalb, daß im Etat unter Kapitel 50 
ein Betrag von dreimal hunderttausend DM zur Zins­
verbilligung zum Landaufkauf zur Aufstockung land­
wirtschaftlicher Betriebe atlßerhalb der Siedlung ein­
gesetzt wurde, 

(Abg. Drö;;cher: Sehr richtig!) 

Nun; meine Damen und Herren, zum Schluß eine an­
dere ~ngelegenheit, die auCh im „Grünen Bericht" 0er­
wähnt wurde, auf die man aber meines Erachtens im­
mer und immer wieder hinweisen sollte, damit alle 
Ämter, besonders das Landwirtschaftsministerium und 
die Industrie- und Handelskammern in Bund und 
Land sie nicht nur wohlwollend prüfen, sondern auch 
ernstlich an ihre Verwirklichung herangehen. Es han­
delt sich um die Errtch.tung gewerblicher und auch indu­
strieller Betriebe in kleinbäuerlichen Bezirken. Ich 
weiß, daß viele O.rts- und Amtsbürgermeister schon 
jahrelang sich darum bemühen; denn sie wissen, daß 
es Wohlstand in ihre Dörfer bringt. Wenn m~n z. B .. 
hört, daß die BASF in Ludwigshafen ihre Belegschaft 
um 20 000 Menschen und auch die Firma Opel in Rüs­
selsheim ihren Personalbestand erhöhen will - um wie­
viel, kann ich nicht sagen; ich habe es aus der Presse 
erfahren -, wenn die Firma Opel - zum Teil mit Omni­
bussen - auf weite Strecken ihre Arbeitskräfte aus dell 

·Dörfern vorerst noch im Pendelverkehr zusammen­
holt, wenn die Städte immer größer werden und in zu­
nehmendem Maße eine Landflucht einsetzt, kann man 
diese Entwicklung nicht mehr gutheißen. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Wir bitten im Interesse der Erhaltung der klein­
bäuerlicl;len Betriebe, die nicht daran schuld sind, daß 
sie in einer kargen Gegend ansässig sind und nur ei­
nige Hektar Land besitzen und auf Nebenbeschäftigung 
angewiesen sind, daß man sieb ernstlich mit diesem 
Problem befaßt. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Wir wissen nur zu gut, daß man keine Großindustrie 
in ·abgelegene- Gegenden verlegen kann; aber bei man­
cher Zubringerindustrie wäre es bei gutem Willen 
schon möglich. Finanzielle Vergünstigungen, Investie­
rung und Abschreibungsmöglichk~iten könnten auf die­
sem Gebiete ein großer Anreiz für die Errichtung indu­
strieller Betriebe sein. Wir bitten hierbei um die wohl­
wollende Fürsprache des Herrn Ministerpräsidenten 
aµch in seiner Eigenschaft als Wirtschaftsminister des 
Landes Rheinland-Pfalz und als Mitglied des Btmdes­
rates. Dabei möchte ich noch. einmal auf die Anträge 
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des Oberwesterwaldkreises und Teil~ der Eüel aus dem 
Kreis Mayen, in das Sanierungsprogramm einbezogen 
zu werden, die bis heute noch keine Berücksichtigung 
erfahren haben, nochma~ an d·ieser Stelle hin­
wersen. So glaube ich, daß der La!lldwirt!scha.fts-Etat 
des Landes Rheinland-Pfalz in Verbindung mit den 
Maßnahmen aus dem „Grünen Bericht" der Bundes­
regierung für die Produktivität µn:d die Rentabili.tät der 
Landwirtschaft und besonders der bäuerlichen Fami­
lienbetriebe, die wir alle zum Wohle des Vo~es und 
seiner Ernährung erhalten, festigen und fördern wol­

. len, eine gute Hilfe bringen wird. Ich möchte ~um 
Schluß noch dem Herrn Minister und seinen Beamten 
und Angestellten für die nicht immer leichte Arbeit, 
die sie irn vergai.J.genen Jahr Zllm '\Vchle der Land;virt-.1 
schaft getan haben, meinen Dank aussprechen . . 

(Beifall des Hauses.) 

Vizepräsident Bögler: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Schultz von der Frak­
tion der FDP. 

Abg. Schultz: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Herr 
Kollege Peters hat schon darauf hingewiesen, daß die 
Beratung des diesjährigen Haushaltsplanes sozusagen 
unter einem neuen Von;eichen steht, und zw~r deswe­
gen, weil sich im :Sund, wo. ja letztlich die Agrarpolitik 
bestimmt wird, in den letzten Jahren allerhand getan 
hat. Er hat schon darauf hingewiesen, daß der „Grüne 
Bericht" und die daneben vorgesehenen Hilfsmaßnah­
men für die Landwirtschaft auch für Rheinland-Pfalz 
eine tiergreifende Wirkl.!Ilg haben werden. Auch der 
Herr Kollege Müller von der Fraktion der SPD hat 
schon darauf hingewiesen, daß hier für Rheinland-Pfalz 
zur Vervollständigung des „Grünen Berichtes" insbe­
sondere für das nächste Jahr noch allerhand ZI.\ tun ist, 
weil wir ja 92,6 Prozent der Betriebe unter 10 Hektar 
haben, und weil dafür die Unterlagen zur sachlichen 
Djskussion über landwirtschaftliche Probleme noch 
nicht vorliegen. Das kommt ja deswegen, weil man sich 
beim .,Grünen Bericht" hauptsächlich auf die Buchfüh­
rungsergebnisse und auf Angaben von Instituten ge­
stützt hat; und es ist nun einmal so, daß wegen der 
geringen Rendite der Kleinbetriebe keiner buchfüh­
rungspftichtig ist, auch kein Interesse hat an der Bucb­
filhrung. Also ist daraus schon zu ersehen, daß hier 
etwas getan werden muß. Das Ministerium muß darauf 
bedacht sein, mit Hilfe der Kammern und Organisatio­
nen diese Testbetriebe in den Betrieben unter 10 Hek­
tar zu finden und auszuwerten, damit wir nächstes 
Jahr auch für Rheinland-Pfalz einen besseren überblick 
im „Grünen Bericht" haben werden als jetzt . . 

' (Sehr richtig! bei der CDU.) 

In einem Nachsatz zu den Hilfsmaßnahmen für die 
Landwirtschaft vermerkt die Bundesregierung, daß sie 
erwartet, daß die Länder sie durch eine ihren Kräften 
entsprechende Mehrleistung in ihren vorgesehenen Ak­
tionen nachdrücklich unterstützt. Nun steht in jedem 
Landeshaushalt der Landwirtschaftsetat in einem ge­
wissen Verhältnis zu den anderen Etats. Es ist also nicht 
möglich - so wünschenswert das wäre, und so sehr wir 
das von der Landwirtschaft aus begrüßen würden -, 
den Etat willkürlich zu erhöhen. Er kann nur im Rah­
men eines sich erhöhenden Sozialproduktes erhöht wer­
den, so wie wir es feststellen können, wenn wir uns 
die Landwirtschaftsetats d,er früheren Jahre ansehen, 

, die ja immer mehr zugenommen haben auch in ihren 
Förderungs- und Hilfsmaßnahmen. Nun wird eine Er­
höhung bei uns -' vor allen Dingen auch des Sozial-

produktes - nicht so schnell vorangehen wie in anderen 
Ländern der Bundesrepublik, die hauptsächlich indu­
strielle Wirtschaft haben; , den,n bei der Landwirtschatt 
·geht es nun einmal langsamer, das wissen wir ja. Und 
so sind unseren Einnahmen sehr viel engere Grenzen 
gesetzt als z.B. Ländern wir Nordrhein-Westfalen oder 
Baden-Württemberg. Nun will die Landesregierung ja 
die Hilfen für die LandWirtschaft gezielt einsetzen, in­
dem sie sagt: Es gibt Betriebe, die sehr gut rentieren, 
die brauchen keine Hilfe, und welche, die schlecht ren­
tieren, denen muß geholfen werden. Und da meine ich, 
daß auch die Geldmittel des Bundes ebenso gezielt ein­
gesetzt werden müssen, d. h. daß in die Wirtschaft der 
hauptsächlich agrarisch bedingten Länder mehr Mittel 
fließen müssen als in die reicl).eren Länder, die von skh 
aus mehr tun können. Ich glaube, daß an sich der Logik 
nach dieser Wunsch richtig ist. Ich weiß natürlich nicht, 
ob er sich verfassungsrechtlich oder sonstwie irgendwie 
durchführen J.aßt, ob es möglich ist, von dem Schema 
der Verteilung abzuweichen, Ich darf aber die Anre­
gung geben und bitten, daß man im Bundesrat versucht, 
entsprechend einzuwirkei:i und vorzugeben. · 
Der Herr Kollege Peters hat sich des längeren mit der 
Milch beschäftigt. Auf die Gefahr hin, daß sie nun 
wirklich sauer wird, muß ich. auch dazu noch etwas 
sagen, 

(Heiterkeit im Hause,) 

und zwar deswegen, weil ich nicht mit allen seinen 
Ausführungen ganz übereinstimmen kann. Darüber 
sind wir uns einig, daß der Milchpreis die Gestehungs­
kosten nicht deckt. Das wissen alle Gelehrten, und wir 
wissen es besonders. Ich bil). der Meinung, daß man 
alle Möglichkeiten ausnutzen muß, um auch im Preis 
für den Erzeuger einen Schritt weiterzukommen; des­
wegen ja seinerzeit <He Anfrage der CDU-Fraktion -
von der Sie auch schon gesprochen haben - wegen des 
Milchpreisgefälles. Ich kann allerdings nicht ganz Ihren 
Opti'm.ismus teilen., daß wir - nach der Auskunft, 
die damals der Herr Minister gegeben hat, nämlich die 
Dinge über den Bundesausgleich in Ordnung zu brin­
gen - dadurch sehr viel weiter kommen werden, und 
zwar deswegen, weil in dem Beirat des Bundesernäh­
rungsministeriums, wo· über die Ausschüttung des Bun­
desausgleiches beschlossen wird, kein Vertreter von 
Rheinland-Pfalz sitzt. Wir haben deswegen bisher 
noch nie etwas vom Bundesausgleich zurückbekommen. 
Außerdem könnte, wenn eine solche Ausschüttung auch 
für unser Land in Frage kommen sollte, eine Anhe­
bung des Preises von höchstens einem halben Pfennig -
also nicht die zwei P!e~nig, die wir gehabt haben -
erfolgen, und zwar aus rein geldlichen Gründen. Es 
bleibt also gar nichts anderes übrig, als daß wir dem 
Ministerium den Wunsch und die Bitte vortragen, daß 
das Ministerium in Verbindung mit den anderen süd­
deutschen Ländern sidl dafür einsetzt, daß das ur­
sprüngliche Milchpreisgefälle wiederhergestellt wird. 

(Abg. Werle: Das war ja der Antrag der CDU.)_ 
- Ja, das war Ihr Antrag gewesen; nur sage ich, es 
geht nicht, wie es der Minister ·meint, wir könnten es 
über den Bundesausgle1$ machen, sondern wir wollen 
dann, wenn wir einen Antrag stellen, ganz klar sagen: 

·Wir müssen ·uns so stark machen mit den anderen süd­
deutschen Ländern, daß wir die zwei Pfennig wieder 
bekommen. Alles andere ist - ich will keinen unparla­
mentarischen Ausdruck gebrauchen - aber nicht - -

(Abg. Beckenbach: Realistisch!) 

- reali-stisch. Vielen Dank, Herr Beckenbach! 
Nun halte ich die ErhöbUI)ig d-es Milchpreises beim 
Erzeuger für außerordentlich wichtig„ so unangenehm 
das a_uch manchem in den Ohren klingen mag, und 
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.zWar deswegen, weil wir ja durcl'J. die Umstellung der. , 
Rinderbestände auf Tbc-Freiheit el'lhebliche Kosten , 
haben. Ich 'bin deshalb auch. sehr zufrieden, daß der 
Haushalts- und Finanzausschuß diesen Beschluß wegen 
der zwei Pfennig gefaßt bat. Ich bin al::ier entgegen dem 
Herrn Kollegen Petern der, Meinung, daß dieser Zu­
schuß mit den ~wei Pfennig nicht alb.geba·ut werden 
.k:.aIUl - Zl..l!lTli.zJJdest nicht für die nächsten Ja•hre ~, son­
dern.' daß er für die nächsten Jahre beibehalten werden 
muß, weil meiner Meinung nach .altlf diese Art der 
stärkste Anreiz gegeben wird, in der gewünschten 
Richtung vorwärt.szUJgehen, und weil das außerdem, 
glaube ich, zugemutet werden kann. Ich bin eher be­
reit, darüber zu reden, ob man nicht dann lieber den 
Zuschuß für die Au.smerzun.gsbehilfen, der im Innen­
ministerium etatisiert ist, fallen läßt. 

{Sehr gilt! bei der CDU.) • 

Diesen würde ich eher fa:llen lassen als diesen Zuschuß 
für den tatsächlich tbc-treien Liter Milch. Selbstver­
ständlich muß man, wenn man Zuschüsse gilb~, auch an 
di,e, die die Zuschüsse bekommen, .gewis_se Forderungen 
Ilicbten. Diesen• Forderungen au! dem Gebiet der 
Milchwirtschaft Ausdruck zu geben und ihnen zum 
Durchbruch. zu verhelfen, ist Sache des Landeskon­
trollve1:1bandes, der in Kapitel 12 etatisiert ist. Dieser 
Landeslrontr-0Hverband hat die wichtige Aufgabe, im 
Verke.b,r der Molkereien mit den Erzeugern als Unpar­
teiische Insbanz zu wirken und vor allen Dingen auch 
dafilr zu 1SOrgen, daß imöglichst viele Betriebe sich der 
Leistungskonti:olle anschließen. Denn es ist ja ganz egal, 
ob ich nun eine Kuh füttere, die meinetwegen nur 2500 
Kilogramm Milch gibt, oder ob ich eine füttere, die 
4000 Kilogramm Milch gibt. Die Mehrkosten, die mir 
dabei entste...lien, \verde.'1 dur~11· die Meu.11rleist-"1rMg mehr 
ail:s wettgemacht. Wir haben ·bisher nur 7,4 Prozent 
aller Kühe in Rheinland-Pfalz in der Leistungoskon­
trolle. Das ist der Landesdurchschnitt; allerdings lie­
gen die Verhältnisse in einzelnen Molkereieinzu.gsge­
bieten sehr viel .besser. Ich möchte hier an die Molke­
rei von , Giershausen erinnern, die den Höchsts.tand mit 
39 Pr01Zent hat. 

Ich glaube, der Grund, weshalb bisher noch keine 
rechten Fortschritte erzielt worden sind, liegt darin, 
daß zuwenig PropagalllJda dafür gemacht worden ist. 
Das wäre möglich ·bei den gro.ßen General versaanan­
lungen der Molkereien, die zum großen Teil ja bäuer­
liche .GeniossenschafteJJ. sind, wenn dort über di~se 
Dinge ,gesprochen wird. Ich glaube weiter, daß es not­
wendig wäre, die Leistungsprüfer - alSo die Leute, die 
doas. machen - ebenfalls einer Überprüfung zu unter­
ziehen. Zur Zeit sind dafür Personen im Nebenberuf 
ein.gesetzt, die nach der Zahl der kontroHierten Kri.lhe 
bezahlt werden, und die dabei auf einen zusätzlichen 
Verdienst von etwa 327 DM im Monat kommen. Ich 
stübze mich dabei awf Zahlen aus dem Jahre 1954. Aus­
biJ.dun.gsmäßig mü:ssen sie eine Landwj rtsch.aftsschule 
besucht haben. Ich bin nun der Mein'l.U1,g, wenn eine 
Werbung für Kontrolle Erfolg haben soll, dann müs­
sen die dafür ei.ngesetrzten Prüfer eine gediegene Vor­
bildung ha:ben, damit. sie von den Bauern aLs Berater 
geschätzt un:d auch angenommen werden. Vielfach · ist 
es doch so, daß wohl das Probemelken durchgeführt 
wird, daß aber dann die dar<WS abzuleitenden Folge­
rungen nicht gezogen werden, und zwar deshalb nicht, 
weil der Prüfer au-eh nicht mehr davon versteht al·s 
der Betriebsleiter. Es wäre meiner Ansicht nach rich­
tig, die Zahl der Prüfer Z'U verringern, sie hauptberuf­
lich tätig werden zu lassen, ihnen einen größeren 
Bezirk zu .geben - so daß sie auch wi.z:klich von diesem 
Beruf leben können - und dafür dann - sagen wir -

Diplomlandwirte einzusteHen. Ich würde darum bitten. 
daß aiuch 'diese Anregung vom Ministerium einm.al. 

. ·geprüft wird. -

Außerdem er.geben sich in der Praxis noch gewiSISe 
Sch.wieri@keiten auf dem Weg z:wischen Mil~erreugern· 

. iund Milchverarbeitern bei den Kontrolleuren, die die 
Fettprozente kontrollieren, wenn die Milch an der · 
Ratnpe angeliefert wird. Es gibt immer wieder Streit 
ubi?r die Fettprozente und es wird neuen Streit geben 
über den .Reinheitsgrad der Milch. Das schwerstwie- , . :.:.! 
gende Argument, das aus BauernkXeisen immer vor­
gebracht wird, besteht darin, daß diese :Leute nicht so · 
gestellt seien, um sie für dieses recht verantwortungs-
volle Amt unabthän;gig zu machen. Ein solcher Konr- •· 
trolleur bekam im Jahre 1954 - und das wird wohl 
heute auch nOcb. sein - pro M010at 400 DM. Ich meine. 
daß man hier .a:uC:h eine Ve.rbesserung in der Bezah-
lung vornehmen m~ßte, s~lbst dann, wenn daf.ür zu­
sätzliche Geldmittel für den Landeskontrollverband 
notwendig würden; denn <lie Dinge, dje hier ZU: be­
handeln sind, sind so 'wiChtig und sie haben einen sol-
d1en Weit, daß man dafür etwas tun müßte. 

- Damit will ich a.ber nun das Thema. Milch von mir a'US 

ve.rlassen. · ' 

Wir haiben weiter im Etat unter den allgemeinen Be­
willi:ßUngen den Titel für die Förderung der Gemein­
schafbsanla.gen. Dabei möchte ich von einer Gerriein­
scha.ftsanlage sprechen, von der man bisher noch nicht 
gesprochen hat unct an die man nicht gedacht hat. Das 
ist die Förderung des .Baues von Zuckerrübenverlade­
einirich tuIJJgen an der Bahn. Das ist eine Sach.e, die zur. 
Zeit finanziert wird von den ·zuckerrübenanbauenden 
Bauern, von den Zuckerfabriken und von <ler Bundes­
·bahn. Die Sadle geht verhältnismäßig langsam vor­
wärts. Dabei ist dies wirklich eine Rationalisierungs­
maßnahme, die dem bäuerlichen Betrieb einen erheb- , 
lich.·en .Avbeitsaufwand, Kraftanstrengung und auch 
Arbeitskräfte erspart. Wenn 111an von Gemeinschafts­
anlagen spricht, dann muß man diesen Gedanken mit · 
hineinnehmen. 

(Abg . .Dröscher: Also T.itelerhöhuIJJg!) 

Und man sollte in Zukunft - auch ohne Titelerhöhung! 
- langsam, wie wir das immer getan haben, :mit einer 
Sache an:fian.gen und dann stetig fortschreiten. Ich 
denke dabei natürlich - jetzt lachen Sie nicht - an die 
Selztalba.hn. Als alter Selztalbahnkämpfer 1bin ich 
überhaupt erst ·au.f diesen Gedanken gekommen, 

(Zurufe ~nd Heiterkeit des H:.auses.) 
und zwar deswegen, weil diese Bahn ja nun wegge­
fallen ist, -

(Abg. Hachenberg: Sie ist doch verkauft!) 

- ja, davon haben die Bauern aber nichts bekommen! -
und die Bauern nun wesentlich weitere Wege zu fah­
ren haben. Ich wäre dem Landwirtschaftsministerium 
sehr verbunden, wenn es möglich wäre, für den in die­
sem Jahr geplanten Bau der Rampen in Niederolm und 
Marienborn - die nunmehr wesentliche Ablieferungs­
bahnhöfe für die Selztalbahnzuckerrübenbauern dar­
stellen werden - einen Zuschuß von je 10 000 DM zu 
geben. Das würde bedeuten, daß die Rampe über den 
jetzigen Plan hinaus um eine Waggonlänge vergrößert 
würde, so daß damit auch nun dieser neue Anstrom 
zügig abgefertigt werden könnte, während ·sich bei ei­
nem Bau mit den jetzt vorhandenen Geldmitteln schon 
wieder ein Engpaß ergibt. 

Eine weitere Sache habe ich noch auf dem Herzen. Un­
ter den landwirtschaftlichen Produ'lüen, die preisge~ 
bunden sind, befindet sich auch das Getreide, und der 

. ' 
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<Schultz.) 

Staat hat hier eine gewisse Verpflichtung, nun auch f\i.r 
den Absatz zu sorgen. Bei den anderen niCb.t preisge­
bundenen Produkten kann er doas ja dem Bauern über­
lassen. Nun mußten durch die schlechte Witterung im 
Jahre 1954 und zwn Teil auch im Jahre 1955 erhebliche 
Abzüge gemacht werden wegen des zu nassen Getrei­
des, also Feuchtigkeitsabzüge. Das hat nun überall 
ziemlichen Stunk erregt - aber das ist auch kein par­
lamentarischer Ausdruck-, das hat also ziemliche Ver­
ärgerung hervorgerufen;insoiern,ial&man sich nichlldar­
über einig war, wer nun die Proben nehmen sollte, 
wie gegenkontrolliert werden sollte, und· es sind er­
hebliche Beschwerden gekommen. Außerdem haben 
sich dann mit den Abzügen für den Wassergehalt wei­
tere Abzüge für zerschlagene Körner, für Unkrautbesatz 
usw. eingeschlichen, die nicht vorgesehen waren. Ich 
glaube, es wäre notwendig, daß das Landwirtschafts­
miriisterium mit den Berufsverbänden und den betei­
ligten Leuten - nämlich dem Landhandel und den Mül­
lereiverbänden - in Verbindung setzt, und daß man 
hier eine Regelung findet, die sowohl dem Erzeuger 
als auch nachher dem verarbeitenden Betrieb Rech­
nung trägt. 

Über das Kapitel Landeskultur hat auch schon Herr 
Kollege Peters gesprochen. Ich kann mich deshalb nur 
auf einige Bemerkungen beschränkez:i. Wir sind der 
Meinung, daß die Förderung der Flurbereinigung be­
sonders im Süden des Landes notwendig ist, weil die­
ser von Natur aus einerseits durch die Realteilung und 
andererseits durch die weniger starke Förderung von 
früher her besonders anfällig ist. Man ist in dieser 
Beziehung weiter zurück als im Norden, wo - als frü­
heres preußisches Gebiet - mehr Wert auf diese Dinge 
gelegt wurde und infolgedessen die Einstellung daz;u 
anders war als im Silden. Herr Kollege Müller hat ge­
sagt, es sei da zu wenig getan worden. Dem kann ich 
eigentlich nicht beipflichten. Ich glaube, wir haben hier 
wirklich schon erhebliche Fortschritte gemacht. Auch · 
von den Bauern her wird darauf gedrängt. Das sieht 
man ja zum Beispiel daran, daß das Kulturamt Worms 
- um nur eins zu nennen - bis zum Jahre 1963 mit 
Anträgen auf Flurbereinigungen eingedeckt ist, voraus­
gesetzt, daß es bei dem bisherigen Personalstand ver­
bleibt. Auch die Personalvermehrung, so wünschens­
wert sie wäre, ist ja nicht von heute auf morgen durch­
zuführen. Man kann Dinge, die über Jahre hinweg am 
Boden geschleift haben, nicht plötzlich in wenigen Jah­
ren nachholen, auch nicht im Zeitalter der Atombombe . . 
Es scheint mir aber notwendig zu sein, daß man sich 
für diese Zusammenlegungen auch aller Möglichkeiten 
'bedient. Man muß dafür Leute im Werk.vertrag gewin­
nen, besonders für die beschleunigte Zusammenlegung, 
die keine Wegebauten, Meliorationen usw. vorsieht, wo 
man also zunächst nur erreicht, daß die Flächen zusam­
mengelegt werden, um sie leichter und mit weniger 
Kosten bearbeiten · zu können. Wir haben uns beson­
ders darüber gefreut, daß im Haushalts- und Finanz.­
ausschuß der Titel für die Reisekosten der Kulturäm­
ter erhöht worden ist. Das entsP.richt ja wirklich der 
Praxis, weil sich deren Tätigkeit ja in erster Linie 
draußen vollziehen muß und weniger im Büro. 

Auch die Aufstockung der Betriebe ist etwas, was wir 
sehr begrüßen. Der Titel 306, der neu eingeführt wor­
den ist, wird hoffentlich zu einem Erfolg führen. Aber 
ich möchte glelch dazu noch sagen, daß es meiner An­
sicht nach darauf ankommt, daß die Möglichkeiten, die 
sich hier eröffnen, nun auch bis zum letzten Bauern 
bekannt werden. In dieser Beziehung geschieht zu we­
nig. Es sind nun auch scbon so viele Zinsverbilligungs­
aktionen im Gange mit soviel verschiedenen Bedin­
gungen, daß nachher kein Mensch sich mehr darin 

----- ---
auskennt. Das ist so ähnlich wie bei den Steuern. Au-

. ßerdem leiden diese Dinge darunter, daß auf diesem 
Gebiet nur eine 'beschränkte Anzahl von Banken tätig 
ist. Die Anträge brauchen deshalb sehr lange zeit, bis 
sie bearbeitet werden. Viele, die recht gern von dieser 
Hilfe Gebrauch machen würden, kapitulieren dann vor 
diesen Schwierigkeiten. 
Ich komme nun zu Kapitel 30 und zu dem Ansatz des 
Titels 21, bei dem die Einnahmen aus der Jagd auf 
55'0 000 DM erhöht worden sind. Wir - zum 'mindesten 
manche Kollegen aus meiner Fraktion - und auch Kol­
legen aus den anderen Fraktionen haben gegen die 
Erhöhung dieses '.l'itels erhebliche Bedenken; und wir 
glauben, daß sie nicht erfüllt werden kann. Die Er­
füllung dieses Titels in der vorgeschlagenen Höhe 
würde bedeuten, daß eine erweiterte Verpachtung von 
Staatsjagden vorgenommen wird. Dabei marschiert 
Rheinland-Pfalz ohnehin schon an der Spitze der Bun­
desländer. Ich. weiß auch nicht, ob das in seiner prak­
tischen Auswirkung für den Wald und das Wild gün.,. 
stig sein würde; denn eS ist ·doch sor daß durch die 
Jahrzehnte hindurch gleichmäßige Bejagung der Staats­
forsten der Wildbestand den vorhandenen .Äsungsmög­
lichkeiten angepaßt wird, und daß dadurch die Wild­
schäden auf einem erträglichen Maß gehalten werden. 
Außerdem haben wir ja pro Hundert Hektar Wald 1.!r:i 
Stück Wild zugestanden, während in Nordrhein-West­
falen zum Beispiel 2% Stück Wild verbleiben dürfen. 
Wir haben uns also in bezug auf den Wildbestand schon 
eingeschränkt. Und von den Wildbeständen der Staats­
forsten leben doch mehr oder weniger di.e verpachteten 
Gemeinde- und Privatjagden. Wenn nun weitere Wald­
flächen verpachtet würden, dann bestünde die Gefahr, 
daß der Wildbestand eine zu starke Einbuße erleiden 
würde. 

(Zurufe der SP;D: Oh! Oh!) 
Sogar Herr Professor Baader, der sich mit dieset Sache 
ja sehr beschäftigt bat, hat in seinem Gutachten davon 
abgeraten, Staatsforsten in einem weiteren Umfang 
zu verpachten, als das augenblicklich der Fall ist. 

(Abg. König: Der gilt ja sonst auch nichts bei 
der Landesforstverwaltwig, warum denn jetzt 

auf einmal? - Heiterkeit bei der SPD.) 
- Na ja, man muß die Leute immer so nehmen, wie 
sie· gebraucht werden können, ni~t wahr? Dann sind 
wir uns wieder einig. . 

(Heiterkeit des Hauses. - Abg. Beckenbach: Das 
ist realistisch! - Abg. Hülser: Das macht Herr 
Kollege König auch so! - Anhaltende Heiterkeit 

· des Hauses.) 
- Ja, man muß die Argumente immer gegeneinander 
abwägen, dann werden wir sehen, wer zum Schluß 
recht behält. 

{Abg. Beckenbach: Das wilrdigen wir durchaus!) 
Außerdem darr ich darauf aufmerksam ma.c..Jien, daß 
das Bundesjagdgesetz ja auch noch da ist und daß es in 
seinem § 1 bestimmt - unter anderem - „die Erhaltung 
eines den landschaftlicl:ien Verhältnissen angepaßten 
artenreichen und gesunden Wildbestandes". Wir möch­
ten also doch bitten, daß man sich die Erhöhung dieses 
Titels noch einmal überlegt und· erwägt, ob das richtig 
gewesen ist. 

(Abg. Schmidt: Sind Sie Jäger?) 
- Darf ich Sie fragen, ob ich so attssehe? 

(Schallende Heiterkeit des Hauses. - Abg. Becken­
bach: Daß Sie schießen können, glauben wir! -
Abg. Schmidt: Sie haben sicher Ihr Hütchen zu 
Hause gelassen! - Abg. Hülser: Aber Böcke ha­
ben Sie auch schon geschossen! - Weiter anhal-

tende Heiterk.eit des Hauses.) 
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- Nein ich bin er5taunlicherweise - des.wegen. sage ich 
das ja' so gern - kein Jäger. Ich habe mich noch nie 
damit beschäftigt, auch· nicht mit dem Schlingenstellen. 

(Abg. Piedmont: Ob diese Verpachtung im Sinne 
der Bevölkerung ist? - Zuruf der SPD:..Das kann 

die FDP· gut sagen!) 

Aber sicher kann sie das sagen, Herr Kollege Drö­
scher, Sie kennen uns noch nicht richtig! 

Da wir nun gerade beim Wald sind, darf ich noch· 
eine Bemerkung zu den A.usführungen des Hei;rn Kol­
legen Merz . machen, det" sich·. vorgestern darüber be­
schwert hat, daß die Holzpreise durch die Forstver­
waltung künstlich .hochgehalten - das ist vielleicht zu­
viel gesa,gt -, aber daß jedenfalls nichts getan werde, 
damit sie fallen. 

Dann muß ich die Gegenfrage stellen, was soll denn der 
Beamte eigentiich machen, der ·nun mit dieser Ge­
schichte betraut ist? - Auf der einen Seite muß er den 
Haushalt erfüllen, und auf der anderen Seite soll er 
sehen, daß die Holzpreise nachgeben; 

(Abg. Dröscher: Das hat der Herr Kollege Atzenroth 
behauptet, Herr Kollege Schultz!) · . 

- Ja, der Herr Dr." Atzenroth hat ja auch eine. Möbel­
fabrik, nicht. wahr, die habe ich ja nicht! 

(Heiterkeit im ·Hause.) 

Bei allem, was man sagt, muß man immer die Kirche im 
Dorf lassen. Ich bin nämlich der Meinung, daß hier tat­
sächl!ich Angebot und Nachfra'ge eine Rolle spielen. Und 
bei der sehr lebhaften Bautätigkeit, die wir haben, ist 
natür'lich ein sehr starker Holzbedarf vorhanden. Weil · 
wir soviel Zeitungen drucken und die so dl.ick sind, des­
halb brauchen ,,,,ir auch viel Holz. Daher kommt das. Ich 
kann ro'ich nur dem Herrn Kollegen Dr. Neubauer an­
schließen, der sagte: Etwas mehr Ruhe und etwas lang­
samer, dann werden sich solche Dinge schon von selber 
beruhigen. Dann ist natürlich ·eins möglich - das kann 
ich aber nicht behaupten, weil ich kein Forstfachmann 
bin - , daß durch Einfuhr von Holz, was draußen viel­
leicht billiger ist, hier eine Linderung eintreten könnte. 
Ich habe so ott bei der Einfuhr v-on landwirtschaft­
lichen Erzeugnissen erlebt, daß sie, wenn sie bei uns so­
viel gekostet haben, dann plötzlich draußen auch soviel 
gekostet haben, obwohl sie vorher angeblich sehr viel 
billiger waren. 

Ich hatte mir hier aufgeschrieben, auch etwas zur Um­
etatisierung der Regierungsforstämter zu sagen. Aber 
nacll dem Abstimmungsergebnis heute hat es eigentlich 
keinen Wert m~hr. 

(Zuruf bei der SPD: Deshalb haben wir das heute 
vormittag gemacht!) 

- Ja, das habe ich mir gedacht. 
(Abg. Hachenberg: Das kann man nochmals ändern!) 

- Ganz recht. 
(Abg. Glahn: Das kommt i;i der zweiten Runde!) 

Aber gerade bei der Betrachtung der Wirtschaftlichkeit. 
des Waldes und der Holzpreise ließe sich vielleicht auch 
etwas dazu sagen. 

(Abg. Dröscller~ Die Eingruppierung hat mit den 
Holzpreisen nichts zu tuni) · 

- Wir haben im Ausschuß ja darüber gesprochen. 

zusammenfassend darf ich zum Ausdruck bringen, daß 
wir dem Haushalt 07 zustimmen und daß wir an dieser 
Stelle dem Herrn Minister, der abwesend ist, und sei­
nem Herrn Vertreter un'd den .Angehörigen des Ministe­
riUIX1S für ihre Arbeit danken, die in kluger Weise die 

Wünsche der Praxis rUit der Staatsräson in Einklang 
bringen. 

(Abg. Beckenbach: Sehr geschickt! - Beüall bei den 
Regierunggparteien.) · 

Vizepräsident Bögler: 

Das Wort bat Herr Abgeordneter Dröscher von der 
Fraktion der SPD. 

Abg. Dröscher: 

Herr Präsidel).t ~eine Damen und Herren! Die überein.,. 
stimmend zusti.mtn.ende Haltung der Parteien des Bun­
destages bei der Beratung des Grünep. Berichtes und der 
notwendigen Maßnahmen, allerdings vorerst nur . im 
Grundsatz, läßt Hoffnungen wach werden, die auch in 
unser Land hineinstrahlen. Was seit Jahren in Wahlen. 
und Programmen verkündet wurde, soll jetzt im gün-· 
stigen Wind der Hochkonjunktur mit Zustimmung 
Schäffers in den Hafen gebracht werden. Es bleibt nilr 
noch abzuwarten, in welchen Hafen. ' 

Das Gutmachen jahrelanger Versäumnisse, Nachzahlun­
gten für Vorlei-stungen in zweimal 10 Jahren Weltkrieg 
und damit verbundener investorischer Verzicht der 
Landwirtschaft usw. gibt ausreichende Motive für das 
Bemühen, auch die Landwirtschaft nunme}).r am war­
men Regen der Konjunktur nach der dürren Zeit teil­
nelunep zu lassen. Es erübrigt sich durchaus für uns, die 
Bundestagsdebatte über den Grünen Plan noch _einmal 
im kleinen zu wiederholen. Die dort gesetzten Tatsachen 
sollten allen denen, die sich mit der Materie befassen, 
bekannt sein. Allein sie auszuwerten, sie anzuwenden 
für die rv:raß:;;fäbe unseres Landes und einzureilien in die 
uns gesetzten Aufgaben kann heute zweckmäßig sein. 

Es sei mir deshalb der Hinweis darauf gestattet, daß im 
kommenden Nachtragshaushaltsplan des Bundes . der 
deutschen Landwirtschaft 900 Millionen DM, fast 7 v~ H. 
des vorjährigen Gesamtverkaufserlöses, im Wege der 
direkten und indirekten Subventionen - das ist inter­
es:sant - zugewandt werden sollen. Die SPD-Bundestags­
fraktion bat dazu bekanntlich erklärt, daß dieser Betrag 
nicht -nur nicht zu hoch, sondern auch nicht einm~ig 
sein dürfe. 

Am Anfang jeder Beurteilung der jetzt geschaffenen 
Lage muß die bei uns immer schon vorhandene und oft 
vorgetragene Erkenntnis stehei;i., daß nach dem ein­
wandfreien Ergebnis des Grünen Berichtes nunmehr 
feststeht, daß die Landwirtschaft ganz und gar kein 
einheitliches Bild der E~tragslage bietet. Weitgespannter 
und vielschichtiger als in jedem anderen Wirtschafts­
bereich, etwa in dei- Industrie, ist das sich uns bietende 
ökonomische Bild. Diese Verhältnisse, die in jedem an­
deren modernen Betriebszweig längst zur Einstellung · 
der Betriebe geführt hätten, werden bei der Landwirt­
schaft seit Jahren kompensiert durch Verzicht auf Ein­
kommen - und damit auf Lebensstandard - und durch 
eine zeitlich unerhört ausgeweitete Beanspruchung der 
in ihr arbeitenden Menschen. Wer nicht nur vom Kirch­
turm seines eigenen Dorfes aus Aulischau hält, der weiß 
ganz genau, in welch weitreichender Spanne das vo&s­
wirtschaftliche Feld vor uns liegt, als das ·wir unsere 
heimische Landwirtscllaft ansehen könn~n. Er weiß aber , 
auch, daß der Klein- und Kleinstbetrieb, der bäuerliche 
Familienbetrieb schlechthin, geradezu das Kennzeichen 
unseres gesamten Landes ist. Wer mitten in diesem 
ländlichen Leben . .selbst steht, dem werden schon am 
äußeren Eu;cheinungsbild des Dorfes von heute alle die . 
Aufgaben erkennbar, die der Einzelbetrieb und die dörf­
liche Lebensgemeinschaft heute lösen müssen. 

. > . 
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(Dröschei·) 
Es kann nicht meine Aufgabe heute hier sein, meine 
Damen und Herren, erschöpfend die soz:iologischen 
Veränd.erungen unserer Dörfer und ihrer Menschen 
darzustellen. Aber - darauf darf hingewiesen werden -
z:uerst allmählich, dann schnell wachsend wie eine 
Lawine, hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, 'daß .das 
Dorf und seine Menschen - von dem Oswald Spengler 
noch vor 40 Jahren sagte, daß es zeitlos und geschichts­
los dahinlebe - heute vom Wirbel der neuen zeit 
erfaßt und der Bauer im Begriff ist, ein freier Wirt­
schaftsbürger zu werden, frei aber auch insofern, daß 
er selbst bestimmen kann, ob in Zukunft noch aus- · 
reichend Menschen auf dem Land sein werden, die für 
die Nahrungsmittelbeschaffung der W.elt arbeiten wer­
den. Heute ist es geradezu Mode geworden, vom Tode 
des alten Dorfes, von der Aufrüstung des neuen Dor­
fes, vom gleichen Recht auf zivilisatorischen Fort­
schritt zu reden, von Gebieten also, von denen wir 
erfreulicherweise sagen können, daß einige verant­
wortliche Männer draußen, wie unser Freund Rüb in 
seinem Musterdorf Hütschenhausen, schon seit Jahren 
aus dem gesunden Gespür für diese Verhältnisse in 
cler Praxis vorbildliche Pionierarbeit leisten. 

(Vizepräsident Schultz übernimmt den Vorsitz.) 

Ihnen zu, folgen bei ihrer Arbeit in der Veränderung 
unserer Dörfer müßte unsere Aufgabe sein. Vor all1=?m 
das Erkennen der zusammenhänge muß eine der Vor­
aussetzungen für unsere heutige Arbeit mit nüchter­
nen Zahlen sein. Mit den uns gegebenen Mitteln des 
Bundes, des Landes, der Gemeinden und der Kreise 
muß alles getan werden, den jetzigen, sich noch über 
einige Jahre erstreckenden gewaltigen Umwandlungs­
prozeß der Landwirtschaft so günstig zu beeinflussen, 
daß der Mensch als Subjekt des Wirtschaftens übex--

' haupt nicht über das Finden der neuen Lebensformen 
zerbricht. 

(Präsident Wolters übernimmt den Vorsitz.) 

Das allgemein. Und nun zu unserem Lande. Ich bilde 
mir nicht ein, Geheimnisse zu verraten, meine Damen 
und Herren, mit dem Hinweis, daß die Lage der Land­
wirtschaft in Rheinland-Pfalz weit problematischer ist 
als an anderer Stelle der Bundesrept1blik. Die Herren 
Kollegen, die hier gesprochen haben, haben clas vorhin 
auch schon zum Ausdruck gebracht. Unbestritten ist 
auch, daß alle anstehenden Fragen viel leichter zu 
lösen wären; wenn wir es nur mit bäuerlichen Fami­
lienbetrieben ab etwa 10 ha Betriebsgröße in unserem 
Lande zu tun hätten. Während aber im Bundesgebiet 
die Zahl der Betriebe bis 5 ha bei 60,4 v. H. liegt, liegt 
sie bei uns schon bei 73,4: v. H. Die Zahl der von den 
einzelnen Betrieben bewirtschafteten Flächen ist noch 
viel eindrucksvoller, denn da sieht es so aus,. daß im 
Bundesgebiet 18,5 v. H. der Flächen, im Durchschnitt, 
von den Kleinbetrieben bis 5 ha bebaut werden, wäh­
rend in unserem Lande 37,l v. H., also das Doppelte 
der Bundesdurchschnittsfläche, von diesen Kleinstbe­
trieben bewirtschaftet werden. Diese Zahlen sollten 
uns bei unserer Arbeit schon zu denken geben. Wenn 
wir bis zu l (} ha gehen, dann haben wir folgendes 
Bild: im Bund 39,l v. H. und bei uns 70 v. H., also 
über zwei Drittel der Gesamtfläche in unserem Lande 

•. wird von den Klein- und Kleinstbetrieben bewirt­
schaftet. Aus diesen Zahlen ergibt sich ganz: deutlich, 
daß in unserem Lande, auch wenn die Sonderkulturen 
das Bild teilweise verbessern können, wobei auf die 
Problematik der Sonderkulturen, vor allen Dingen an­
gesichts der zukünftigen Europapläne usw., auch ein.­
mal hingewiesen werden darf, besondere Maßstäbe an­
.gelegt werden tnüssen. Es ist eine Binsenwahrheit, daß 

die Ursachen dieses strukturellen Übels in der Erbtei­
lung liegen. Dafür können weder wir, die wir hier 
:z:usammen sind, noch die jetzigen Betr.ie):Jsinhaber ver­
antwortlich gemacht werden. 

Es wäre zu hoffen - das darf in diesem Zusammen­
hang noch einmal erwähnt ·werden -, daß unser in 
diesem Falle sehr gutes Hö:!egesetz noch weit meh!:' 
prakti.Ziiert wird,·· als bisher schon geschehen·, um für 
die Zukunft solche Schäden zu vermeiden. Es muß aber 
auch eine Binsenwahrheit sein - clas ist dex- Schluß, 
den wir" daraus ziehen -, den so benachteiligten Be- • 
trieben in unserem Lancle durch besondere Maßnah­
men behilflich zu sein. Davon gibt der Grüne Plan 
tatsächlich nicht die rechte Vorstellung. Seine Maß­
nahmen begünstigen - mein Kollege Beckenbach wirq 
sich nachher.noch damit beschäftigen - die größten Be­
triebe, die ohnehin nach unserer Ansicht lebe-n kön­
nen, während die kleinen nicht in entsprechendem 
Maße unterstützt werden. Es müßte also nach unserer 
Ansicht die vordx-inglichste Aufgabe des Herrn Mini­
sters für Landwirtschaft, Weinbau und Forsten sein -
der ja leider heute nach 'übersee fahren mußte -, in 
den nächsten Wochen und Monaten diese benötigte be­
sondere Hilfe in Bonn durchzusetzen. Und jetzt, meine 
Damen und Herren, glaube ich etwas Wichtiges sagen 
zu müssen: Nicht dorthin, wo am meisten geschrien 
worden ist in den letzten Monaten, muß das Geld von 
Bonn gehen, sondern dorthin, WCT die Hilfe wirklich 
notwendig ist: in unser Land. 

(Beifall bei cler SPD.) 

Wir haben nämlich• den Eindruck, daß gerade dort am 
lautesten geschrien wird, wo, wie der Grüne Bericht 
zeigt, die Verhältnisse am erfreulichsten sind. Eben 
wegen der im GrUnen Plan wiederum nicht gelosten 
Frage der Kleinbetriebe entsteht doch in unserem 
Lande eine von Tag :z:u Tag sich verschärfende Krise. 
Annut, meine Damen und Herren, ist ein relativer 
Begriff. Wir haben uns schon einmal darüber aus­
einandergesetzt. Das wird sich noch viel stärker zei­
gen, wenn einmal weitere soziale Verbesserungen in 
der Industrie und wenn in absehbarer Zeit viellei~t 
schon die 40-Stunden-Woche in der Industrie ein~e­
führt werden kann. Dann wird sieb erst zeigen, wie 
unsere landwirtschaftlichen Betx-iebe hinter dieser an­
deren wirtschaftlichen Entwicklung zurückhängen. Ge­
wiß, die heute fast nur noch den bäuerlichen Familien­
betrieben eigene Atmosphäre der wirtschaftlichen 
Freiheit, der persönlichen Ge-staltungsmöglichkeit, das 
ist etwas Wunderbares für den gehetzten Menschen 
in unserer Zeit, und das ist etwas, was den bäuerlichen 
Beruf so liebenswert macht. Aber die Relation dex­
Lebensmöglichkeiten matex-ieller Art zu den anderen 
Berufen muß doch erträglich sein! 

Was haben; wir niun getan, 'um in vorliegenden Etat' 
die Kraft unserer staatlichen Gem~insc.11.a!t .zum \XJ'ohl 
der bäuerlichen Bevölkerung einzusetzen? Im Grund­
satz sind· wir uns - d:as ist mir l;iuch. bei den Haus­
haltsberatungen wieder einmal klar .geworden - alle 
darin -einig, unseren Betrieben jeglicher Größe die 
benötigte Staatshilfe zu geben, damit sie einen mbg­
lichst großen Teil des sogenannten paritätischen Ein-

·,· koonmens aus eigener Kraft beschaffen können. Auf 
dle Starthilfe kommt es zunächst an. 

Um so bedauerlicher war es, daß unsere so bescheide­
nen Vorstellungen von der Verbesserung einiger Haus­
haltsposten des vorliegenden Etats von den Regie­
rungsparteien abgelehnt wurden. Ich denke z. B. an 
d!!e unseres Erachtens geradezu lächerliche Summe 
von 15 00{} DM, die für die Unterstützung deI' Bei­
spielsbetriebe im ganzen Land eingesetzt waren, wo 
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wir eine Erhöhung auf 300 000 DM beantragt hatten; 
·oder aber an unsere Forderung, die \Beihilfen und 
Zinszuschüsse :fiür den Bau von J·ungvieihställen von 
100 000 DM aiuf 300 000 DM 'ru eiihöhe:n, wozu wir 
heute den I.hnen vorliegenden Antrag IIfl15 noch ein­
maJ gestellt haben. 

Gestatten Sie mir Z'U der Erhöhung der Beihilfen und 
zinsverbilligten Darlehen für die Jungviehstä1le noch 
-eine" kurze Begründung. Keine Verpflichttmg - . ich 
knüpfe da an die AUISführungen der Vorredner an -
trifft unsere Betriebe in den letzten Jahren neben der 
FloUrbereini.gun.g schwerer als die Umstellurug auf dais 
tbc-freie Vieh. · 

Ich g~höre selbst eine,.T. !<'..reise a..'l, ·,.,.,o leidert trotz 
Bemühung im eigenen Amt, der Durchschnitt der Tbc­
Freiheit noch weit hinter manchen Kreisen des We- . 
sterwakles und der Eifel zurückhinkt. Wir haben 6 
oder 8 v. H. tbc-freie Betriebe. Das hängt zum Teil 
auch mit dem Weinbau zusammen, weil die Weinbau­
betriebe leider nicht ein oolches ~wergewicht auf 
diese Frage legen. Aber die Frage ist desihalb nicht 
weniger brennend bei uns. Also, keine Verpflichtung 
trifft die Betriebe schwerer als die Tbc-Freimachitmg. 
Die gewaltigen Preisuntel'schiede gegenüber d~ an~ 
erkannt freien Vieh, insbesondere bei der Glan-Rasse, 
rühren daher - das möchte ich den Herren, die nicht im 
Glanzuchtgebiet wohnen, noch einmal deutlich sagen -, 
weil das 1~biet ein.fach relativ 2lU klein ist. Diese ge­
waltigen Preisunterschiede machen gerade für unsere 

- Kleinlandwirte den Erwerb eines tbc-freien Stücks 
• 2iU einem Vel'lustgeschäft von annähernd 1000 DM pro 
Tier. 

Deshalb verstehen Sie vielleicht auch, warum "l:Vir 
heute morgen in dem anderen Etat die Ausmerzungs­
beihilfen haben wollten. Selbst wenn es nur 100 DM 
wären, dann wäre das für den Kleinlandwirt, der 
10~0 DM aufwenden muß; um· umzustellen, bereits 
eine spürbare Hilfe. Diese Beihilfe bekommt er über 
die 2 Pfenni·g nicht - cLais werde ich Ihne~ jetzt bewei­
sen -, weil er zum Teil jahrelang darum ringen muß, 
da er die Barmittel nicht aufbringt, um im Laufe von 
mehreren .Tarbien aus eigener Nachzucht umzustellen. 
D'.as wissen Sie doch alle! ,,.., 

(Abg. Peters: Er kann sie nicht kaufen, weil sie 
nicht da sind!) 

- Er kann sie zum Teil auch nicllt kaufen, weil sie 
nicht da sind. Also muß er auf eigene Nachzucht um­
stellen. Er kriegt deshalb die 2 Pfennig nicht, aber er 
bral.lcht di-e Aus.merzungsbeih:ilfe. Wenn Sie es von 
dem Gesichtspunkt aus betrachtet und unserem An­
trag entsprochen hätten, dann hätten es <lie Land­
wirte ja ~ekommen. 

(Beifall .bei der SPD.) 

!eh bin L't'!l .t1.:ugenbrlick 'bei der Begründung des .l\,n-. 
trage:s auf Erhöhung des Ansatzes der Mittel für die 
Jungv.iehställe. Ich halbe vol'hin ·gesagt, er muß aus ei­
gener Kraft heraus a'Uf eigenen Nachwuchs umstel­
len. Deshalb müssen die Stallverlhältnisse veribessert 
werden. Wer die ·Hunsruckdöl'fer und auch zum Teil 
dte rheinhessischen und pfälzisChen Dörfer kennt. und 
weiß, wie, beschämend schlecht dort die Stallverhält­
nisse sind; der kann sich vorstellen, wie bitter not­
wendig gerade für den Glan-Landwirt, der das ge­
sunde und infizierte Vieh in den Ställen hat, eine Ver­
besserung der Stallverhältnisse ist. Deshalb bitte ich 
Sie von ganzem Herzen, stimmen Sie diesem Antrag 
zu. Sie tun damit ein glites Werk . . 
Hinweisen darf ich in diesem Zusammenhang auf den 
Antrag meines Kollegen Otto Schmidt, wonach durch 

·Mehrv~rpachtung von Staatsjagden ein erheblicher~ 
Mehrerlös zur 'Ebc-Bekämpfung herbeigeführt werden 
soll. Es ist vorhin von dem Herrn Kollegen Schultz. 
da,rü.ber gesprochen worden. Ich glaube, der Titel ist 
Iniit 550 000 EllJ)JI bereits geringer angeset'zt woroen, a1S 
wir ursprüngl~ch verlangt haften. Wir hoffen, daß die 
Landesforstverwaltung diesen An1saW. erreicht. "Ober 
die Zweckmäßigkeit uns hier im Landtag zu streiten, 
ob die Konzerne .aus dem Ruhrgebiet hier unsere 
Staatsjagden pachten oder nicht, halte ich, ehrlich g-e­
sagt, für ifü~rflüssig. Ich •glaube auch nicht, daß Sie 
dazu einen besonderen Wunsch haben, daß das hier 
erörtert wird. Die Forstverwaltung hat ja die Möglich- · 
keit, einen Teil dieses Geldes durch Schußpräm.ien 
hereinzuholen, ohne die Reviere zru ver-pacl1ten~ Viel­
leicht macht sie da.von in .größerem Maße Gebrauch. 
Der andere Antrag, den Herr Kollege Schmidt gestellt 
hatte, der vorhin schon lobend erwähnt worden ist, ist 
dadurch erledigt, daß im Haushalts- und Finanzaus­
schuß für die Aufstockung der Betriebe zugunsten 
einheimischer Landwirte 300 000 DM bewilligt worden. 
sind. 
Nun zu e~em anderen Antrag, der Ihnen heute auch 
von unserer Fraktion vorgelegt worden ist! Auch hier 
bitte ich Sie von ganzem Herzen, diesen Antrag zu 
unterstützen. Im Gegensatz zu unserem Nachbarland 
Hessen leisten wir auf dem Gebiet der Dorfgemein­
schaftsanlagen viel zuwenige, obwohl gerade die klein­
b&uerliche Struktur den Einsatz solcher gemeinschaft­
licher Anlagen in den kleinen und mittleren Dörfern 
verlangt. Wie schnell sind wir alle mit Worten dabei, 
wenn es gilt - seien wir doch einmal ehrlich -, der 
geplagtem Landfra~, die gleichzeitig Hausfrau und 
Mutter und Betriebsgeliilfin oder Stallhelferin sein 
muß, eLl"l Loblied zu' singen. Sehen '\•tir dom ein_tnal 
vor unserem geistigen Auge im Hunsrück und in der 
Eifel die gebückten Frauen, wie sie sich plagen und 
mühen, wie sie neben ihrer Landarbeit auch npch die 
schwere· Hausarbeit verrichten und dazu die Kinder 
groß ziehen! Heute können wir ihnen durch die Be­

·willigung von Mehrbeihilfen für diese Gem einschafts-
einrichtungen helfen. Wir können ihnen dadurch v iel 
Arbeit abnehmen. Ich kann das aus eigener Erfahrung 
sagen, weil ich eine Reihe solcher Anlagen in meinem 
Bezirk habe. Kühlanlagen, Waschanlagen, Mühlen, 
·Schwesternstationen, Kindergärten, Badeeinrichtungen 
- heute allerdings nur in beschränktem Umfange -, 
alles das sind doch nicht etwa Maßnahmen soziali­
stischer Berieselun~ wie es k~zlich in einer Kirchen­
zeitung stand, sondern es sind echte Hilfsmaßnahmen 
für unsere bedrängte Bauersfrau, die doch auch ein 
Recht auf ein zeitgemäßes menschliches Leb_en hatl 

(Lebhafter Beifall bei der SPD!) 
Ich will Ihnen in diesem Zusammenhang sagen, daß 
es doch im Grunde ganz gleich ist, wer die Einrich­
tungen nachher betreut. Es handelt sich um Dörfer 
mit '400 bis 80() Einwohnern, wo man sich gegenseitig 
gut kennt. Wenn die. Räume einmal· stehen, ist das 
alles gleichgültig! Wegen mir und meiner Fraktion 
kann die Raiffeisengenossenschaft die Einrichtungen 
betreuen oder eine Kirchengemeinde oder gar ein Ge­
sangverein, aber geschaffen werden müssen die Dinge 
einmal! 

(Beifall bei der SPD.) 
Wenn in einem solchen Hause ein Raum frei werden 
kann für unsere Bücherei von d~r Landesfachstelle 
oder zur gemeinsamen ~Benutzung der .Tugend, dann 
sehen wir doch darin etWas Positives! Echte und schöne 
Heimstätten für unsere dörfliche Volksbildungseinrich-. 
tung werden so geschaffen. Manche Häuser stehen· 
schon im Land; sie sind individuell nach den örtlichen 

·,-i; 
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Bedürfnissen verschieden, aber alle dienen sie doch 
der Bürgerschaft der Gemeinden zwischen 400 und 1000 
Einwohnern. Lassen Sie uns heute, nachdem in der 
Vergangenheit meist gutgestellte Gemeinden sich diese 
Dinge haben schaffen können, durch die Erhöhung des 
Ansatzes von 250 obG auf 500 000 DM auch den armen 
und kleinen Gemeinden die Möglichkeit geben, sich 
solche Anlagen zu beschaffen. Wenn von der Ver­
pflichtung zur sozia!en Aufrüstung des Dorfes gesp~o­
chen wird, wohlan, meine Damen und Herren, hier 
und heute können Sie sich bleibende Lorbeeren er­
werben l Stimmen Sie zu! 
Wir haben noch einen anderen Antrag heute vorge­
legt. Wir haben beantragt, die Mittel für die Flurbe­
reinigung und Urniegungsbeihilfen von 1,8 auf 3,2 Mil­
lionen DM zu erhöhen, weil wir mittlerweile Kenntnis 
davon erhalten haben, daß es sonst erhebliche Schwie­
rigkeiten machen wird, die volle Bundesbeihilfe, die 
mit dem Grünen Bericht zur Verfügung steht, für uns 
alle auszunutzen. Mein Kollege Beckenbach wird nach­
her noch zur Flurbereinigung im besonderen spre­
chen und darauf zurückkommen. Ich möchte Ihnen 
nur noch eins im voraus d,izu sagen, was wir in der 
Fraktion erarbeitet haben. 
Wir sind der Meinung, daß wir in der Flurbereini­
gung vor allem zwei Ziele anstreben müssen, und zwar 
zunächst, daß den landwirtschaftlichen Familienbe­
trieben Beihilfen zur Flurbereinigung bis zu 66,6 v. H. 
der auf den Betrieb entfallenden Gesamtkosten ge­
geben weroen müssen, d. h. zwei Drittel der Kosten. 
Im Augenblick weI'den gegeben 30 v. H. Bundesbeihilfe 
und 20 v. H. Darlehen, und das Land hat 8 bis 9 v. H„ 
die es aber fast nur für die früher eingelE,liteten Maß­
nahmen einsetzen kann. Darüber wiI'd nachher Kollege 
Beckenbach sprechen. 
Und nun zum zweiten Punkt, den ich noch heraus­
stellen will im Zusammenhang mit dieser Beihilfe­
Erhöhy,ng, und das ist der l;andwirtschaftliche Kleinst­
besitz, dessen Eigentümer durch die Flurbereinigung 
ein direkter wirtschaftlicher Vorteil nicht erwächst; er 
soll von den Kosten für die Teilnehmergemeinschaft 
völlig freigestellt werden. Das ist unseres Erachtens 
möglich. Wir sind nicht so vermessen, in diesen Maß­
nahmen entscheidende Möglichkeiten zur Rettung der 
kleinen Betriebe unserer Heimat zu sehen. Die kann 
nur durch weitere Subventionen, . evtl. durch einen 
Sondermilchpreis für die Klein- und Kleinstbetriebe 
oder durch besondere Investitionen gegeben werden; 
d. h. im Grunde genommen durch die Bezahlung - und 
das ist eine weitgehende Forderung - eines nicht durch 
den eigenen Betrieb gedeckten notwendigen Verdien­
stes, etwa. in Form eines Sonderlohnes für landschafts­
gärtnerische Arbeit. 
Sie wissen genau wie ich, wenn man es auch nicht 
auszusprechen und anzuhören beliebt, daß, wenn solche 
oder ähnliche Lösuri.gen nic.11.t gefunden werden, die 
Aushungerung der kleinen Betriebe und damit der 
stille Betriebsmord unaufhaltsam weitergehen. Nicht 
die wirklich Leidenden haben in den letzten Monaten 
Krakeel gemacht, sondern das waren andere. Aber wir 
haben die Pflicht, den wirklich Leidenden in unserem 
Lande zu hellen. Wo finden wir z. B. - ich greife das 
auf, was Kollege Peters gesagt hat - in unserem Haus­
haltsplan einen Ansatz für die Verlagerung indu­
strieller Betriebe in ausgesprochene Kümmergebiete? 
Wo finden wir eine wirklich aussichtsreiche u~.d sicher 
wirkende Maßnahme zur Verbesserung der Agrar­
struktur und der Lebensbedingungen der Landbevöl­
kerung? 

(Innenminister Dr. Zlm.mer: ~olche Mittel 
stehen bereit!) 

Aus eigener Erfahrung kann ich Ihnen berichten, Herr 
Minister, daß es ?;ieute fast unmöglich ist, .wenn keine 
Flüchtlingsmittel zur Verfügung stehen, die notwen­
digen Kapitalien oder auch nur die Sicherung eines 
solchen Vorhabens zu erreichen. Ich kämpfe seit Jah­
ren um einen kleinen Betrieb, der sich ·in meinen 
Raum verlagern will. 

Nach Auffassung gewisser Beamten muß schon ein 
Pferdmenges oder ein ähnlicher Industriemagnat kom­
men, um Hilfe zu belrommen. Und die haben es 
unserer Ansicht nach gar nicht nötig. Entwicklungs­
fähige kleine und mittlere Betriebe. gehören auf das 
Land, keine Großbetriebe! Man kann die Anilin­
Betriebe mit 50 000 Leuten· nicht aufs Land verlegen, 
aber :aetriebe mit 50 bis zu 100 Arbeitern, die gehören 
aufs Land! Dabei wird sich ein Risiko natürlich nicht 
vermeiden lassen. Es ist dem Beamten, der die Siche­
rung ·und das Geld gibt, sicher schwer, diesem Risiko 
zuzustimmen, das ist ganz klar, aber wo arbeiten wir 
überhaupt ohne Risiko? Welches Risiko liegt z. B. in 
_unserer Agrarpolitik! 

Und nun noch einige Bemerkungen zur sozialen und 
gesellschaftlichen Lage der Menschen, um die wir u~ 
heute mit diesem Haushaltsplan bemühen. Wenn an 
einem Berufsstand deutlich wird, daß er noch recht 
weit entfernt vom sozialen Wohlfahrtsstaat ist, von 
dem die Herrn Kollegen immer so gern reden, dann 
ist dieser Berufsstand der Bauernstand. Ganze Romane 

'an Familienereignissen könnte ich Ihnen aus meiner 
eigenen Praxis erzählen - wie jeder Landpfarrer, Bür­
germeister oder Landarzt weiß -, die alle damit zu­
sammenhängen, daß weder eine Altersvenorgung noch 
eine Krankenversicherung für die Bauern vorhanden 
sind. Wenn ich nur an die unglückseligen Elternrente­
verfahren vor· den Sozialgerichten denke, an denen 
man schon beteiligt war; wo die Menschen versuchen, 
auf diesem Umwege zu einer bescheidenen Altersver­
sorgung zu kommen, aber bei den Sozialgerichten doch 
meistens auf ein krasses Mißverstehen der bäuerlichen 
Situation unserer Heimat stoßen. 

Wenn es heißt, der Mann hat 6 oder 7 Hektar gehabt, 
dann sagt der Sozialrichter: „Ja, dann können die Kin­
der von diesem Ertrag" - von dem im Grünen Bericht 
nachgewiesen ist, daß er zur Ernährung der eigenen Fa­
milie nicht langt - „noch die Alten ernähren". - Insbe­
sondere die Frage der Altersversorgung liegt im Brenn­
punkt unseres Interesses. Nicht nur unendlich viele Not 
wäre bei der Lösung durch erne Pflichtversicherung un­
ter Ausnutzung der der Sozialversicherung zufließenden 
großen Bundesmittel schlagartig zu qeheben, sondern 
auch die Zahl der Kümrnerbetriebe wäre gan:<: erheb­
lich zu verringern. Wir haben 129 000 auslaufende Be­
triebe im Bundesgebiet mit Masse in unseren kleinbäuer­
lichenGebieten, d!ie aufzunehmen wären, damit die Alten 
eine ausreichende Altersversorgung hätten. Diesem Haus 
ist es leider vorbehalten geblieben - ich muß den Vor­
wurf machen -, bereits vor einigen Jahren eine dahinN 
gehende Gesetzesinitiative meiner Freunde mit den 
Stimmen der heutigen Regierungskoalition ab:z:ulehnen. 

Wir waren damals der Ansicht, meine Damen und Her­
ren, daß keine sachliche, sondern eine politische Ent­
scheidung getroffen wurde. Man wollte damals keine 
gemeinsame Interessenebene zwischen Bauern und Ar­
beitern schaffen. Man will den Bauer - auch den Klein­
bauer - davon überzeugen, daß er seine politische Hei­
mat im Mittelstandsblock findet, und deshalb darf er 
nicht sozialvers~chert sein wie der Arbeiter. Wir werden 
aber - und das darf ich Ihnen heute bekanntgeben -
nicht ruhen, bis der Anschluß an eine gesetzliche Sozial­
und Krankenversicherung gesichert ist, damit auch den 
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Kleinbauern ein sicherer und erfreulicher Lebensabend 
beschert wird. 

(Bravo! bei der SPD.) 

D1e Bildungsfragen des flachen L~des sind in den letz­
ten Tagen in diesem Hause schon in ihrer ganzen Be­
deutung angeklungen.' Ich möchte noch einmal darauf 
hinweisen daß sie ein unlösbarer Bestandteil jedes Pla­
nes sein ~üssen, um den Menschen im Dorfe wirklich 
zu' helfen. Das fängt an bei ausreichenden Kindergärten, 
d:ie von überörtlicher Ebene - nicht von der örtlichen; 
wir haben uns beim Jugendwohlfahrtsgesetz darüber 
unterhalten -. getragen werden rpüssen, bei gesunden 
Volksschulen mit Turnhallen, auch auf dem Lande, 
Meine Damen und Herren! Es hat keinen Zweck, wenn 
man den Rekruten' die Hammelbeine langziehen wm, 
weil sie es in der Schule versäumt haben. Und, je weiter 
die Schulen von der Stadt entfernt sind, desto besser 
müssen die Lehrerdienstwohnungen werden; 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
denn nur so können wir bei gleicher Besoldung die gu­
ten Lehrer auf dem Lande halten. 

{Sehr gut! bei der SPD.) 

Die Fragen der landwirtschaftlichen Berufs- und Fach­
schulen und der Erwachsenenbildungseinrichtungen sind 
alle schon besprochen worden; darüber b'rauchen wir 
uns jetzt nicht zu unterhalten. Aber das gehört mit in 
die Erörterung zum Landwirtschaftsetat, weil das näm­
lich eine wesentliche Maßnahme ist, um unseren Leuten 

· auf dem flachen Lande zu helfen. Daß den Genossen­
. schaften Beachtung geschenkt wird, ergibt skh aus eini­
gen Ansätzen des Etats. Wir wollen hoffen, daß sie nicht 
verbeamten und auch zuviel Apparat werden, sondern 
daß sie lebendige Konkurrenz zum Handel bleiben. Es 
wäre in dem Zusaminenhal1g vielleicht darauf hinzu.­
weisen, daß ihnen geholfen wird - mein Kollege Rüb hat 
mir das vorhin noch einmal ins Gedächtnis gerufen -, 
indem die Ausgleichsforderungen mit l Prozent zurück­
gezahlt werden anstatt mit 1/2 Prozent, wie -das bisher 
geschehen ist. 
Aus diesen verschiedenen Teilen meines Vortrages, 
meine Damen und Herren, rundet sich nun ein Bild un­
seres Haushaltes ab, von dem ich leider sagen muß, daß 
es trotz dieser Bemühungen des Haushalts- und Finanz­
ausschusses ieider meist beim Kleckern geblieben ist; 
mit Ausnahme der geglückten gemeinsamen Bemühun­
gen, die zwei Pfennig für die Milch tbc-freier Betriebe 
ein weiteres Jahr zu gewähren - und ich gebe Ihneri. zu, 
das muß weiter verlängert werden -, sind doch im 
Grunde nur einige 50 Töpfchen geschaffen worden, um 
die sich dann ein weiteres Jahr einige Kundige anti­
.chambrierend bei der Behörde bemühen und das her­
;:msholen, was ihnen nun zum ~utzen der ihnen anver­
trauten Bevölkerung im Einzelfall gelingt. Leider hat 
infolge der oben geschilderten Umstellungsschwierigkeit 
ein großer Teil unsei'et Klein- und Kleinstbetriebe gar 
keinen Vorteil von diesem Milchpfennig. Und noch etwas 
darf ich in die'sem Zusammenhang sagen. Warum helfen 
wir eigenitlich unsenen Molkereien rocht, schnfi!ller Anla­
gen zur getrennten Verarbeitung der Milch zu schaffen? 
Ich glaube, das haben Sie schon anigedeutet, Herr Kotllege 
Peters. An vielen Stellen unseres Landes wird teuere 
tbc-freie Milch, für die wir Millionen aufbringen, wie­
der in die andere hineingeschüttet, und der Verbraucher 
bekommt die verschlechterte Milch. Diese"Millionen sind 
in dem Sinne doch unnötig ausgegeben. Man sollte auch 
in den Arbeiterwohngebieten - und das darf vielleicht 
als eine Anregung betrachtet we:rden - die direkte Milch­
abgabe aus tbc-freien Betrieben erleichtern. Dadurch 
wäre manche Einnahmenverbesserung der bäuerlichen 
Betriebe in diesen Gebieten, die ohnehin durch die Ab-

wanderungvonArbeitskräften in die Industrie am stärk-. 
sten gefährdet sind, gewährleistet. · 

(Sehr richtigl bei der SPD.) 

· Abschließend möchte ich noch eine Bemerkung zurri er­
freulichsten Kapitel des vorliegenden Planes, zu dem 
der Forstwirtschaft, machen . .Jedesmal, wenn der Etat 
des Landwirtschaftsministeriums beraten wird - erfreu­
lich deshalb, weil er die meisten _Einnahmen bringt -, 
meine Damen und Herren, damit wir uns nicht .mißver­
stehen -, sollte zu Beginn nicht nur der sarkastische 
Wunsch auf einen möglichst großen Windbruch zwecks 
Haushaltsausgleich stehen, sondern sollte - und damit 
meine ich es jetzt ganz ernst, meine Damen und· 
Herren - offen ein Dank an die preußischen, bay­
rischen und hessischen Forstmänner ausgesprochen 
werden, die vor hundert Jahren und mehr mit unseren 
Vorfahren den gesunden Waldbestand dieses Landes . 
geschaffen haben. Wer einen Gemeindewald verwaltet, 
der kennt die Versuchung, in die Substanz einzugreifen 
und das zu ernten, was Generationen gespart haben; 
und man wird noch nicht einmal im Augenblick dafür 
bestraft. Auch wir als Landtag haben die Pflicht, das 
verbessert an unsere Enkel .weiterzugeben, was uneigen­
nützig einmal für uns angelegt worden ist. Dessen soll-
ten wir uns stets bewußt sein. ~ 

Nun, ich glaube, die letzten Jahre haben - wie jeder­
mann scllen kann, der im Lande 'll.mherkommt - eine 
erfreuliche Verbesserung der Kulturflächen gebracht. 
Viele Wwiden, die uns räuberischerweise geschilagen 
wurden, vernarben allmählicll in jungen Schonungen . 
Um mit diesen Aufgaben ·fertig zu werden, sind aber 
auch Einnaihmen notwendig; deshalb einige Bemer­
kungen zu den Holzpreisen, die ja vorhin Herr Kollege 
Schultz schon einmal hier angedetitet hat. Auf das, 
was He= Kollege Merz: vor einigen Tagen im 
Sinne der Erhar:dschen Wirtschaftspolitik ii!ber die 
überhöhten Holzpreise des vergangenen und vorver­
gangenen Jahres festgestel.lt ihat, kann doch heute fol­
gendes festgestellt werden: Als se1bstverständ'1'ich gilt 
in unserer derzeit herrschenden Wirtschii.ftsfonn die· 
Auffassung, daß ein Partner dem anderen einen markt­
gerechten Preis zahlen muß .. Als se~bstverständlich und 
sittlich gfü daher, daß minaestens die Gestehung.sko­
sten oder der Wiederbeschaffungspreis .gezahlt werden. 
Was aber untereina>nder in ·der kapitalistischen Wirt­
schaftsverfassung .gilt, muß aucli für die Allgemein­
heit, Wirtschaft, Staat und Gemeinde gegenüber gel­
ten. Man kann nicht :immer nur die Defi:l:it-Sozialisie­
rung wollen, urrt die Gewinne in die Taschen wenig.er 
Unternehlmer fließen :zru lassen. Daher muß den Be­
mühungen einiger interessierter Kreise - und ich nenne 
hier die Verbande der iMöbelindustri~ und auch der 
Holzindustrie -, durch Beeinflussung oder öffentliclien 
Meinung die Holzpreise so zu drücken, daß sp~kula­
ti<ve Gewinne mögliCh weroen, energisch entg€lgenge­
treten werden: Wir haben im Rundholz jetzt einen an­
nähernd echten Markt, awreichen<:f bei Bedarf gefüt­
tert mit Importen; es wird nämlich sehr viel-Holz •im­
portiert, Herr Kollege Schultz. Der Preis wird de$alb 
bei einem offenen Markt vom Käufer gebildet. 

(Abg. Hachenberg: Jawohl!) 
Auch wir sind gegen die Preisauswüchse - das hat 
Herr Kollege J;vlerz vor einigen Tagen gesagt -, die in 
den letzten Jahren voi:igekommen sind. Aber an der 
Erhaltung eines Preisgefüges in der jetzigen Höhe -
etwa 220 his 250 Prozent der Meßzahlen - sind wir 
sehr interessiert, da jede Unterschreitung eine kosten­
gerechte jK.alkulation des holzerzeugenden Waldbe­
sitzers gefährdet. Den Forstbeamten und Bürgermei­
stern, die im Interesse der Steuerzahler, me,ine Damen 
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und Herren, den Kopf hingehalten und Preisabspra­
chen der Käufer durch Abbruch der Versteigerung 
verhindert haben, .gebührt daher Dank anstatt Tadel!· 
Abet auch zum Forstetat wären noch einige Wünsdl.e 
an'Z'l.lmelden. Wir m.öchten als dringend notwendig die 
Bereitstellung ausreichender -Zuschußmittel für die 
Umwandlung der noch vorhandenen großen Fläclren 
Laubholzniederwaldes im rJaufe der nächsten Jahre 
beantragen. Es ·handelt sich vor allem um Flächen 
strukturell .armer Steilhanggemeinden, also ländlichen 
Gemeinden, die an unwirts<:haftlichen Steilhängen lie­
gen, und die deshalb mit Lau·bholz bepflanzt sind. 
Diese Lage ist eingetreten infolge der nicht mehr zu 
reparierenden Entwicklung auf dem Ledermarkt, wo 
eben nicht mehr mit Lohrinde - 'llll.d auch in abseh­
barer Zukunft nicht wieder - -gegerbt Wird. Diese Um­
wandlung können die Landgemeinden nicht aus eige­
ner Kraft tragen, weil es sich ja ohnehin um die Ann­
sten der Armen handelt. 

Dann möchte ich auf die vielen immer noch nicht ab­
geschlossenen JEIA-Verfahren hmweisen, aus denen 
unsere Gemeinden immer noch erhebliche Forderun­
gen haben. Vielleicht ka·nn Herr Schäffer diese mit 
den jetzt noch geforderten Besatzungskosten verrech­
nen; da stehen noch, soviel mir bekannt ist, emi.ge 
hunderttausend Mark aus. 

Und nun abschließend, .meine Damen und Herren, darf 
ich Ihnen als Sprecher der parlamentarischen Opposi­
tion in diesem Hause, die ~m Einzelfall hier andere 
Auffassungen demonstriert hat, folgendes erklären: 

I. Wir sehen k einen Grund, allen Bauern einzureden, 
sie seien arme Teufel; · · 

2. Wir sehen aber die zwiiligende Notwendigkeit, den 
rund 75 Prozent unserer Betriebe, denen auch die 
bisher erkennbaren Maßnahmen des Grünen Planes 
keme ausreichende Hilfe zuteil werden lassen vv-er­
den, durch zusätzliche Hilfe des Landes und auch des 
Bundes ein menschenwürdiges Dasein zu gewähren. 

Wir Sozialdemokraten haben immer auf der Seite der 
wirtschaftlich, Schwachen gestanden und ihnen gehol­
fen, den Weg nach oben zu bahnen. Wir werden jetzt 
genauso zu den Bauern unseres Landes stehen, die 
wirtschaftlich schwach geworden sind. Wir sind daher 
gerne bereit, mit Ihnen gemeinsam oder auf eigene 
Verantwortung alle nur möglichen Maßnahmen zu 
treffen, die den -Menschen im kleinbäuerlichen Raum 
unserer Heimat ein wirklich menschenwürdiges Leben 
schaffen können. ~ 

(Beifall des Hauses.) . 

Präsident Wolters: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Billen von der Frak­
tion der CDU. 

Abg. Billen: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen . und 
Herren! Meine Aufgabe sollte heute hier sein, zu den 
derzeitigen wirtschaftHchen und technischen Fragen 
der Landwirtschaft, insbesondere aber zur Tierzucht 
in unserem Lande Rheinland-Pfalz Stellung zu neh­
men. Der Herr Kollege Peters hat die derzeitigen wirt­
schaftspolitischen Fragen besonders herausgestellt, und 
er hat insbesondere auf die Bedeutung des Milchprei­
ses f'ür die Gesamtlage und Rentabilität der Land­
wirtschaft hingewiesen. Es sei nochmals hier ·heraus­
gestellt, daß gerade in dem Lande Rheinland-Pfalz 
mit seinen überwiegend klein- und mittelbäuerlichen 
Betrieben der Tierhaltung und der Tierzucht eine sehr 
große Bedeutung zukommt. Es darf 'festgestellt wer-

den, daß etwa 70 Prozent aller Einnahmen in der 
Landwirtschaft aus der Tierzucht stammen. Eine Preis­
differenz von drei bis vier Pfennig je Kilogramm Milch 
hat eine starke Auswirkung auf die Rentabilität der 
Betriebe. Auf der anderen· Seite smd tedmische Ver­
besserungen und Leistungssteigerungen von gleich 
großer Bedeutung für die Landwirtschaft und damit 
für die gesamte Wirtsch~ft unseres Landes. Bei der 
besonderen Struktur uns.eres Landes ist eine durch­
greifende Förderung der gesamten Tierzucht nur mög­
lich ~urch eine planmäßige Förderung der Vatertier­
haltung. Es darf hier dankbar herausgestellt werden, 
daß mit der vor zwei 1Jahren erstmalig ge'tro!!enen Re­
gelung für die Verteilun,g der Förderungsmittel eine 
:r~te Lösung gefunden ,.l\rurde. Da! gilt auch für die 
Aufteilun~ dieser Mittel auf die einzelnen Tierzucht­
amtsbezirke und Kreise nach Stückzahl. Es wurde be- · 
wußt in den letzten Jahren kein Antrag mehr auf 
Erhöhung dieser Mittel gestellt, um dadurch nicht die 
anderen notwendigen Maßnahmen - insbesondere den 
Hygiene-Pfennig im Rahmen der Tbc-Bekämpfung zu 
schwächen. Diese Mittel kamen auch gerade den 
weniger bemittelten Gemeinden bei der Anschaffung 
gute,r Bullen · zugute. Zweifellos wurde dadurch ins­
gesamt eine Verbesserung der Vatertierhaltung und 
damit der gesamten Tiex:zucht erreicht. 

Ein Problem, das uns in der Tierzucht in den letzten 
Jahren sehr stark beschäftigt hat, ist die Seuchenbe­
kämpfung, d. h. die Schaffung gesunder Tierbestände, 
wobei diese Seuchenbekämpfung sowohl im Interesse 
der Wirtschaftlichkeit unserer landwirtschaftlichen Be­
triebe als auch im Interesse der Volksgesundheit un- · 
seres Landes liegt. Man hat auch heute hier bei den 
Besprechungen immer wjeder gemerkt, wie gerade auf 
diesen Punkt eingegangen worden ist. Man kann heute 
wohl sagen, daß die Tuberkulosebekämpfung hier das­
selbe ist, was seinerzeit die Reblaus in diesem Hohen 
Hause war. 

(Heiterkeit ln:i Hause.) 

Zwec:ks durchgreifenderTuberkulosebekämpfung wurde 
erstmalig vor zwei Jahren der zweite Hygiene-Pfennig 
eingeführt, und man darf heute feststellen, daß gerade 
dieser zweite Pfennig außerordentlich stark gewirkt 
hat. Der Prozentsatz der tuberkulosefreien Betriebe is t 
von 2 v. H . vor drei Jahren heute - wie wir heute 
morgen gehört haben - .auf 30 v. }l. gestiegen. Das ist 
ein Ertolg, an den man vor ein paar Jahren noch nicht 
geglaubt hätte. Allert denen, die an diesem Erfolg so 
intensiv mitgewirkt haben, vor allen Dingen aber un­
seren Bauern draußen, a~er auch der Veterinarverwal­
tung und den praktischen Tierärzten gebührt dafür 
unser besonderer Dank. 

(Beifall bei der CDU.) 

Es muß allerdings festge$tellt werden, daß die Ergeb­
nisse im Lande teilweise noch sebr verschieden sind. 
Eine ganze Reihe von Kreisen ist aus eigener Initia­
tive und unter größten wirtschaftlichen Opfern in der 
Tuberkulosebekämpfung sehr schnell vorangekommen. 
Hier darf. ich vor allen Dingen an den Bezirk Trier, 
wenn es auch mein Helmatbezirk ist, erinnern. Ich 
darf hier darauf aufmerksam machen, daß der Bezirk 
Trier damals nichts von den Mitteln bekommen hat. 
die in lmser Land hereinkamen. Es waren damals die 
Molkereibezirke Giershausen und Rockenhausen, die je 
300 000 DM erhalten und dadurch auch wohl einen 
beachtlichen Erfolg erzielt haben. Aber Sie sehen hier. 
daß es auch zum Teil durch Eigeninitiative zu machen 
ist, wenn die Bauern mitarbeiten. 
Sie haben diese wirtschaftlichen Opfer . aber auch aut 
sich genommen aus Verantwortungsbewußtsein gegen-
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über der Gesundung und der Gesunderbaltung unseres 
Volkes und in der Hoffnung, durch die Anerkennung 
als tuberkulosefreier Bestand' auch weiterhin in den 
Genuß des _doppelten Hygienepfennigs zu kommen. 

Ich möchte deshalb besonders auch im Namen ·der 
Landwirtschaft dem Haushalts- und Finanr.ausschuß 
dafür danken, daß er die Mittel für die Gewährung 
von zwei Pfennigen auch im Rechnungsjahr 1956/57 
bereitstellen will, und möchte Sie alle dringend bitten -
aber ich glaube, das ist nicht mehr nötig -, _diesem 
Vorschlag Ihre ,Zustimmung zu geben. Diese zwei Hy­
gienepfennige sind aber auf der anderen Seite auch 

-notwendig für· diejenigen Kreis~ und Betriebe, denen 
~s noch n'icht möglich war, so schnell vorwärtszukom­
men; für sie soll es in diesem Jahr ein. Ansporn sein, 
wenigstens in diesem Jahr sich von der Tuberkulose 
freizumachen. Mit diesen zwei Pfennigen, die Rhein­
land-Pialz als einzige~ Bundesland zahlt, sind wir uns 
der Verantwortung voll bewußt, die wir der bäuer­
licRen Bevölkerung gegenüber haben. Ich bin - im 
Gegensatz zu der von der FDP und auch von dem 
Herrn Kollegen Dröscher von der SPD vertretenen 
Auffassung - der Meinung oder vielmehr bin ich mir 
noch nicht ganz im klaren darüber, ob es im nächsten 
.Jahr noch mögli<;h sein wird, diese zwei Pfennige zu 
zahlen. Das wird von der Entwicklung des kommen­
den Jahres abhängen. 

'-
(Abg. Dröscher: Wünschenswert wäre das· auf 

jeden Fall!) 

- Wünschenswert ist es unbedingt!. 
Es ist nun · heute morg~n sehr viel gesprochen 
worden von der Ausmerzbeihilfe. Es fing bei der Be­
ratung des Innenministeriums am Morgen an und hat 
sich fortgesetzt bis in die Nachmittagsstunden. Dar..:. 
über kann man geteilter Meinung sein. Der Herr Kol­
lege Dröscher meint, das wäre das Allheilmittel. Ich 
habe darin eine andere Auffassung. Ich bin der Mei­
nung, wenn die Betriebe versuchen, sich aus eigener 
Initiative freizumachen, daß sie also trennen, dann 
kommen wir auf diese Art und Weise billiger und 
besser zum Zuge. Ich kenne die Hinderoisse, die wir 
im Hunsrück haben, und ich kenn.e auch die Bestande 
gerade iri Ihrem Bezil:k, Herr Kollege Dröscher. Ich 
weiß auch, wie schwierig es ist, da zu trennen. Sie 
haben eben selbst gesagt, wie schwer es ist, Ersatz für 
die Tiere zu finden, die abgehen. Die Preisdifferenz 
ist sehr groß, wenn sie auch nicht gerade so groß ist, 
wie Sie es hingestellt haben, es sei denn, daß man die 
besten Tiere bei den Versteigerungen nimmt; dann 
·stimmt ·es. Wenn man aber die mittleren Tiere als 
Maßstab nimmt, dann ist es nicht ganz ·so. Aber sie 
werden sehen, wenn wir. die Ausmerzbeihilferi bedeu­
tend steigern, dann steigen automatisch die Preise für 
die tbc-freien Tier·e; und ich.glaube, daß wir damit den 
Bauern nicht allzuviel nützen. Ich bin der Meinung, 
man sollte die Ausrnerzbeihilien dort einsetz~ wo der 
Bauer nur noch ein Tier hat, und dort den Stall frei­
machen, oder wo wir in einem Dorf noch zwei oder 
drei Tiere haben. Dort sollte diese Beihilfe eingesetzt 
werden, um damit freie Betriebe und freie Dörfer zu 
schaffen. Au{ diese Art und Weise würden wir besser 
und schneller zum Zuge kommen. 

(Sehr richtig! und Beüall bei der CDU.) 
Wir werden damit aber auch erreichen, daß wir tuber­
kulosefreie Inseln schaffen, und damit können wir -
was auch Sie vorgeschlagen haben - unserer Bevölke­
rung eine be.ssere Milch anbieten. 

Leider läuft die Bekämpfung di;?s seuchenhaften Ver­
kalbens beim Rindvieh - Bazillus Bang - noch nicht 
so ~ t und planmäßig, wie. wir das· von der 'l)lber-

.,. 

kulosebekämpfung sagen können. Das liegt sicherlich 
zum TeU daran, daß hier noch kein so klares System 
der Bang-Bekämpfung gefunden wurde. Trotzdem müs-­
sen wir auch hier unter allen Umständen vorwärts-. -
kommen. Es wäre gut, wenn die Veterinärverwaltung 
und die wissenschaftlichen Institute uns ein Verfahren 
an die Hand geben würden, um dadu:::ch zum . minde­
sten ers~ einmal den Stand der Verseuchung festzu­
stellen:. Eines steht fest: Auch in der Bang-Bekämpfung' 
werden wir nicht weiterkommen, wenn sie nicht · 
generell in allen Betrieben in Angriff genommen wird. 
Gute Dienste könnte uns schon die Einführung der 
sogenannten -Abortus-Ringprobe bei den Molkereien 
leisten, ein Verfahren, das auch Professor Hess in der 
Sclrweiz iin setn.e.i.:,_ Bekärr.i.pf*l.lr~splan eingebaut hat· 
und mit dem er nacl1. seinen Veröffentlichungen große 
Erfolge erzielt hat. Diese Ringprobe besteht darin, daß ' 
aus der bei der Molkerei angelieferten Mikh ·Proben 
entnommen und auf Bangbazillen hin uotersucht wer-

-den. Wenn Bazillen festgestellt werden, dann werden 
in den betreffenden Betrieben Blutp.coben gemacht. 
Allgemeine Blutproben durchzuführen, wäre zu teuer 
und im Moment auch noch nicht durchführbar. 

(Vizepräsident BÖgler übernimmt den Vorsitz.) 

Wenn dies~ Ringprobe auch keine ,hundertprozentige 
Sicherheit gibt, so wäre sie c1och zu empfehlen, weil 
sie _mit verhältnismäßig gerlngen Mitteln durchzu"." 
führen wäre und uns zuni mindesten zunächst einmal 
einen annähernden überblick über den .Stand der Ver­
seuchung geben würde. Erst dann werden wir - genau 
wie bei der Tuberkulosebekämpfung - zu einer gene­
rellen Bekämpfung auch des Bazillus Bang' kommen 
können. . . 

~ . ·-

·-
·--

Im Rahmen der Seucllenbekämpufng ist besonders -die 
Landesverordnung des Herrn Innenministers zu !be­
grüßen~ die die Bestim.mun.g enthält, daß von einem -~ ·· ·· 
beStimmten Zeitpunkt ab - ich erinnere mich im Mo-
ment ~nicht m~ genau a·n diesen Zeitpunkt~ aber ich · · 
glaube, er wird in Kürze, sein, es handelt sich um die 
Landesirerordnung über die Einführung von Tieren 
nach Rheinland-.Pfalz - n'ur noch · tbc- und bangfreie 
Tiere nach Rhehlland-Pfalz eingeführt -werden dürfen -· 
und alle Tiere ein entsprechendes Gesundheitsattest 
mitführen müs•sen. Es wäre nicht zu verantworten, 
wenn wir auf der einen Seite· erhebliche Landesmittel_ 
für die Gestindung unserer Bestände ausgeben und auf. 
der anderen Seite zulassen wµrden, diaß noch immer 
zahlreiche Tiere nach Rheinland-Pfalz eingeführt wer..: 
den, über deren Gesundheitszustand überhaupt niclits 
bekannt ist oderder zum mindesren stark angezw:eifelt 
w-el1den müßte. . 

(Sehr richtig! Zurufe des Hauses.) · 

Neben der Ausmerzbeihilfe hat eine große iBedeutung -
a:uch die Schaiffung von hellen, l uitigen J'ungviehiauf­
ställen,. die vom Kuhstall im Luftraum vollkommen 
getrennt sind. Wir haiben hier einen Antrag der SPD 
auf Erhöhung dieser Mittel vorliegen. Über diese Not­
werudigkeit brauchen wir uns nicht .zu unterhalten. 1-ch 
sehe das am. besten im Bezirk Trier. Wir hä:ben hier 
aus dem Sanierungsprogramrm gewisse Mittel zur Ver­
fii.,,"'Ung. Es weriden Beträge ziwi-schen 200 und 400 DM 
gegeben, die an für sich -sehr gut wirken. Wir von der 
FraktioI). der _ ODU haben aber auf dem Standpunkt 
gestanden, in diesem .Jahr vor allen Dingen im Rah­
men der Tbc-Bekämpfung noch eirunal den :;!:Weiten 
Hygienepfennig zu,_·.gewähren. Unsere Mittel sind ja 
letzten Endes begrenzt, und ich bin der Meinung, man 
sollte hier scl>.werpun:ktmäßi>g vorgehen. Wir standen 
auf dem Standi>\inikt, daß die Gewährung dieser zwei 

' .·· 
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Pfennige richtig sei. Wenn es uns aber nicht mehr 
mö~ich wäre, diese 2wei Pfennige auszuzahlen, dann 
bin ich der Meinung, sollten wir diese Mittel zum 
Bau von Jungviehställen und überhaupt zur Verbesse­
rung der Stallverhältnisse insgesamt einsetzen. 

Auf dem Gebiete der Schweinehalbung und der Schwei­
nezucht sei besonders auf die für die MastleistUil'gsprü­
fung aufzuiwendenden Mittel verwi~en. Leider sind die 
Mastleistungsprüfungen durch den Krieg und eile Nach­
kriegszeit unterbrochen worden. Nur mit Hilfe dieser 
Mastleistungsprüfungen wird es auf die Dauer gelin­
gen, auf züchterischer Grundlage da-s Futterverwer­
tungsvermögen und das Fleisch-Fett-Verhälhüs unse­
rer Schweine .z-..i. verbessern, um da."nit zugleic..'fi der 
Geschmacksrichtung unserer Konsumenten entgegen-

' zUJkomme;n. Wir wollen hoffen, daß diese Unterlagen 
in leicht lesbarer Form den Interessenten - vor allen 
Dingen den Eberkäufern· - zur Verfügung g,estellt wer­
den: 

Zu der Pferdehaltung und Pferdezucht darf gesagt 
werden, daß trotz einer geringen Zunahme der Stu­
tenbededrung im letzten Jahr die Überalterung der 
Pferdebestände gewaltig fortgeschritten ist. Trotz aller 
Mechanisierung und Motorisierung kommen wir bei 
schwierigen ·Bodenverhältnissen ohne Pferde in -O.er 
Landwirtschaft nicht aus. Es wird daiher gut sein, 
wenn wir auch die Pferdezucht weiterhin fördern. 

Ein ganz kurzes Wort zur Bedeutung der Bienenzucht. 
Sie ist nicht nur wertvoll durch die Erzeugung des 
für die Volksgesundheit so wichtigen Honigs, sondern 
auf der ;anderen Seite sind <lie Bienen als Pollenttä­
ger in der Befruchtung :fiür den Obstbau von .größter 
Bedeutung. Da es sich in der Bienenzucht um Spezial­
maß.nahmen und Spezialkenntpisse handelt, ist es zu 
begrüßen, daß für die einzige bei uns im Lande be­
findliche Imkerschule in Mayen die notwendigen Mit­
tel für die personellen Unkosten zur Verfügung ge­
stellt word~n sind. 

Im Raihmen der wirtschaftspolitischen Maßnahmen, 
<lie von der Bun<lesregierung geplant sind und <lie der 
Herr Kollege Peters vorhin schon· bes:prochen hat, 
möchte auch ich nochmals ganz kurz auf die Verbilli­
gung des Dieselkraftstoffes zu sprechen kommen, und 
zwar auf Grun<l der Erfahrungen in der Praxis. Die 
Mittel stammen zwar vom Bund; sie werden aber von 
den einzelnen Ländern verplant, wobei ich annehme, 
daß es sich um einen festen Betrag handelt, der vom 
Land auf die Zahl der Schlepper zu verteilen ist. Es 
muß gesagt werden, daß die •bisherige Verteilung der 
Verbilligungsmittel für den Dieselkraftstoff nicht zur 
Zufriedenheit unserer Bauern und Landwirte erfolgt 
ist. Das Verfahren ist zll kompliziert. · Die Landwirt~ 
schaftsschul.en, die die Verteilung vornehmen, haben 
sehr viel Arbe it damit. Es mü.ßte versuc...tit v~.rerdent 
eine obj·ektive Kontingentierung des wirklich benötig­
ten Brennstoffes entsprechend der Größe der Betriebe, 
der Intensität der Bewirtschaftung :rowie des Acker­
Grünland-Verhältnisses zu erreichen. Tatsächlich hat 
die Landwirtschaft bisher nicht die Verbilligungs­
mittel des Dieselkraftstoffes in dem Umfang bekom­
men, wie das in der Presse ·immer wieder bekannt­
gegeben wurde. 

Es muß versucht werden, künftig zu einer besseren Ver­
teilung zu kommen. Ich möchte dem Wunsche Ausdruck 
geben, daß die Aufschlüsselung der Verbilligungsmi~tel 
so erfolgt, daß die in der Presse und in den übrigen 
Veröffentlichungen genannte Verbilligung tatsächlich 
eintritt und die Betriebe den benötigten Brennstoff zu 
dem verbilllgten Preis bekommen. 

~- ·---·-----

Gestatten Sie mir nun noch einige Worte zur Wasser­
versorgung und Abwasserbeseitigung, ein Thema, das 
bisher noch nkht erwähnt worden ist, das ich aber 
als eines der wichtigsten Gebiete des Landwirtscha!ts­
etats ansehe. Zunächst dürfen wir wohl feststellen, daß 
in den letzten Jahren auf diesem' Gebiet beachtliche Er­
folge erzielt worden sind. Wir begrüßen hier vor allen 
Dingen auch die geplanten Erhöhungen der Ansätze. 
Leider ist es aber nicht möglich, die Rückstände in we­
nigen Jahren aufzuholen, zumal nach dem Kriege in fast 
allen Landgemeinden die Abwasserbeseitigung, die eben­
so wichtig ist wie die Wasserversorgung, dazu kam. Ich 
bin aber der Meinung, daß die zentrale Wasserversor­
gung im allgemeinen den Vorrang haben muß. In den 
Gemeinden ohne ·wasserversorgung sind diese Projekte 
bisher überwiegend wegen Mangels an Mitteln geschei­
tert. Wir sind der Meinung, daß man die Bezuschussi.ing 
bei den änneren Gemeinden noch mehr auf den Einzel­
fall abstellen muß. Unser Ziel muß sein, daß wir in eini­
gen Jahren - genau-oo, wie es bei der Em!rgieversorgung 
der Fall ist - keine Gemeinde mehr haben, die nicht über 
eine richtige Wasserleitung und über eine Abwasserbe­
seitigung verfügt. Das gilt vor allen Dingen im Hinblick 

· auf die Seuchenbekämpfung, auf den Mangel an Ar­
beitsk.räften auf dem Lande und nicht zuletzt mit Rück­
sicht auf die stark überlastete Bauersfrau. 

Der Herr Kollege Peters hat vorhin das wichtige Kapitel 
der Umlegung und Zusammenlegung behandelt. Er hat 
dabei besonders den Standpunkt vertreten, daß wir an 
der Schaffung neuer Kulturämter nicht vorbeikommen. 
Er hat dabei auch meinen Heimatkreis Bitburg genannt. 
Ohne nun pro d6mo zu sprechen, werden. Sie mir gestat­
ten, in einigen Worten dazu Stellung zu nehmen. Bitburg 
wird zur Zeit von den Kulturämtern Trier und Prüm 
bearbeitet. Trier ist im Zuge der Weinbergsumlegung -
da spricht das Wiederaufbaugesetz mit - .sehr stark be­
lastet und kann sich aus diesem Grunde der landwirt­
schaftlichen Umlegung nicht in genügendem Maße wid­
men . . In weiten Teilen des Kreises Bitburg. sind die 
Westwallschädei;i noch nicht beseitigt. Ich bin der Mei­
nung, daß eine befriectigende Lösung nur i.m Rahmen 
einer Zusammenlegung möglich. ist. 

Noch ein Wort zum Fachpersonal. Es ist bereits von dem 
Herrn Kollegen Müller erwähnt worden. Man sollte -
und hier gehe ich mit dem Herrn Kollegen Müller einig 
- bei der Kulturverwaltung dazu übergehen, mehr Lehr­
linge einzustellen. Ein Beispiel dazu. Der :frühere Leiter 
des Kulturamtes in Simmern, der jetzige Landrat in 
Prüm, Dr. Leidinger, hat in den Jahren 1937/38 rund 30 
Lehrlinge eingestellt, die heute einen besten Stamm dar­
stellen. Ich bin der Meinung, man sollte auch in Zukunft 
dazu übergehen, auf diesem .Gebiete mehr zu tun. 

Zu der Bezuschussung und Zinsverbilligung wäre noch 
zu sagen, daß man - genau wie bei den Wasserleitungen 
- mehr auf den Einzelfall abstelien sollte. Man kann das 
niCht so generell regeln. 

Es sind sodann in den Ausführungen des Herr11 Kolle­
gen Dröscher noch verschiedene Gesichtspunkte heraus­
gestellt worden. Er hat u. a. dara,uf hingewiesen, daß der 
Kleinlandwirt und in den Höhengebieten der Landwirt 
überhaupt nicht in dem Maße an dem Grünen Plan teil­
nimmt,' wie es ihm eigentlich zukomme. Darin liegt 
etwas Wahres. 

(Abg. DrösCher: Sehr viel1) 
Ich bin auch der Meinung, daß der kleine Betrieb hier 
nicht ganz so zum Zuge kommt wie der mittlere und der 
größere Betrieb. Aber, Herr Kollege Dröscher, es ist 
doch so, daß die Sache sehr schwer zu machen ist. Es ist 
auch sehr schwer, die Sache auf den einzelnen Betrieb 
abzustellen. Gehen wir einmal die einzelnen Maßriah-
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men durch. Zunächst einmal das Programm von Lübke 
betr. Um1egun,g und Zu9ammenlegung, das doch von . uns 
allen bejaht wird Gerade darin selle ich für den kleinen 
Lanl'.lwirt den größten Erfolg. Dann ein zweites: Die 
Milch. Ich bin der Meinung, daß die Milchpreiserhöhung 
dem kleinen Landwirt mehr zugute kommt als dem'. 
großen. 
Es ist bei aen Kleinlandwirten doch so, daß die Vieh­
haltung stärker ist als der Ackerbau. Di.e Milchpreis­
erhöhung" wird sich deshalb bei dem Kleinpauern bes­
ser auswirken. 
Bei der Kunstdüngerverbilligung ist es so, daß selbst­
verständlich der größere Betrieb besser abschneidet. 
Aber' jnsgesamt gesehen bin ich doch der Meinune:. 
daß der Grüne Plan auch für uns in den. Höhengebi;: 

· ten einen gewissen Erfolg bringt. 
{Abg. Dröscher: Das ist nicht bestritten!) 

Zum Schlusse darf ich das. Hohe Haus und das Mi.ai­
sterium bitten, wie es bisher der Fall war, auch in 
Zukunft vor allen Dingen der Tierzucht und der Tier­
haltung ihre besondere Unterstützung zuteil werden 
zu lassen. 

(Beifal~ im Hause.) 

Vizepräsident _Bögter: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Wolf von der 
Fraktion der CDU. 

Abg. Dr. Wolf: 

Herr.Präsident[ Meine Damen und Herren! Rheinland­
Pfalz, das klassische Weinland der Bundesrepublik, das 
70 v. H. der gesamten deutschen Weinberge in seinen 
Grenzen schließt und 80 v. H. der Weinernte in seinen . 
Kellern birgt, gewährt mit seinem Wein 700 000 Men­
schen, wenn man die Vielzahl der· Beschäftigten der 
Zubringerindustrie des Weinbaues zu den Winzern 
und Winzerinnen rechnet, mit Arbeit und Brot das 
heißt nichts anderes; Im Durchschnitt dankt jeder 
fünfte Bürger. in Rheinland-Pfalz direkt oder in-
direkt Leben und Existenz dem Wein. · 
Sozialpolitisch aber ist es von nicht zu unterschätzen­
der Bedeutung, daß von unseren 42 000 ha Reben nicht 
einige hundert oder tausend Großgrundbesitzer leben 
sondern die Reben mehreren hunderttausend Winzer~ 
und Winzerinnen auf kleiner und kleinster Besitz­
fläche Existenz und Unterhalt gewähren. Das ist Grund 
genug, daß map bei dieser Interessenverflechtung wei­
tester Volksschichten mit dem Wein auch im Parla­
ment der Lage des Weinbaues sein besonderes Inter-

. esse entgegenbringt. Polarwinter und Reblaus waren 
immer schon die erbittertsten Feinde des Winzers und 
haben seinen. Rebkulturen die schlimmsten Schäden 
zugefügt. 

Was haben wir dieses Jahr von den Frostschäden zu 
halten? Unsere Wein- und Landwrrtschaftsscb.ulen 
meldeten zunächst auf Grund zahlreicher Untersuchun­
gel?- d~r Rebaugen 40-, 50-, 80- oder lOOprozentige 
Schäden. Die tieferen Lagen wurden schwerer betrof­
fen als die höher gelegenen Gebiete, die geschnittenen 
Weinberge vernichtender als die ungeschnittenen. Die 
w.eichen Rebsorten, wie Portugieser, Müller- Thurgau, 
Silvaner zum Beispiel, sind den Frosteinwirkungen 
fast bis zur Verniclltung erlegen, während die harten 
Rebsorten, wie Riesling, Weißburgunder, Traminer 
der grimmigen Kälte stärksten Widerstand entgegen~ 
setzten„ So meldet die Mosel, wo 'der Riesling domi­
niert, wenig oder gar keihe Schäden. 

('Widerspruch im Hause.) 

Pfalz und Rheinhessen dagegen, die Hauptgebiete des 
Silvaner und des Müller-Thurgau, wissen vor Schä­
den nicht ein noch aus. Der Weinbau- und Weinwirl­
schaftsausschuß erkiärt sich zu Hilfsmaßnahmen eui­
stimmig bereit, wenn gemäß dem gemeinsamen Antrag 
der drei FJ:aktionen die Regierung einen klaren Be­
richt über da.S. Ausmaß der Schäden geben .kann. In 
einem Nachtragshaushalt, der schon der Maßnahmen 
des Grünen Berichts wegen nicht ausbleiben kann, sol­
len auch Frostschäden, die. an die Existenzgefährdung 
herangehe~ im Rahmen des Möglichen ausgeglichen 
werden. Aber, sagen wir es gleich: Machen wir uns . 
nicht auf zu geringe· Schäden gefaßt. Die Wiederauf­
baukasse zum Beispiel hat nach · klarer Rechnungs­
leg"..:.ngt von der auch dem \ 1teinbau- und \-r.lein-wirt­
schaftsausschuß Ki:!nntnis ' gegeben wurde, mit einem 
Betrag von 80.0 000 DM für Frostschäden einspringen 
müssen. Wohl werden aus den Reserven der Kasse die. 
Schäden zunächst abged~t. Aber Sache des Staates 
ble~bt es, der Wiederaufbaukasse da.S Rückgrat zu 
stärken. Mit einer Verdoppelung der bisher gewähr- . 
ten Kredite zur übel"brückung der Krisenzeit in dem 
Nachtragshaushalt muß deshalb gerechnet werden. 
.,A.ngesichts dieser Tatsache fragt man sich, wäre es 
da nicht besser gewesen, wenn wir im Parlament schon 
1950 bei unseren· Beratungen über Hilfsmaßnahmen 
den Winzern einen Katastrophenfonds zugebilligt hät- · 
ten. Mit einer Abgabe von l Pfennig pro Liter der 
Jahresweinernte hätte man bis heute in einer solchen 
Zwangssparkasse Millionembeträge ansammeln können 
mit denen der Berufsstand aus eigener Kraft, ohne cien'. 
Staat in Anspruch zu nehmen, die ganze Frostkalami­
tät zufri~enstelLend hätte bereini.gen können. 

Es ergeht deshalb erneut an das Landwirtschaftsmi.DJ­
sterium die Bitte, zu einem solchen Hilfsfonds mit 
1-Pfenn.ig-Abgiabe pro Liter der jährlichen. Weinernte ' 
den Winzern in Bälde zu verhelfen, wobei die Hälfte 
dieses Weinpfennigs zur Reservebildung· für außer­
gewöhnlidi.e Notfälle des Weinbaues, die andere Hälfte 
zur Schaffung einer schlagkräftigen Weinwerbung die-
nen könnte. · 
Eine starke Weinwerbung ist um so mehr vonnöten, 
wo wir uns einerseits gegen die steigende Einfuhr der 
Auslandsweine immer mehr zu wehren haben, anderer­
seits zur Steigerung der deutschen Weinernte, die die 
Umstellung auf ertragsreiche Rebsorten mit sich bringt 
uns zwingt, dem Wein neue Freunde zu gewinnen. Ei~ 
Bundesgesetz für Weinwerbung scheint trotz einer 
Gesetzesv'Qrlage noch in weiter Ferne. zu , stehen da 
wir in einer Weinwerbung mit dem Importhandel dem 
erbittertsten Gegner der Winzer, wie .dies das B~des­
g:setz vorsieht, keine erfolgversprechende Werb.ung 
fur deutschen Wein erblicken können. Wo aber das 
Bundesgesetz ausbleibt, muß ein .Landesgesetz die 
Lücke schließen. Die Schaffung des Hauses des Deut­
schen V!eines in unserer La..."'1.deshauptstadt, deren Pläne 
bereits genehmigt sind, mag für die deutsche Wein­
w:erbung ein gutes ·Omen sein. 

Als einen zuverlässigen Freund des Kleinwinzers für 
den Absatz seiner Weine hat sich die Genossenschaft 
glänzend bewährt. Denn durch den Zusammenschluß 
kl~iner und kleinster Betriebe auf dem We~e der 
Selbsthilfe in der G:enossenschaft wurde der großen 
Winzernot, die ehedem das Wort kennzeichnete: Viel 
'W_ein gab's, doch wenig Brot", wesentlich gest~~ert. 
Nicht nur die Notverkäufe im Herbst durch Winzer 
ohne Faß und Bütt', die sich immer preisdrückend für 

• die Herbstgeschäfte auswirken müssen, wurden weit­
gehend unterbunden. Nein, die genossenschaftlichen 
Einkelterungen der kleinen Winzerweine und ihi: 
pfleglicher Ausbau nach neuzeitlichen kellerwirtschaft-
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liehen Grundsätzen hatte eine weitgehende Qualitäts­
steigerung der Weine zur Folge. Je stärker unsere Ge­
nossenschaften sind, um so weniger ist Raum frei für 
eine Baisse-Spekulation. In Württemberg und Baden, 
wo die ,Winzergenossenschaften dank des honen Stan­
des ihrer Mitglieder über einen beher.i:schenden Teil 
der jährlich anfallenden Weinernte verfügen, kommt 
keine Preisbildung zustande, zu der nicht die Genos­
senschaften ihr entscheidendes „Ja" gesagt haben. Auch 
in der Pfalz erkennt man immer mehr den Wert einer 
guten Winzergenossenschaft. Erst in den letzten Wo-

- chen wurden dort drei große Gebietsgenossenschaften 
der Ober-, Mittel- und Unterbaardt für das Konsum­
und Qualitätsweinbaugebiet ins Leben gerufen, deren 
Wirkungskreise sich über Dutzende von Weinbauge­
meinden erstrecken. 

An das Landwirtschaftsministerium haben wir deshalb 
die Bitte, den Ausbau der Winzergenossenschaften in 
allen Weinbaugebieten mit allen Mitteln zu fördern. 
Die Genossenschaften müssen als starke Regulatoren 
der Preisbildung angesprochen werden. Sie helfen mit, 
eine Stabilisierung der Weinpreise in die Wege zu 
leiten, an der Erzeuger und Verbraucher ein gleich 
großes Interesse haben. 

Was uns sonst noch im Weinbau Sorge macht und uns 
drängt, dem Landwirtschaftsministerium zu wissen zu 
tun, ist der Personalmangel bei unseren Kulturämtern, 
wie das vielfach meine Vorredner schon betont haben. 
Der Mangel an Fachkräften bei den· Kulturämtern ist 
nachgerade in der Pfalz so stark geworden, daß die 
ganze Flurbereinigung dort ins Stacken zu kommen 
droht. Flurbereinigungswillige Gemeinden müssen 
heute für die Ausführung der Arbeiten auf Jahre hin- · 
aus ver...röstet w·erden. ,.Xlenn dieses Schnec..ltenternpo 
in der Umlegung der Weinbergsflächen beibehalten 
wird, dann kommen die Vorteile einer Rationalisierung 
und damit einer rechtzeitigen Verbilligung- der Produk­
tionskosten unseren Winzern viel zll spät zugut, und 
der Zweck der Wiederaufbaukasse wird für die pfäl­
zischen Winzer weitestgehend illusorisch gemacht. Eine 
personelle Verstärkung der Kulturämter ist ,deshalb 
eine absolute Notwendi,gkeit, ebenso wie der Einstel­
lung jüngerer Fachkräfte größte Aufmerksamkeit ge­
schenkt werden muß. Auch eine bessere Aufstiegs„ 
möglichke.it der Beamten muß hier geschaffen werden, 
um zu verhüten, daß immer wieder die besten Kräfte 
nach der Industrie abwandern. 

Nun noch ein Wort z~r Anbaube~enzimg der Reb­
fJäche. Sie liegt vor allem im Interesse der vom Wein­
bau lebenden Weinbaugemeinden und der Qualitäts­
sicherung der deutschen Weine. Schwierigkeiten in der 
Durchführung der gesetzlichen Bestimmungen sind nur 
dort aufgetreten, wo die zuständigen Landratsämter 
es an der nötigen Aufsichtspflicht haben fehlen lassen. 
Hier die säumigen Amtsvorsteher zur Pflichterfüllung 
aufzurufen, dürfte eine dankbare Aufgabe für unser 
Innenministerium sein. Wir bitten, den so lange in 
Aussicht gestellten neuen Anbiluerlaß des Lanc;iwirt­
schaftsministers und des Innenminlste~·s baldmöglichst 
erscheinen zu lassen, damit Verschlimme1·ungen in der 
Anbaubegrenzung zum Schaden der gutwilligen Winze;· 
in jeder Weise verhütet werden. 

Nun noch einige Wünsche des Weinbaues auf Bundes­
ebene, sowei~ sich die Bundespolitik durch den Bun­
desrat überhaupt beeinflussen läßt. Gerade der Erfolg, 
der dem Weinbau in den letzten Wochen bei der Be­
handlung des griechischen Handelsvertrages durch den 
energischen Einsatz uns€rer Landesr~gie1·ung im Bun­
desrat erkämpft wurde, bestä~gt uns, daß die Vertre-

tung der Winzcrinteressen im Bundesrat in besten 
Händen liegt. 

(Beifall bei den Regiertingsparteien.) 

Ich darf mich hier den an~rkennenden Worten, die 
H err Dr. Boden am Montag gebrauchte, an~chließen, 
und Herrn Minlisterpräsidenoten Dr. Altmeier und Herrn 
Innenminister Dr. Zimmer für ihre verdienstvollen, 
weinkt.m:digen und fachkundigen Bemühungen um den 
Weinbau den 'herzlichen Dank der gesamten Winzer­
schaft aussprechen. · 

(Erneuter Beifall bei den Regierungsparteien,) 

Wäre Griechenland die Einfuhr seiner Weine ohne PrU­
fung durch die deutsche Weinkontrolle genehmiii:t wor­
den, au! Gruµd der Meistbestimmungsk.lausel, hätten 
die großen Weinimportländer Frankreich, Italien, Spa­
nien von demselben Rechte in kürzester Zeit Gebrauch 
machen können, und der Überschwemmung d es deut­
scl'l.en Marktes mit billigen, mindei:wertigen, nicht kon­
trollierten Weinen wäre Tür und Tor geöffnet gewesen. 

(Sehr richtig! im Hause.) 

Ein unerträglicher Preisdruck ~uf unsere Winzerweine 
hätte die schlimme Folge sein müssen. Es muß deshalb, 
vor allem auch in den kommenden Handelsverträgen, 
immer wieder darauf gedrungen werden, daß alles, was 
als ausländischer Wein über die deutsche Grenze rollt, 
genau denselben weingesetzlichen Bestimmungen un­
terworfen wird, wie unsere einheimischen Erzeugnis.se. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Das fordert die Gerechtigkeit für unsere Winzer. . 

Weiterhin ist im Bundestag und im Bundesrat das Au­
genmerk darauf zu richten, daß die erfrorenen Wein-' 
berge nic...'1.t ztL-n ... ,,.~nlaß genommen '-"..'erdent die beste­
henden Einfuhrbeschränkungen zu loc-kern, und den 
deutschen Markt um so stärker mit billigen Auslands­
weinen zu überschwemmen, je kleiner die deutsche 
Weinernte 1956 auszufallen droht. 

Jeder weiteren Liberalisierung der Weineinfuhr muß 
schärfstens Widerstand entgegengesetzt werden. Eine 
Ausweitung der Einfuhrkontigente is~ nach wie vor 
abzulehnen. Am besteh~nden Zollschutz darf in naher 
und ferner Zukunft - auch im Zeichen der Agrarunion -
nicht gerüttelt . werden. Als Grundsatz in der Außen­
politik des Weines wegen hat zu gelten: Dem deut­
schen Wein muß unter allen Umständen d ie Priorität 
au! dem Innenmarkt gewahrt bleiben, und· zwar zu 
einem Preis, der der deutschen Winzerfamilie Existenz 
und Lebensunterhalt auch in einem kommenden ge­
meinsamen europäischen Markt zu siche1·n weiß. 

Meine Damen und Herren! Wfr dürfen es als eine 
günstige Fügung betrachten, daß gerade im Augen­
blick unserer Not d er Landwirtschaft •.md damit auch 
dem Weinbau die „große Hilfe" aus dem vom Bundes­
tag einstimnlig genehmigten ,;'Grünen Bericht" zuteil 
geworden ist und unseren Winzerbetrieben damit zu­
nächst, ohne weiteren Möglichkeiten nachzuspüren, die 
Befreiung von der Umsatzsteuer, die Ver~ünsti:gung beim 
Bezug vcn Diesel-Kraftstoff und die zwanzigprozentige 
Verbilligung .beim Kunstdüngerbezug zu.gute kommen. 
Verg(lnsti-gun·gen, die zweifellos dem Winzer den 
schweren Existenzkamp! erleichtern werden. 

Überprüfen wir die augenblickliche Lage, so dü den 
wir e.rwarten, daß es dem Zusammenwirken von Pri­
vatinitiative und. einer umfassenden Sorge unseres 
Staates, dessen Regierung und Parlament sich immer 
als agrarfreundllch erwiesen haben u nd dem Weinbau 
stets .bewährte Helfer gewesen sind, gelingen wird, die 
Schwere der Kälte-Katastrophe zu mildern, der Win-
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zer Herz mit neuem Mut zu erfüllen, ·thre Lebens- j 
und Schaffensfreude aufs neue zu wecken, auf daß sie• .

1 
mutig und unverdrossen zur Arbeit stehen, dem alten 
Worte vertra'ijend: Hili dir selbst, so hilft dir GQtt l 

~Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vi!zepräsident Bögler: 

Ich erteile n'llilm$r das Wort Herrn Abgeordneten 
Kern von der Fraktion der FDP. 

Abg. Kern: 

Im übrigen möchte ich folgendes s~gen: Ich habe mich.; 
zwar auch gemeldet,, um aus Anl~ß der Etatberatungen 
einen kleinen Beitrag zu leisten, aber ich habe mir in 
diesem Jahr meine Aufgabe anders g~stellt. Ich wollte 
mich.einmal speziellffiit unseren Einrichtungen auf dem 
Gebiete der. Sonderkulturen, wie Obst-, Gemüse-, Gar:. 
tenbau, den Landesanstalflen: und dem Larudespflaruz.en-·. 
schutzanit usw., beschäftigen. Ich wollte prüfen, ob hier · :· '~ 
ef:'h'.as zu verbilligen und zu. verbessern ist und ob man 

. '~· ·• ·~ 
~ 

~ --.:.'-: 

durch eine andere Einteilung vielleicht Kosten sparen 
kann. 
ltjl habe in Verfolg dieses Gedankens drei Landesan-· 
stalten besucht. Ich habe das Landespflanzenschu);2:amt 
und das Gerätelager in Bad Kreuznach besucht. Ich. Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Heute früh 

stieß ich· dur91 Zufall in einer Drucksache, in einer 
sogenanten Werbehilfe meines .eigenen Be!!iebes auf 
eine Formulierung, die mjr für den heutigen Tag wie 
gerufen kam. Diese Formulierung möchte ich '.r.hnen 
nicht vorenthalten. Sie lautet: 

J " wVllte.in objektiver VVeise berichten kö.n~ten auf Grund 

l 
von eigenen Eindrücken. Was .die Landesanstalten be-

' 

Das Zusammenwirken von· Bailll'\. und Laubfu.11, 
Erde, Biene, Vogel, Wjµd und . Wolke, Sonne und 
Regen, Mensch und Getier in der Freiheit wie auch 
in Haus und Hof macht erst die immer lebendige, 
reiche und schöne, fruchtbare Welt. 

kh gestatte mir, diese F<lrmulierung an Stelle einer 
von mir selbst vor wenigen Tagen gesetzten, viel 
nüchterneren vorauszuschicken. Ich hatte einfach - und 
damit komme ich zu dem Thema, das ich berühren 
wiÜ - Ihnen sagen wollen: 

Dem Baum und Strauch verdanken wir nicht nur 
die Schönheit der La·ndschaft, sondern auch die 
Fruchtbarkeit uoserer Fluren überhaupt. 

Inhaltlich also genau das gleiche, nur ist es in der 
ersten F-ormulierung viel schöner .gesagt. Damit möchte 
ich feststellen, daß es ·bis jetzt vergessen wurde, des , 
Tages des Baumes zu gedenken. Es wäre mir se~ viel 
lieber gewesen, wenn Herr Minister Stübinger das 
persönlich hätte tun können, ·weil er es erstens viel 
schöner .macht als ich, er hat viel mehr Übung, und 
weil, wenn ich das tue, ich mich immex:hin der Gefahr 
aussetze, in den Verldacht zu ~eraten, daß ich hier 
eine Propagandarede für meinen Berufsstand halte. 
Dem ist aber nicht so. Ich bin wirklich überzeugt von 
dem, was ich Ihnen vorgetragen habe und .vortrage. 
Ich möchte wünschen und hoffen, daß sich unsere Her­
ren 'Minister auch dieses Jahr wieder wie im vergan­
genen Jahr aktiv beim Tag des Baumes einschalten. 
Der „Tag des Baumes" hat heute beg<:innen, er läuft 
aber erst mit dem 22. April ab, und zwar mit Rücksicht 
auf die unterschiedliche Vegetation. Wenn icli nicht 
irre, war es im vorigen Jahr so, daß jeder Minister 
bei irgendeiner diesibez.üglichen Feier mindestens ein­
mal dabei war. Zum „Tag des Ba~es" wäre vielleicht 
noch zu sagen, daß es zu ihm nicht gekQ11Pmen wäre, 
wenn nicht Katastrophen, .aber auch ein Erwerbssinn, 
der ungesund wurde, weil er· in leichtfertiger Weise 
mit den Beständen an Bä·umen und Sträuchern umge­
gangen ist, womit die gesamte landwirtscllaftliche Kul­
tur gefährdet wurde, ·eingetreten wäre. Wir waren am 
Aniang einer Versteppung. In einzelnen Gebieten ha­
ben wir das bereits recht deutlich gesehen. Wenn un­
ser Landwirtschaftsministerium sich hier überdurch­
schnittlieh eingeschaltet hat, gerade bei der Feier aus 
Anlaß des „Tages des Baumes", so gebührt ihm nicht 
nur ein formeller, sondern: auch ei!n vom Herzen kom­
mender Dank, daß es in .fast hellseherischer Weise er­
kannt hat, daß nun· etwas geschehen muß, um diese 
Gefahr einer Versteppung aufzuhalten. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

trifft, möchte ich zusammenfassend folgendes sagen: Die , . ~ .! 
'Landesanstalten, die Lehr- und Forschungsanstalten.;.. ' 
die Bezeic;:hnu:ng ist unterschiedlich für Wein-, Obst- und 
Gartenbau - haben sich in ihren Wünschen äußerst mä-
ßig gezeigt. Sie haben, gemessen an dem, was ihnen an 
Aufgaben ·gestellt wurde, nur sehr bescheidene, unum­
gänglich notwendige Forderungen gestellt, zum Beispiel 
Vergrößern de!," Räume oder zusätzlicher Anbau, und 
das in einem durchaus. tragbaren Rahmen. Auch der 
Geist, den ich i~ diesen Anstalt~n ;rngetroffen habe, hat 
mich wirklich befriedigt. 
Ich möchte in diesem Zusammenhang sagen, daß auch 
die Einrichtung des Referat-es „Gartenbau" hier in ' •· 
Mainz beim Ministerium für Landwirtschaft, Weinbau.­
und Forsten zu diesem Fortschritt sehr wesentlich bei­
getragen hat. Die Landesanstalten haben seit dem Wirk­
samwerden dieses Referats „Gartenbau" ein spezielles 
·Arbeitsgebiet zugeteilt bekommen, das für sie, örtlich 
gesehen,'am günstigsten liegt, so daß 'Überschneidungen, · 
wie sie früher vorkamen, nunmehr vermieden werden. 
So kam es zum Beispiel vor, daß in Oppenheim, Kreuz­
nach, Neustadt und vielleicht auch in Trier überall die 
gleichen Versuche wiederholt angestellt wurden, wobei 
natürlich auch fast immer das gleiche Ergebnis hera.us­
kam, was natürlich viel Geld gekostet hat. Insofern ist · 
die Einrichtung einer Spitzenbehörde und die Einstel­
lung eines Referenten für ein so wichtiges Gebiet nicht 
etwa eine verteuernde Angelegenheit, sondern eine we­
sentlich verbilligende. Hier können durch das Vermei­
den zu vieler.parallel iaufender Versuche und durch das 
Einschalt~n neuer Aufgaben gani erhebliChe Beträge 
gespart werden. ' 

Ich begrüße die Einrichtung des Referates ;,Gartenbau" 
aber auch noch aus einem anderen Grunde. Bisher wa-. 
ren wir ja n<:ich nicht souverän - d. h. wir sind es eigent­
lich hundertprozentig auch jetzt ~och nicht-, 

(Aha-Ru.fe! bei der SPD.) 
aber wir sind jetzt wenigstens soweit, daß sich deutsche . , 
DienststeI(en einschalten können, wenn offensichtlicher'_' . . 
Unsinn geschieht, aber auch wenn Dinge geschehen, die 
vermeidbar sind, die man nicht braucht und die unter 
Umständen sogar fehlerhaft sind. Das war zum Beispiel 
in unserem Lande Rheinland-Pfalz wiederhoit der Fall, 
indem die Besatzungsmächte in unser Landschaftsbild 
eingegriffen haben in einer We~e, die beanstandet wer:-
den muß. 

Wenn man :so· etwas aber beanstanden will, dann muß' 
man eine sachverständige Spitze haben. Man muß eine 
Stelle haben, die man einschalten: kann und di;e sogar 
die Mµitätbehörden überzeugen kann, daß sie Unsinn 
machen. 

(Sehr richtig! bei der Sl'D.) 
Wir haben sogar zwei solcher Stellen. Wir haben außer 
dem Referenten für Gartenbau im Landwirtschafts-
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ministerium auch noch die Unterabteilung 5. Auch das 
Referat „Landschaftspflege" wird sehr gut betreut, und 
wir haben keine Veranlassung, uns diese Referate etwa 
wieder hinwegiuwünschen aus einer verkehrt aufge­
faßten Sparsamkeit. 
Bei meinen vorhin schon erwähnten Besichtigungen 
bin ich insofern zu einem überraschenden Ergebnis ge­
kommen, als ich feststellen mußte, däß unsere Landt!s­
anstalten zwar noch einigermaßen hinreichend.mit Per­
sonal ausgestattet sind, soweit der Weinbau in Frage 
kommt, daß aber, was Obst-, Gemüse- und Gartenbau 
anbelangt, hier wirklich noch vieles nachzuholen ist. Wir 
haben bei sämtlichen Landesanstalten auf dem Sektor 
Obst-, Gemüse- und Gartenbau keinen einzigen Voll­
akademiker, was gerade bei der Vielzahl der gestellten 
Aufgaben hier sehr wohl berechtigt wäre; und wir 
haben an allen diesen Anstalten keinen Techniker. Man, 
kann keine V.ersuche durchführen, wenn nur ein Ab­
teilungsleiter da ist und im übrigen völlig ungeschul­
tes Personal. Man braucht für diiese Dinge nun tat­
sächlich bestens vor geschulte Leute, sehr tüchtige Leute, 
und ich erinnere in diesem Zusammen·hang daran, daß 
ich voriges Jahr schon· in meinen Ausführungen auf 
diese Notwendigkeit hingewiesen habe, und daß ich 
voriges Jahr bereits auc;h einen gewissen Weg aufge­
zeigt habe, indem man den ju.ngen Leuten die Mög­
lichkeit schaffen soll, sogenannte WechselsteUen bei 
uns zu beziehen, d. h. ich hatte vorgesch.lagen _ was in 
verschiedenen Bundesländern bereits eingeführt ist -, 
daß jungen ~euten, die sich für diese Sparte interessie­
ren, Stellen angeboten werden auf ein J·ahr; nach di<?­
sem Jahr haben sie zu wechseln. Sie gehen dann in 
das Landwirtschaftsministerium eines anderen Landes 
studieren dort an Ort und Stelle die dortl.gen Verhält~ 
nisse, und auf diese Leute, über die ja Buch gefühl't 
wird, könnte man dann später zurückgreifen. Und im 
übrigen wären aber aruch fevtige Fachleute immerhin 
noch in dem Umfang zu bekommen, daß man diese 
Pasten besetzen könnte. Ich nehme an, daß das auch 
hier - wenigstens im Laufe des nächsten Jahres -. ge­
schehen wird. 
Was die Spezialisierung betrifft, möchte ich nur sagen 
- da sich ja nicht alle Kollegen mit diesen Fragen be­
schäftigen müssen' -, daß <lie erweiterte Unterteilung 
folgendermaßen aussieht: Obstbau, Baumschulwesen 
Gemüsebau, Blumen- und Zierpflanzenbau, Friedhofs~ 
gärtnerei., Gartengestaltung, Landschaftspflege und Sa­
menbau, wobei ich mir sogar vorbehalte, noch einige 
Sparten vergessen zu haben. Wir brauchen daher der­
artige Stellen. Einer meiner Vorredner hat übrigens 
vorhin eine Bemerkung gemacht, die mir wie Öl her„ 
unterging. Er hat vom Einnahme-Soll und zwar der 
Domänen, gesprochen. Wenn aber sch~ bei den Do­
mänen da·s Einnahme-iSolI schwer erfüllt werden kann 
wieviel schwerer kann es dann bei Landesanstalten'. 
die Versuc..l1s-, Forsc.l)ungs- und L-e!'i-raufgaben haben, 
erfüllt wel"denl Es wurde mir an allen Anstalten ge­
sagt, daß man dort vor dem Rechnungshof eine wahre 
Furcht habe. Der Rechnungshof wünscht, daß das Ein­
nahme-Soll erfüllt wird, daß da nichts absinkt. Es soll 
in die Versuche und in die Forschung nur soviel hin­
eingesteckt werden, wie der Betrieb herauswil'itschaf­
ten kann. Aber so kann man das nicht machen. Das 
V:'ürde dazu führen, daß unsere Landesanstalten ledig­
hch noch als Konkurrenzbetriebe für die übrige Gar­
tenbauwirtschait zu betrachten wären. Die Landes­
anstalten müssen, um ihren Zweck erfüllen zu können 
andere Aufgaben haben. ' 
Noch ein Wort zu dem Schlimmsten, was ich überhaupt 
gesehen habe. Ich, bin ja schon mit einigen Erwartun­
gen zum Landespflanzenschutzamt gegangen. Aber die 

. -------· -~ -·-f"·· . -·r-·· ... 

Raummöglichkeiten, die dort gegeben sind, die Tren­
nung der einzelnen Abteilungen, die Tatsache daß drei 
vier, fünf Leute in einem Raum arbeiten mÜssen, de; 
Umstand, daß Gifte in einem Glasschrank aufbewahrt 
werden müssen, weil anderes Mobiliar nicht zur' Ver­
fügung steht, der Umstand, daß sämtliche Räume im 
Parterre liegen, ungesichert sind - Baracken .,. und 
ohne V1Teiteres erstiegen werden kön.nen - da sind noch 
nicht einmal Läden an den.Fenstern angebracht -, daß 
also dort ohne weiteres .und sehr leicht eingebrochen 
werden könnte, aber noch mehr der Umstand wie 
diese Leute beisp1elsweise in einem solchen Winte!' 
wie wir ihn dieses Jahr hatten, in Räumen, die kaurr:­
zu heizen waren, hausen mußten - insbesondere konnte 
LTl dem Laboratorium überhaupt nic..11.t gearbeitet v.r~r .... 
cl~n, weil. der Wind nur so durchpfiff, und weil bei 
dlesen Kältegraden aber auch alles eingefroren ist -
das alles zeigt, daß die Zustände dort untragbar sind'. 
I<:I: möchte ?iese Tat.sachen hier festhalten. Ich habe 
nu.cb dort nnt den Leuten unterhalten; sie haben keine 
übermäßigen Wünsche. Aber wir stehen vor einu­
Frage: Entweder muß man ein solches Landespftanzen­
schutzamt aufgeben, oder man muß es s0 gestalten daß 
es auch wirklich arbeiten kann. - ' 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Da es ja aber nun mit eine Bundesangelegenheit ist 
und da jedes Land ein solclles. Landespfianzenschu tz­
amt halten soll und da wir 'in Rheinland-Pfalz bei de1· 
Vielzahl unserer Kulturen auf ein solches Landespfian­
zenschutzamt auch nicht verzichten können, bleibt da­
her nur die Möglichkeit zu überlegen, was unsererseits 
geschehen kann, um diesem Landespflanzenschutzamt 
wenigstens eine Möglichkeit zu geben, fruchtbare Al·­
beit zu leisten. Das Gerätelager in Bad Kreuznach 
über das ich ·im vorigen Ja.hr gelegentlich der Etatbe: 
rat:1ng auch kurz gesprochen habe, habe ich in einem 
weit, besseren Zustand angetroffen, als ich eigentlich 
angenommen hatte. Ich möchte daher dieses Jahr die 
kritischen Bemerkungen, .die ich im vorigen Jahr au! 
Grund von Informationen gemacht habe, nicht wieder.:. 
holen, möchte. aber trotzdem dem Ministerium fü1· 
Landwirtschaft, Weinbau und Forsten anl;leimstellen z.i.1 

überlegen, ob man D.icht doch mit der Vergabe der 
Geräte, die z.um Teil sehr wertvoll sind, an den jewel­
Hgen Bedar.CSträger mit der Auflage, die Geräte in 
einem einwandfreien Zustand zu erhalten, besser fab­
:en würd~ a,ls .mit der Unterhaltung des Gel:'ätelagers 
~ dem bisherigen Umfang. Ich vermag diese Frnge 
nicht zu beantworten. Abet· mein Eindruck - das habi? 
ich vorhin gesagt - war dieses Jahr recht gut. Ich habe 
das Gefühl, d'aß dort sauber und ordentlich gearbeitet 
wird. Ich möchte also keine irgendwie verletzende Be­
merkung machen; ich meine nur, es wäre vielleicht zu 
prüfen, ob man nicht zweckmäßiger und der Sache 
dienlicher die Geräte an den jeweiligen Bedarfsträge1· 
abg.eben könnte mit d~r Auflage sie - bis man sie 
wieder braucht - entsprechend unterzubringen und zu 
pflegen. 

In dem Zusammenhang Gerätelager und Landespflan­
zenschutzamt möchte ich hier einmal eine Bitte aus­
sprecheri: Gerade bei dem Landespflanzenschutz.amt 
wäre es dringend zu empfehlen - schon mit Rücksicht 
auf eventuell später zu stellende Anträge - daß we­
nigstens einige landwirtschaftlich interessie~te Kolle­
gen und Kolleginnen sich dieses Landespflanzenschutz­
amt hier in Mainz einmal ansähen. 

Noch ein ganz kurzes Wort- ich werde schon vorwurfsvoll 
angeschaut - zu den Frostschäden bei den Spezialkul­
turen! Ich meine, wir sollten bei diesen Spezialkultu­
ren nichts dramatisieren. Ich weiß ganz genau, daß 
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gerade bei den Spezialkulturen - ich erinnere an Pfir­
siche, AprikO'Sen, gewisse Ziersträucher und alles mög­
liche - ganz erhebliche Schäden vorliegen, ganz a!bge­
sehen V<l'IIl 'Weinbau. Trotzd~ meine ich, sollte man 
das nicht dramatisieren; und man sollte abvrarten aus 
zweierlei Gründen. Erstens ist doch keine Hilfe im 
Augenblick zu erwarten, und zweitens wiWde man 
durch zu kühne Behauptungen die Gegenseite, d. h. die 
Importeure herauslocken. Diese Impqrteure würden 
dann mit einem gewissen Recht Forderungen stellen. 
dfo sich sehr schädlich auswirken könnfän. So wäre es 
aber eine Existenzgefährdung für die eigenen .Betriebe 
auf Grund einer ,ganz anderen Betrachtungsweise: Also, 
ich halte nicht viel davon, daß man nach dieser Rich­
tung hin allzuviel Propaganda macht; umgekehrt bin 
ich der Ansicht, daß dort, wo eine Hilfe wir~ch ge­
leistet werden muß - was sich noch herausstellen 
wird -, auch nicht zu bürokratisch geholfen werden 
darf. Dieses G€-schrei nach Hilie gäbe es nic!lt, meine 
Damen und Herren, wenn wir in der Wirtschaft wieder 
soweit wäreu, wie wir es früher einmal waren: Ein 
Betrieb müßte mindesten·s auf ein bis ·zwei Jahre selbst 
kriseniest sein. Das war früher in meiner Jugendzeit 
ein-e Forderung, die so ziemlich jeder Betrieb erfüllen 
mußte und konnte. 
Ein bis zwei Jahre müßte er durchstehen können, 
selbst, wenn seine Einnahmequellen während dieser 
Zeit a·usfielen. Das ist bei der heutigen Steuel:'belastung 
und bei den Forderungen, die sonst noch an die ~­
triebe gestellt werden, leider nicht mehr möglich. 

Vom „Grünen Plan" wurde vorhin auch schon ge­
sprochen. Ich weroe mich über den „Grünen Plan" 
nicht mehr auslassen. Ich möchte nur der Hoffnung 
A'llsdruck verleihen, daß dieser „Grüne Plan" sich 
auch für unsere Spertialkulturen segensreich aus-wir­
ken wird, wobei ich nicht nur an Obst-, Gemüse- und 
Gartenbau denke. Es gibt ja auch noch eine ganze 
Men•ge anderer Sparten. die ei.rie solche Hilfe brau­
chen. In diesem Sinne darf ich meine Ausführungen 
schließen. 

(Bravo-Rufe und Beifall bei FDP und SPID.) 

Vizepräsident Bögler: 

Ich erteile das Wort Herrn Abgeordneten ~en­
bach von der Fraktion der SPD. 

Abg. Beckenbach: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wenn es noch eines Beweises 1bedurft hätte, 
daß s ich in diesem Hohen Haus,e eine breite „Grüne 
Front" befindet, die sieh durch alle Fraktionen gleich­
mäßig hindurchzieht, so ist dieser· Beweis durch die 
heutige Debatte lückenlos erbracht worden. 

{Beifall bei der SPD.) 

Ich glaube, 'es ist in demonstrativer Art und Weise die 
Notlage in der Landwirtschaft unseres Landes ge­
schildert und es sind in weitgehender Weise Maßnah­
men von der Regierung gefordert worden, um diese 
Notlage und _die vorhandenen Mißstände :l'lu beseitigen. 
Icll möchte <liese Debatte als eine wichtige und loikal 
bedingte Ergänzung des „Grünen Berichtes" auf der 
Bundesebene bezeichnen. 

(Abg. Dröscller: Sehr richtig!) 

Der neu zu uns gekommene Herr Abgeordnete Peters 
hat einen bunten Strauß von Wünscllen in sehr schöner 
Form hier unterbreitet, gerichtet an die Adresse des 
Landwirtscllaftsministeriums. Unser allverehrter Herr 
Kollege Dr. Wolf hat - wie er das seit fünf Jahren ge-

1 ; 
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tan hat - das Hohelied des Weines gesungen. Es ist 
also." - wie ich schon sagte - in dem-0nstra tiver Art 
zum Ausdruck gebracht worden, daß die Landes­
regienmg und dieses Parlament in unserem Lande 
viel, viel tun müssen, um die Disparität der Land­
wirtschaft in diesem Land in etwa zu beheben. 

Drei markante Punkte, liebe Freunde, haben sich aus 
der Debatte ergeben, bei denen der Hebel angesetzt 
werden muß, um die Existenzparität in der Landwirt­
schaft herbeizuführen. Diese drei Kardinalpunkte - ich 
sehe sie auch so an - sind: Die Situation in der Waf!r 
serwirtschaft, die Situation in der Flurbereinigung und 
die Situation in der Siedlung; also Aufstockung, An­
liegersiedlung, Existenzfestigung und Strukturwand­
lung. Wenn nur ein Hundertstel aller Wünsche, die in 
der heutigen Debatte zutage getreten sind, in unserem 
Lande in diesem Jahr realisiert werden könnte, dann 
wäre uns .allen schon viel, viel geholfen. Ich bin n'llil 
einmal etwas realistisch veranlagt und halte mich ver­
pfüch tet zu prüfen, wie alle diese Wünsche in den Rah­
men der realen Möglichkeiten dieses Etat.S, den wir zu 
besprechen haben, einzuordnen sind. 

Die Wasserwirtschaft: Wir - das heißt wir „alten Ha­
sen", und ich bedaure nur, daß unser „ältester Hase", 
der Herr Kollege Diel, im AugenbHck. nicht da ist -
haben ja auf dem G€biete der Wassel"'W'irtschaft in un­
serem Lande Vorbildliches geietstet. Wir haben schon 
vor drei Jahren _festgestellt, daß zur Beseitigung der 
schlimmsten Schäden etwa 16 bis 18 MilliQIIJ.en DM auf­
zubringen wären, die in einem Zyklus von fünf oder 
acht Jahren vom Lande verkraftet werden müßten. 
Der Etatansatz des· Kapitels 41 ist auch - nicht zuletzt 
durch unser Zutun - wesentlich erhöht worden, und 
zwar um 1 250 000 DM. Wir begrüßen das, wir stellen 
aber fest, daß auch das. bei weitem nicht ausreicht, um 
den Plan, den die Wasserwirtachaft aufgestellt hat, und 
die Schä'l'.len, die seit 1953 noch hinzugekommen sind, 
auch nur in etwa in absehbarer Zeit so abzuStellen, 
wie es im Interesse der strukturellen ExistenZfestigung 
unserer Landwirtschaft 11otwendig wäre. Aber immer­
hin begrüßen wir im Rahmen des Möglichen ,diese An­
satzerhöhung. 
Ich stehe aber auf dem Standpunkt, man sollte die 
Fragen, die gerade auf diesen drei Gebieten an uns 
herantreten, nicht nur mit den Augen des Vorsl:tzen­
den <les Haushalts- und Finanzausschusses ooer ,gar 
mit den Augen des Herrn Finanzministers ansehen. 
Um in eine richtige Relation zu kommen, Herr Kollege 
Dr. Habighorst, müssen wir auch prüfen, w:as wir tun 
müssen, ~ also nicht nur, was wir tun.können, sondern 
was wir tun m ü s s e n. 

(Abg.-Dr. Habighorst: Das tun wir doch auch!) 

Wer in der :f>resse den Bericht über die Besprechiun­
gen des Sachverständigenausschusses der Montanunion 
gelesen hat, bei denen unser Gesinnungsfreund Spaak 
den Vo~chlag machte, daß in den nächsten- 12 Jahren 
<lie Zollunion in den seclls Montanländern verwirklicht 
werden soll - das heißt, daß fu 12 Jahren jegliche Zoll­
bindung im Rahmen dieser sechs Länder .gefallen sein 
soll - der bekommt in etwa eine Vorstellung von den 
Leistungen, die wir vollbringen müssen, um unsere 
Landwirtschaft innerhalb dieses Zeitraumes in den 
Stand' zu versetzen, bei den dann gegebenen Verhält-

- nissen auf dem europäischen Markt halbwegs bestehen 
zu können. Das ist bei mir nicht die rneite oder dritte, 
sondern die erste Komponente, die· ich als solche be­
achtet haben möchte bei der Prüfung der Frage: Was 
können wir hier tun und was müssen wir hier tun? 
Wir müssen - das ist die Ansicht aller Redner, die 
heute gesprochen haben, und das 1st auch die Ansicht 
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aller Fachexperten - unsere deutsche und insbesondere 
unsere rheinlan<l-p!älxiische Landwirtschaft in diesen • 
12 Jahren _ aber v ielleicht spielen auch Umstände mit, 
daß wir solange Zeit gar nicht mehr haben - in die 
Lage versetzen, so stabilisiert und rationalisiert zu 
sein, daß sie halbwegs ihre Ex-istenz behaupten kann. 
Und d~zu ist es - auch nach der Meinung aller Exper­
ten - notwendig, die Flur-bereipigungsmaß.oahmen so 
zu forcieren, daß sie diesem Zeitraum Rech.nun? trägt. 
Und dliese Überlegungen, Herr Kollege Dr. Hab1ghorst, 
:;ollten eigentlich die Grundlage -dafür &il<!en, um die 
richtige Relation zu finden. Ich habe immer noch in 
den Ohren v.ie Sie als Mediziner und Akademiker so 
schön die 21 Millionen vertreten haben, die wir in die 
Universiiät .gesteckt haben. Als Vorsitzender des Haus­
halts- und Finanzausschusses haben Sie demonstriert, 
wie nohvendig es sei, diese 21 Millionen hier -für die 
Forschung, für die Ausbildung unseres wissenschaft­
lichen Nachwuchses, für die Fitmachung dieser 3000 
Studenten 'Und der 73 Professoren zu investieren. Um 
die richtige Relation zu finden, sollteru wir uns vor 
Augen führen - das ist auch von Ihrer Fraktion zum 
Au.sdruck gebracht worden -, daß es sich hier um die 
Ex~tenz von 600 000 bis 700 000 Mitbürgern -dreht, die 
in 2-00 000 Betl·ieben tätig sind. Hier müssen wir prü­
fen, was nun wichtiger ist: Ob die Existenz dieser hal­
ben Million Menschen durch eine erhöhte Zuwendung 
von Mitteln ges'ichert weroen .soll odeir ob wir die For­
schung öetreiben und einen akademischen Nachwuchs 
pftegen wollen in der Form, wie wir es hier tun bei 
unserer Universität. Wir wollen uns nicht streiten über 
die Zweckmäßigkeit. Ich wollte nur sagen, daß wir die 
Dinge so sehen mit den Augen des auf dem Lande 
tätigen Eij.irgers. Sie haben Ihren Standpunkt vertre­
ten mit den Augen <les Akademikers UZJ.d des Medizi­
ners. Da.s Ha-us muß nun entscheiden, wo der Schwer­
punkt liegt. Natürlich habe ich wenig Hoffnung -, doch, 
ich habe Hoffnung, der Herr Kollege Diel •ist nicht da, 

(Leichte Heiterkeit des Hauses.) 

daß vielleicht doch einige unserer Wünsche verwirk­
licht werden, die wir jetzt einmal in Zahlen demon­
strieren wollen. 

Als Frage Nummer l hat die Flurbereinigung ~n seh.r 
trübes. Bild ergeben. Wir haben 90-0 000 ha landwirt­
schaftliche Nutzfläche im Lande. Davon s'ind bis jetzt, 
meine Damen und Herren, 327 740 ha bereinigt und 
umgelegt. Darin sind enthalten 7071 ha Weinberge. Wir 
haben noch zu bereinigen 53-0 0-00 ha Ackerland und 
35 000 ha Weinberge umzulegen. W:ir haben in den drei 
letzten Jahren ~in Jahresvolumen erreicht von 22 000 
bis 23 000 ha Ackerland und von BOQ, 900 oder höch­
ster<S 10'00, ha Weinbergsgelände. Meine Damen und 
Herren, wir müßten noch 22 oder 23 Jahre so fort:fah-
1·en, bis wir .unser Ackerland bere'inigit haben, und 30, 
32 oder 34 Jahre \'Vürde es dauern - \11enn \1:ir dieses 
Tempo beibehalten -, bis wir unsere Weinberge ~­
reinigt und umgelegt haben. Ich habe es für notwen­
dig gehalten, Ihnen diese einfachen, nüchternen Zah­
len einmal zu unterbreiten, um Ihnen in etwa eine 
R!'?lation und eine Vorstellung VQn der vor uns Hegen­
den Aufgabe zu vermitteln. 

Wenn wir .aber das Tempo beschleunigen· wollen, meine 
Damen un<l Herren, dann müssen wir in diesem Haus~ 
den Mut dazu ßnden, die Mi.ttel dafür zu bewilligen. 
Alle 1Schönen Reden, alle guten Pläne und alle noch 
so guten Wünsche sind unrealistisch, wenn n.icht das 
Geld vorhanden ist. 1-0 270 . .DM hat der Bund fü.r die 
Flurbereinigung im Jahre 1955 bereitgestellt, das Land 
Rheinland-Pfalz. 1,8 Million. Relation: Ich stelle Ihnen 
anheoim, zu beurteilen, ob die Leistungen des Land~s 

ausreichen, um die' A'Ufgaben zu bewältigen, die vor 
uns stehen. 

Die dritte Fra.ge ist nun <lie Frage der SiedJ.ung, der 
Besitzfestigung, der An.tfstockung und der Auflockerung 
der Ortslagen. Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, ich habe von dieser Stelle aus in den letzten Jah­
ren immer wieder darauf hingewiesen, wir müssen uns 
Mühe geben, die erforderlichen Mittel dafür aufzubrin­
gen. Wir haben die Aufstellung eines Planes verlangt. 
Wi:r haben verlangt, daß wir in ein entsprechendes 
Verhältnis z.u den Aufgaben kommen milssen, wenn 
wir überhaupt die Möglichkeit einer Lösung dieser 
Aufgaben ins Auge fassen wollen. Von der Kultu1·ab­
teilung des Landwirtschaftsministeriums wurde in "die­
ser Bez~ehung auch ein Plan aufgestellt. 

Es wurden die Mittel eingesetzt, die zur Verfügung ste­
hen. Es war kein überragender Plan, aber immerhin 
ein akzeptabler. Es sollten im Jahre 1955 geschaffen 
werden 655 Neusiedlerstellen und auf unseren aus.: 
driick1ichen Wunsch darin enthalten sein 185 St.eilen für 
die einheimische Landwirtschaft. Es wurden geplant als 
Eingl-iederung 630 Stellen, das waren 200 Vollerwerbs­
stellen und 370Nebenstellen. Im Jahre 1955 waren also 
geplant 1470 Stellen, davon für Vertriebene 1285 und für 
Einheimiscf1e 185. Erfüllt wurden am Ende des Jahres 
992, darin 129 Stellen für Einheimische. Ich stelle diese 
Zahlen gegenüber. Wenn wir in dem Tempo weiterfah­
ren, dann werden wir in 50 Jahren immer noch diese 
Pläne aufstellen müssen, ob wir in der Lage sind, unsere 
einheimische Landwirtschaft existenzfähig zu machen. 
Es war @.eplant die Bereitstellung von 8·290 ha Fläche, 
bereitgestellt wurden 3314 ha Fläche. Das liei'.lt aber 
nicht daran, meine Damen und Herren, weil keine Flä­
che vorhanden war. Das war das Argument, was unser 
allverehrter Vorsitzender des Agrarausschusses, Herr 
Kollege Die!, immer gesa~t hat. Es sind 386 Anträge im 
"Jahre 1955 nicht realisiert worden, weil die Mittel dazu 
nicht vorhanden waren. Ursprünglich wurden verplant 
a.o Bundesmitteln 17,5 Millionen DM Haushaltsmittel 
und 9 Millionen DM' Aufbaudarlehen. Verausga6t wur­
den 8 Millionen DM Haushaltsmittel und 3,7 Millionen 
D-Mark Aufbaudarlehen. An Landesmitteln wurden 
verplant 15 250 000 DM. Darin sind aber enthalten 10 
Millionen DM diurchlaufende Mittel filr § 46 Absatz 2 des 
Siedlungsgesetzes, die wfr ohne Zinsen vom Bund be­
kommen und die wir ohne Zinsen im Jahre 1975 wieder 
zurückleiten müssen. Diese 10 Millionen DM möchte ich 
als Landesmittel nicht behandelt haben, weil es keine 
sind. Verplant waren als 54,5 Millionen DM, verausgabt 
wurden 35,8 Millionen DM. Landesmi'ttel sind nur ent­
halten gewesen in Höpe von 4,2 Millionen DM. Ich will 
keine Rivalität sehen und will es auch nicht tun unter 
dem Aspekt der LändergrenzenregeltJ,ng. Aber da das 
Land Hessen -· nicht weil es einen sozialdemokratischen 
Ministerpräsidenten hat - in der .Struktur unserem 
Lande ähnlich ist, ls-t es immerhin interessant z.u sehen, 
was dort im Jahr 1955 verausgabt wurde. Es wurden 
verausgabt für Siedlung, Aufstockung, Aussiedlung 
Landesmittel 11 050 ll'OO DM und Bundesmittel 47,3 Mil­
lionen DM, also nal:l.eru 60 Millionen DM, während wlr 
im Lande nur 34 Millionen DM realisiert haben. Die 
Hektarfiäche ist das Dreifache der Hektarfiäche des 
Landes Rheinland-Pfalz. 

(Abg. Glahn: Dann hat doch Rheinland-Pfalz mehr 
getan!) 

Die Hektarfläche ist das Dreifache der Hektarfläche 
von Rheinland-Pfalz. 

(Abg. Glahn: Nun ja, dann hat Rheinland-Pfalz 
doch mehr geleistet!) 
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- Nein, die verarbeitete Hektarfläche im Rahmen dieser 
60 Millionen DM ist in Hessen das Dreifache wie die ver­
arbeitete Hektarfläche im ·Lande Rheinland-Pfalz, wäh­
i:enddem die Fläche des Landes und die Zahl der Be­
triebe beinahe gleich groß sind. Wir haben allein 160 000 
Betriebe bis 2 ha, Hessen hat nur 112 000 bis 2 ha. Wir 
haben insgesamt 218 000 landwirtschaftliche Betriebe,. 
Hessen hat 230 000, also nahezu die gleiche Zahl von 
Betrieben. 

(Abg. Glahn: Aber wesentlich größere Betriebe, 
daran hängt es nämlich!) 

- Da ist es doch um so ·notwendiger, daß wir mehr tun 
und daß wir an Stelle von 60 Millionen DM 90 Millionen 
D-Mark in unserem Siedlungsprogramm hätten ver­
kraften müss~. Wir hätten mindestens soviel Landes­
mittel aufwenden müssen. Ich will Württemberg-Baden 
gar nicht heranziehen. Ich will Ihnen einen Begriff von 
der Relation geben. Es liegt ja bei Ihnen, zu entscheiden 
darüber, ob Sie meinetwegen die Mittel für die Flurbe­
reinigung, ·die seither 1,8 Million DM waren, die wir auf 
Grund unseres Antrages, Drucksache II/116, auf 3,2 Mil­
lionen DM erhöht haben wollen. Wenn Sie es ablehnen, 
erhöhte Landesmittel bereitzustellen, auch in beschei­
denem Maße, dann liegt es bei Ihnen, Aber Sie können 
nicht sagen, daß Sie den blumenreichen Wünschen die 
Ihre Redner hier unterbreitet haben, auch die reale Tat 
folgen ließen. Das können Sie nicht von sich behaupten. 

(Abg. Dröscher: Sehr richtig. Sonst gehen uns ·auch 
die Bundesmittel verloren!) 

Meine Damen und Herren!
0

Ich möchte noch ganz kurz 
auf die Wirkungen der Soforthilfemaßnahmen im Lande 
Rheinland-Pfalz eingehen, die als Begleiterscheinung 
des sogenannten „Grünen Berichts" auf der Bundesebene 
in Erscheinung· treten. Der Herr MinistetiaIQ.irektor 
Hartmann hat in der Staats-Zeitung- darauf hingewie­
sen, daß in Verfolg der Soforthilfemaßnahmen. auf der 
Bundesebene 55 bis 65 Millionen DM auf das Land zu­
kommen, daß also diese 60 Millionen DM dem Lande a.r+ 
Soforthilfemaßnahmen gew?hrt werden, aber, meine 
Damen und Herren, nur dann, wenn das Land entspre­
chende Beteiligungen bereitstellt und wenn es der Aus­
bau des personellen und technischen Apparates der Län­
der zuläßt. Es heißt in dem Bericbt: 

Die ganzen Mittel werden nur dann realisierbar sein 
für das Land Rheinland-Pfalz nach Maßgabe ... Die 
Bundesregierung wird zur Beschleunigung und aller 
notwendigen Maßnahmen Mittel bereitstellen, wenn 
die L ä nder in dem Maß finanziell die Dinge unter­
stützen, wie es der Ausbau des personellen und tech­
nischen Apparates der L änder zuläßt. 

Meine Damen und Herren! Das ist eine sehr wichtige 
Frage·. Es wurde uns immer von dem Landwirtschafts­
ministerium erklärt„ der Apparat der Kulturverwal­
tung könne nicht mehr verarbeiten, wie das Pens:um 
in der Flurbereinigung, Siedlung und Aufstockung dies 
erfordert. Ich muß aus Einsicht in die Dinge auch be­
stätigen: die personelle Besetzung der Kulturabtei­
lung des L andwirtschaftsministeriums und die Kultur­
verwaltung auf dem Lande haben in den letzten J ah­
ren das Menschenmögliche getan. 

(Bravorufe im Hause.) 

Mehr zu. leisten., war aber eben nicht möglich, 
. 1. weil die personelle Besetzung nicht danach war, 

und 
2.. weil das Land nicht Mittel genug bereitgestellt hat, 

um alle Möglichkeiten der maschinellen Beschleu­
nigung der Arbeiten zu ergreifen und um vor allen 
Dingen die Arbei~svergebungen an freie öffent-

lieh anerkannte Vermessungsbeamte vergeben zu 
können, die man vergeben kann. 

Wir können den Nutzeffekt nach Aussage der Fach­
leute um 30 bis 50 v. H. steigern, wenn Landesmittel 
vorhanden sind. We.iter ist eindeutig festgestellt wor­
den, daß es möglich gemacht. werden müßte, für den 
Verwaltungsdienst soviel Personal zu mobilisieren, daß 
alle Vermessungskräfte nur im Vermessungs- und 
Außendienst tätig sein können. Das ist bis jetzt noch 
nicht der Fall. Es fehlt auch hier an Landesmitteln. 
Wenn nun diese 55 bis 65 Millionen DM bereitgestellt 

·werden sollen, so. müssen erhöhte Landeslei.Stungen 
bereitgestellt werden. Wir hätten gewünscht, daß wäh­
rend der Etatberatung diese Frage gründlich geprüft 
worden wäre. Wir haben das getan. Auch hätten wir 
gewünscht, daß in diesem Etat die Landesmittel mobi­
lisiert worden wären, die notwendig sind, um das not­
wendige Programm zu erfüllen und um sicherzustel­
len, daß die 55 bis . 65 Milli'onen DM Bundesmittel in 
Verfolg der Sofortmaßnahmen auch restlos der Land­
wirtschaft des Landes Rheinland-Pfalz zugute kom­
men können. Man hat uns zugesagt, daß das in Form 
eines Nachtragsetats geschehe. Wir sind immer der 
Meinung: was früh geschieht, geschieht doppe'it. Aucb 
andere Länder haben das getan, sogar das arme Land 
Schleswig-Holstein hat es fertiggebracht, in diesem 
Jahr 14,5 Millionen DM zur Mobilisien;mg der Sofort­
hi:lfemaßnahmen des Bundes bereitzustellen und 5 Mi•l­
lionen DM für den Wegebau. 

, (Glocke des Präsidenten.) 

Yizepräsident BQgler: 

Gestatten Sie; Herr Kollege, daß ich Sie unterbreche. 
Ich darf darauf aufmerksam m achen, daß Ihnen noch ' 
5 Minuten Redezeit zur Verfügung stehen'. · 

Abg. Beckenbach (fortfahrend): 

Ich danke Ihnen, Herr Präsident. Ich · werde s ie aus-
nutzen! 

(Heiterkeit des Hauses.) 

Ich glaube, ich habe Ihnen, wenn auch mit nüchternen · 
Zahlen dargetan, daß die Wünsche reichhaltig s ind, 
daß aber die Möglichkeiten des Landes nicht aus­
reichen mit den Beträgen, die bis jetzt im Etat bereit­
gestellt sind, um diese Wünsche auch nur in etwa zu 
befriedigen. 

Nun lassen Sie mich noch ganz kurz, Herr Präsident, 
auf einen Fall eingehen. Es dreht sich hier um die· 
Rationalisierung der Maßnahmen, die ich eben ange­
führt habe. Ich wollte eigentlich noch auf die Land­
siedlung zu sprechen kommen, denn. da muß ein ganz 
ernstes Wort geredet werden. Aber die Zeit erlaubt es 

· nicht. Wir werden aber im Verlaufe der nächsten zwei 
bis drei Monate Gelegenheit nehmen, in Form von 
Anträgen und Vorschlägen diese Frage der Land­
siedlung Rheinland-Pfalz aufzugreifen und einer ver­
nünftigen Regelung zuzuführen. 

(Abg. Wehrle: Das ist schon getan!) 

Wenn das Hohe Haus und wenn das Ministerium nur 
halbwe~ ·die Dinge so sehen, wie ich sie eben _ge­
scl}ildert habe, so müssen wesentliche· Mittel in den 
Etat eingesetzt werden. Wir müssen den Kampf um 
die Existenzfestigung in der Landwirtschaft gewin­
nen, oder sie geht unter in der europäischen Welt­
konkurren_z. Herr Ministerialdirektor Hartmann, sagen 
Sie es Ihrem Herrn Minister, es wäre mir sehr viel 
lieber gewesen, wenn der Herr Minister hier gewesen 
wäre. Wir hätten noch ein sehr viel intimeres Gespräch 
geführt. Ich habe noch einige Punkte. Aber die können 
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wir nachholen. Sagen Sie Ihrem Herrn Minister, wenn 
er diese Maßnahmen in unserem Sinne vorantreiben 
will, die Hille der sozialdemokratischen Partei ist ihm 
immer sicher. 

(Abg. Hachenberg: Er ist doch für den Weinbau 
auf Geschäftsreise, Herr Kollege!) 

- Gut, dann werden wir sehen und erwarten seinen 
Bericht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Bögler: 
Meine Damen und Herren! Ich dar! darauf aufmerk­
sam machen, daß von der Fraktion der CDU noch 
zwei Redner vorgemerkt sind, daß aber nur noch 22 
Mmuten Redezeit zur Verfilgung stehen .. Ich erteile daS 
Wort nunmehr Herrn Abgeordneten Dr. Adams von 
der Fraktion der CDU. 

Abg. Dr. Adams: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr. geehrten 
Damen und Herren! Die kurze Redezeit verlangt eine 
Straffung meiner Darlegungen. Ich will versuchen, das 
zu tun. Ich möchte sprechen über die nördlichen Wein­
baugebiete unseres Landes, die deswegen besprochen 
werden müssen, weil sie zum großen Teil unter Be­
dingungen aJ.1beUen, die unterstützu~sbedürftig. sind. 
Die Winzer bauen dort den Wein an steilen, trockenen, 
humusarmen und fast wegelosen Hängen, und zwar 
unter Verhältnissen, bei denen man sich oft :fra-gen 
muß, ob es sich überhaupt rechtfertigt, in diesen Ge­
genden Weinbau zu betreiben. 
Alber wie die Heidelbeere in Finnland und die Äpfel 
in Schweden, so ist auch der Riesling, das Kind der 
nördiichen Zone, mit geschmacklichen Vorzügen Deson.­
derer Art ausgezeichnet. Aber diese Vorzüge werden 
mit Kosten erkauft, die die höchsten der Welt sind. 
So betragen z. ·B. die personellen Baukosten in· dieser 
Gegend etwa 4-000 iDM, während sie in der Pfalz etwa 
1000 DM betrag€n; die Umstellungskosten betragen 
das Sechs-, Acht-, Vierzehn- und Sech·zehnfache des­
sen wie in der Ebene, und die Wegebaukosten betra1gen 
r'und 30 000 DM pro Kilameter. 

Ich spreche n icht vom •Bernkasteler Doktor, ich spreche 
nicht vom Mittelmoselwein, ich spreche aber von den 
80 bis 90 v. H. kleiner Winzerweine, die sich quälen 
müssen, die mit den Kosten nicht hinkommen, die 
ohne Reserve dastehen, und wenn schlechte Tage kom­
men, ist die Not da. Es handelt sich um eine Grenz­
situation ganz besonderer Art. Wie sicll diese aus­
wirken kann, das zeigen die Verhältnisse des Mittel­
rheins, wo eine Entwicklung zu beQbachten ist, die wir 
vermeiden müssen. 
Die Weinbe?'ge säumen die steilen Höhen, wo jetzt 
Ginster und Weiß-Oornhecken wachsen und sich ver­
krüppeltes Obstholz befindet. Die Weinberge sind nicht 
richtig erschlossen, sie sind zum Teil in fremden Hän­
den, die einmal ernten wollen, aber im übrigen Kultur 
Kultur sein la•ssen. Wenn hier nicht Beihilfekredite ge­
geben werden, ist hier das Weinbaugebiet verloren. 
Ganz ähnlich liegt es auch an der Ahr, wo noch ein 
Sonderproble!TI hinzutritt, nämlich dfe Rettung der 
wertvollen Burgunderrebe. Daß dieser Burgunder­
rebenanbau ·an der Ahr stark gefährdet is t, wenn n icht 
entscheidende Maßnahmen vorgenommen wer.den, ist 
offenbar. Eine kräftige öffentliche Förderung ist nicht 
zu entbehren. Das Ministerium sieht die Ahr als Wein­
baunotstandsgebiet an und ist sich über die zu ergrei­
fenden Maßnahm:en im wesentlichen klar. Frost -und 
Dürre lassen sich durch lan.gsame Beregnung mit Si-_ 

cherheit bekampfen. Die Beispielsanlage in Den1au 
zeigt, was geleistet werden kann. " 
Die Aufschließung des Weinbaugeländes stößt nicht 
nur auf technische und wirtschaltliche, sondern auch 
auf psychologische Schwier~eiten . Es wird deswegen 
zunächst als Beispielsmaßnahme an die f>.u!schließung 

· des Geländes zwischen Marienthal und Dernau .ge­
dacht. .Ähnlich ist es in Walporzheim. Die wissen­
schaftliche Untersuch'l.l·ng des Abbaues der Burgunder­
rebe ist ein ungeklärtes Problem. 4000 DM sind da.für 
·bewilligt. 
Der Widerstand gegen die Pfropfrebe ist der Einsicht 
gewichen, daß die Pfropfrebe Reblausfestigkeit., Krisen­
festigkeit und vielleicht aucli Libe1-alisierungsfestigkeit 
bedeutet. Aber flurbereinf.gt ist an der Mosel erst 
ein Gebiet von 9 v. H., umgestellt auf Pfropfreben 
erst 1,5 v . H., d. h . die Mosel muß noch eine seh1· 
lange Gefahrenzone durchschreiten, bis Siche11heit ge­
geben ist. Das Tempo muß beschleunigt werden. 
Wir haben heute viei gesprochen i.iber die Fz:age der 
F1urbereiaJgung. Aber eine praktische Anregung: Ho­
ihenheim schult Diplomlandwirte auf Kulturamtstätig­
keit um. Man sollte auch diese Sache prUfen. Wir müs­
sen Vielleicht bei dieser Aufgabe, -die so w ichtig ist 
und uns auf den Nägeln brennt, zu Aushilfen schrei­
ten, die man sonst vermeidet, die aber hier notwendig 
sind. Unser Pfropfrebenmater1al ist nur Z-Ur Hälfte 
ausreichend. Wir kommen nicht nach. Deswegen die 
Bitte: die Veredlungsanstalten vergrößern, vermehrc?n, 
die Kapazität stärken und auch entgegenkommen, wenn 
Betriebe dieser Art ·Rückzahlungsverpflichtungen ha­
ben - Sie wissen, worauf in anspiele hiet; b itte kom­
men Sie entgegen -, die unbedingt für dringende Er­
weiterungsaufgaben benötigt werden. 
Einige· Zahlen zür Wege-Frage! Mittelrhein, Ahr und 
Untermosel: Nicht durch Wege erschließbar 20 v . H . 
der Fläche, erschlossen erst ·20 v. H, als Wegeprogramm 
00 v. H. Deswegen überall als erste Fo1"derung der 
Gedanke: Weinbergswege erschließen! In der Forderung 
leicht zu stellen, im Realen aber ungeheuer schwierig. 
Vielleicht kann man beim Bundesernährungsm i.nlsterium 
erwirken, daß die Bundesrichtlinien über die Verwen­
dung der Mittel der Flurbereinigung dah ingehend ge­
ändert werden, daß mit den Mitteln auch Maßnahmen 
·zur Vorbereitung-O:er Flurbereinigung, wozu der Wege­
bau .gehört, gefördert werden dürfen. Der „G1ilne Be­
richt" sieht Mittel für Wegebau mit 70 Millionen DM 
vor, davon sollte ein erheblicher Teil für den Wege­
bau der Mosel abgezweigt werden. 
Weinbau und Landwirtschaft fordern pflegliche Für­
sorge. Der· „Grüne Bericht" spricht genügend darüber. 
Das, was Parlament und Spitzenbehörde verständnh;­
voll gewähren, sollte nicht in der mittleren und unte­
ren Instanz eingeengt werden. Das Wort; „In dubio 
pro agricola" - im Zweifel für Landwirte und WinzeI' -
sollte mit leuchtenden Buchstaben in jeder Amtsstube 
stehen. · 

(Beifall des Hauses.) 

Zur Frage der Forschung kurz :folgendes: Wir begrüßen 
das, was die Regierung auf dem Gebiete der Forschung 
getan hat. Ich erwähne bloß den Forschungsring, dessen 
Bedeutung man nicht hoch genug einschätzen kann. Die 
Mittel, die h ier hineingesteckt werden, strahlen unsicht­
bar aus, haben aber einen Effekt, den bloß die erkennen, 
die in die Sache hineinsehen. Die Bodenprobe soll gegen­
standsnahe sein, nicht von Speyer her für die -Mosel! 
Stärken Sie die Institute in Trier, damit die Dinge für 
d.ie Mosel gegenstandsnahe bea.rbeitet werden. Ein Be~ 
richt des Rechnungshofes, daß man daran denke, die 
Forschungsanstalt Trier nach Neustadt a. d. W. zu ver-
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legen, ist weltfremd! Die' Mosel braucht ihre eigene For­
schungsanstalt. Sie ist eigenständig_ Der Riesling hat 
sein eigenes Gesetz. Wir müssen die Stelle haben, die die 
Voraussetzungen unserer w~inbaulichen Arbeit sl'.hafft, 
sicherstellt und nach außen bekanntgibt. 

(Beifall bei der CDU;) 

Die Verlegung nach Neustadt ist wenig sinnvoll. Wir ste­
hen mit unsern pfälzischen Freunden gut, wir ergänzen 
uns sogar in kleinen und in großen Jahren. Etwas bitte 
ich Sie zu bedenken! Der Weinbau des Landes stellt eine 
Machtposition dar, aber zerteilt geht der Einfluß ver­
loren. Wir wissen, welchen Einfluß die so schätzenswer­
ten Branchen des Weinimports und -exports auf wirt­
schaftspolitischem Gebiet haben, wie sie so ganz anders 
d.enken als wir Weinleute:.Und wie mächtig, ja entschei­
dend sind . in fast allen Bundesländern gerade diese 
wichtigen Gruppen! 

Das konnte man sehen bei den Verhandiungen im Bun­
desrat am 10. Februar, wo um die Einfuhr griechischer 
Weine gekämpft wurde. Wenn nicht Rheinland-Pfalz. in 
die Bresche gesprungen wäre - nicht nur für die Mosel, 
sondern für den ganzen deutschen Weinbau - dann wäre 
es um uns geschehen gewesen. Was da geschehen ist, 
kann jeden Tag wieder passieren. Und dann ist niemand 
da, der für den deutschen Weinbau eintritt. 

(Beifall bei" den Regierungsparteien.) 

Deswegen muß die weinbauliche Machtposition Rhein­
land-Pfalz .erhalten werden im Interesse des gesamten 
deutschen Weinbaues. ' 

(Widerspruch bei der SPD.) 

Dem mit den Dingen Vertrauten ist bekannt, daß alles, 
was auf dem Gebiete des Weinbaues geschieht; pfleglich, 
antreibend, abschirmend usw„ hier von Rheinland-Pfalz 
aus geschieht; von den anderen hört man nicht viel. 
Aber was geschieht, ist gut. 

Noch ein Wort zum Weingesetz! Ich möchte dem 
Weinbau- und Weinwirtschaftsausschuß das Zeugnis 
ausstellen, daß das, was da bearbeitet worden ist, .die 
tragende Grundlage der Verhandlungen bei den Ver­
bänden gewesen ist. Bonn ist offenbar von den Vor­
schlägen abgewichen, die sauber und ausgewogen disku­

. tiert und abgewogen worden waren. Wir wollen hoffen, 
daß das, was da herauskommt, dem deutschen Weinbau, 
insbesondere den schwierigen Verhältnissen in den 
nördlichen Gebieten, voll dienlich ist. So möge die kom­
mende Regelung und eine starke Fürsorge dem gesam­
ten Weinbau - nicht nur den nördlichen Gebieten - dazu 
verhelfen, daß - um mit Goethe zu sprechen - der liebe­
vollste Fleiß des Winzers nicht mehr ein zweifelhaft Ge­
lingen, sondern ein sicheres, erfolgreiches Arbeiten wird. 

(Beüall bei der CDU.) 

Vizepräsident Bögler : 

Das Wort- hat Herr Abgeordneter Hachenberg von der 
Fraktion der CDU. 

Abg. Hachenberg: 

Herr Präsident! Ich bitte um ei~e gütige Vorschußzah- -
lung auf die Redezeit des nächsten Jahresl 

Vizepräsident Bögler: 

Das ist nicht gut möglich! Sie haben 10 Minuten, Herr 
Kollege! 

Abg. Hachenberg (fortfahrend): 
Ich verspreche Ihnen, daß ich iin nächsten Jahre hin­
sichtlich der Redezeit sehr bescheiden hier auftreten will 

-- -· ·-- -----------
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Unsere Etat­
beratungen stellen immer erhöhte Ansprüche an die 
Nerven der Mitglieder dieses Hohen Hauses. Vielleicht 
wird die. Beratung der Abschnitte „Fischerei, Jagd und 
Forstwirtschaft" soweit zur Erholung beitragen, daß 
wenigstens keine Nervenrisse eintreten. 
Ich bedauere außerordentlich, daß die Herren vom Mini-. 
sterium so schlecht hier vertreten sind. Ich hätte ihnen 
diese „Erholung" auch gerne gegönnt. 

Vizepräsident Bögler: 
1 Gestatten- Sie, daß ich Sie unterbreche! Ich darf dazu 

mitteilen, daß das K<1l:!inett eine Sitzung abhält wegen 
dringender Bundesratsbe·schlüsse, die für morgen gefaßt · 
werden müssen. 

Abg_ Hachenberg (fortfahrend): 
Bevor ich zu meinen Sonderaufgaben Fischerei, Jagd 
und Forsten komme, habe ich zwei Extra-Aufträge zu 
erfüllen, Herr Präsident. Gehen die auch noch von mei­
ner Redezeit ab? 

, 
Vizepräsident Bögler: 
Nichts geht ab! 

Abg. Hachenberg (fortfahrend): 
Notwendig ist die Wiederbesetzung der Kulturamts­
nebenstelle Altenkirchen, Herr Minister-Stellvertreterl 
Ich bitte, dies' vorzuvermerken. Weiter hat der Kollege 
Platten mich darauf hingewiesen, daß die Al tersversor­
gung unserer Landwirte - wie bereits von ihm im Jahre 
1951 vorgetragen - nun endlich einmal aktiv in Angriff 
genommen werden muß. 
Ich komme zum Abschnitt "Fischerei". Es ist der klein­
ste Abschnitt in unserem Etat. Trotzdem ist die Fischerei 
der Sport des kleinen Mannes. Rund.· 78 v. H. der ausge­
stellten Fischerei- oder Angelscheine sind von Arbeit­
nehmern eingelöst worden, und.davon 41,5 v. H. Arbei­
ter und der Rest Angestellte und Beamte, und nur 22 
v. H. von Gewerbetreibenden und sonstigen freien Be­
rufen. 
Nach den Unterlagen haben im Jahre 1955 in Rhein­
land-Pfalz 16 190 Personen den Fischfang sport- und 
berufsmäßig ausgeübt, davon 800 Angehörige der alliier­
ten Streitkräfte und 300 Ausländer. Seitdem im Jahre 
1954 das Fischereiabkommen mit den Alliierten getrof­
fen worden ist, darf man sagen, daß die früher bestan­
denen Schwierigkeiten bei der Ausübung des Angel­
sports restlos beseitigt sind. 
Ich muß dies hier sagen, weil 'ich in früheren Jah1·en 
oft und sehr ernst auf die Unannehmlichkeiten gegen­
über den Angehörigen der Besatzun;gsmächte hinge­
wiesen habe. Also wir sehen, daß der Fischereisport 
hier völkerverbindend gewirkt hat, so wie der Sport. 
im allgemeip.en. 

(Abg_ Dröscher: Sofern sie es nicht mit Hand-
', granaten machen!) 

Ich muß leider den Abschmtt „Fischerei" verlassen. 
weil ich noch auf den sehr wichtigen Abschnitt der 
Ja~- und der Fo,rstwirtschaft ZJUkommen muß. Im 
Haushaltsplan ist unter Titel 402 bei der Fischerei zur 
Hebung des FiL5cheinsatzes ein Betrag von 5000· DM 
durcll den Haushalts- und Finanzausschuß mehr ei.ll­
gesetzt worden, als die ursprüngliche Regierungsvor­
lage vor.sah, diese Erhöhung begrüße ich außerordent­
lich. Sehr zu begrüßen gewesen sind die staatlichen 
Maßnahmen zur Wiederinstandsetzung und für Neu­
errichtung von Teichen im wasserwirtschaftlichen In­
teresse, angeregt durch die Schutzgemeinschaft „Deut­
scher Wald", bei der auch die Fischerei Vorteil ge-

" 
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habt hat, und weiter die Förderungsmaßnahmen zum 
Aufbau von Forellenzuchten und Teichwirtschaften 
selbst. Eine Weiterführung dieser Maßnahmen wäre 
sowohl im Interesse der Wass~n'l'irtschaft als auch der 
Fischerei sehr wünschenswert. 
Bevor ich mich dem Etat der Jagdverwaltung zuwende, 
bitte ich, eine nicht zum Etat .gehören<le Ausführung 
machen zu dürfen. Der Ende Januar einsetzende starke 
Schneefall hat nicht nur Not in ·unsere Familien ge­
bracht, sondern in viel größerem Maße für unser Wild 
und unsere Vögel. Die Tageszeitungen haben ja aus­
führlich darüber berichtet. Um diese Not zu lindern, 
haben sich aber nicht nur Forstbeamte und Jäger be­
müht, nein - eigentlich die ganze Bevölkerung. Die 
Aufklärungsarbeit der Schutzgemeiinschaft „Deutscher 
Wald" - besonders durch Schulen und andere Organi­
sationen - hat hier wirklich einen sichtbaren Erfolg 
gezei.€tt. Die Lehrkräfte an den Schulen aller Arten 
brauchten ihre Schüler nicht aufzufordern, der notlei­
denden Vögel zu gedenken, nein - die einzelnen Schü­
ler sorgten von sich aus für Futterhih.lser und Futter­
ringe. Ich glaube, ich dar.f hier der Schutzgemeinschaft 
„Deutsclwr Wald" ·und allen weiteren Organisati.onen, 
besonders aber unseren Lehrkräften an allen Schulen 
und unseren Schülern danken. 

{Beifall des Hauses.) 

Um die Linderung der Wintersnot unseres Wildes hat 
sich noch eine wei1ere Gruppe von Menschen bemüht, 
die man sonst als nicht besonders wildfreundlich hin- . 
stellen will, nämlich unsere Bauern. Die gleichen 
Bauern, d ie noch Mitte Januar mit derben Worten 
über den Wildschaden gewettert und geschimpft hat­
ten, öffneten Scheunen und Heuböden und stellten 
Hafergarben und Heu zur :Fütterung des notleidenden 
Wildes gerne zur Verlügung. Auch ihnen ru danken ist 
für mich eine Ehrenpflicht. 

(Bravo! und Beifall des Hauses.) 

Kapitel 34 - Jagdverwaltung -. Einnahmen und Aus­
gaben dieses Kapitels sind durch Gesetz zweckgebun­
den. Unter Titel 300 sind auch die Fasanerien genannt. 
Hier möchte ich die Landesj.agdvenvalbung Pitten, dem 
Beisatz durch Fasane eine erhöhte Aufmerksamkeit zu 
schenken, da diese neben dem Feldhuhn bekanntlich 
Ka'l'toffelkäfer, Schnecken und anderes Ungeziefer kurz­
ha1ten. 
Jetzt komme ich zur eigentlichen Jagdverwaltung. 
Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir · die Er­
klärung, daß ich nicht Jäger bin, für den Fall, daß der 

· Herr Kollege König das 'noch nicht wissen sollte. 
(Abg. König: Sie stehen aber im Verdacht! -
Abg. Dr. Boden : Sie haben aber einen schönen 

Jagdanzug an!) · 
Bevor ich mich nun de.m Kapitel „Allgemeine Forst­
und Jagdverwaltung" zuwende, ei-n Wort :z;u der grünen 
Farbe im allgemeinen, zu der Jäger und Forstpersonal 
von mir gerechnet werden. Es ist schon richtig, daß 
diese „Grüne Gilde" eine besondere Vereinigung dar­
stellt. Wenn sie unter sich sind, benutzen sie eine 
Sprache, die ein Nichtangehöriger dieser Gilde nicht 
e.inmal verstehen kann. 

(Heiterkeit im Hause.) 
Politisch gefjihrlich sind frl.re Zusammenkünfte nicht. 
Dieserhalb bra1lcht der Herr Minister für Verfassungs­
schutz sich keinerlei Sorge zu machen. 

(Heiterkeit im Hause.) 
Bedenklicper ist aber die Frage, ob das Gebot: „Du 
sollst nicht lügen!" von ihnen nicht allzu oft übertre­
ten .wird. 

(Heiterkeit im Hause.) 

1 ·---„- -.--- ---··-

Durch d:iese Gebotsverletzungen werden die Mitmen­
schen aber nicht geschädigt. Sie selber haben das j a 
einstmals vor einem höheren Richter zu verantworten. 
Hierbei dürfen wir eine Tatsache aber nicht unerwähnt 
las-sen. Das Land Rheinland-Pfalz hat rund 725 000 
Hektar Waldfläche. Kriegs- und Nachkriegszeit hat­
ten diesem Wald ohne ~Rücksicht auf die Eigentümer 
ungeheure Wunden geschlagen. · Der Herr Kollege Drei­
seher hat in seinen Ausiführungen schon darauf hinge­
wiesen. Kahlflächen ·waren entstanden, die mehr als 
schmerzlich waren. Dazu kam, d aß wir in der franzö­
si'Schen Zone einen ungeheuren Mangel an Forstpflan­
zen hatten, die einstmals von Hölstein und Niedersach­
sen bezogen wurden. 

Was ist nun seit 1947 .geschehen. Zunächst wurden 
Baumschulen und Pflanzgärten bei uns angelegt. Diese 
Riesenkahl:flächen sind dank des un~mücllichen Ein­
satzes von Waldarbei.tern und' Forstleuten restlos auf­
geforstet worden, nachdem bei den Staatsverwaltungen 
der Landtag die entsprechenden Kredite bewilligt hatte. 
Gemeinden und Privatwaldbesitzer haben in ,gleichem 
Umfange die Aufforstung der Kahlflächen durchge­
führt. Dabei müssen wir berücksichtigen, daß die An­
lage einer JungkUltur bei uns im Lande Rhe1nl.and­
Pfal:z in den Hängen viel schw1erfger ist als in den 
Niederungen und als ·im Flachlande von Mitteldeutsch­
land und im Norden. Was aber innerhalb der letzten 
zehn Ja:hre cliurch Landesregierung und Besitzer der 
einzelnen Waldflädlen - Privat- und Gemeindewald -
.geschehen ist, darf uns mit Stolz erfüllen. Möglich war 
es aber nur durch die treue und nie erlahmende 
Pfiichterfüllung unserer Forstbeamten und der im 
Walde beschäftigten Arbeiter . 

(Bravo! bei der CDU.) 

Die · entscheidenden Einnahmeposten finden wir unter 
Titel 15, 16, 17, 19 und 21 des Kapitels 30 des Land­
wirtschaftsetats. ·Es handelt sich um Einnahmen aus 
Holz.verkäufen von forstlichen Nebenpmdukten und 
aus der .Jagd. 

Die Holzpreise unterliegen bekanntlich gewissen kon­
junkturellen Schwankungen: Das Pendel schlägt ein­
mal sehr hoch, ein andermal recht niedrig aus. In der 
Landtagssitzung vom 26. März 1953 hat Herr Kollege 
Hertel, für den Forst- und Waldwirtschaft immer ein 
besonderes Anliegen gewesen ist, auf Absatzschwie­
rigkeiten von Holz aus dem Pfälzer Wald hingewiesen. 
Damals war aloo das Pendel tief nach unten geschlagen. 
Ein andermal schlägt es vielleicht zu hoch. Im Forst­
wirtschaftsjahr 1955 erfolgte: eigentlich eine Beruhigung 
der Preise, Es gibt natürlich auch Leute, die ganz Hn­
derer Meinung sind. Hierzu gehört der 1. Vorsitz.ende 
der Europäischen Möbel-Union, Herr Bundestagsab­
geordneter Dr. Karl Atzenroth aus Koblenz. Die be­
kannte Hamburger Zeitschrift „Der Spiegel" vom 29. 
Februar 1956 bringt ein sehr nettes Bild von dem ge­
nannten Herrn Oberkollegen und seine Ausführun­
gen aus Anlaß der Kölner Möbelmesse. Mit Geneh­
migung des Herrn Präsidenten darf ich das kurz ver­
lesen. 

Vizepräsident Bagler: 
Nicht den ganzen Artikel! 

' 
Abg. Ha.chenberg (fortfahrend): 
- Nein, nJ.Jr einige Worte: 

Der deutsche Wald ist für die Bundesländer und 
für viele westdeutsche Gemeinden in den vergan­
genen Jahren zu einer sprudelnden Geldquelle ge­
worden. 
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Ich hoff~. daß kein . Amtsbürgermeister und kein Bür­
germeister hier ist, dei: von dieser sprusielnden Quelle 
mal übersprudelt wird -

(Heiterkeit im Hause.) 
Und so geht es nun weiter: 

Ob nun die Lücken in den Etats dazu geführt haben 
oder ob der kaufmännische Ehrgeiz leitender Be­
amter der Forstverwaltung die Triebkraft war, Tat­
,sache ist jedenfalls, daß die Forstleute auf den Holz­
auktionen von Jahr zu Jahr höhere Preise für das 
staatliche Holz erzielten. 

(Abg. Dröscher: Da1:1 stimmt, ja gar nicht!) 

Die Forstverwalter gingen kaufmännisch und klug 
vor. -

Und .so geht es weiter. 
(Abg. König: Haben Sie eigentlich herausgekriegt, 

wer das dem „Spiegel" gegeben hat?) 

- Nein, leider nicht! Jedenfalls ist es sehr bedenklich, 
was da noch behauptet wird, daß die Forstleute das 
wertvolle Holz vom Windwurf im Walde hätten liegen 
lassen, wodurch es verdorJ;en wäre. Hierzu möchte ich 
nur eine Frage an den Artikelschreiber stellen: Hat 
er einmal überlegt, daß Holzhandel und Holzindustrie 
oft jahrelang das Holz im Walde liegen laS:Seh und es 
nur auf ernstes Drängen der Forstleute herausgeholt 
wird? Ich kann doch nicht annehmen, daß das aus 
bilanztechnischen Gründen geschieht, oder soll das 
Holz ein.fach im Walde verderben? 

(Abg. Dröscher: Außerdem ist es um ein Drittel 
billiger als im Vorjahr; die Behauptung ist völlig 

falsch!) 

Bevor der fragliche Artikel zum Etat des Landes 
Rheinland-Pfalz ko'mmt, wird noch eingehend eine 
Holzauktion in Kronach (Oberfranken) erläutert. Hier­
auf im einzelnen einzugehen, dürfte sich erübrigen, da 
die bayrische Staatsforstverwaltung hierzu ausführ­
lich Stellung genommen hat. Der Herr Minister gehört 
nicht zu meiner Partei. Ich muß aber .hundertprozen­
tig das unterstreichen, was der Herr Minister Zietsch 
in seinen Ausführungen im bayrischen Landtag gesagt 
hat: 

(Abg. König: Ist ja auch ein Sozialdemokrat!) 

Diese Feststellungen stehen im übrigen im Wider­
spruch zu den Ausführungen des „Spiegels". 
Und nun zu dem Artikel deS „Spiegels" bezüglich des 
Landes Rheinland-Pfalz. Auch hier bitte ich den Herm 
Präsidenten um Erlaubnis, einige Worte verlesen zu 
dürfen. 

Vizepräsident Bögler: 
Herr Kollege, Sie haben die Redezeit bereits überschrit­
ten. 

Abg. Bachenb17rg (fortfahrend): 
Ich eile mich, so.schnell ich kann. Es werden da nun ein­
zelne Ausführungen gemacht. Ich bitte, sich den „Spie­
gel" vom 29. Februar zu besorgen. Da heißt es: 

(Heiterkeit im Hause.) 

Aber Stübingers Mahnruf verhallte. Der Landtag 
Rheinland-Pfalz stimmte für 45 Millionen DM Ein­
nahmen aus dem Holzverkauf. Da diese Summe nun 
ohne Rücksicht auf den Kampf der Bundesregierung 
um stabile Preise herbeigeschafft werden muß, for­
dern die Förster .in Rheinland-Pfalz jetzt die Holz­
preise pro Festmeter 61 DM gegenüber 55 DM im 
Vorjahr. Nur der einzige, der den Mut hat, gegen die 

hohen Holzpreise zu reden, das ist der Herr Minister 
Stübinger. 

(Abg. Dröscher: Hochinteressant!) 

~ ist sehr schade, daß der Herr Miruster nicht hier ist; 
sonst hätte ich ihm das sehr gerne mitgeteilt. 
Warum mei,ne ·Ausführungen zu den Darlegungen des 
Herrn Bundestagsabgeordneten Dr. Atzenroth im „Spie­
gel" vom 29. Februar 1956? Herr Dr. Atzenrä&Q hat ·die 
Erhö~ung der Möbelpreise, die zwangsläufig eintreten 
müßte, nur. mit der Preiserhöhung für Rundholz be­
gründet. 

(Abg. Dröscher: Da liegt der Has.e im Pfeffer!) 

Es wäre doch sehr interessant gewesen, wenn er bei der 
Begründung der Preiserhöhung angegeben hätte, nach 
welcher Kalkulationsgrundlage die Möbelindustrie ar­
beitet. Bekanntlich ist der Rohholzpreis der geringste 
Kostenfaktor eines fertigen Möbelstückes. Bereits im 
Jahre 1951 habe ich hier in ' diesem Hohen Hause meine · 
Hochachtung vor qer deutschen Möbelindustrie zum 
Ausdruck gebracht, indem ich darauf hinwies, daß trotz 
des Fehlens früher benutzter ausländischer Hölzer un­
sere Möbelindustrie und ·Bauschreinereien vorzügliche 
Arbeit geleistet haben. Diese meine Hochachtung möchte 
ich nicht eingeschränkt wissen, obwohl ich die vorer­
wähnten Ausführungen des Herren Präsidenten Dr. 
Atzenroth aber schlecllt anerkennen kann und ableh­
nen muß. 

Die bei Errechnung der Holzeinnahmen· im· vorliegenden 
Etat zugrunde gelegten Rundholzpreise bewegen sich 
durchaus auf der Mittellinie der im Bundesgebiet bisher 
erzielten Holzpreise. Sie liegen unter denjenigen Prei­
sen, die im vergangenen Jahr in Hes.sen und in Bayern 
erzielt wurden. 

Und nun zu Titei 21 „Einnahmen aus der Jagd". Bei der 
Beratung des Etats im Haushalts- und Finanzausschuß 
hat die Landesforstverwaltung gegen die Erhöhung die­
ses Etatansatzes Bedenken ge~ußert. Die Beratung fand 
in einem Augenblick statt, in dem die Schäden des har­
ten und schneereichen Winters unter unseren Wildbe­
ständen noch nicht übersehen werden konnten. Man 
glaubte, auch ·bei vorsichtiger Kalkulation den erhöhten 
Etatansatz nicht erreichen zu können. Der Herr Vorsit­
zende des Haushalts- und Finanzausschusses hat damals· 
eine spürbare Uberprüfüng dieser Frage in Aussicht ge­
stellt. Unter Berücksiehtigung des Wildverlustes durch 
den harten Winter wird es ja schon praktisch unmöglich 
sein, das Normensoll des Etats zu erfüllen; es sei denn, 
daß der gesamte Wildbestand mehr oder weniger abge­
schossen werden müßte. Kein Mitg1ied dieses Hohen 
Hauses wird dies von den veran tvvortlichen Männern 
der Staatsforstverwaltung fordern. 

In der Ausschußverhandlung wurde auch die F'rage der 
Verpachtung weiterer Staatsjagdflächen eingehend er­
örtert. Hiergegen habe ich deshalb .so erhebliche Beden­
ken, weil bei den verpachteten Jagden eine. Wild.stands­
regulierung bei besonders gefährdeten, wertvollen Kul­
turen Dich~ gewährleistet ist. Ich. bekenne mich zu den 
hierzu vom Herrn Kollegen Dröscher gemachten Aus­
führungen vollinhaltlich. Ich erinnere an das .Baader­
Gutachten, aus dem sich ja ergab, daß fast ausschließlich 
in den Staatsjagden die · Soll-Abschüsse auch erfüllt 
wurden. Nach den mir vorliegenden Mitteilungen sind 
die größten Wildschäden sowohl in der Land- als auch in 
der Forstwirtschaft in den verpachteten Jagd­
revieren, wo der Forstbeamte auf den Jagdbetrieb 
den geringsten Einfluß hat, zu verzeichnen. 

Im Kreise Prüm hat eine niederrbeinische Jagdgesell­
schaft ein großes Rotwildrevier - rund 8000 ha - ge­
pachtet. Der geschätzte ' und bezahlte Wildschaden im 

_-·i 

. „ 



378 Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, III. Wahlperiode 

(Hachenberg) 

Jahre 1955 be,trug 200 000 DM. Mehr brauche ich zu 
dieser Frage ja wohl nicht zu sagen. Die Hoffnung, 
durch Verpachtung weiterer Staatsjagden zur Ver­
minderung des Wildschadens zu kommen, dürfte f~hl 
am Platze sein. Dieser Umstand wird auch mit dazu 
geführt haben, daß andere Länder sogar ein Verbot 
erlassen haben, mehr als 25 v. H. der Staatsjagdfläche 
zu verpachten. 
Sofern meine Unterlagen zutreffen, beträgt die ge­
samte staatliche Jagdfläche im Lande Rheinland-Pfalz 
rund 211 000 ha. Hiervon sind bereits verpachtet 48 600 
Hektar, also rund 23 v. H. Um die von mir vorhin 
genannten 25 v. H. verpachtete Fläche zu erreichen, 
müßten noch weitere 2 v. H., also 4500 ha, verpachtet 
werden. Ich persönlich stehe auf dem Standpunkt - -

\ 
Vizepräsident Bögler: 

Herr Kollege, Sie haben Ihre Redezeit nunmehr um 
10 Minuten überschritten. 

Abg. Hachenberg (fortfahrend): 

Dann bitte ich, nur noch den Dank aussprechen zu dür­
fen, und dann habe ich noch ein Wort an den Herrn 
Landwirtschaftsminister. Ich möchte nur sagen: Ein 
Landwirtschaftsminister und ein höchster Forstbeam­
ter von Rheinland-Pfalz, der planlos eine Verpachtung 
derjenigen Flächen vorninunt, in denen sich unsere 
besten Kulturanlagen befinden, würde verantwor­
tungslos handeln, und der Herr Ministerpräsident von 
Rheinland-Pfalz ist ja für die gesamtpolitische Hal­
tung der Landesregierung verantwortlich. Ich nehme 
an, daß er auch die Verantwortung dafür zu tragen 
hat, daß nicht ohne Not wertvolle Kulturen nur des­
halb geopfert werden, weil sie nun einmal verpachtet 
werden solien, um damit einigen Großwildjägen1 .Ge­
legenheit zu geben, besonders schöne Geweihe hinzu­
legen, dafür bin ich natürlich nicht zu haben. 
Erfreut hat mi.ch die Tatsache, daß im außerordent­
lichen Etat für den Waldwege-Neubau zur Verbesse­
rung der Holzabfuhr der Betrag von 1 250 000 DM be­
reitgestellt wurde. 
Dank möchte ich allen denen sagen, die in der Für­
sorge für unseren Wald und für das Wild - soweit es 
zu ihren beruflichen Aufgaben gehört - in, Treue tätig 
waren. Beides zu hegen und zu pflegen ist eine schöne 
Aufgabe, und die rechte Erfüllung dieser Aufgabe 
dürfte sicher dem Wohle unseres schönen Landes 
Rheinland-Pfalz dienen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Vizepräsident Bögler: 
Ich erteile das Wort Herrn Abgeordneten Piedmont 
von der Fraktion der FDP. 

Abg. Piedmont: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich werde 
mich befleiß1gen, das Pensum, das ich zu absolvieren 
habe, schnell zu absolvieren. Ich werde mich kurz fas­
sen und zum Ausdruck bringen, daß unsere Fraktion 
dem Weinbauetat unseres Landes generell zustimmt. 
Das heißt aber nicht, daß nunmehr alle unsere Wün­
sche erfüllt seien oder daß ein Idealzustand erreicht 
sei. Bis dahin ist noch ein weiter Weg. 
Etwas zuversichtlicher stimmt uns im Augenblick der 
,.Grüne Bericht", der im Bundestaa·verabschiedet wurde 
und die damit in Aussicht gestellte Hilfe. Möge man 
nun auch schnellstens die Ankündigungen in die Tat 
umsetzen und beweisen, daß man nunmehr nicht mehr 
nur mit Versprechungen, sondern mit Mitteln helfen 

will. Unsere Bitte geht deshalb an unsere Landes­
regierung und. insbesondere an das Landwirtschafts­
ministerium, von sich aus alles zu tun, daß sich einer 
schnellen Verwirklichung dieser Hilfe keine Hinder­
nisse in den Weg stellen. 

Ich möchte nur kur% in die Einzelheiten des Etats ein­
steigen und zur Ergänzung des sehr eindrucksvollen 
Zahlenmaterials von Herrn Dr. Wolf noch ausführen, 
daß die .Produktion unseres Weinbaugebietes in Rhein­
land-Pfalz etwa 300 Millionen Hektoliter pro anno 
betragt, umgerechnet in D-Mark macht das etwa 400 
Millionen aus. Sie können an diesen Zahlen ermessen, 
welches Volumen unsere Weinbauwirtschaft im Lande 
hat, und dementsprechend können Sie den Wert der 
Zahlen beurteilen, wie sie sich im Etat des Einzel­
planes wi.derspiegeln. 

In Kapitel 02 - Förderung des Weinbaues - finden wir 
in diesem Jahr einen Posten von 290 000 DM, der sich 
aufschlüsselt in 135 000 DM für Forschungszwecke, in­
sonderheit für die Resistenzzüchtung gegen den Roten 
Brenner. Wir haben die Tatsache zu verzeichnen, da!~ 
nicht nur das Mo6elgebiet .sehr stark von dem Rot~n 
Brenner befa)len ist, sondern daß darüber hinaus jetzt 
auch Gebiete von Rhernhessen und der Pfalz in die­
sem Jahr erstmalig in größerem Maße davon befallen 
worden sind. Wer mit diesem Roten Brenner zu tun 
hat. der weiß, wie wichtig es ist, >das wir baldmög­
lichst auf dem Wege der Züchtung zu einem prakti­
schen Ergebnis kommen, damit dem Winzer ein Mittel 
in. die Hand gegeben werden kann, um diese Krank­
heit zti bekämpferi_ Die Summe von 135 000 DM fü1· 
Forschungszwecke heimelt einen an, wenn man ihn 
nnsieht, wenn man aber dem gegeniiber die Aufgaben 
in Betracht zieht, die vor uns stehen, dann ist es ein 
verscl11Ni.ndend kleiner Betrag> der uns f'Jr' die drin­
gend notwendige Forschung zur Verfügung steht. E~ 
handelt sich ja nicht nur um den Roten Brenner, .son­
dern es ist ja vor allen Dingen die Erforschung d1~r 
Unterlagsreben, die uns am Herzen · liegt, und ich 
weroe,,A:1achher noch auf dieses besondere Problem ein­
gehen. Es ist die Forschung nach der .biologischen Seile 
hin, <iie gaföroert werden muß, und wenn Sie hören, 
daß selbst die Berufsverbände dazu übergegangen sind. 
aus ihren Mitteln zusät.zl1ch Beträge für die regionale 
Forschung zur Verfügung zu stellen, so \verden Sie 
daran ermessen, wie ernst es uns damit ist, die Erfor­
schung dieser Fakten zu betreiben, deren Ursache und 
A.tlswirkung wir n?C11 nicht kennen. 

In dem gleichen Ka:pitel befindet sich erfreulfohP.r­
weise die Erhöhung des Titels 319, Zuschüsse für Z'ins­
verbilligte Darlehen zur SicheI'ung des B~tandes der 
Höfe nach der Höfeordnung. Diese Erhöhung von 
15-0 000 Dl\il ist sehr :iu begrüßen, obwohl wir - und 
das ist heute mittag ja auch schon angeklungen - der 
Meinung sind, daß die gesamte Höfeordnung eine>:"· 
Novelle bedarf, und zwar einer grundlegenden Novelle, 
um dieser segensreichen Einrichtung tatsächli<:h zum 
Durchbruch zu verhelfen und die Popularisierung der 
Höferolle weitgehend zu fördern. Mit d'iesen 250 000 DM 
ist zwar ein Grundstock gelegt, aber es ist bei weitem 
noch nicht das erreicht, was wir uns an :;ich von dieser 
Höferolle versprochen haben. 

Kapitel 03 bis 07, Landeslehranstalten: Es ist erfreu­
lich, festzustelle)l, d-aß generell alle Leh1·anstalten un­
seres Landes im Verlaufe der letzten Jahre sukzessiv 
in ihrem Niveau .gestiegen sind, daß sie ihre Aufgaben 
in der Praxis äußerst zufriedenstellend bewältigeq und 

,daß auch von seiten des Landes das Möglichste getan 
worden ist. Ich erinnere an die Anstalt ·in Trier, · di:? 
durch d<!n Krieg total zerstört war, die aber jetzt laog-
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sam wieder ihr altes Gesicht" erhält und auf ihrem 
wissenschaftlichen .. Gebiet nun wieder alles tut, um 
den Anforderunge??- aus der Praxis gerecht zu werden. 

Bei dieser Gelegenheit möehte ich darauf .hinweisen, 
daß vom Ministerium aus eine gerechte Verteilung de; 
Aufgaben auf die einzelnen Lehranstalten des Landes 
erfolgen muß, damit nicht die eirie oder andere Lehr­
c;nstalt das Gefühl hat, benachteiligt :ru sein, wie das - . 
das ist hier angeklungen - der Fall gew-esen ist. Ich 
möchte mich aber jetzt nicht in EinzeLlieiten ergehen 
oder Vorschläge dazu machen. Es wurde noch eine 
weitere Beobachtung gemacht, und zwar ist der Wunsch 
geäußert woroen, daß man doch den Dfrektoren der 
Lehranstalten. von seiten des Ministeriums etwas mehr 
Freiheit innerhalb ihrer Etatzahlen zugestehen sollte. 
Ich möchte dazu sagen, wir stehen auf dem Stand­
punkt, daß der Direktor eirier Aristalt ja tatsächlich 
eine Persönlichkeit ist un<l über die Angelegenheiten 
seines Bereiches entscheiden sollte, ohne daß sich das 
Ministerium in Mainz in die kleinsten Kleinigkeiten 
der internen Verwaltung •der Lehranstalt einmischt. Ich 
erinnere dabei nur an die Festsetzung der Vergütung 
für die Mahlzeiten im Internat in Trier. Hier wurde 
bisher für 1 DM ein Essen für die nicht internen 
Schüler, also die Fahrschüler, verabreicht. Das Mini­
sterium ordnete <lann an, daß in Zukunft 1,50 DM ver­
langt werden müsse, obwohl die Il'llternatsleiterin in 
der Lage war, ein diskutables Mittagessen für l DM 
herzus tellen. Der Erfolg war der, daß 30 Leute nun­
mehr in die Stadt gehen und im f(aufhof oder in einem 
Warenhaus für 90 Pfennig essen, und die Gesamt­
verpflegun·g wird dadurch meines Erachtens schlech­
ter. Es gibt dann nioch verschiedene andere Dinge, 
die 'mit in diesen Komplex hilleinfa1len, die aber 
hier nicht zur Erörterung gestellt werden sollen. 

Was die wissenschaftlich.en Institute an den L~ndes­
Iehranstalten anbelangt, so ist dazu :z;u sagen, d'aß die 
Ansätze in den Kapiteln 03 bis 07 dieses Einzelplanes 
bei. weitem nicht den· Ansprüchen genügen, die wir an 
diese wissenschaftlichen Institute stellen müssen. Die 
Forderungen, die wir an diese Untersuchungsanstalten 
:>tell•m - seien es die Weinforschungsinstitute oder die 
Bodenuntersuchungsinstitute oder die biologischen An­
:;talten -, sind so groß, daß ·die in d'iesen Ans'ätzen zur 
Verfügung gestellten Mittel nur für einen Bruchteil 
der gestellten Aufgaben ausreichen. Wir hoffen, daß 
auch in Zukunft vom Ministerium aus diesen Dingen 
besondere Pflege und besotidere Beachtung geschenkt 
wird und daß es sie in seine besondere Obhut nimmt in 
Anbetracht der Tatsache, daß - ich habe das eben ja 

' schon betont· - auch die Berufsverbänd~ vo11 sich aus 
diesen Instituten Mittel zur Verfügung stellen, um die 
Forschung weiter vorwärtszutreiben. 

Die Zentralstelle für Reblausforschu.n.g und Wieder­
aufbau in Neustadt 'ist im Etat mit 14 000 DM dotiert. 
Meine verehrten Damen und Herren, ich glaube, Sie 
werden mittlerweile aus .Q.'E!Il Beratungen über die 
verschiedenen Etats wissen·, daß man bei dem Um­
fang der Verseuchung und b.ei den g•roßen Aufgaben, 
die hier liegen, mit 14 000 DM nicht viel an.fangen . 
kann. Der praktische Erfolg kann noicht sehr groß 
sein, wenn man nur schon die personellen Kosten be­
rücksichtigt, ·die. diese Stelle aufwenden muß. Zu dem 
Vorschlag des Rechnungshofes, die beiden · Weinfor­
schungsanstalten Trier · und Neustadt zusammenzu­
legen, hat mein Vorredner, Herr Dr. Adams, schon 
Stellung genommen. Ich will nicht weiter darauf ein­
gehen, um die Diskussion nicht noch zu verlängern. 

Kapitel 22 bis 24; Rebenveredlung. Ich will . auf die 
einzelnen Anstalten in Nieäerlahnstein, Al~y. Rhcdt 

und Berg'Zabern nicht eingeheri, . sondern ich will 
nur ein !Toblein ansc:hn-eid-en, das uns generell im 
gesamten deutschen Weinbau mit tiefer Sorge erfüllt. 
Das ist die Unterlagsfrage. Meine verehrten Damen 
und Herren, wir haben sei:t etwa 20 Jahren mit dem 
Umbau auf Amerikaner-Rfropfreben in größerem Stil 
begonnen. Die Arbeiten sind a~laufen. Wir sind seit 
zwei Jahren jetzt verstärkt in den Umbau eingestie­
gen, und wir liefern unseren Wi.nze.m Material, das -
ertragsmäßig gesehen - den Anlschein hat, gut zu 
sein. Wir müssen uns aber bewußt sein, daß die Sl.tel­
len, die für dre Unterlagenlieferung in Frage kommen, 
einie ungeheure Verantwortung auf sich genommen 
haben in· bez.ug auf dieses Materi!al; mit dem sie jetzt 
d!ie mittleren und ldeineren Winzer beliefern; denn 
für diese Winzer ist das eine Kapitalanlage und ihre 
Existenz hängt davon ab. W.enn diese Unterlagsfrage 
sich aI:s eine. Fehlspekulation erweist, dann · ha.t das 
einen Millionen- oder sogar einoen Milliarden.schaden 
zur Folge, den unser gesamter Beruf&9tand tragen 
müßte. 

Wir sollten die Dinge nicht zu leicht nehmen. Die An­
gel-egenheiten, die jetzt auch in den einzelnen Gremien 
unserer Berufsorganisation und in der Regierung be­
sprochen werden, erfüllen uns mit einer tiefen Sorge, 
zumal maru a.ui dem wissenscb.aftlichen Boden sich 
noch nicht darüber klar ist, welches die richtige Un­
terlage ist, für wekhen Boden ist siie geej,gnet. Wenn 

· wir selbst in Frankreich die Parallelen suchen, müs­
sen wir feststellen, daß die E'ranzosen, die seit 50 
Jahren den Pfropfrebe.nbau betreiben, heute noch 
nicht klar sehen, was die richtige Unterlage ist. Sie 
haben Erkenntnisse heute, die wir W1S Leider noch 
n:icht zunutze gemacht haben. 
Ich möchle bei diesem Etat doch tjlas Ministerium dar­
auf aufmerksam machen, daß von Regierunigsseite aus 
alles getan werden soll, diese Dinge sehr ein.gehend 
zu untersuchen, damit wir da in Zul!;unft keine Panne 
erleiden und der Fluch des Berufsstandes nicht auf 
diejen·i.gen zurüCkfäH~ die dafür verantwortlich zeich­
n~n. 

Nun komme ich zu den Domänen, Kapitel 18. Dieses 
Problem wurde beute mittag ·schon angeschnitten. 
Hrer möchte ich den Domänenleitern dafür d ·anken, 
daß die Domänen, nicht wie es heute mitta.g ange­
klungen ist, sich ·n:icht für die Allgemeinheit eingesetzt 
hätten, sondern im Gegenteil wertvolle Vorarbeit ge­
rade h~nsichtlich des PfropfrebenbauE;S und der Sor­
tenauswahl für den Winzerstand geleistet haben. 

(sehr richtig! im Hause.) 

Das muß auch gesagt werd.en. Wenn diese Dinge auch 
in den Etats keinen Niederschlag finden, so ist es für 
uns praktilSche Winzer eine Freude, Parallelen ocier 
Vergleiche in diesen Staatsbetrieben uns ansehen zu 
können und aucll die exakt geführten Unterlagen 
bei den verantwortlichen Leuten ein.zusehen. Un­
sere Bitte ist diejen1ge, daß das Ministerium nun­
mehr verstärkt die Domänen einsetzt zur Ausprobie­
rung .der einzelnen Unterlagen, .auch zur Ausprobie­
rung d-er einzelnen Traubensorten. Wir 'im Berufästand 
sUnd uns darüber klar, daß im Moment alles in Be­
wegung ist, Fragen der Sorten und Fragen der Un­
terlagen. Jeder von uns weiß, dlaß es eine unbillige 
Zumutung iSt, daß wir in der Praxis diese Versuche 
auf eigene Rechnung und Gefahr durchführen und wir 
überhaupt nicht dazu in der Lage sind, dieses finan­
zielle Opfer Zll.l bringen, und es uns audl nicht zuge­
mutet werden kann„ Unseres Erachtens wäre es wich­
tig, daß wir von der Regier.ung und vom Ministerium 
aus die Domänen in Zukunft vel'Stärkt beauftragen, 
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Versuche durchzuführen, sowohl hinsichtlich der Un­
terlagen als auch der Traubensorte. Dann würde ein 
tatsächlich gutes Werk von den Domänen durch.ge­
führt und ~ würde auch zum Segen der Winzer an 
der Mosel, in der Pfalz und in Rheinhessen führen. 

(Beifall im Hause.) 

Zwn Kapitel 25, Reblausbekämpfung, will ich die 
Zahlen nur kurz nennen. Wir haben in dresem Jahr 
insgesamt Beihilfen für d~?O planmäßigen Wiederauf­
bau 1 250 000 DM, Rebentschädigungen 45tt 000 DM, Bun­
desmittel zum Wiederaufbau reblausverseuchter Gebiete 
500 000 DM, das macht zusammen 2· 000 000 DM, erhal­
ten. Dieser Betrag, das wissen Sie, fließt nunmehr in 
die Wiederaufbaukasse, wo skh die g'anzen Mittel für 
den Weinbau und Wfed,eraufbau zusammenfinden und 
dann in die einzelnen Umlegungs- und Aufbaugemar­
kungen hinausgehen. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch das Thema 
Wiederaufbaukasse anschneiden, dle mit einem Etat 
von 17 Millione:1 DM sehr segencsreich wirkt. Jch habe 
es, ich glaube im vorigen Jahr, von dieser Stelle aus 
erwähnt, daß selbst die schärfsten Gegner dieser Wie­
d-eraufbaukasse nunmehr aus eiriem Sauh.11S ein Pau­
lus geworden sind und der Wiederaufbau tatsächlich 
in erfreulichem Umfange von Jahr zu Jahr zunimmt. 
Hoffen wir, d-aß der Rückschlag, den wir in diesem 
Winter durch den Frost erlebt haben, nicht zu einer 
Krise sowohl in der Umstellung als auch in der 
finanziellen Gebarung Wlseres Auf;bauwerkes führen 
wird. 

Die Zahlen will ich nicht wiederholen. Sie sind sehr ein­
dringlich und vorbildlich von Herrn Beckenbach eben 
vorgetragen worden. Daran konnten Sie ersehen, wie 
langsam oder wie schnell der Wiederaufbau in unserem 
Lande vorangeht. 

Vizepräsident Bögler: 

Darf ich Sie darauf aufmerksam m achen, daß Sie noch 
eine Redezeit von 5 Minuten haben. 

Abg. Piedmont (fortfahrend): 

- Danke sehr! 

Dabei ist zu bemerken - das hat Herr Dr. Adams eben 
hier sehr treffend ausgeführt -, daß dieser Wiederauf­
bau bei uns an der Mosel noch weitaus schwieriger und 
kostspieliger sein wird, als das hier in Rheinhessen oder 
in der Pfalz der Fall ist. Wie wir diese Dinge in der letz­
ten Konsequenz bewältigen, das vermag ich im Moment 
noch nicht zu sagen. Denn, meine Damen und Herren, 
wenn Sie deai Kostenaufwand für Mauerbau sehen bei 
uns in den Steilhängen und die Kosten, die dde Kultur­
ämter vorveranschl-a·gt haben für den Wegebau, dann 
würden Sie staunen. 

Zum Kapitel 4'° ist noch zu s.agen, daß h insichtlich der 
Unterbringungsfrage einiges geklärt werden muß. Be­
züglich des Personalmangels bei der Landeskulturver­
waltung sind schon ausreichende Ausführungen gemacht 
worden. Ich will nicht mehr darauf eingehen. Wegen der 
Unterbringung haben wir ein besonderes Anliegen aus 
dem Trierer Raum vorzutragen. Hier muß versucht wer­
den, für die Leute geeignete Gebäulichkeiten zu fjnden, 
damit tatsächlich wirkliche Arbeit geleistet w.erden 
k ann. Es geht nicht an, .daß soundso viele Leute im 
Außendienst sein mUssen, weil sie im Innern des Bau~s 
keinen Arbeitsplatz haben: · 

(Abg. Weis: Sehr richtig !) 

Ich glaube, die Zeiten sind doch vorbei, daß derartige 
NoUösungen getroffen werden müssen. Das ist, glaube 
ich, eine Forderung, die nicht unbillitf ist. 

Ein besonderes Augenmerk möchte ich aber noch au.t die 
Reisekostenmittel richten. Sie haben in diesem Früh­
jahr bei den Kulturämtern, wenigstens im Trierer 
Raum, zu einer Katastrophe geführt. 

(Abg. Beckenbach: Nicht nur im Trierer Raum!) 

Wenn tatsächlich Landzuteilungen ausgesetzt werden 
müssen, und die Bauern, obwohl die Zusammenlegung 
soweit fertig und abgeschlossen ist, nicht in diesem 
Frühjahr zu ihrer Zuteilung kommen, nur weil 1000, 
UlOO oder 3000 DM Reisekosten fehlen, wie das in Irsch 
im Kreise Saarburg vorgekommen ist,- dann glaube ich, 
hätte man doch etwas vorplanen sollen. 

(Abg. Dr. Habighorst: Das sind Organisationsfehler!) 

- Jawohl, Herr Dr. Habighorst, das sind Organisations­
fehler. Ich will Ihnen sagen, daß man sich b~irn Kultur­
amt in Trier selbst geholfen- hat, indem man die Auf­
baugenossenschaften belastet hat und sich intern ein 
Darlehen hat geben lassen mit dem Bemerken: We11n 
das Etatjahr anläuft, dann bekommt ihr den Betrag von 
uns - Kulturamt - wieder zurück. Wissen Sie, was pas­
siert ist? Der Rechnungshof kam und hat den Vorsteher 
mit einem Verweis bestraft und erklärt: Wie können Sie 
so was mache,n, das ist nach Paragraph sowieso unzu ... 
läss~! Ich weiß, daß die Bestimmungen dazu da sind, 
um befolgt zu werden. Aber wenn aus diesen Tatsachen 
derartige Dinge nachher in der Praxis herauskonunen, 
dann glaube ich, dann sollte man dafür kein Verständnis 
haben, sondern etwas großzügiger darüber hinwegsehen. 
Im übrigen möchte ich auch dem Ministerium und allen 
im Ministerium Beschäftigten1 die zum Wohle und zur 
Freude des deutschen Weines mitgearbeitet haben, den 
Dank aussprechen· un.d nochmals sagen, daß wir, was 
den Weinbauetat' anbe1angt, den Vorschlag der Regie­
rung annehmen werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vjzeprisident Bögler: 

Ich erteile das Wort Herrn Abgeordneten Beckenbach, 
dem noch 3 Minuten Redezeit zur Verfügung stehen. 

Abg. Beckenbach: 

Herr Präsident! Meine pamen und Herren! Ich hatte 
Ihnen vorhin erklärt, daß wir dem Herrn Landwirt­
schaftsmlDister gerne persönlich unsere grundsätzliche 
Auffassu:r;i.g zu den von mir behandelten Fragen unter­
breitet hätten. Ich habe es unterlassen, weil ich geglaubt' 
habe, meine Redezeit wäre abgelaufen. Wir halten diese 
grundsätzlichen Feststellungen aber für so wichtig, daß 
wir sie dem Hohen Hause nicht unterschlagen wollen. 
Ich hatte vorhin zum Ausdruck gebracht, daß es notwen­
dig wäre, daß ein Nachtragsetat zur Realisierung der 
Möglichkeiten der Soforthilfe von der Bundesseite aus 
eingereicht werden muß. Wir wünschen, daß mit dem 
Nadltragsetat ein Agrarplan für das Land Rhelnland­
P!alz eingereicht wird, aus dem hervorg.eht 
1. der Gesamtaufwand und der Gesamtumfang der 

nötigen Maßnahmen, 
2. die Größe der jeweiligen Jahresquoten, 
3. die Beschaffung der Mittel, 
4. die denkbarste Vereinfachung des Verfahrens, 
5. weitestgehende Aufklärung und Beratung der bäuer­

lichen Interessenten, die in den Genuß dieser Maß­
nahmen kommen sollen. 

Ich lege Wert dar.auf, daß diese grundsätzlichen For­
derungen und Punkte in das Stenogramm aufgenom­
men werden, weil wir in ' den Beratungen des Aus-



12. SitzÜng, 21. März 1956 381 
. ·· - ··--·· ·-··---

(Beckenbach) 

schusses, in dem das Programm nun seine en~tige 
Formung finden soll, diese Punkte besprechen müssen. • 
Wir legen den denk!bar größten Wert darauf, daß das 
V erfahren besser wird, da es sehr viel zu wünschen 
übrig läßt. Wir bitten um Vorschläge - wir werden 
unsererseits unsere Vorschläge unteJ.>breiten -; wie die 
Verfahrensfrage günstiger gelöst werden kann als 
seither. Wir denken uns zum Bßispiel, daß alle die 
kleinen und mittleren Verfahren nicht unter allen 
Umständen ein.igeMale zu Regierung~elfen laufen müs­
sen, dann wieder zurück zu den Kulturämtern. Auch 
braucht nicht ein Bewilligungsausschuß gebildet wer­
den, sondern es müßten drei oder vier sein zur Be­
willigung der Anträge. Wir denken uns auch - was das 
Wichtigste ist - eine weitgehende Aufklärung über die 
zu erfassenden Maßnahmen von seiten der Regierung 
auf dem Lande in den Kreisen, für die e'i.gentlich die 
ganzen Maßnahmen gelten sollen. Ich stelle mir .. zum 
Beispiel vor, daß zunächst einmal über die untere 
Verwaltungsbehörde allen Bauern zugänglich gemacht 
wird, welchen Weg sie einzuschreiten hapen, wenn sie 
eine der Maßnahmen in Anspruch nehmen wollen. Das 
ist im Kreise der Interessierten. draußen völlig 
unbekannt. Wirwünschen, daß über die Landwirtschafts­
ämter oder unteren Verwaltungsbehörden Stellen ein­
gerichtet werden, die zuerst die Anträge entgegen­
nehmen, damit man nicht ein halbes Jahr zu suchen 
braucht, wie man überhaupt seinen Antrag loswerden 
kann. 
Ich wollte also zum Au&druck bringen, daß alle geziel­
ten Maßnahmen einer Verfahrensvereinfachung be, 
dürfen. Ich hätte auch gerne, daß Sie, Herr Ministe­
rialdirektor, unsere Ansicht in dieser Beziehung wort­
getreu dem Herrn Minister übemU.tteln. 

(Beüall bei der SPD.) 

Vizepräsident Bögler: 
Ich erteile das Wort dem Vertreter des Landwirt­
schaftsministers, Herrn Mir).isteriaidirektor Hartmann. 

Ministerialdirektor ~artmann: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nachdem 
mit so großer politischer Wärme die Angelegenheiten 
der Landwirtschaft, .des Weinbaues und der Forsten 
von Rheinland-Pfalz von den verschiedenen Herren 
der Fraktionen vorgetragen wo1'<'1!en sind, bleibt mir 
nun in verwaltungsgerechter rein sachlicher Form zu 
berichten, 
Um die Lage unserer Landwirtschaft :ziu charakterisie­
ren, ist es n~twendig, uns einige wichtige Zahlen vor 
Augen zu halten. Wenn wir dabei Zahlen der Bundes­
republik verwenden, so besteht unseres Erachtens kein 
stichhaltiger Grund dafür, anzunehmen., daß die Relation 
zu der Agrarproduktion des Landes, abgesehen von eini­
gen wichtigen standortgemäßenSonderheiten, wesentlich 
abweicht. Die westdeutsche Landwirtschaft hat den 
schweren Schock der Kriegs- und Nachkriegszeit über­
wunden. 

Ihre Produktionsleistungen, die 1946/47 auf etwa 60 
v. H . herabgesunken waren, lagen im vergangenen 
Wirtschaftsjahr mit 22 v. H. über der Vorkriegszeit. 
Diese enorme Leistungssteige:rung fand selbstverstän!i­
lich ihren Niederschlag in wesentlich höheren Ver­
kaufserlösen, die 1954/55 nahezu 14 Milliaroen betru­
gen, also rund 4 Milliarden mehr als im Jahre 1950/51: 
Die Erhöhung in Getreidewert ausgedrückt beträgt 
rund 33 dz je ha. Diese Leistung der deutschen-r.„an.d­
wirtschaft wird lediglich übertroffen. von den Bene­
luxländern und Dänemark, s_ie wird aber weit unter-

schritten von Großbritannien, Norwegen, Schweden, 
Frankreich und Italien. 

Demgegepilber standen laufende Betriebsausgaben von 
.über 9 Milliarden, die um rund 3 Milliarden höher la­
gen als 1950'/51. Allein die Ausgaben für Neubauten 
und neue Maschinen wie.9en 1954/55 einen Betr.ag von 
l,&5Milliarden, a'!so diedoppe1·1:e Höhe dle9Jahress 1960;/51 
auf. Der Differenzbetrag zwi:sch.en Aufwand und Ver­
kaufserlösen,„ verlügibar zur Verwendung für die Be­
zahlung der persönlichen Steuern, der Lastenausgleichs­
ausgaben und der Barentlohnung für Familien-Arbeits­
kräfte, Lst gegenüber den beiden . vorausgegangenen 
Jajlren geringer geworden. 

Der Index der landwirtschaftlichen Erzeugerpreise lag 
1954/55 bei 202, der Index für landwirtschaftliChe Ma­
schinen und 1Geräte bei 230. Im letzten Jahr ist de~ 
Index für Ernährungskosten um 1,7, der·Erzeugerpreis 
der Industrie um 2,6, der Rohstoffe agrarischen Ur­
sprungs mn 2,6, der industriellen Rohstoffe um 4,5' v. H. 
gestiegen. Aus diesen nüchternen Feststellungen rüh-
ren die Spannungen zwischen der Agrarwirtschaft und , . 
der.übrigen Wirtschaft. in Westdeutschland und die be­
greifliche Unruhe im Landvolk, das an der allgemei-
nen Wohlfahrtsentwicklung nicht de.n ihm gebühren-
den Anteil nehmen konnte. Die auf Grund des Land­
wirtschaftsgesetzes erfolgten a"Uthentischen Erhebun-
gen innerhalb der westdeutschen Landwirtschaft, die 
ihren Niederschlag in dem sogenannten Grünen Be­
richt finden., stellen mit dürren Worten eine Unter­
.bilan.z der westdeutschen Landwirtschaft um rund 2 
Milliarden iest. Es ist dabei für die Gesamtbeurteilung 
der ~ituation unerheblich, daß es .trotz alledem einem 
kleinen Teil der· Landwirtschaft verhältnismäßig gut 
geht. Andeutungen in dieser Hinsicht sind vorhin von 
einigen Herren Abgeordneten gemacht worden. Das 
betrifft vor allen Dingen d'ie großen Höfe über 50 ha 
mit einem Hackfruchtanbau und. mit Hackfrucht- und 
Getreideanbau, von denen wir im Lande Rheinland­
Pfalz leider nur sehr wenige haben. 

Schlecht geht es den übrigen Betrieben-. Und je kleiner 
die iu bewirtschaftende··Nutz.fläche, um so stärker de;: 
Anteil der Futterfläche im Betrieb. Mit diesem „Grilnen 
Bericht" wurde das bestätigt, was den Betroffenen und 
dem engen Kreis der wirklich Sachkundigen bekannt 
war, wovon sich aber die übrige Öffentlichkeit keinen 
Begriff machen konnte. Über den Umfang der Unter­
bilanz bestanden keine klaren Vorstellungen, selbst b'tfi 
den Fachexperten nicht. Die errechneten Düterenzen 
fagen zwiSchen 1 Milliarde wi.d 7 Milliarden. Diese Un­
kenntnis öffnet wilden und willkürlichen· Schätzungen 

' Tür und Tor. Daß <fiese Schätzungen in der Öffent­
lichkeit nicht ernstgenommen wurden, liegt unseres 
Erachtens in der gefühlS'IIläßigen Beurteilung der Lage 
deI; Landwirtschaft, die sich an wirklich herausgegrif-
fenen Äußerlichkeiten. bildet. • . · 

Die Klagen der Landwirtschaft nahm man auch bei 
ständiger Wiederholung of.t ·nicht immer ernst. So be­
deutet das Landwirtschaftsgesetz im Falle seiner recht­
zeitigen und ricli.tigen Anwendung eine Wende unserer 
Agrarpolitik und auch in dem durch viele Ressenti­
ments bedrückten Verhältnis zwischen Stadt und Land. 
Sein entscheidender Vorteil ist, daß jährlich- einwand­
freie Fest&tellungen. getroffen werden über die Lage 
unserer Landwirtschaft und daß die Bundesregierung 
auf Grund dieser jeweils erfolgenden Erhebungen. zu 
Maßnahmen verpflichtet ist, um die Ertragslage un­
serer Landwirtschaft den jeweiligen wirtschaftlichen 
Verhältnissen der· Bundesrepublik anzugleichen. 
E~ Nachteil des „Grünen Berichts" ist zweifel'Sohne, daß 
genaue und exakte Unterlagen, die sich auf einwand-
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freie Buchführungsergebnisse stützen können, von 
kleinen Betrieben nicht oder nur ganz unzureichend 
vorliegen. Es ist deshalb für künftige Berichte unbe­
dingt erforderlich, daß auch die Kleinbetriebe unseres 
Landes mehr als bisher erfaßt werden. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Die Buchstellen der Landwirtschaftskammern haben 
die Aufgabe, geeignete Kleinbetriebe zu werben. Sie 
erhalten für jeden geeigneten Betrieb 250 DM, die im 
großen und ganzen ausreichend sein dürften, um die· 
dabei entstehenden Unkosten zu decken. Ich darf in 
diesem Zusammenhang auf die Bemerkungen der Her­
ren Abgeordneten Schultz und Dröscber hinweisen. 
Wie Sie wissen, hat die Bundesregierung auf Grund 
des. ,~Grünen Berichts" im sogenar....,,.~ten nGrü...Tlen Plan" 
Maßnahmen zur Hilfe für die Landwirt~chaft vorge­
schlagen, die im Grundsatz vom Bundestag angenom­
men worden sind mit der Maßgabe, daß d ie Gesetz­
gebung des Bundes in dieser Richtung möglichst rasch 
wirksam wird. Es wurde in der Debatte des Bundes­
tages von einer Feier der Agrarpolitik gesprochen. 
Wenn ich mich recht entsinne, war es der Professor 
Baade, der diesen Ausdruck gebrauchte. 
Wir von uns aus möchten diesen "Grünen Plan" als den 
Plan des guten Willens bezeichnen, der Landwirtschaft 
zu helfen, ags den Anfang ein'er positiven Agrarpolitik, 
zu helfen, als den Anfang elner positiven Agrarpolitik, 
union zu s tärken und zu heben und dem Bauemstand 
das Gefühl der Unterlegenheit und der Isolierung zu 
nehmen und seine Stellung in der Familie des Volkes 
zu festigen. Der „Grüne Plan" sieht die Bereitstellung 
von 706 Millionen DM an Beihilfen und 190 Millio­
nen DM an zinslosen Krediten vor. Nach den Erläute­
rungen, die Herr Bundesernährungsminister Dr. 
Lübke gegeben hat, wird diese Hilfe mindestens in 
der gleichen Höhe wenlgstens drei Jahre iang bei 
einzelnen Maßnahmel;l bis auf weiteres fortgesetzt. 
Der Herr Abgeordnete Dröscher hat vorhin erwähnt, 
diese Maßnahme dürfe nicht einmalig sein, sondern wenn 
sie überhaupt einen Erfolg haben sollte, dann könne 
nur eine fortgesetzte Hilfe tatsächlich eine Entlastung 
bringen. Zu dieser Hilfe im „Grünen Plan" kommt jetzt 
die Erhöhung des Haushalts des Landwirtschaftsmini­
steriums des Bundes im Jahre 1956, und zwar in dem 
Kapitel „Förderungsmaßnahmen für die deutsche Land­
wirtschaft". Der Ansatz dieser Summe wurde auf 325 
Millionen erhöht, also gegenüber dem Vorjahre etwa 
verdoppelt. Für uns ist es wichtig, daß die Mittel des 
,.Grünen Planes" unabhängig davon gegeben werden, ob 
sich die einzelnen Bundesländer mit zusätzlichen Lei­
stungen beteiligen oder nicht. Es wird allerdings die 
Erwartung ausgesprochen, daß sich die Länder ent­
sprechend ihrer Finanzkraft bei einzelnen Maßnahmen 
angemessen beteiligen. Ich darf hier den Wortlaut des. 
„Grünen Berichtes" - mit gütiger Erlaubnis des Renn 
Präsidenten - vortragen. Da ist ein gewisser Gegensatz 
zu der Erklärung vorhanden, die vorhin der Herr 
Abgeordnete Beckenbach abgegeben hat. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Durchführung 
der vorgesehenen Maßnahmen unverzüglich in An­
griff zu nehmen und beschleunigt durchz.uführen. 
Es ist deshalb von größter Bedeutung, daß die Län­
der, in deren Zuständigkeit die Mehrzahl der vor­
gesehenen Maßnahmen liegt, durch eine ihren 
Kräfteverhältnissen entsprechende Mehrleistung 
diese Aktion nachdrücklichst unterstützen. 

Damit ist wohl gesagt, daß die Hilfe, die der Bund 
gewährt, nicht abhängig gemacht wird von der Hilfe, 
die nun das einzelne Land zu geben verpflichtet sein 
soll. (Abg. Dr. Habighorst: Dann wäre es auch 

keine Hilfe!) 

- Sehr richtig! Der Voranschlag des gesamten ordent­
lichen Haushalts des Landwirtscha.ftsministeriums siebt 
eine Erhöhung von 19 Millionen auf 25,5 Millionen DM 

'vor, also rund 6,5 Millionen DM. Aus dem Vorgriff in 
dieser H insicht sehen wir die Erhöhung der MHtel zur 
Bekämpfung der Rinder-Tbc von 500 000 DM auf 3 Mil­
lionen DM als eine wirkliche Hilfeleistung an. Als 
einen weiteren bedeutsamen Vorgriff sehen wir fol­
gende Erhöhu~gen an: 

Förderung der Tierzucht und de-s Milch- und Molke­
rei~ns, Förderung des Weinbaues e inschließlich 
der Weinwerbung um 70 000 DM, Mittel für Zinsverbil- 1 

ligurugen, Darlehen und Zuschüsse zur Sich·erung des 
Bestandes der Höfe nach der Höfeordnung, Durchfüh­
rung der Aussiedlung von lOO<>OiO DM auf 250 00{] DM 
und die Erhöhuillg der Ansätze für die Wasserwirt­
schaftsverwaltung um über 1,5 Millionen DM. 

Es wird sicher nicht möglich sein, dturch diese Maß­
nahmen des Bundes und des Lanrles die bestehende 
Disparität zu beseitigen, doch ist es ein Politikum 
erster Ordnung, durch systematisches Zusammenwir­
ken aller Kräfte der Verwaltung, der Wissiensch:i.ft 
und Forsch.U111g, der Lehre und Beratung, der Be­
rufsvertretung und aller einschlägilgen Verbände .;o­
wie auch der ö.ffentlichkeit, alle Ansll·engungen z.u 
unternehmen, um den immer schwieriger werdenden 
Selbstbehauptungskampf der Landvdrtschaft zu unter­
stützen. Die Hauptlast, dessen sind wir uns vollstän­
dig bewußt, liegt dabei auf dem leis-tungswillig<m 
Landvolk selbst. Es wäre im Zeichen des guten Wi1-
lens, der sich · besonders im „Grünen Plan" dokumen­
tiert, verfehlt, wenn das Landvolk in seiner Kritik 
und seiner Isolierung verharren würde. Die Landwirt­
schaft, die mehr als alle anderen Berufe und Stände 
in ihrer Berufsarbeit auf sich selbst gestelll ist, kann 
nur in inniger Verbindiung mit den übrigen Beru fs­
ständen bei durchdachter und planmäßilger An.we?1-
dung der ihr zur Verfügung stehenden zeitgemäßen 
Mittel den Anschluß an die allgemein'e wirtschaftliche 
Entv.:icklung erlangen und halten. 

Auch -in unserem Lande kommen 40 bis 50 v. H. der 
landwirts~aftlichen Einnahmen aus der Tierhaltun.~. 
Sie stellt für den bäuerlichen Betrieb, insbes.ondere 
für den kleinbäuerlichen Betrieb. in uns eren Höh::n­
gebieten un-d den sogenannten Notstandsgebieten, die 
Haupteinnahmequelle dar. Von dem Herrn Abgeord­
neten Peters wurde gefragt, wie weit wir bei den Not-

~ standsgebieten seien, um sie in das Sanierungspro­
gramm einzugliedern. Diese Frage ist leider immer 
noch nicht entschieden, weder für den Westerwa!dkreis 
noch für die Teile des Kreises Mayen. 

Wi:r sind weiter bestrebt, diese beiden Gebiete in das 
GesamtsanierUri.gsprogramm J~inzubeziehen. Uns ist der 
Vm-schlag g.emac..'lt v„torde n, ·.;.;enn ·wir diese Gebiete in 
das San.ierungsprogramm einbeziehen wollten, dann 
up.ter Verzicht auf andere Sanierungsgebiete. Einen 
derartigen Vorschlag können wir natürlich nicht ak­
zeptieren. Wir haben ihn auch schärfstens abgelehnt. 

(Präsidel1Jt Wolte·rs übernimmt den Vorsitz.) 

Unser Augenmerk muß sich besonders au! die Pflege 
des Grünlandes richten. Im natürlichen Grünland 
ruhen noch die größten Ertragsreserven. Wir haben 
deshalb seine Verbesserung und bessere Nutzung in 
den Vordergrund unserer Bemühungen gestellt. Die 
Subvention der Düngemittel rollte vor a llem zu einem 
ve~hrten Einsatz von ~aruielsdünoger, besonders Cür 
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das Grünland, benutzt werden. Der „Grüne Plan" ver­
t'eilt <lie Mittel global; man müßte aber e<wägen, ob 
nicht dort zunächst etwas gegeben wird; wo die ·Hilf.e 

· dringerud erforderlich Ist. Hier könnrt.e auch etwas 
mehr g·egeben werden als dort, wo nach dem Bericht 
die Liquidität de-r Landwirtschaft einwandfrei nach­
gewiesen ist/ wo s-ogar die Parität von 100 weit über­
schritt-en ist, nämlich -· das ist schon angedeutet war­
.den - in den gesunden und ertragreichen Hackfrucht­
€;2'6enden 7 , nennen wir es Niederaachsen. 

(Abg. Dröscher: Sehr richtig!) 

Mehr und besseres Futter wirkt sich aber nur dann 
in höheren Leistung-en·uni>erer Tier-bestände aus, wenn 
es sachgemäß verfüttert wird, In d iesem Zusammen­
hang sieht der „Grüne Plan" vor, daß auch Futterwirt­
schaftsberater eingesetzt werden, damit das vorhan­
dene Futter auch sachgemäß angewandt wird. Inso­
fern mißt auch der Bund der Fütterung9beratung ganz 
besondere 'Bedeutn.i.ng zu. Die Verbesserung der Hal­
tungsverhältn-isse ist ul'llter a1len Umständen anzt..:­
streben. Gekrönt werden diese Bestrebun.gen durch 
emoe intiensive Förderung der Landestierz.ucht und 
durch hesseI'e Anstrengungen iur Sanierung un~ercr 
Tierbesitände. 

Zur Sanierung unserer Tierbestände nur ein einziges 
Wort! Hier ist vorhin sehr viel von den Ai.ismerz.ungs­
beihilfen gesprochen worden. !eh glaube, ich kann 
mich hier auf d·ie ·Erklärungen beziehen, die der Herr ' 
Innenminister heute mongen gegeben hat. Sobald die 
Haushaltsberatungen abgeschlossen sind, werd~n sich 
Innenministerium und Landwirtschaftsministerium zu­
~ammensetzen, um im Sinne des von Hen-rn BH!en ge­
machten Vorschlages z.u versuchen, nun die Mitt21 

. .dahL."l zu verteilen, v."o sie nicht ·global, sondern v·.s·o 
sie gezielt eingesetzt werdel} können. 

(Beifall ~i der CDU.) 
Ein besonderes Anliegen in. RbeinlaM-Pfalz ist selbst­
verständlich die nachhaltige Förderung unserer Sonder­
kulturen. Das Ziel ist die Herstellung der Wettbewerbs­
fähigkeit unseres Wein-, Obst- und Gartenbaues durch 
Hinlenkung der Erzeugung auf marktfähige Qualitäts­
ware und Senkung des Betriebsaufwandes durch eine 
umfassende Rationalisierung. Unser aufblühendesSchul­
und Beratungswesen dient der „Melioration" der Köpfe 
als Voraussetzung für jeglichen anz:ustrebenden Fort­
schritt. Unterstützt wird ... es durch umfangreiches For­
schungsversuchs- und -untersuchungswesen, das auf die 
besond~ren Verhältnisse unseres Landes ausgerichtet ist. 

Um seiner doppelten Funktion als Wirtschaftsbetrieb 
und ausgleichender Faktor in der Landwirtschaft dienen 
zu können, erfordert der Wald nach wie vor eine inten­
sive Pflege.Nach d~n Vorgriffen und der Zerstörung durch 
Aufrüstu!!;g," Kr ieg und insbesondere die Nachkriegszeit 
muß alles getan v.:erden, um auch hii2r v.ticder zu einer 
ausgewogenen notmalen Bewirtschaftung zu kommen. 
Die zusätzlichen Kahlflächen im Staatswald sind restlos 
aufgeforstet, und in Privat- und Körperschaftsverhält­
nis ist es gelungen, mit Hilfe von Zuschüssen rund 16 000 
Hektar aufzustocken~ ·All!I vordringlichste Aufgabe gilt 
es, die bestehenden Rücksti;inde in Gemeinde- und Pri­
vatwald aufzuholen. Das wird allerdings nur mit Hilfe 
von öffentlichen Mitteln, Zuschüssen und Krediten mög­
liCh sein. 15 000 Hektar Ödland harren der Aufforstung, 
und 40 000 Hektar Niederwald sind aus wirtschaftlichen 
1.\fld sonstigen Gründen ~n absehbarer Zeit in Hochwald 
umzuwandeln, eine Forderung, die auch bereits aus dem 
Kreise 'des Hohen Hauses heute hier gestellt worden ist. 
Auch die Vorratslage selbst im Staatswald ist mit nur 
7~ bis 75 Prozent der Norm auch heute noch immer un-

befriedigend. Der Holzeinschlag muß also dieser Vor­
ratslage in etwa angepaßt werden. Im Jahre 1956 ist des­
halb ein Einschlag von 3,5 Festmeter pro Hektar als zu­
lässig anerkannt; das sind 21/Ji Millionen Festmeter. Da­
von entfällt etwa ein Drittel des Einschlages auf den 
Staatswald. Unbeschadet dessen sind wir der Auffas­
sung, daß Wir im Jahre 1956 eine ausreichende Versor­
gµng der heimischen Holzwirtschaft zu gewährleisten 
und in erster Linie.dem Baumarkt das benöt igte Roh­
h?lz. bereitzusbeUen in der ;r..age sein werden. 

Zur Chru;-akterisierung der Lage auf dem Holzmarkt 
möchten wir folgendes bemerken: Im abgelaufenen Jahr 
wurde der Einschlag als Folge der Windv,:ürfe vom De­
zember 1954 und Januar 1955 um rund 10 Prozent über­
schritten. Zusammen mit dem für das Rohholzangebot 
ausschlaggebenden Nichtstaatswald, der - wie bekannt - · 
71 Prozent der Gesamtwaldfläche des Landes ausmacht 
wurden der Wirtschaft im abgelaufenen Forstwirt~ 

.schaftsjahr über die Planung pinaus 30 Prozent höhere 

. Rohholzmengen zur Verfügung gestellt. Damit konnte 
~icht nur der Stoßbedarf zu Beginn des letzten Forst­
wirtschaftsjahres, sondern jede in der Folge auftretende 
Nachfrage zu normalen Preisen befriedigt werden. Die 
während des ganzen Jahres 1955 und auch noch zu Be­
ginn des Forstwirtschaftsjahres. 1956 anhaltende nach­
gebende Preistendenz - besonders für das ausschlag­
gebende Nadelstammholz - im Verein mit der günstigen , 
Entwicklung der allgemeinen Wirtschaft veranlaßte die 
Holz- und -verarbeitungsbetriebe, sich über das normale 
Maß hinaus zu bevorraten. Unter dem Einfluß des An­
gebotsüberhanges an Rund- und Schnittholz hat der 
Holzmarkt seit dem Frühjahr 1955 eine außerordent­
liche Beruhigung erfahren. Die Staatsforstverwaltung 
von Rheinland-Pfalz hat, so glauben wir, in richtiger 
Erkenntnis ihrer doppelten Verantwortlichkeit beim 
Holzverkauf bewußt Maß gehalten. Auf die anerken­
nenden Worte der Herren Abgeordneten Schultz und 
Dröscher möchte ich hier besonders gerne hinweisen. 

Wald und Wild sind eine Einheit; sie gehören zusammen. 
Die Jagdverwaltung Ist unablässig °bemüht, ·durch ent­
sprechende Abschußauflagen das erträgliche Gleichge­
v..icht zu halten und den berechtigten Belangen der 
Forst- und Landwirtschaft Rechnun·g zu tragen. Der Ab­
schuß bei Rotwild in den Staatsjagden kann .für~das 
Jahr 1955/56 berei.ts als über hundert Prozent erfüllt an­
gegeben we<den. ICh selbst möchte hier zur J agd nichts 
weiter ausführen, weil ich offenbar als bef.angen ange­
sehen werde; denn ich bekenne, daß ich auch ein Jäger 
bin. Aber trotzdem d~r! ich mich hier gerne den Ausfüh­
rungen des Herrn Abgeordneten Hachenberg zu der 
Frage . der Verpachtung von Staatsjagden, die aucli, 
glaube ich, hier aus der Breite des Parlamentes vorge­
tragen sind, anschließen. 

Alle Maßnahmen zur Sicherung der Agrarstruktur, die 
in unserem Land so vordringlich und wicht.ig sind, sind 
nach dem totalen Stopp der Kriegs- und ersten Nach­
kriegsjahre nunmehr wieder voll in Gang gekommen. 
Von den Kulturämtern wurden 78 Verfahren mit einer 
Fläche von rund 23 000 Hektar im Jahre 1956 zum Uber­
gang gebracht. Darunter waren alh~in 1420 Hektar Wein­
berge in reblausverseuchten Gemeinden. Bei den Kul­
turämtern waren a;h 1. Janua,r 1956 rund 536 Verfahren 
mit 341 742 Hektar anhängig. Hier darf ich den Herrn 
Abgeordneten Beckenbach in ·etwa berichtigen; er hatte 
vorhin von einer Zahl von 327 000 Hektar gesprochen. 
Im übrigen sind wir aber vom Landwirtschaftsministe­
rium durchaus mit ihm einig, daß hier noch sehr viel 
und sehr schnell etwas geschaffen werden muß, wenn 
wir den Gleichstan d an die Wirtschaft erreichen wollen. 

(Abg. Matth~s: Bravo!) 

., 
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Nach dem Kriege sind im Lande Rheinland-Pfalz rund 
142 000 Hektar flurbereinigt worden. Wir brauchen 
hier nicht· zu betonen, welche Bedeutung ~ie Neuor~­
nung der Gemarkungen im HinbliCk auf die Mechani­
sierung der Betriebe hat, und streben dahe~. a?, da~ 
die Landwirtschaft weitestgehend von der Moghchkelt 
der beschleunigten Zusa.rrunenlegung Gebrauch macht. 
Die Zusammenlegung schafft zunächst größere und 
wirtschaftlichere B.esitzstücke, ohne daß ein neues 
Wegenetz erstellt wir<i, und läßt sich in relativ kurz~r 
Zeit unter Inanspruchnahme der freiwilligen Mitarbeit 
der Beteiligten durchführen. Ich darf hier auf die Ver­
zögerungen hinweisen, die von den Herren Abgeord­
neten Schultz und Peters zu dieser Frage vol."getragen 
"'""'"'"n sind \Vir b"'absi„nti,,.en L>n Jahre 1956 in dem 

- ~·e~~j;;fachte~ Zusam"me~gu~g~erf.ahren rund 13 neue 
Verfahren anzulegen. Im vergangenen Jahr haben wir 
vier abschließen können. Da:s vereinfachte Zusammen:­
legun.gsvertahren hat vor allem für die G.ebi~te mit 
großbäuerlichem Besitz seine Bedeutung. Die 1m ver­
gangenen Jahr mit diesem Verfahren gemachten Er­
fahrungen sind günstig, und es ist unser Wu.nsch, ?aß 
davon mehl." als bisher Gebrauch gemacht wird. Diese 
vereinfachten Zusammenlegun,gsverfahren si.ß:d ein~ 
wertvolle Vorstufe für die spätere Flurbereinigung. 
Nach derp gegenwärtigen Stand haben wir in Rhei~­
land-Pfalz 37 Prozent umgelegt; es ist also noch .viel 
zu sChaffen, · wenn wir zu einer hundertprozentigen 
Umlegung kommen wollen. 

Von den im Jahre 1955 errichteten 992 Siedlungen wur­
den 129 - wie bereits <ier Her-r Abgeordnete Becken­
bach berichtet hat - von einheimischen Bewerbern und 
863 von Vertriebenen und Flüchtlingen übernommen. 
Im laufenden Wirtschaftsjahr wurden 90 Landarbeiter­
siedltmgen finanziert. 

Der Frage der Auflockerung der Dörfer und der Aus­
siedlung von Betrieben wurde die notwendige Beach­
tung geschenkt. Ich glaube, daß gerade der "Grüne Plan" 
hier eine wertvolle weitere Hilfe geben wird. Die vom 
Bundesernährungsminister genannten 3000.Höfe, die im 
Bundesgebiet aus der beengten Lage des Dorfes ausge­
~iedel t und mit etwa 10 000 Hektar aufgestoch.-t werden 
sollen liegen z.u einem großen Teil auch im Land~ 
Rheiniand-Pfalz. Von <lern für Flurbereinigung, Sied­
lung, Aufstockung usw. mit 20 Millionen. D~ als Bei­
hilfen und 60 Millionen DM als unverz.mshche Dar­
lehen zur Verfügung gestellten Betrag wird mit einer 
Zuwendung von ungefähr 20 Prozent für das Land 
Rheinland-Pfalz. z.u rechnen sein. 

Die Anpassung der Agrarstruktur an die modernen be­
triebswirtschaftlichen Er-fordernisse muß als wesent­
licher Bestandteil der Bestrebungen der Landesregie.­
rung :z.ur Verbesserung der gesamten Sozialstruktur an­
gesehen werden. Die Pflege des Vfasserhaushaltes .der 
Landschaft bereitet bekarmtiich manche Sorgen mch·t 
nur für die Landwirtschaft, sondern für die gesamt.:! 
Wirtschaft schlechthin und für unser .aller Dasein. Man 
braucht nur die Tageszeitungen einzusehen, die sich 
mehr und m~hr zum Sprachrohr dieser Sorgen machen. 
Auf der einen Seite gilt es, Uberschüsse ordnungsge­
mäß z.u beseitigen und .andererseits Mangelerscheinun­
gen zu mindern und zu verhindern. J?ie for~.scll:eitende 
Industrialisierung zeitigt nicht nur einen ständJ.g wach-
senden Verbrauch in begrenzten Bezirken, sondern 
auch eine Verschmutzung, der mit allen Mitteln des 
Geset:les entgegen.getreten werden muß. Nach wie vor 
bilden Wasserversorgung, Kanalisation und Abwässer .. 
reinigung die vordringlichsten Probleme der Wasser­
wirtschaft. Bis auf einen Rest von 3,2 Prozent ist die 
Bevölkerung einer zentralen Wasserversorgung ange-

schlossen, jedoch 19 Prozent sind jetzt noch unzure~­
chend mit Wasser versorgt. Weit schllmmer ist es mit 
der Kanalisation und der Abwässerre.i:ni.gung. 

Die Regelung der Wasserverhältnisse einschließlich des 
Hochwasserschutz.es und die Regulierung der Wasser­
läufe im Rahmen von Flurbereinlgunge,n, Wegebati 
einschließlich der Erhaltung von Wirtschaftswegen im 
erforde:rlichen Ausmaße, Beregnung in Trockengebieten 
des Landes mit Sonderkulturen zur Abwendung vor. 
.Trockenheitsschäden, Frostbekämpfung, die Anlage von 
Bodenschutzpflan:z.ungen im Rahmen der Landespflege 
erfordern im Laufe der Jahre einen Aufwand von meh­
reren hundert Millionen DM.· Bei der Anspannung des 
Kapitalmarktes ist eine Erhöhung der Mittel !ür Zins- . 
verbilligungen nicht zu umgehen. Teilweise müssen 
weiterhin bis zu 25 Prozent der Kosten aus öffent­
lichen Mitteln gegeben werden. Es ist deshalb erfreu­
lich daß auf dem Gebiete der Wasserwirtschaft der 
„Gr,i.ine Plan" wirksam weroen will. • 

Ich darf jetz.t vielleicht noch zu einigen Anregungen 
der Herren Abg.eordneten etwas sagen, s~weit sie mir 
noch geläufig sind. Herr Abgeordneter Müller hat 
zu -dem Berufswettkampf einige Zahlen genannt; die 
hängen zusammen mit dem Antrag auf E1·höhung des 
Haushaltsansatzes bei Kapitel 00 auf 60 000 DM. Herr 
Abgeordneter Müller, ich darf vielleicht berichtigen, 
daß im vergangenen .Jahr ein Betrag von 26 000 DM 
von den Bauernverbänden für die Durchführung des 
Berufsv.."ettkampfes angefordert worden ist und wir 
bereits im vergangenen Jahr von diesem Betr-ag die 
Hälfte den Bauernverbänden aus Förderungsmitteln 
vergütet haben~ Wir glaubten, wenn wir jetzt den 
Betrag von 30 000 DM bei Kapitel 08 hätten, daß wir 
dann cum grano salis auch mit der Hilfe der Bauern- . 
vet·bände zu einer ordnungsgemäßen Durchführung dPs 
Berufswettkampfes kommen könnten. 

Herr Abgeordneter Kern· hat die Unterbringung des 
Landespfianzenschutzamtes sehr stark kritisiert. Ich 
darf darauf hinweisen, daß nicllt nur das Landespflan­
zenschutzamt, sondern daß auch unsere Landeskultur­
verwaltung, unsere Wasserwirtscha!tsverwaltung, un­
sere Abteilung Marktwirtschaft genauso untergebracht 
sind wie das Landespflanzenschutzamt. Im Jahre 1951/52 
haben d iese Abteilungen die Baracken an der Wall­
straße bezogen. Diese waren damals schon nicht wür­
<Jig, eine_ Abteilung eines Mip.isteriums au!zunehm2n, 
und sind es heute erst recht nicht mehr. Wir warten ja 
nun alle auf irgen.deine Erleichterung. Wir erwähnten 
auch einen Ersatzba,u, in dem es endlich der Landwfrt­
scba.ft gelingen möge, die nun an sieben S·tellen ve.c­
teilten Dienststellen unter einem Dach zu vereinigen. 

Ich freue mich, gehört zu haben, daß cias Gerätelager 
in Bad Kreuznach in Ordnung ist. 

Zu den Au.sn-ierzun,gsbeihiMen, Herr Abgeordneter Bil­
len habe ich vorhin schon die Erklärung abgegeben. 
Ich' habe mich dabei auf die Erklärung berufen, die 
heute Herr Innenminister Dr. Zimmer bereits abge­
geben hatte. 

Hinsichtlich der Dieselkraftstof!verbilligu.r;g, Herr Ab­
geordneter Billen - das haben Sie auch erwähnt - , 
würden wir gerne ein anderes Verfahren einschlagen. 
Wir würden auch .germ:: urrsere landw•irtschaftl!chen 
Schulen von dieser zusätzlichen A·rbeit entlasten. Nur 
wissen wir nicht wie wir es billiger machen könnten. 
Wir sind gebund:m an die Verwendungsrichtlinien des 
Bupdes, der WlS ja zwingt, nach diesien R ichtlinien zu 
handeln. 

(Abg. Billen: Die Richtlinien sind sehr schlecht !) . 
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Wir werden weiter überlegen, ob wi•r nicht -durch ein 
·gemeinsames Vorgehen aller Länder n.un zu einer 
anderen Regelung konunen -können. Im übrigen be­
trägt die Verbilligung für den niadl.gewiesenen Diesel­
kraftstoffverbrauch nunmehr ab 1. April 23 Pfennige. 

(Abg. Billen: Wir sind zufrieden; wenn. d-as aus­
g~ahlt wird! Das ist bisher nicht -geschehen!) 

- Ich halte da.s nicht recht für möglich, 

(Abg. Billen; Ist aber ~art:sachel) 

denn die Mengen, die verfahren worden sind, die sind 
doch nachweisbar, Ull!d diese Mengen werden doch 
auch verbilligt! 

(Abg. Billen: Wir werden das nachweisen! - Abg. 
DrösCher: .Das scheint an der Abrechnung bei 

den Schulen zu liegen!) 

Herrn Abgoordneten Hachenberg darf ich sagen, daß 
die Ne~nstelle in Altenkirchen nach- wie vor weiter 
bestehen blieibt. 

(Abg. Hachenberg: Es fehlt der Leiter!)_, 

- Nein, da ist auch ein Leiter, das ist ein Vermessungs­
rat Bieler, Herr Abgeordneter Hachenberg. 

E:err Abgeordneter Dr. Adams hatte sodann die For­
schungsanstalt in Trier erwähnt mit der Befürchtung, 
daß Trier etwa mit Neustadt zusammengelegt werden 
könnte. Herr Abgeordneter I?r. Adams, diese Anre­
gung ist vom Rechm.un~shof ausgegangen, weil der 
Rechnungshof sich vorgestellt hatte, daß vie.lreicht 
e i n e F6rschungsanstalt für das ganze Land ausreichend 

. sei. Wenn das möglich wäre, drum wäre hier eine Ver-
eiriheitlichung der Verwalflung möglich. Aber da wir 
ja der Meinung sind, daß für aie M'OSiel eine For­
schungsanstalt dringend notwendig ist, glaube ich, daß 
sich auch -der Rechnungshof dazu verstehen wird, die 
+.andesversuchsanstalt in Trier aufrechtzuerhalten; 
und selbst dann, wenn sie .ein-es Tages „Forschungs­
ansta~t" genannt werden müßte, dann 'würde si:e in 
Trier verbleiben. Da·S kann ich Ihnen zu Ihrer Be­
ruhigung sagen. -

Das abgelauiene Wirtschaftsjahr ka= für die rhein­
land-pfälzische Landwirtlj;chaft im .großen und ganzen 
als normal angesehen· werden, In die::;en Normalzu­
stand ist auch die Aufwärtstendenz unserer Agrar-· 
produktion mit eingeSchlossen. Gewiß sind einige 
wirklich unerfreuliche Ausnahmen festzustellen die 
insbes·ondere in diesem Jahr unseren Weinbau' be­
treffen. Im Frühjahr des vergangenen Jahres hatte 
sich der Austrieb um reichlich vier Wochen verzögert, 
der Sommer brachte einen -weitreichenden Befall mit 
Peronospora, der Frühfrost im Oktober machte nicht 
nur die Gewinnung von Spätlesen unmöglich, sondern 
beeinträchtigte auch in weitem Umfange die Holzaus-, 
reife. Die sibirischen Temperaturen im Februar dieses 
Jahres haben unseren Weinbau teilweise schwex und 
schwerstens betroffen. Die notwendigen ·schadenser­
hebun·gen sind noch im Gange. Wi:r sind noch nicht in 
der Lage, in Prozenten anzugeben, wie weit nun 
Riesling, wie weit Silvaner oder wie weit Müller-Thur­
gau gelitten haben. Wir meinen- jedoch, daß zu einer 
Panikstimmung im Weinbau lllild in der Weinwirt­
schaft keine Veranlassung besteht. Die Erfahrungen 
nach solchen Wintern sind. wenigstens in qualitativer 
Hinsicht günstig. Wir haben ja die Erfahrung aus dem 
Jahr 1928/29 und wir haben das Jalu- 1940/41 mit ge­
nau denselben 'stren.gen Frösten erlebt. Der Umfang 
des Schadens ist allerdings noch festzu-stellen, wir 
wissen noch nicht, wie hoch er i:st. 

Solche Ereignisse, wie sie-jetzt meinetwegen im Wein­
bau sich ausgewirkt haben und wie sie vielleicht auch 
die Wintersaaten treffen - wir haben auch davon noch 
keine VorsteU.ung, wie weit insbesondere die Nacht­
fröste in <len letzten 14 Tagen Schaden angerichtet 
haben -, -kennzeichneni die beS19ndiere Stellurig der 
I.,a.ndwir1;sch:aft. Hier sind· rein wirtschaftliche Berech­
nungen unmöglich. Die Gleiichurug ist mit so vielen -
Unbekannten und R~en. belastet, .und di-ese Risiken 
und Bela'Sbmgen treffen heute eine Landwirtschaft, 
die über keinerlei Kapitalpo1ster mehr verfügt„ so _ 
wie· es früher in einer geordneten Wirtschaft übliCh 
war. Heute ist es notweru:lig-, Ausfälle, die die Land­
wirtschaft in ihrer Existenz gefährden, mit öffent-
Hch.~n l„'.Ittteln au.,""T~glcichen. Solehe r11'Ia..ßna...11.men sL.'"'ld 
vtir -WJ.serer Landwirtschaft un.d dem 'Landvolk schul­
dig, da Ausfälle dieser Art ni!cht nur den einz'elnen 
treffen, \Sondern auch für unsere Gesamtwirbscb.aft be­
drohlich sind. Sie bringen UllJS unter Umständen in der 
Nabrung>svers·orgung in eine unerwünschte Abhängig­
keit vom Ausland. Es besteht nicht nur die Gefahr, 
daß Verswgungslücken auftreten, sondern auch jene 
der überhöhten Preise. Mit niiedtigen Preisen aus Im­
porten so11te man nicht allzu sehr rechnen, denn aus 
den Läilldern mit l.lberschüssen an Agrarprodukten sind 
heute zum großen Teil Industvielä.nldier gewofden, die 
ihre früheren Agrarübers<;hüsse se1bst benötigen. 

Wir dürfen uns deshalb' glücklich schätzen, da.!3 die 
deutsche Landwirtschaft in ihrem :Leistungswillen und 
ihrem Leistungsvermögen wieder eine Selbstversor­
gung von etwa 70 bis 75 v. H. unseres gesamten Nah­
rungsbedarfs erreicht hat. Für diese Leistung können 
wir dem deutschen Bauern nicht genug dankbar sein . 
Sie wird unteT Umständen und unter Bedingungen 
erzielt, von denen die übrige Bevölkerung im allge­
meinen keine Vorstellung hat, die sie _aber in der 
heutigen arbeitsteiligen Wirtschaft mit ihren tech­
nischen Errungenschaften für sich ablehnen würde. 
Es ist uns deshalb ein besonderes Bedürfnis, diesen 
Dank, der gleichzeitig. eine besondere Anerkennung 
zum Ausdruck bringen soll, unserer Landbevölkerung 
und insbesondere der meist überlasteten Landfrau aus­
zusprechen. Dank gebührt auch allen Helfern unserer 
Bauern, die trotz der besonderen Erschwernisse ihres 
Berufes in der Landwirtschaft ausharren. Es ist zu 
hoffen, daß es durch einzelne Maßnahmen des „Grünen 
Planes" gelingt, nicht nur das Lohnniveau für den 
Landarbeiter anzugleichen, sondern ihn auch in Neben­
erwerbssiedlungen seßhaft zu machen. 

Hervorzuheben ist auch die fruchtbare Zusammenarbeit 
der: Landwirtschaftsverwaltung mit den Landwirt­
scbaftskammern des Landes und den Fachverbänden, 
einschließlich der Bauernverbände. Gerade sie haben, 
in den Zeiten der Spannungen und der Unruhe sieb 
nicht von radikalen Tendenzen und Bestrebungen lei­
ten lassen, sondern immer die konstruktive Zusammen- . 
arbeit und das gebotene Maßhalten in ihren Forde­
rungen gesucht und bewahrt. Wir verstehen ihre 
schwierige Lage und danken ihnen für die beobach-
tete Disziplin. - -

Im Namen des Herrn Ministers Stübinger d;rf ich auch 
allen Angehörigen der Verwaltung Dä{lk und Aner­
kennung. für die geleistete Arbeit aussprechen. Diese 
Arbeit wird auch in Zukunft nicht leichter werden da 
nicht zuletZt der „Grüne Plan" zusätzHche Belastun'gen 
für alle Arbeitskräfte mit sich bringt. · 

Besonderer Dank gilt det: sachlichen Arbeit der ein­
scl:J.lägigen Ausschüsse des Landtages, an der die An­
gehörigen aller Parteien den gleichen Anteil haben. 
Diese verständnisvolle Arbeit findet ihre' Krönung 
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durch die sachliche und warmherzige Behandlung aller 
Probleme der Landwirtschaft, des Weinbaues und der 
Forsten in der heutigen Plenarsitzung. Allen dafür 
herzlichen Dank! 
Wachsendes Verständnis für die Sorgen und Nöte un­
seres ·Landvolkes können wir aber nicht nur mit gro­
ßer Genugtuung im Parlament feststellen, sondern -
so hoffen wir - in steigendem Maße auch bei Presse 
und Funk wie auch in der breitesten Öffentlichkeit. 
Unsere eigene Agrarproduktion so wichtig zu nehmen, 
wie sie in der Tat ist, und nicht weniger wichtig als 
andere wirtschaftliche Betätigungen, dieses Erforder­
nis ist vielleicht in manchen Zeiten von unserem Volk 
vergessen worden. Das hat zu jener geistigen und ma­
teriellen Disparität unserer Landwirtschaft geführt, 
die wir im Interesse unseres Volkes up.d Staates zu 
beseitigen uns anschicken. 

(Starker Beifall des Hauses.) 

Präsident Wolters: 
Meine Damen und Herren! Wortmeldungen liegen 
nicht mehr vor. Wir kommen zur Abstimmung. Ich 
lasse zunächst abstimmen über den Änderungsantrag 
des Haushalts- und Finanzausschusses, Drucksache 
II/93. Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich um das Handzeichenl - Die Gegen­
probe! - Stimmenthaltung! - Ich stelle die einstimmige 
Annahme fest. 
Ich rufe aui Kapitel l, Kapitel 2 und Lasse bei Ka:. 
pitel 2 abstimmen über den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD, Drucksache II/114, Erhöhung der 
Zuschüsse für die. Einrichtung von bäuerlichen Ge­
meinschaftsanlagen. Wer diesem Antrag zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen! - Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltung! - Der Antrag ist mit einer Stimm­
enthaltung gegen die Stimmen der Fraktion der SPD 
abgelehnt worden. 
Ich rufe auf Kapitel 3, 4, 5, 6, 7 und 8 und lasse bei 
Kapitel 8 abstimmen über den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD. Drucksache II/115, über die Zu­
schüsse für Zinsverbilligungen zur Errichtung von 
Jungviehställen. Wer dem Antrag zustimmt, den~bitte 
ich um das Handzeichenl - Die Gegenprobe! :- Der 
Antrag ist gegen die Stimmen der Antragsteller ab­
gelehnt worden. 
Ich rufe auf die Kapitel 9, 10, 11, 12, 13, 16, 17, 18, 
22, 23, 24, 25 und 29 und lasse - -, entschuldigen Sie, 
ich muß noch nachträglich eine weitere Abstimmung 
vornehmen bei Kapitel 8, und zwar über den Ände­
rungsantrag Drucksache II/ 118, Landeszuschuß zu1· 
Förderung der Landjugend. Wer dem Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD, Drucksache II/118, zustimmen 
will, den bitte ich um das Handzeichen! - Die Gegen- · 
probe! - Der Antrag ist ·abgelehnt. 
Ich rufe auf Kapitel 29 und 30 und lasse bei Kapitel 30 
abstimmen über einen Änderungsantrag der Abgeord­
neten Piedmont, Wetzel und anderer ~ Drucksiache 
II /119 - Einnahmen aus der Jagd. Zu diesem Antrag 
hat das Wort Herr ~bgeordneter Schmidt von der 
SPD. ' 

Abg. Schmidt.: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herrenl Ich hätte 
Ihnen gern diese Stellungnahme in der späten Abend­
stunde erspart, aber ich bedaure, diesen Antrag nicht 
unwidersprochen lassen zu können. 
Das Land verfügt, wie mitgeteilt worden ist, über einen 
Waldbesitz. von 202 000 ha. Die Einnahmen aus der Jagd 
sind jetzt nach Ihrem Voranschlag angesetzt mit 300 000 
D-Mark, die Ansgaben sind angesetzt unter Titel 430 in 

Kapitel 30 mit 120 000 bM. Es verbleibt also von 202 000 
Hektar Waldbesitz eine Einnahme aus der Jagd in Höhe 
von 180 000 DM. Gestatten Sie mir, folgendes festzustel­
len: Wenn die Gemeinden und die Privatwaldbesitzer -
sofern sie verpachten - ihre Jagden fiskalisch genauso 
verwerten würden,, wie das hier der Staat tut, dann 
würde vermutlich der Herr Innenminister die Haus­
haltsführung der betreffenden Gemeinden beanstanden; 
er würde den Gemeinden vorhalten, daß sie die Ein­
nahmemöglichkeiten der Gemeinden schlecht auszu­
schöpfen verständen. Das, was nach dieser Seite gilt, 
muß auch für den Staat gelten. 
Wir haben aber nicht nur aus diesem Prinzip her:~us 
Bedenken gegen die Wiederherabsetzung des im Haus­
halts- und Finanzausschuß vereinbarten Voranschla­
ges, sondern wir wollten ja dadurch erreichen, daß 
die staatlichen Forstverwaltungen sich entschließen, ei­
ner zweckmäßigen Abrundung zwischen Staatsjagden 
und verpachteten Gemeindejagden eine größere Unter­
stützung zu gewähren, als das bisher geschehen ist. Auch 
diese Absicht soll nun wieder UQ.möglich gemacht wer­
den. 
Noch ein offenes Wort zu dem anderen Grund, weshalb 
wir Ihren Antrag ablehnen müssen. Wenn unser Vor­
anschlag, den wir im Haushalts- und Finanzausschuß 
vereinbart hatten, durch das Hohe Haus akzeptiert wor~ 
den wäre, d·ann wären zur Bej>agung rein staatlicher 
Jagden vermutlich mindestens 100 000 ha übrig geblie­
ben. Wir sind der Meinung, daß 100 000 ha staatliche 
Jagdfläche in unserem Lande auch für alle die Amu­
sements ausreichen ·würden, die für gewisse Behörden­
und Dienststellenleiter mit der Jagd verbunden sind. 

(Zurufe der CDU.} 

Wir wollten erreichen, daß die staatlichen Beamte~ in 
der Forstverwaltung etwas weniger an die Jagd und 
etwas mehr an ihren Wald denken! 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Dr. Boden: Das würden 
wir auch begrüßen!) 

Präsident Wolters: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Wetzel von der Frak­
tion der CDU. 

Abg. Wetzei: . . 
Herr Präsident! Meine· Damen und Herrenl Der Antrog 
ist nicht etwa deshalb geboren, um dem Land die Mög­
lichkeit zu nehmen, höhere Einnahmen aus der Jagd zu 
erzielen, sondern aus der Überzeugung heraus, daß das, 
w a s hier angestrebt werden soll, sich negativ auswirken 
p;'ird. Die Beispiele hierfür könnten in großer Ziihl vor­
getragen werden. Mit Ri.icksicht auf die vorgerückte 
Stunde ganz kurz folgendes: 

Meine Damen ·und Herren, das Land Rheinland-Pfalz 
, h a t bereits 25 v. H. seiner Jagd!lächen verpachtet. Es 
steht somit - mit Ausnahme eines einzigen Bundeslan-
des - weit i.iber dem Schnitt der verpachteten Flächen 
aller übrigen Länder, was die Staatsjagden anbetrifft. 

(Abg. Dröscher: Das ist ,kein Grund!) 

- Ich bitte, mich nicht zu unterbrechen, ich habe auch 
Ihrem Re<;!ner sehr aufmerksam zugehört. 

Meine Damen und Herren, was haben wir denn er­
fahren? · 

Wir haben erfahren, daß in der letzten Zeit bei der 
Ve1·pac:htung staatlicher Jagden, sprich Rotwildrevie1·e, 
eine Gruppe von Menschen sich die Jagden pachtete. 
der wir Jäger der alten Farbe und det alten Tradi~ 
tion abhold sind, 

{Sehr gut!' und Beifall bei der FDP.) 
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und ~war deshalb, weil wll" n,iciht unterstützen wollen, 
daß Leute, die es sich auf Grund ihres Geldsäckels lei­
sten können, die Jagd <nicht als Sp0rt betreiben; son­
dern die J~ zui; Ausnüt:rung ihrer geschäitl:ichen Be-
ziehun,geno noch stärker in! Anspruch nehmen.. · 

(Abg. Köoig: Das hört sich verdammt schlecht an!) 

Auf der anderen Seite, meine Damen und Herren, so­
weit die . Jagden mit Roti.vildbes tand auf Grund 
der Beschlüsse von Agrara.ussclluß, Parlament und 
mit Unierstützung der Forstbehörde so gehand­
habt werden, :wie es bis jetzt schon den Anschein hat, 
daß es zum Ziele führt, können wir festsrellen, daß 
wir dann iii. der Lage sind, neben der Jagd einen weii 
höheren Holz-ertrag garantiert zu h aben, wie in all· 
den Jagdgebieten, in denen der Jagdpächter allein 

_ der Inhab.er wai:, der dann zu bestimmen hatte über 
die Stückzahl seines Wildes wlld den daraus festzu­
setzenden Abschußplan. Wenn das jemand im Hohen 
Hause nicht glauben wil'l, so •will ich ihm empfehlen, 
sich ein.mral aus dem Trierer Bezirk und der Gegend 
von Prüm die Resultate der angerichteten Wildschäden 
vorlegen zu lassen, die dort von den Jagdpädltern im 
Verhältnis zu der J3.gdpacht zu verzeichnen waren. · 
W e~ter ist heute nachmittag m:>ch foLgerui~s ange­
schnitten worden. Wir müssen uns einmal überlegen, 
wie durch einen planmäßigen Abschuß in den jagd­
lichen Forsten erreicht werden kann - nicht nur das 
Wild- zu züchten, wie es bei den Jagdsrteigerern der 
neuen Sorte zur Zeit gepflegt wird -, daß ein richtiges 
Verhältnis · zwiscbleill Kahlwild und Hirschen ve>rha.n­
den ist und daß dementsprechend auf den Wildschaden 
ein gruiz merklicher Einfluß ausgeül:>t werden,. kann. 

Wenn wir uns die Jagdeinnia.hmen im Kapitel 40 in 
Höhe von 750 000 DM ansehen und uns nicht ernst­
haft bemühen, a.uf der andieren Seite auch den Erfolg, 
den wir haben müssen bei einem planmäßig durchge­
führten Abschuß in punkbo Holzwirtschaft in Ver­
gleich z.u stellen, c;tan.n machen 'wi:r eiine falsche Rech­
nung au;f. Dur ch das Vorgehen der J.agdbehörden mit 
ihren eigentlidlen Jagd'bezirken geben wir eine ge­
wisse Garantie für die Erhal'tung der Jagden un d 
der~ Erlöse für die · Gemeinden. 

Herr Kollege Schmidt, ich möchte behaupten, was ich 
jetzt eben €)esagt habe, Wird .in erhöhtem Maße durch­
geführt werden, wenn wir einen g:ewissen Prozentsatz 
von Staatsjagden in der ordnuoigsmäßigien Pfie.ge und 
Betreuung sowie die Abschußregebung in eigener Re­
gie behalten. Es sind bereits 2S v. H. verpachtet. SeLb.;t 
wenn d-er hier angesetzte Betrag stehen bieibt - so­
weit Sie aus dien Verhandlungen im Haushalts- und 
Fin'lllttausschuß gehört _ haben., w~sien ·Sie, daß· wir 
stärkste Bedenken hatten -, können wir dem Herrn 
Minister keine Vorwürfe machen, wenn er den Be­
trag nicht ecreicht. 

Ich bin persönlich der M-einun.g, man soll nicht Etats 
künstl~ch aufbauen, von den~ man im voraus weiß, 
daß sie nicht verwirklicht werden könnoo„ Atis die­
sem Grunde haben wiT den Anb:ag .gest.ellt. Ich bitte, 

·ihm zuzustimm.en. 

Präsident Wolters: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Schultz von der 
Fraktion der FDP. 

Ich darf bitten , be~ der Begründung von Anträgen 
bzw. der Erw.tderung dm-auf sicll mögl'idlst kurz z.u 
fassen. 

Abg. Schultz: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich fasse 
mich sehr kurz. 

(Abg. König: über die Kürzung der Einnahmen 
' lohnt sich schon zu reden!) 

Ich d arf darauf hinwe~sen, daß ich vorhin schon zu der 
Sache gesprochen habe. Ich möchte nur noch ergän­
zend sagen, daß dieses Problem der Verpachtung der 

·staatsjagclen schon seit 1918 die Gemüter beschäftigt 
und daß es nicht nur unter rein fiskalischen Gesichts­
punkten gesehen werden und das Problem an sich 
auch nicllt durch einen Haushaltsansatz erledigt wer­
den ' kann. 

Ich möchte, nachdem so viele praktische Dinge gesagt 
worden sin<l, · nur noch hinzufügen, daß auch gewiss~ 
ideelle Gesichtspunkte eine Rolle spielen. Wenn Sie 
erlauben, möchte ich damit vergleichen Museen und 
St:hlösser. Sie können ja auch Museen <ind Schlösser 
nicht plötzlich aufheben, weil das Eintrittsgeld nicht 
re~cht, um die Unkosten zu decken. 

Präsident Wolters: 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zur Abs tLrn­
j · mung. Wer dem Änderungsantrag der Abgeoroneten 
1 Piedmont, Wetzel und andere - Drucksache II/119 ~ 
J, seine Zustimmung geben will, den bitte ich, d ie Hand 

zu erheben! - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltung! -
Der An'tr ag ist mit Mehrheit angenommen. / 
Ich ruie auf Kapitel 32, 33, 34, 35, 40 und lasse bei 
Kapitel 40 abstimmen - über den Änderungsantrag, 
Druclmache II/116. 

, (A~. Dr . Boden: Ich bitte ui:ns W_ort!) 

- Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Boden. 

Abg. Dr. Boden: 

Gestatten Sie mir, Herr PräS'ident, daß ich vom Platz.e 
aus spreche. 

i 
Präsident Wolters: 

Bitte schön! 

Abg. Dr. Boden (fortfahrend); 

Meine Damen und Herren! Ich möchte hier kurz fol­
gendes ausführen: 

Meine Fr aktionsfreunde stehen der Sache, die hier zu 
einer Erhöhung des Etataosatzes um 1,4 Million DM 
führen würde, an sich durch.aus wohlwollend gegen­
über. Wir sind aber der Auffassung, daß gerade die 
Sachbestimmung, die h ier im Tenor enthalten ist, bei 
der demnächstigen Beratuug des „Grünen Berichtes" in 
dem auch_ die Umlegungen und <iie Besc.hafiiung von 
arbei.tsparenden Baugeräten ausdrücklich erwähnt 
sind, dort zu einer anderen Etatisierung, w-ie hier vor- . 
geseh;en, führen werden. 

Wir sind deshal'b der Auffassung, daß wir den Etat-. 
ansatz heute bestehen lassen, aber bei der demnächst 
folgenden Beratung den Antrag besprechen können. 

Präsident Wolters: 

Ich lasse abstimmen über den Anderun:gsantra.g Druck­
sache II/ 116. Wer dem Ant!:'ag zustimmt, den bitte ich 

·- um das Handzeichen! - Die Gegenprobe! -

Der Antrag ist mit Mehrpeit ~bgelehnt. 
Ich rufe auf das Kapitel 41 und lasse abstimmen über 
den Haushaltsplan 07 des Ministeriums für Landwirt­
schaft,' Weinbau und Forsten in zweiter Beratung. · 

- - '' "' 

· . „ j, 
·.: 



.• 

388 Stenographische Bet'ichte des Landtages von Rheinland-Pialz, III. WahlPeriode 

wer dem Haushaltsplan in zweiter Beratung seine 
Zustimmung geöen will, den bitte ich uµi das Hand­
zeichen! - Die Ge:genprobe! -. 
Der Haushaltsplan ist angenommen gegen die Stim-
men der Fraktion der SPD. • 

Meine Damen und Herren! Es ist noch ein Entschlie­
ßungsantrag eingebracht worden. Grundsätzlich sol­
len, wie ich heute morgen schon sagte, die Entschlie­
ßungsanträge erst bei der dritten Lesung behandelt' 
werden. Wir wollen das aber der Einfachheit halber 
ausnalunsweise bei 'C!er zweiten Beratung macllen. 
Es ist der Entschließungsantrag Drucksache II/ 106 der 
drei Fraktionen, nach dem die Frostschäden ermittelt 
werden sollen. Wer diesem Entschließungsantrag zq­
stimmen will, den bitte ich, - - Bitte seh1·, Herr Kol­
lege W etzel. 

Abg. Wetzei: 

Meine Damen und Herrenl Ich stelle hiermit 'den An­
trag, daß in dem Entschließungsantrag das Wort noch 
eingefügt wird: ... über das Ausmaß der Frostschäden 
im Wein- und 0 b s t b a u. Die Schäden im Obstbau 
sind mindestens 'genauso katastrophal. 

Präsident Wolters: 

Meine Damen und Herren! Es sind noch ·weitere An­
träge gestellt worden. Ich glaube, wir können allge­
mein das Ministerium ersuchen, die Frostschäden in 
der gesamten Landwirtschaft zu erfassen. 

(Sehr richtig! im Hause.) 

Das Haus ist mit diesem Vorschlag einverstanden, so 
daß wir über den Antrag nicht besonders abzustim-
men brauchen. . , 

Damit haben wir die Abs~immung über den Haus­
haltsplan beendet. - Zur Abgabe einer persönllchen 
Erklärung hat Herr Abgeordneter Lotz von der Frak­
tion der FDP das Wort. 

Abg. Lotz: 

Herr Präsident! Meine Damen un(! Herren! Ich habe 
heute hier i.m Hause •als Sprecher meiner Fraktion zu 
einigen Dingen Stellung genommen, die uns auch ver~ 

. anlaßten, an den Herrn Innenminister die Bitte zu 
richten, solche Unterstellungen nicht meh'r z.u wieder­
holen. 

Ich habe heute abend aus den Rundfunknachrichten 
entnehmen müssen, daß, diese urusere Bitte dahinge­
hend ausgelegt worden ist, daß sie als unqualifizierte 

. Angriffe auf einen Minister des Kabinetts gerichtet 
sind. Ich möchte diesen Dingen auf das entschiedenste 
entgegentreten und sie zurückweisen. Es sind von mir 
keine Angrüfe gewesen. 

Meine Damen und Herre~! Sie werden für sich in An­
spruch nelunen, wenn Ihren Parteifreunden der Vor­

·Wt1rf gemacht wird, als Naz.is wieder·zur Machtergrei-
fung zu schreiten, eine gleiche Erklärung hier abzu­
geben. 

Präsident Wolters: 

Meine Damen und' Herren! Sie haben d ie persönliche 
Erklärung gehört. Wir 9ind an das Ende der Tages~ 
cironung angelangt. Ich berufe <lie nächste SiWl.lng des 
Landtages ei.n für mongen früh um 9.30 Uhr. Die Sit­
z1,mg ist geschlossen. 

E n d e d e r S i t z u n g : 1 9 . 5 6 U h r-. 


